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1. Einleitung 
1.1 Problemstellung und Abgrenzung des Untersuchungsgegenstandes 
Nach der Unterzeichnung des Staatsvertrages zur Wirtschafts-, Währungs- und Sozialunion 
und des Einigungsvertrages zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der DDR bot 
sich der ostdeutschen Bevölkerung nicht nur die Möglichkeit zur Verwirklichung der ökono-
mischen und politischen Freiheitsrechte, sondern auch die Chance zu einer raschen Annä-
herung ihrer Einkommensverhältnisse und ihres Lebensstandards an das westdeutsche Ni-
veau. Daher war die Vereinigungseuphorie der ostdeutschen Bürger und der deutschen Poli-
tiker sehr groß. Allerdings wurden die negativen Folgen Wirkungen aus den gravierenden 
ordnungspolitischen Mängeln der zentralplanwirtschaftlichen Wirtschaftsordnung der ehema-
ligen DDR im Vergleich zur marktwirtschaftlichen Wirtschaftsordnung der Bundesrepublik 
Deutschland erheblich unterschätzt.
1
 So waren die offiziellen Schätzungen über den markt-
wirtschaftlichen Nutzungswert des Sachkapitalstocks der ehemaligen DDR zum Zeitpunkt 
der deutschen Vereinigung in der Mehrzahl viel zu optimistisch. Dieser war nämlich größten-
teils technologisch veraltet, unproduktiv sowie national und international nicht-
wettbewerbsfähig.
2
 Außerdem entsprach die Infrastrukturausstattung der DDR sowohl in 
qualitativer Hinsicht als auch in quantitativer Hinsicht nicht den marktwirtschaftlichen Erfor-
dernissen, da die staatlichen Erhaltungs- und Erweiterungsinvestitionen in die Infrastruktur in 
der ehemaligen DDR viel zu niedrig waren.
3
  
Dementsprechend setzte die Übertragung der rechtlichen und institutionellen Rahmenbedin-
gungen der marktwirtschaftlichen Wirtschaftsordnung der Bundesrepublik Deutschland auf 
die ehemalige DDR dort fast zwangsläufig einen umfassenden marktwirtschaftlichen Struk-
turwandel in Gang. Er führte in kurzer Zeit zu einer Entwertung des veralteten gesamtwirt-
schaftlichen Sach- und Humankapitalstocks und für eine unbestimmte Dauer zu gravieren-
den strukturellen, sozialen und beschäftigungspolitischen Problemen.
4
  
                                                
1
  Hierzu zählten insbesondere: ein hoher betrieblicher Konzentrationsgrad, die weitgehende Ab-
kopplung von der internationalen Arbeitsteilung und dem internationalen Güterhandel, Steue-
rungsprobleme bei der Planung und Lenkung des Wirtschaftsprozesses durch die Zentralin-
stanz, das Fehlen eines funktionsfähigen Wettbewerbs und markwirtschaftlichen Preissystems 
sowie mangelnde marktwirtschaftliche Anreize und Sanktionen für autonome unternehmerische 
Entscheidungen. Vgl. Kantzenbach, E. (1991), S. 37 ff. und Cox, H. (1991), S. 115 ff. 
2
  Vgl. Dietrich, V. u.a. (1997), S. 37 f. und Leis, G. (1994), S. 95 ff. 
3
  Vgl. Heilemann, U. /Rappen, H. (1997), S. 39 und Junkernheinrich, M. (1995), S. 158 ff. 
4
  Vgl. Meinhardt, V. u.a. (1995), S. 87 und Kantzenbach, E. (1991), S. 35 ff.  
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Daraufhin sah sich die deutsche Finanzpolitik zu einer aktiven struktur- und sozialpolitischen 
Flankierung des ostdeutschen Transformationsprozess durch öffentliche Finanztransfers aus 
Westdeutschland gezwungen. Während die strukturpolitisch motivierten West-Ost-
Finanztransfers der Modernisierung und dem Neuaufbau des gesamtwirtschaftlichen Sach-
kapitalstocks dienten, sollten die West-Ost-Sozialtransfers die massiven sozialen Probleme 
in den neuen Bundesländern soweit wie möglich verringern.
5
  
In der westdeutschen Wirtschaft, im Kreis der Wirtschaftswissenschaftler und bei den deut-
schen Finanzpolitikern lösten die West-Ost-Finanztransfers bereits unmittelbar nach der 
deutschen Vereinigung eine heftige Diskussion aus. Diese war zum einen darauf zurückzu-
führen, dass der erwartete Finanzbedarf Ostdeutschlands für eine unbestimmte Zeit sehr 
hoch war und die öffentlichen Transferträger die Finanztransfers nach Ostdeutschland nur zu 
einem sehr geringen Teil durch vorhandene Haushaltsüberschüsse aufbringen konnten. Eine 
merkliche Zurückdrängung der Ansprüche der westdeutschen privaten Haushalte und Unter-
nehmen an das aktuelle und zukünftig erwirtschaftete Sozialprodukt erschien aus finanzpoli-
tischer Sicht unvermeidlich. Allerdings mussten die Finanzpolitiker davon auszugehen, dass 
der westdeutsche private Sektor nur für eine begrenzte Zeit und nur in begrenzter Höhe auf 
einen Teil des westdeutschen Volkseinkommens zu Gunsten Ostdeutschlands verzichten 
wollte. Zum zweiten sorgten die West-Ost-Finanztransfers und ihre Finanzierung im alten 
Bundesgebiet für eine rege wissenschaftliche und politische Diskussion über ihre Auswir-
kungen auf das reale westdeutsche Wirtschaftswachstum, auf die interregionale Einkom-
mensverteilung zwischen West- und Ostdeutschland, auf die personelle, regionale und sekt-




Die vorliegende Studie greift diese verteilungspolitische Diskussion um die öffentlichen in-
nerdeutschen Finanztransferströme seit der deutschen Vereinigung auf und analysiert ihre 
interregionalen Einkommensverteilungswirkungen zwischen Westdeutschland und Ost-
deutschland und ihre interpersonellen Einkommensverteilungswirkungen in Westdeutsch-
land. Bei der interregionalen Verteilungsanalyse wird der Frage nachgegangen, in welchem 
Ausmaß die öffentlichen innerdeutschen Finanztransferströme eine interregionale Einkom-
mensumverteilung von West- nach Ostdeutschland generiert haben. Bei der interpersonellen 
Verteilungsanalyse werden ihre Auswirkungen auf die personelle Einkommensverteilung in 
der alten Bundesrepublik Deutschland genauer analysiert.  
                                                
5
  Vgl. Ragnitz, J. (1997), S. 9 ff. und Stille, F. (1997), S. 15 ff. 
6
  Vgl. Vesper, D. (1995), S. 368 f. und Leis, G. (1994), S. 111 und S. 140 f. 
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Nach Ansicht des Autors dieser Studie sind die bisher veröffentlichten theoretischen und 
empirischen Studien zu den interpersonellen Einkommensverteilungswirkungen der öffentli-
chen innerdeutschen Finanztransferströme unbefriedigend, da sie sich durch zwei zentrale 
konzeptionelle Mängel auszeichnen: Zum einen analysieren die Studien nur die interperso-
nellen Einkommensverteilungswirkungen von einigen ausgewählten diskretionären finanzpo-
litischen Maßnahmen zur Finanzierung der öffentlichen West-Ost-Bruttofinanztransfers. Da-
zu zählen v.a. die Mehrwertsteuererhöhung, die Einführung des Solidaritätszuschlags und 
die Erhöhung der gesetzlichen Sozialversicherungsbeiträge. Daraus wurde die provokante 
These abgeleitet, dass bei der Finanzierung der West-Ost-Bruttofinanztransfers eine „perso-
nelle Gerechtigkeitslücke“ aufgetreten sei.
7
 Diese selektive Vorgehensweise ist jedoch unbe-
friedigend, weil erstens das gesamte diskretionäre Maßnahmenbündel und zweitens auch 
die nicht-diskretionäre Finanzmittelaufbringung durch den vereinigungsbedingten Inflations-
impuls und den vereinigungsbedingten realen Wachstumsimpuls im alten Bundesgebiet ver-
teilungswirksam waren.  
Zum zweiten beschränken sich die meisten Studien auf eine personelle Verteilungsanalyse 
der Finanzierung der öffentlichen West-Ost-Finanztransfers. Damit vernachlässigen sie die 
Relevanz der Nutzung der investiven West-Ost-Bruttofinanztransfers durch westdeutsche 
Wirtschaftssubjekte für die personelle Einkommensverteilung in Westdeutschland. Deshalb 
analysiert die vorliegende Studie zusätzlich auch die interpersonellen Einkommensvertei-
lungswirkungen aus der Inanspruchnahme der staatlichen Investitionsförderung für Ost-
deutschland durch westdeutsche Investoren, aus der Nutzung des staatlichen Infrastruktur-
angebotes in Ostdeutschland durch westdeutsche private Haushalte und Unternehmen und 
aus der finanziellen Begünstigung westdeutscher Investoren bei der Privatisierung des 
Volksvermögens der ehemaligen DDR. Erst dadurch wird es möglich, die Gesamtwirkung 
der öffentlichen innerdeutschen Finanztransferströme auf die personelle Einkommensvertei-
lung in Westdeutschland abzuleiten und verteilungspolitisch zu bewerten. Aufgrund des lü-
ckenhaften statistischen Datenmaterials ist eine Quantifizierung der Einzelwirkungen und der 
Gesamtwirkung leider nicht möglich. Deshalb beschränkt sich diese Studie auf die Beantwor-
tung der Frage, ob die interpersonelle Gesamtwirkung per Saldo vermutlich eher einkom-
mensdifferenzierend oder eher einkommensnivellierend war. 
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  Vgl. Rheinisch-Westfälisches Institut für Wirtschaftsforschung (1992), S. 1 ff. 
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1.2 Gang der Arbeit 
Nachdem der Untersuchungsgegenstand der vorliegenden Studie in Abschnitt 1.1 in zwei 
zentrale Fragestellungen abgegrenzt wurde, wird der Gang der Arbeit durch diese beiden 
Fragestellungen vorgegeben. Im Hauptteil 1 werden die interregionalen Einkommensvertei-
lungswirkungen der öffentlichen innerdeutschen Finanztransferströme seit der deutschen 
Vereinigung genauer analysiert. Dazu ist zunächst eine Kennzeichnung, Abgrenzung und 
statistische Erfassung der seit der deutschen Vereinigung von West- nach Ostdeutschland 
geleisteten öffentlichen Bruttofinanztransfers notwendig. Nach einer Definition und Abgren-
zung der relevanten Begriffe in Abschnitt 2.1 gibt Abschnitt 2.2 einen Überblick über die Trä-
ger der öffentlichen West-Ost-Bruttofinanztransfers und Abschnitt 2.3 einen Überblick über 
die Berechnungen diverser Institutionen zum Gesamtvolumen und zur Trägerstruktur der 
öffentlichen West-Ost-Bruttofinanztransfers.  
Er bildet die Grundlage für die Kennzeichnung, Abgrenzung und statistische Erfassung der 
öffentlichen West-Ost-Nettofinanztransfers in Kapitel 3. Dazu wird der „Eigenbeitrag“ Ost-
deutschlands zur Finanzierung der kumulierten West-Ost-Bruttofinanztransfers zunächst in 
Abschnitt 3.1 näher spezifiziert und anschließend in Abschnitt 3.2 statistisch erfasst. Schließ-
lich wird in Kapitel 4 die Relevanz der öffentlichen innerdeutschen Finanztransferströme zwi-
schen Westdeutschland und Ostdeutschland für die interregionale Einkommensverteilung 
genauer analysiert. Dabei wird der Frage nachgegangen, ob die kumulierten öffentlichen 
West-Ost-Nettofinanztransfers eine geeignete Messgröße für das Ausmaß der interregiona-
len Einkommensumverteilung zwischen West- und Ostdeutschland sind. Dazu wird unter-
sucht, in welcher Weise der vereinigungsbedingte Wachstumsimpuls im alten Bundesgebiet, 
die Nutzung der staatlichen Investitionsförderung für Ostdeutschland und des staatlichen 
Infrastrukturangebotes in Ostdeutschland durch westdeutsche private Haushalte und Unter-
nehmen und die finanzielle Begünstigung westdeutscher Investoren bei der Privatisierung 
des DDR-Volksvermögens die interregionale Einkommensverteilung beeinflussten. 
Im Hauptteil 2 werden in den Kapiteln 5 bis 8 die interpersonellen Einkommensverteilungs-
wirkungen aus der Finanzierung der öffentlichen West-Ost-Bruttofinanztransfers und in Kapi-
tel 9 die interpersonellen Einkommensverteilungswirkungen aus der Nutzung der West-Ost-
Bruttofinanztransfers durch westdeutsche Wirtschaftssubjekte analysiert. Anschließend wer-
den die abgeleiteten Inzidenzergebnisse in Kapitel 10 zusammengefasst. In Kapitel 5 und 6 
erfolgt die Darstellung der diskretionären Finanzierung der West-Ost-Bruttofinanztransfers 
und der nicht-diskretionären Finanzierung der West-Ost-Bruttofinanztransfers durch den ver-
einigungsbedingten Inflationsimpuls im alten Bundesgebiet. In Kapitel 5 werden die Steuer-
erhöhungen, die vereinigungsbedingte Verschuldung der öffentlichen Nettofinanztransferträ-
ger, die Erhöhungen der gesetzlichen Sozialversicherungsbeiträge und die Ausgabenkür-
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zungen in Westdeutschland genauer betrachtet. Im Anschluss wird in Kapitel 6 der Frage 
nachgegangen, über welche Mechanismen der vereinigungsbedingte Inflationsimpuls alten 
Bundesgebiet öffentliche Mehreinnahmen und reale „Ausgabeneinsparungen“ generierte.  
Darauf aufbauend erfolgt in den Kapiteln 7 und 8 eine Analyse der interpersonellen Einkom-
mensverteilungswirkungen aus der diskretionären und nicht-diskretionären Finanzmittelauf-
bringung. Nach einer Darstellung der für eine personelle Verteilungsanalyse der öffentlichen 
Finanzen notwendigen methodischen Grundlagen in Abschnitt 7.1 untersuchen die Abschnit-
te 7.2 bis 7.5 die formale und materielle Inzidenz der vereinigungsbedingten diskretionären 
Finanzierungsmaßnahmen. Daran anschließend analysiert das Kapitel 8 die interpersonellen 
Einkommensverteilungswirkungen aus der Finanzierung der West-Ost-Bruttofinanztransfers 
durch den vereinigungsbedingten Inflationsimpuls und realen Wachstumsimpuls im alten 
Bundesgebiet. In Abschnitt 8.1 wird untersucht, in welcher Weise die inflationsinduzierte Ein-
kommens- und Vermögensumverteilung vom westdeutschen privaten Sektor zum staatlichen 
Sektor und in welcher Weise die interpersonellen Einkommensumverteilungswirkungen des 
vereinigungsbedingten Inflationsimpulses innerhalb des westdeutschen privaten Sektors die 
personelle Einkommensverteilung in Westdeutschland beeinflussten. In Abschnitt 8.2 wird 
die personelle Inzidenz der funktionellen Einkommensverteilungswirkungen aus dem vereini-
gungsbedingten realen Wachstumsimpuls in Westdeutschland analysiert. 
Anschließend erfolgt Kapitel 9 eine Analyse der interpersonellen Einkommensverteilungswir-
kungen in Westdeutschland aus der Nutzung der investiven öffentlichen West-Ost-Brutto-
finanztransfers durch westdeutsche Wirtschaftssubjekte. Dazu wird analysiert, wie die Nut-
zung der staatlichen Investitionsförderung für Ostdeutschland und des staatlichen Infrastruk-
turangebotes in Ostdeutschland durch westdeutsche private Haushalte und Unternehmen 
und die finanzielle Begünstigung westdeutscher Investoren bei der Privatisierung des DDR-
Volksvermögens die personelle Einkommensverteilung in Westdeutschland beeinflussten.  
Darauf aufbauend wird in Kapitel 10 eine Gesamtbilanz der interpersonellen Einkommens-
verteilungswirkungen der öffentlichen innerdeutschen Finanztransferströme seit der deut-
schen Vereinigung aufgestellt, indem die in den Kapiteln 7, 8 und 9 abgeleiteten interperso-
nellen Einkommensverteilungswirkungen zusammengefasst werden. Mit Hilfe dieser Ge-
samtbilanz wird der Frage nachgegangen, ob die West-Ost-Bruttofinanztransfers tatsächlich 
mit einer (verteilungspolitisch ungerechten) interpersonellen Einkommensumverteilung von 
„unten nach oben“ in Westdeutschland verbunden waren oder nicht.  
Schließlich endet die Studie in Kapitel 11 mit einer Zusammenfassung und Einschätzung der 
wichtigsten Ergebnisse der interregionalen Verteilungsanalyse für Gesamtdeutschland aus 
Kapitel 4 und der interpersonellen Verteilungsanalyse für Westdeutschland aus Kapitel 10. 
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HAUPTTEIL 1 
ANALYSE DER INTERREGIONALEN EINKOMMENSVERTEILUNGSWIRKUNGEN 
DER ÖFFENTLICHEN INNERDEUTSCHEN FINANZTRANSFERSTRÖME SEIT 
DER DEUTSCHEN VEREINIGUNG 
2. Kennzeichnung und statistische Erfassung der öffentlichen innerdeutschen 
Bruttofinanztransferströme seit der deutschen Vereinigung  
2.1 Kennzeichnung und Abgrenzung der öffentlichen Bruttofinanztransfers 
von Westdeutschland nach Ostdeutschland  
Nachdem die Deutsche Einheit durch den Staats- und Einigungsvertrag vertraglich fundiert 
wurde, ist ein massiver Strom von öffentlichen Bruttofinanztransfers aus Westdeutschland in 
die ehemalige DDR geflossen. Diese sollten die gravierenden strukturellen, sozialen und 
beschäftigungspolitischen Folgen des branchenübergreifenden marktwirtschaftlichen Anpas-
sungsprozesses in Ostdeutschland soweit wie möglich kompensieren. Da die sozialen und 
strukturellen Probleme unerwartet stark und lange ausfielen, weitete sich die kurzfristig ange-
legte „Anschubfinanzierung“ im Laufe der Zeit zu einem dauerhaften und quantitativ bedeu-
tenden Bruttofinanztransferstrom von Westdeutschland nach Ostdeutschland aus.
8
  
Im Hinblick auf ihre Zweckbestimmung können die öffentlichen West-Ost-Bruttofinanz-
transfers in Bruttofinanztransfers mit konsumtiver Zweckbestimmung und in Bruttofinanz-
transfers mit investiver Zweckbestimmung eingeteilt werden. Bei den konsumtiven West-Ost-
Bruttofinanztransfers hatten die Sozialtransfers an die ostdeutschen privaten Haushalte eine 
herausragende Bedeutung. Dagegen waren die Bruttofinanztransfers zur Finanzierung der 
laufenden Personal und Sachmittelausgaben der ostdeutschen öffentlichen Haushalte weni-
ger bedeutsam.
9
 Bei den investiven West-Ost-Bruttofinanztransfers standen die Finanztrans-
fers für die Finanzierung öffentlicher Infrastrukturinvestitionen und für die staatliche Förde-
rung der privaten Investitionstätigkeit in Ostdeutschland im Mittelpunkt. Diese dienten der 
strukturpolitischen Lenkung des marktwirtschaftlichen Strukturwandels und der Modernisie-
rung des öffentlichen und privaten Sachkapitalstocks in Ostdeutschland.
10
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  Vgl. Kantzenbach, E. (1991), S. 35 ff. und Meinhardt, V. u.a. (1995), S. 98 f. 
9
  Vgl. Meinhardt, V. u.a. (1995), S. 39 ff. und S. 98 f. und Heilemann, U./Rappen H. (1997), S. 41. 
10
  Vgl. Ragnitz, J. (1997), S. 11 und Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaft-
lichen Entwicklung (Jahresgutachten 1992/1993), Ziffer 300, 305 f. und Ziffer 309 f. 
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Im Hinblick auf ihre Rechtsgrundlage werden in der Literatur häufig „unechte West-Ost-
Bruttofinanztransfers“ und „echte West-Ost-Bruttofinanztransfers“ unterschieden. Die „unech-
ten Bruttofinanztransfers“ beruh(t)en auf der Einbeziehung der ehemaligen DDR in die Wirt-
schafts-, Finanz- und Sozialverfassung der Bundesrepublik Deutschland durch den Eini-
gungsvertrag und den Vertrag zur WWSU, d.h. ihre Rechtsgrundlage waren bundeseinheitli-
che Rechtsbestimmungen. Damit waren sie unmittelbar auf die Ausweitung der grundgesetz-
lich verankerten Aufgabenkompetenz des Bundes und auf die Übertragung des westdeut-
schen Sozialversicherungsrechts auf das Beitrittsgebiet zurückzuführen.
11
 Dagegen be-
ruh(t)en die „unechten Bruttofinanztransfers“ auf spezifischen Sonderregelungen zu Gunsten 
des Beitrittsgebietes im Vergleich zum alten Bundesgebiet. Daher stellen in rechtlicher Hin-
sicht nur sie öffentliche „Sonderleistungen“ an das Beitrittsgebiet dar. Während die „originä-
ren Sonderleistungen“ im alten Bundesgebiet überhaupt keine rechtliche Entsprechung hat-
ten, resultierten die „nicht-originären Sonderleistungen“ aus Sonderkonditionen, die der Staat 
den Leistungsempfängern im Beitrittsgebiet bei Leistungen nach westdeutschem Recht ge-
genüber den westdeutschen Leistungsempfängern einräumte. Deshalb sind sie in Ost-
deutschland im Vergleich zu den entsprechenden Leistungen im alten Bundesgebiet in über-
proportionaler Höhe angefallen.
12
 In dieser Studie wird bei der statistischen Erfassung der 
West-Ost-Bruttofinanztransfers allerdings keine Unterscheidung zwischen „echten“ und „un-
echten“ West-Ost-Bruttofinanztransfers“ vorgenommen.  
Nach ihrer haushaltswirtschaftlichen Herkunft werden die über die Ausgabenseite der öffent-
lichen Haushalte abgewickelten direkten Finanzmittelzahlungen nach Ostdeutschland als 
„explizite“ West-Ost-Bruttofinanztransfers und die öffentlichen Steuermindereinnahmen in 
Westdeutschland aufgrund von Steuervergünstigungen für das Beitrittsgebiet als „implizite“ 
West-Ost-Bruttofinanztransfers bezeichnet. Es ist unbestritten, dass die Bruttomehrausga-
ben und Bruttomindereinnahmen mit Transfercharakter in den Haushalten der öffentlichen 
Transferträger ohne die Deutsche Einheit nicht angefallen wären. Deshalb können sie direkt 
oder indirekt auf den ostdeutschen Transformationsprozess und seine prozesspolitische 
Flankierung zurückgeführt und daher eindeutig als „vereinigungsbedingt“ bezeichnet werden. 
Während sich die „impliziten“ West-Ost-Bruttofinanztransfers nicht direkt in den innerdeut-
schen Bruttofinanztransferströmen niedergeschlagen haben, sind die „expliziten“ West-Ost-
Bruttofinanztransfers entweder direkt oder indirekt über die ostdeutschen Länder- und Ge-
                                                
11
  Vgl. Deutsche Bundesbank (10/1996), S. 30 f. und Ragnitz, J. (2000), S. 18 f. und S. 25 f. 
12
  Vgl. Kroker, R./Lichtblau, K. (2000), S. 46 ff. und Schaden, B./Schreiber, C. (1997), S. 155 f. 
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meindehaushalte und Sozialversicherungsträger an die ostdeutschen privaten Haushalte und 
Unternehmen in Form von Geldzahlungen geflossen.
13
  
Bei einem geringen Teil der „vereinigungsbedingten“ Bruttomehrausgaben und Bruttomin-
dereinnahmen der ehemaligen westdeutschen Gebietskörperschaften handelte es sich aller-
dings um “vereinigungsbedingte Budgetmehrbelastungen ohne interregionalen Transfercha-
rakter“. Diese „vereinigungsbedingten“ Bruttomehrausgaben und Bruttomindereinnahmen 
wurden nicht nach Ostdeutschland geleistet und haben damit zu keiner effektiven Begünsti-
gung des Beitrittsgebietes geführt. Dazu zählen die Zahlungen des Bundes zur Finanzierung 
des Abzugs der Sowjettruppen aus dem Gebiet der ehemaligen DDR, die Mehrausgaben für 
Sozialtransfers an arbeitslose Übersiedler aus Ostdeutschland und die zinsinduzierten Zins-
mehrausgaben für die öffentliche Gesamtschuld seit der deutschen Vereinigung.
14
 Des wei-
teren besitzen die vereinigungsbedingten wachstumsinduzierten Steuermindereinnahmen 
und Mehrausgaben im alten Bundesgebiet keinen interregionalen Transfercharakter. Diese 
waren darauf zurückzuführen, dass die Finanzierung der West-Ost-Bruttofinanztransfers und 
die Nutzung der staatlichen Investitionsförderung für Ostdeutschland durch westdeutsche 
Investoren das reale Wirtschaftswachstum in Westdeutschland dämpften.
15
  
Schließlich zählen noch die Zinszahlungen für die „vereinigungsbedingte“ Verschuldung der 
öffentlichen Bruttofinanztransferträger zu den “vereinigungsbedingten Budgetmehrbelastun-
gen ohne Transfercharakter“, da sie dem Beitrittsgebiet nicht effektiv zugute kamen. Dieser 
Klassifikation muss man allerdings entgegenhalten, dass sie nicht nach der Herkunft der 
zugrundeliegenden Kreditverpflichtungen differenziert. So besitzen die Zinsausgaben tat-
sächlich doch einen räumlichen Transfercharakter, wenn die zugrundeliegenden öffentlichen 
oder privaten Schuldverhältnisse ursprünglich in der ehemaligen DDR eingegangen und 
nach der deutschen Vereinigung in den öffentlichen Gesamthaushalt der Bundesrepublik 
Deutschland integriert wurden. Da die öffentlichen Haushalte in Westdeutschland die Zins-
verpflichtungen übernahmen, konnten die ostdeutschen Länder und Gemeinden die einge-
sparten Finanzmittel für die Erfüllung dieser Zinsverpflichtungen für eine vermehrte Bereit-
stellung öffentlicher Leistungen im Beitrittsgebiet verwenden. Daher profitierte die ostdeut-
sche Bevölkerung auf indirektem Wege zumindest teilweise von den Zinszahlungen für die 
„vereinigungsbedingte“ Verschuldung. Demgegenüber besitzen die Zinszahlungen für die 
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  Vgl. Meinhardt, V. (1995), S. 14 und S. 16 und Boss, A./Rosenschon, A. (1996), S. 4 ff. 
14
  Vgl. Postlep, R.-D. (1992), S. 38 und Schulz, W./Gramer-Muck, S. (1994), S. 15. 
15
  Vgl. Ragnitz, J. (1995), S. 442 und Vesper, D. (1995), S. 37. 
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„vereinigungsbedingte“ Nettoneuverschuldung der öffentlichen Bruttofinanztransferträger 
eindeutig keinen interregionalen Transfercharakter, weil sie das Resultat von finanzpoliti-
schen Entscheidungen des Bundes und der westdeutschen Bundesländer zur geeigneten 
Refinanzierung ihrer nach Ostdeutschland geleisteten Bruttoleistungen waren.  
2.2 Erfassung der öffentlichen Bruttofinanztransfers von Westdeutschland 
nach Ostdeutschland nach Trägern 
In diesem Abschnitt wird ein Überblick über die wichtigsten Träger der öffentlichen West-Ost-
Bruttofinanztransfers gegeben. Dazu zähl(t)en die ehemaligen westdeutschen Gebietskör-
perschaften, die Sondermögen und Förderbanken des Bundes und die westdeutschen Sozi-
alversicherungsträger. Daneben traten noch zahlreiche weitere deutsche und europäische 
parafiskalische Organisationen als Transferträger auf (z.B. die Europäische Bank für Wie-
deraufbau und Entwicklung und die Europäischen Strukturfonds).
16
 Dabei erfüll(t)en das 
ERP-Sondervermögen, die Treuhandanstalt, die Förderbanken des Bundes und die west-
deutschen Sozialversicherungsträger im Auftrag des Bundes sozialpolitische und/oder struk-
turpolitische Aufgaben im Beitrittsgebiet. Daher beteiligt(e) sich der Bund auch an der Finan-
zierung ihrer „vereinigungsbedingten“ Bruttomehrausgaben und Bruttomindereinnahmen 
durch interne Finanzzuweisungen. Des weiteren agier(t)en die mit den Verträgen zur Deut-
schen Einheit neu errichteten Sondervermögen des Bundes (z.B. der Fonds „Deutsche Ein-
heit“) als reine Finanzintermediäre, indem sie interne Finanzzuweisungen der ehemaligen 
westdeutschen Gebietskörperschaften empfingen und an die privaten und öffentlichen 
Transferempfänger in Ostdeutschland lediglich weiterleiteten.
17
  
Bei der statistischen Erfassung der öffentlichen West-Ost-Bruttofinanztransfers nach Trans-
ferträgern wird zwischen „unmittelbaren“ West-Ost-Bruttofinanztransfers, die direkt an die 
ostdeutschen Transferempfänger geflossen sind, und „mittelbaren“ Bruttofinanztransfers, die 
indirekt über Einschaltung der „Erfüllungsgehilfen“ des Bundes und der intermediären Brutto-
finanztransferträger nach Ostdeutschland geflossen sind, unterschieden. Zur Vermeidung 
von Doppelzählzungen dürfen die internen Finanzzuweisungen entweder nur dem effektiv 
belasteten Bundes- bzw. Länderhaushalt (Option 1) oder nur dem auszahlenden öffentlichen 
                                                
16
  Vgl. Deutsche Bundesbank (10/1996), S. 20 ff; Meinhardt, V. u.a. (1995), S. 19 ff; Boss, 
A./Rosenschon, A. (1996), S. 1 ff. 
17
  Vgl. Boss, A./Rosenschon, A. (1996), S. 10 f. und Meinhardt, V. u.a. (1995), S. 27. 
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Haushalt zugerechnet werden (Option 2). Bei Option 1 wird ein föderaler Vergleich der Brut-
tofinanztransfertätigkeit der ehemaligen westdeutschen Gebietskörperschaften möglich.
18
  
2.2.1 Der Kreditabwicklungsfonds   
Der Kreditabwicklungsfonds wurde mit dem Einigungsvertrag am 3.10.1990 als ein Sonder-
vermögen des Bundes neu errichtet. Er sollte den öffentlichen und privaten Sektor im Bei-
trittsgebiet von Verbindlichkeiten entlasten, die ihren Ursprung in der ehemaligen DDR hat-
ten oder im Zuge der ersten ordnungspolitischen Schritte der Systemtransformation seit dem 
2. Halbjahr 1990 angefallen waren. Dazu zählten aufgelaufene Inlandsschulden des DDR-
Haushalts gegenüber den Banken (ohne Verbindlichkeiten der ostdeutschen Wohnungswirt-
schaft), Eventualverbindlichkeiten des Bundes aus der Gewährsträgerhaftung der DDR für 
die Staatsbank Berlin, aufgelaufene Nettoauslandsverbindlichkeiten aus dem Außenhandels- 
und Valutamonopol der DDR und aus dem Wirtschaftsverkehr der DDR mit den RGW-
Ländern sowie Verbindlichkeiten, die bei der Zuweisung von Ausgleichsforderungen an ost-
deutsche Kreditinstitute und Außenhandelsbetriebe im Zusammenhang mit der Währungs-
umstellung gegenüber dem „Ausgleichsfonds Währungsumstellung“ entstanden waren.
19
  
Mit dem „Gesetz zur Umsetzung des Föderalen Konsolidierungsprogramms“ wurde das ku-
mulierte Schuldenvolumen des Kreditabwicklungsfonds am 31.12.1994 in Höhe von ca. 103 
Mrd. DM zum 1.1.1995 auf den Erblastentilgungsfonds übertragen. Dabei betrug die kumu-
lierte Übernahme von Altschulden der ehemaligen DDR zwischen dem 3.10.1990 und 
31.12.1994 ca. 75 Mrd. DM. Dieser Betrag kann als ein West-Ost-Bruttovermögenstransfer 
aufgefasst werden, wenn die übertragenen Schulden tatsächlich getilgt worden sind. Hinzu 
trat die jährliche Nettokreditaufnahme am Kapitalmarkt. Diese diente der Finanzierung des 
Schuldendienstes für die übernommenen DDR-Altschulden und für die laufend aufgenom-
menen Neukredite. Die dafür anfallenden Zinsausgaben stellen ebenfalls Transfers dar. Sie 




                                                
18
  Vgl. Boss, A./Rosenschon, A. (1996), S. 10 ff. und S. 21 und Bach, S./Vesper, D. (2000), S. 
196. 
19
  Vgl. Pilz, F./Ortwein, H. (1992), S. 182 ff und Deutsche Bundesbank (8/1991), S. 37: Da bei der 
Währungsumstellung die Forderungen der Sparer an das Bankensystem im Verhältnis 1,8:1 
und die Forderungen des Bankensystems an die Kreditnehmer im Verhältnis 2:1 umgestellt 
wurden, mussten die entsprechenden Bilanzverluste der Kreditinstitute und Außenhandelsbe-
triebe durch Ausgleichsforderungen gedeckt werden. 
20
  Vgl. Kitterer, W. (1993), S. 48 und Boss, A./Rosenschon, A. (1996), S. 12 und S. 19. 
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2.2.2 Der Fonds „Deutsche Einheit“ 
Der Fonds „Deutsche Einheit“ wurde auf der Grundlage des Staatsvertrages vom 18.5.1990 
zum Stichtag der Wirtschafts-, Währungs- und Sozialunion am 1.7.1990 errichtet. Er diente 
bis zur Unterzeichnung des Einigungsvertrages zur Deckung der Haushaltsdefizite des DDR-
Haushalts durch westdeutsche Finanzmittel. Mit dem Einigungsvertrag vom 31.8.1990 wur-
den die ostdeutschen Bundesländer und Gemeinden zum 1.1.1991 in die Finanzverfassung 
der Bundesrepublik Deutschland und damit in die Regelungen zum föderalen Finanzaus-
gleich einbezogen. Dabei erhielten die ostdeutschen Bundesländer aber ausschließlich die 
Ertragshoheit über die Landessteuern und eine prozentuale Beteiligung am Einkommen- und 
Körperschaftsteueraufkommen nach dem örtlichen Aufkommen. Dagegen traten die bundes-
deutschen Regelungen zur vertikalen Verteilung des Umsatzsteueraufkommens, zum hori-
zontalen Umsatzsteuervorwegausgleich, zum horizontalen Länderfinanzausgleich und zum 
System der Bundesergänzungszuweisungen bis zum 31.12.1994 noch nicht in Kraft. Diese 
Ausnahmeregelung wurde damit begründet, dass eine vollständige Einbeziehung der neuen 
Bundesländer in den bundesdeutschen Finanzausgleich den Bund und die alten Bundeslän-
der durch unangemessen hohe Ausgleichszahlungen belastet hätten.
21
  
Als Ausgleich für die Steuerausfälle erhielten die ostdeutschen Länder- und Gemeinden Fi-
nanzzuweisungen aus dem Fonds „Deutsche Einheit“. Unter Berücksichtigung der zweimali-
gen Aufstockung des Gesamtvolumens leistete der Fonds „Deutsche Einheit“ bis zum 
31.12.1994 brutto ca. 160,7 Mrd. DM an die neuen Bundesländer und Berlin-Ost im Verhält-
nis zu ihrer Einwohnerzahl. Dieser kumulierte Bruttofinanztransfer wurde einerseits durch 
Zuschüsse des Bundes (zu ca. 49,6 Mrd. DM) und der alten Bundesländer (zu ca. 16,1 Mrd. 
DM) und andererseits durch Kredite des Bundes und der alten Bundesländer in Höhe von 
jeweils 47,5 Mrd. DM gegenfinanziert.
22
  
Mit dem „Gesetz zur Umsetzung des Föderalen Konsolidierungsprogramms“ traten zum 
1.1.1995 Neuregelungen für den bundesdeutschen Finanzausgleich in Kraft. Es regelte die 
vollständige und gleichberechtigte Einbeziehung der neuen Bundesländer in den gesamt-
                                                
21
  Vgl. Bundesministerium der Finanzen (Finanzbericht 1994), S. 50 und Vesper, D. (1995), S. 
369 ff: Bei der vertikalen Verteilung des Umsatzsteueraufkommens wurde für die neuen Länder 
unabhängig von der Einwohnerzahl eine reduzierte und im Zeitablauf steigende Beteiligung der 
ostdeutschen Länder am Umsatzsteueraufkommen festgelegt. Zunächst betrug ihr Anteil pro 
Einwohner nur 55 % des durchschnittlichen westdeutschen Betrages.  
22
  Vgl. Bach, S./Vesper, D. (2000), S. 196 und Renzsch, W. (1997), S. 65 f: Nach dem „Haus-
haltsbegleitgesetz“ vom 24.6.1991 erhielten die ostdeutschen Bundesländer rückwirkend zum 
1.1.1991 den ihrer Einwohnerzahl entsprechenden Anteil am Umsatzsteueraufkommen.  
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deutschen vertikalen und horizontalen Finanzausgleich und die Auflösung des Fonds Deut-
sche Einheit.
23
 Außerdem wurde das Volumen der Bundesergänzungszuweisungen aufge-
stockt und erstmals auch an die neuen Bundesländer ausgezahlt. Die Bundesergänzungs-
zuweisungen nach Ostdeutschland basierten mit Ausnahme der „Sonderbundesergänzungs-
zuweisungen zum Abbau teilungsbedingter Sonderlasten“ auf der rechtlichen Gleichstellung 
der neuen Bundesländer mit den alten Bundesländern beim Finanzausgleich.
24
  
2.2.3 Die Treuhandanstalt 
Die Treuhandanstalt wurde im März 1990 gegründet. Im Treuhandgesetz wurde verankert, 
dass sie das volkseigene Vermögens verwalten und die Herausbildung marktfähiger Unter-
nehmen und einer effizienten Wirtschaftsstruktur in Ostdeutschland unterstützen sollte. Des-
halb bestanden ihre Kerngeschäftsfelder in der Entflechtung der Kombinate, in der rechtli-
chen und wirtschaftlichen Verselbständigung der ihr übertragenen Betriebe, in der Privatisie-
rung der Treuhandunternehmen und in der Stillegung nicht-privatisierungsfähiger Treuhand-
unternehmen. Im Verlauf ihrer Geschäftstätigkeit weitete sich ihr Aufgabenspektrum auf akti-
ve industrie-, struktur-, sozial- und arbeitsmarktpolitische Aktivitäten aus. Dazu zählte z.B. 
die Aufstellung und Finanzierung von Sozialplänen bei der Stillegung von Treuhandunter-
nehmen oder bei der Entlassung von Arbeitskräften, die bilanzielle Sanierung überschuldeter 
Treuhandunternehmen und die laufende Sanierung der Treuhandunternehmen.
25
  
Dementsprechend waren die laufenden Privatisierungsausgaben, die Zinserstattungen an 
den Kreditabwicklungsfonds, die Zinsverpflichtungen für die neu aufgenommenen Kapital-
marktkredite, die Ausgaben für die Sanierung des laufenden Geschäfts der Treuhandunter-
nehmen und die Ausgaben für die Stillegung nicht-privatisierungsfähiger Treuhandunter-
nehmen die wichtigsten Ausgabeposten im Haushalt der Treuhandanstalt.
26
 Da in jedem 
Geschäftsjahr die laufenden Gesamtausgaben die laufenden Privatisierungserlöse überstie-
gen, sammelte sich bis zum Ende der offiziellen Geschäftstätigkeit der Treuhandanstalt am 
                                                
23
  Vgl. Bundesministerium der Finanzen (Finanzbericht 1994), S. 51 und Schaden, B./Schreiber, 
C. (1997), S. 146 f: Die auf das kumulierte Schuldenvolumen anfallenden Zins- und Tilgungs-
verpflichtungen des Fonds Deutsche Einheit trugen bis Ende 1994 je zur Hälfte der Bund und 
die westdeutschen Bundesländer und Gemeinden. Seit dem 1.1.1995 tragen die westdeutschen 
Bundesländer 72% der jährlichen Annuität. 
24
  Vgl. Bach, S./Vesper, D. (2000), S. 196 ff. und Bundesministerium der Finanzen (Finanzbericht 
1994), S. 51. 
25
  Vgl. Meinhardt, V. (1995), S. 54 ff.  
26
  Vgl. Weltring, S. (1997), S. 53 f.  
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31.12.1994 eine kumulierte Nettoneuverschuldung in Höhe von 204,6 Mrd. DM an. Dieses 
Schuldenvolumen ging nach dem „Gesetz zur Umsetzung des Föderalen Konsolidierungs-
programms“ zum 1.1.1995 in den neu errichteten Erblastentilgungsfonds über.
27
  
Darüber hinaus entstanden der Treuhandanstalt auch noch Verbindlichkeiten aus der lau-
fenden Entschuldung der Treuhandunternehmen. Bei ihren Entschuldungsaktivitäten räumte 
sie überschuldeten sanierungsfähigen Treuhandunternehmen für deren Schulden Aus-
gleichsforderungen gegen sich selbst ein. Diese Ausgleichsforderungen dienten der Kom-
pensation der auf die Währungsumstellung zurückgehenden Überbewertung der Altschulden 
der Treuhandunternehmen. In vielen Fällen übernahm die Treuhandanstalt sogar die Alt-
schulden der Treuhandunternehmen und verzichtete auf die Begleichung des Schulden-
dienstes.
28
 Nach den Berechnungen von Boss/Rosenschon übernahm die Treuhandanstalt 
zwischen dem 2. Halbjahr 1990 und dem 31.12.1994 insgesamt Verbindlichkeiten in Höhe 
von ca. 78 Mrd. DM von den Treuhandunternehmen. Dieser Betrag wurde zum 1.1.1995 di-
rekt auf den Bundeshaushalt übertragen. Damit stellt er faktisch einen Bruttovermögens-
transfer des Bundeshaushalts an den ostdeutschen Unternehmenssektor dar. Insgesamt 
schätzen Boss/Rosenschon den kumulierten  Bruttofinanztransfer der Treuhandanstalt an 
das Beitrittsgebiet zwischen dem 1.1.1991 und dem 31.12.1994 auf einen Betrag von ca. 
176 Mrd. DM. Er ergibt sich als Summe aus dem kumulierten Bruttovermögenstransfer in 
Höhe von ca. 78 Mrd. DM und aus dem kumulierten laufenden Haushaltsdefizit in Höhe von 
ca. 98 Mrd. DM. Das jährliche Haushaltsdefizit berechnen sie als Überschuss der laufenden 
Ausgaben über die laufende Einnahmen abzüglich der Zinserstattungen an den Kreditab-
wicklungsfonds und abzüglich der Zinsausgaben für das kumulierte, um die Zinserstattungen 
an den Kreditabwicklungsfonds bereinigte Budgetdefizit der Vorperiode.
29
  
2.2.4 Der Erblastentilgungsfonds  
Nach dem „Gesetz zur Umsetzung des Föderalen Konsolidierungsprogramms“ wurde der 
Erblastentilgungsfonds zum 1.1.1995 als ein nicht-rechtsfähiges Sondervermögen des Bun-
des errichtet. Er übernahm zunächst die kumulierte Nettoneuverschuldung der Treuhandan-
stalt von ca. 204,6 Mrd. DM und das kumulierte Schuldenvolumen des Kreditabwicklungs-
                                                
27
  Vgl. Deutsche Bundesbank (3/1997), S. 20 ff. und Boss, A./Rosenschon, A. (1996), S. 5: Seit 
dem 1.1.1995 hat die Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderausgaben (BfS) als Nach-
folgeorganisation der Treuhandanstalt die Aufgabe der Betreuung abgeschlossener Privatisie-
rungsverträge und der Restprivatisierung übernommen.  
28
  Vgl. Müller, L. (1993), S. 123 und Deutsche Bundesbank (4/1994), S. 23 f. 
29
  Vgl. Boss, A./Rosenschon, A. (1996), S. 12 f. und Boss, A. (1998), S. 3. 
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fonds von ca. 102,4 Mrd. DM. Darüber hinaus übernahm er zum 1.7.1995 ca. 29 Mrd. DM 
von den kumulierten Schulden der ostdeutschen Wohnungswirtschaft in Höhe von insgesamt 
50,5 Mrd. DM.
30
 In den folgenden Jahren übernahm der Erblastentilgungsfonds weitere 
Schulden und Ausgleichsforderungen, so z.B. die kumulierten Schulden der gesellschaftli-
chen Einrichtungen der Gemeinden in der ehemaligen DDR in Höhe von 8,4 Mrd. DM. Da 
die jährlichen Tilgungsverpflichtungen größtenteils durch Bundeszuschüsse von mind. 7,5% 
des jeweiligen Schuldenstandes und die jährlichen Zinsverpflichtungen ausschließlich durch 
Bundeszuschüsse finanziert werden, stellt das insgesamt übernommene Schuldenvolumen 
faktisch einen West-Ost-Bruttovermögenstransfer dar.
31
  
2.2.5 Sonstige Sondervermögen des Bundes und Förderbanken des Bundes 
Nach der deutschen Vereinigung übernahmen das ERP-Sondervermögen und die Förder-
banken des Bundes (Kreditanstalt für Wiederaufbau, Berliner Industriebank und Deutsche 
Ausgleichsbank) im Auftrag des Bundes strukturpolitische Aufgaben im Beitrittsgebiet. Dabei 
wickeln die Kreditanstalt für Wiederaufbau, die Deutsche Ausgleichsbank und bis zum 
30.9.1992 die Berliner Industriebank die ERP-Programme ab. Im Rahmen der ERP-
Programme erhielten ostdeutsche mittelständische Unternehmen und Freiberufler rückzahl-
bare Darlehen mit besonders langen Laufzeiten und niedrigeren Darlehenszinsen. Des wei-
teren vergaben die Förderbanken des Bundes zins, laufzeit- und tilgungsgünstige Darlehen 
an die gewerbliche ostdeutsche Wirtschaft, an die ostdeutsche Wohnungswirtschaft und an 
die ostdeutschen Kommunen. Da der Bund die Zinsaufwendungen und die sonstigen Auf-
wendungen des ERP-Sondervermögens und der Förderbanken finanziert, stellen ihre Brutto-
finanztransfers nach Ostdeutschland „mittelbare“ Bruttofinanztransfers des Bundes dar.
32
  
Nach dem Entschädigungsgesetz vom 1.12.1994 leistet der am 1.8.1991 errichtete Ent-
schädigungsfonds eine finanzielle Kompensation an die Alteigentümer der in der ehemali-
gen DDR enteigneten Vermögenswerte, wenn eine Rückgabe aus rechtlichen oder sachli-
chen Gründen nicht möglich war oder aus Gründen der Investitionsförderung außer Kraft 
gesetzt wurde. Da sein Finanzbedarf im wesentlichen durch Bundeszuschüsse und durch 
                                                
30
  Vgl. Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (Jahres-
gutachten 1995/1996), Ziffer 187 und Tabelle 37: Nach dem Einigungsvertrag übernahmen die 
ostdeutschen Kommunen bis zum 31.12.1994 das Vermögen und die Altschulden der kommu-
nalen und genossenschaftlichen Wohnungsunternehmen der ehemaligen DDR in Höhe von ca. 
38,5 Mrd. DM. Hinzu traten die bis Ende 1994 gestundeten Zinszahlungen von ca. 12 Mrd. DM. 
31
  Vgl. Renzsch, W. (1997), S. 74 f. und Deutsche Bundesbank (3/1997), S. 21 f. 
32
  Vgl. Hoffmann, L. (1993), S. 124 f. und Meinhardt, V. u.a. (1995), S. 57 ff. 
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Beiträge der BfS gedeckt wird, stellen die Entschädigungs- und Ausgleichsleistungen an die 
ostdeutschen Alteigentümer größtenteils einen „mittelbaren“ Bruttofinanztransfer des Bundes 
nach Ostdeutschland dar.
33
 Im Rahmen der Bahnstrukturreform“ wurde der bundeseigene 
Fonds Bundeseisenbahnvermögen errichtet. Er übernahm den kumulierten Schuldenstand 
der Deutschen Bundesbahn von 65,8 Mrd. DM und der Deutschen Reichsbahn von 7,8 Mrd. 
DM und finanziert seine jährlichen Tilgungs- und Zinsausgaben durch Kredite. Daher leistete 
er einen Bruttovermögenstransfer in Höhe von 7,8 Mrd. DM nach Ostdeutschland.
34
 
2.2.6 Die westdeutschen Sozialversicherungsträger 
2.2.6.1 Die Bundesanstalt für Arbeit 
Mit dem Vertrag zur Sozialunion am 1.7.1990 wurden die gesetzlichen Regelungen der 
westdeutschen gesetzlichen Arbeitslosenversicherung und damit die arbeitsmarktpolitischen 
Aktivitäten der Bundesanstalt für Arbeit noch im vierten Quartal des Jahres 1990 auf die 
neuen Bundesländer übertragen. Daraufhin verzeichnete die Bundesanstalt für Arbeit-Ost 
bereits im vierten Quartal des Jahres 1990 ein geringes Haushaltsdefizit in Höhe von 1,2 
Mrd. DM und in den folgenden Jahren ein deutlich höheres Haushaltsdefizit, da die Umstel-
lung der Löhne von DDR-Mark in DM im Verhältnis 1:1, die hohe strukturelle Arbeitslosigkeit 
und die starken Erhöhungen der ostdeutschen Tariflöhne die Ausgaben für Arbeitsmarkpoli-
tik in die Höhe trieben und einen starken Rückgang der Beitragseinnahmen auslösten.
35
 
Darüber hinaus erhielten die ostdeutschen Beitragszahler und Leistungsempfänger beim 
Vollzug des westdeutschen Sozialrechts in Ostdeutschland bei der Beitragsbemessung und 
bei der Leistungsgewährung temporär spezielle Vergünstigungen. Diese stellten „nicht-
originäre Sonderleistungen“ an die ostdeutsche Versichertengemeinschaft dar.
36
  
Demgegenüber erzielte die Bundesanstalt für Arbeit-West seit 1991 in jedem Jahr einen 
Haushaltsüberschuss. Dahinter standen v.a. konjunkturbedingt expandierende Beitragsein-
nahmen, konjunkturbedingt sinkende Ausgaben für arbeitmarktpolitische Maßnahmen, mehr-
fache Erhöhungen des Beitragssatzes zur Gesetzlichen Arbeitslosenversicherung seit 1991 
                                                
33
  Vgl. Weltring, S. (1997), S. 55 f. und Willgeroth, H. (1993), S. 241 f. und S. 251 ff.  
34
  Vgl. Deutsche Bundesbank (3/1997), S. 21 und Weltring, S. (1997), S. 56. 
35
  Vgl. Deutsche Bundesbank (7/1994), S. 33 ff. und DIW (Wochenbericht Nr.46/2000), S. 783. 
36
  Vgl. Mackscheidt, K. (1993), S. 114 und Ragnitz, J. (2000), S. 23 ff: Hierzu zählten z.B. eine 
niedrigere Beitragsbemessungsgrenze, das Kurzarbeitergeld, günstigere Konditionen bei der 
Gewährung von Vorruhestands- und Altersübergangsgeld sowie weniger restriktive Bestim-
mungen bei der Durchführung von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen. 
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und diverse Kürzungen der arbeitmarktpolitischen Leistungen seit 1991.
37
 Da der Vertrag zur 
Sozialunion einen gesamtdeutschen Finanzverbund und damit einen internen Finanzaus-
gleich zwischen der Bundesanstalt für Arbeit-West und der Bundesanstalt für Arbeit-Ost zum 
1.1.1991 vorsah, wurde der jährliche Haushaltsüberschuss im alten Bundesgebiet in jedem 
Jahr in voller Höhe an die Bundesanstalt für Arbeit-Ost zur Abdeckung ihres Haushaltsdefi-
zits transferiert. Des weiteren leistete der Bund seit 1991 in jedem Jahr Zuschüsse an die 
Bundesanstalt für Arbeit-Ost, da er per Gesetz zum Ausgleich eines nach dem internen Fi-
nanzausgleich verbleibenden gesamtdeutschen Haushaltsdefizits der Bundesanstalt für Ar-
beit verpflichtet ist. Daher leisteten seit 1991 neben den westdeutschen Beitragszahlern der 
Gesetzlichen Arbeitslosenversicherung auch die westdeutschen Steuerzahler einen erhebli-
chen Beitrag zur Finanzierung der Ausgabenüberschüsse der Bundesanstalt für Arbeit-Ost.
38
  
In Tabelle 1 im Anhang wurde für den Zeitraum 1991-1997 ein kumulierter Finanztransfer der 
Bundesanstalt für Arbeit-West an die Bundesanstalt für Arbeit-Ost von 173,2 Mrd. DM be-
rechnet. Er ergibt sich als Summe der jährlichen Haushaltsüberschüsse der Bundesanstalt 
für Arbeit-West in diesem Zeitraum. Hinzu trat ein kumulierter Bundeszuschuss an die Bun-
desanstalt für Arbeit-Ost zwischen 1990 und 1997 von 81,3 Mrd. DM. Allerdings lag der tat-
sächliche kumulierte Finanztransfer der Bundesanstalt für Arbeit-West nach Ostdeutschland 
niedriger, weil ein Teil des westdeutschen Beitragsaufkommens dem Beitrittsgebiet zuge-
rechnet werden muss. Dahinter steht die Tatsache, dass die Beschäftigten im alten Bundes-
gebiet mit Wohnsitz im Beitrittsgebiet ihre Beitragszahlungen im alten Bundesgebiet entrich-
teten.
39
 Nach Berechnungen des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung betrug der 
bereinigte kumulierte Finanztransfer der Bundesanstalt für Arbeit-West nach Ostdeutschland 
zwischen 1991 und 1997 nur noch ca. 122,7 Mrd. DM (vgl. Tabelle 2 im Anhang).
40
  
2.2.6.2 Die Gesetzliche Rentenversicherung der Arbeiter und Angestellten 
In der ehemaligen DDR war die Rentenversicherung ein Teil der in den Staatshaushalt integ-
rierten Einheitsversicherung aus Renten-, Kranken- und Unfallversicherung. Es gab mit der 
„Sozialversicherung der Arbeiter und Angestellten“ und der „Sozialversicherung der Staatli-
chen Versicherung der DDR“ zwei Träger der Rentenversicherung der DDR. Da sich die 
                                                
37
  Vgl. Deutsche Bundesbank (7/1994), S. 33 ff. und DIW (Wochenbericht Nr. 46/2000), S. 783. 
38
  Vgl. Mackscheidt, K. (1993), S. 119 ff. und Deutsche Bundesbank (7/1994), S. 34 f. 
39
  Vgl. Boss, A./Rosenschon, A. (1996), S. 15 f. und Mackscheidt, K. (1993), S. 122 ff. 
40
  Vgl. DIW (Wochenbericht Nr. 45/1999), S. 815. 
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Rentenversicherung der DDR hinsichtlich der Kriterien Organisation, Versicherungspflicht, 
Finanzierung, Rentenhöhe und Leistungsgewährung durch fundamentale Unterschiede zur 
Gesetzlichen Rentenversicherung der Arbeiter und Angestellten in der Bundesrepublik aus-
zeichnete, musste das westdeutsche Rentenversicherungsrecht auf Ostdeutschland übertra-
gen werden. Dazu musste das Mindestsicherungssystem der DDR in das einkommensorien-
tierte Versicherungssystem der Bundesrepublik Deutschland überführt werden.
41
  
Dementsprechend regelte bereits der Staatsvertrag zur Wirtschafts-, Währungs- und Sozial-
union die Einführung des Selbstverwaltungsprinzips, des Prinzips der Beitragsfinanzierung, 
des Prinzips der Lohn- und Beitragsbezogenheit der Renten und des Prinzips einer monatli-
chen Beitragsbemessungsgrenze in Ostdeutschland. Außerdem regelte das Rentenanglei-
chungsgesetz u.a. die Umstellung der DDR-Renten auf DM-Beträge zum Kurs von 1:1, die 
relative Angleichung der ostdeutschen Bestandsrenten an das westdeutsche Nettorentenni-
veau, die Einführung einer nettolohnbezogenen Rentendynamisierung und die Schließung 
der Freiwilligen Zusatzrentenversicherung.
42
 Im Einigungsvertrag waren u.a. Bestimmungen 
zur Angleichung der beiden deutschen Rentenversicherungssysteme und zur Ausweitung 
der allgemeinen Bundeszuschüsse an die Gesetzlichen Rentenversicherung der Arbeiter 
und Angestellten auf die GRV-Ost enthalten. Schließlich regelte das Rentenüberleitungsge-
setz u.a. die beitragsbezogene Neuberechnung der Bestands- und Zugangsrenten nach dem 
bundesdeutschen Recht, den Aufbau einer Schwankungsreserve, die Überführung der Zu-
satz- und Sonderversorgungssysteme in die Gesetzliche Rentenversicherung und die Ein-
richtung eines gesamtdeutschen Finanzverbundes innerhalb der Gesetzlichen Rentenversi-
cherung zum 1.1.1992. Außerdem regelte es noch die Anwendung der Bestimmungen des 
„Rentenreformgesetzes 1992“ in Ostdeutschland.
43
  
Bei der beitragsbezogenen Neuberechnung der Bestands- und Zugangsrenten erhielten die 
ostdeutschen Bestands- und Zugangsrentner aus Vertrauensschutzgründen längstens bis 
zum 31.12.1996 Auffüllbeträge und einen steuerfinanzierten Sozialzuschlag, wenn die Über-
tragung des westdeutschen Rentenrechts auf das Beitrittsgebiet zu einer finanziellen 
                                                
41
  Vgl. Böhm S./Pott, A. (1992), S. 171 ff. und Schmäl, W. (1991), S. 52 ff. 
42
  Nach dem Rentenangleichungsgesetz wurde auf Basis des DDR-Rechts die Eckrente eines 
Durchschnittsverdieners mit 45 Versicherungsjahren zum 1.7.1990 in einem Schritt auf 70% 
des durchschnittlichen monatlichen Nettoarbeitsentgelts je Beschäftigten (960 DM) angehoben. 
Wenn die Rente mangels anrechenbarer Versicherungsjahre geringer ausfiel, dann erhielt die 
Rentner zunächst einen Rentenzuschlag. Darüber hinaus erhielten die Rentner ohne einen An-
trag und eine Bedürftigkeitsprüfung einen Sozialzuschlag als pauschalierte Sozialhilfeleistung, 
wenn die neu berechnete Rente einen Mindestbetrag von 495 DM pro Monat unterschreitet. 
43
  Vgl. Andel, N. (1993), S. 69 ff. und Schmäl, W. (1991), S. 65 ff. 
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Schlechterstellung gegenüber der auf der Grundlage des bis Ende 1991 gültigen Rechts 
berechneten Rente führte. Dies war durchaus zu erwarten, da bei der Rentenüberleitung die 
weite Definition der Versicherungsjahre und die Mindestsicherungselemente im Rentenversi-
cherungsrecht der DDR nicht beibehalten wurden.
44
 Da die Auffüllbeträge und der Sozialzu-
schlag im bundesdeutschen Rentenrecht keine rechtliche Entsprechung hatten, stellten sie 
„originäre Sonderleistungen“ an die ostdeutschen Leistungsempfänger dar.
45
  
In den Jahren 1990 und 1991 verzeichnete die GRV-Ost ein Haushaltsdefizit, da die Ren-
tenangleichung zu einem deutlichen Anstieg der Leistungsausgaben für Alters- und Witwen-
renten und die hohe Arbeitslosigkeit zu einem Rückgang der Beitragseinnahmen führte (vgl. 
Tabelle 3b im Anhang). Nach dem Einigungsvertrag mussten die GRV-West und die GRV-
Ost bis Ende 1991 eine getrennte Haushaltsführung durchführen. Deshalb erhielt die GRV-
Ost im Jahr 1990 einen Bundeszuschuss in Höhe von 2,3 Mrd. DM und eine 
Anschubfinanzierung aus dem DDR-Staatshaushalt in Höhe von 1,3 Mrd. DM und im Jahr 
1991 einen Bundeszuschuss in Höhe von 5,6 Mrd. DM. Es ist zu vermuten, dass der größere 
Teil der Bundeszuschüsse an die GRV-Ost und der Bundesausgaben für den Sozialzuschlag 
durch westdeutsche Steuereinnahmen finanziert wurde. Daher leisteten die westdeutschen 
Steuerzahler in den Jahren 1990 und 1991 einen nennenswerten Beitrag zur Finanzierung 
der Anpassung der ostdeutschen Renten an das westdeutsche Rentenniveau.
46
  
Demgegenüber mussten die jährlichen Haushaltsdefizite der GRV-Ost seit 1992 durch die 
jährlichen Haushaltsüberschüsse der GRV-West und ggf. durch einen Abbau der westdeut-
schen Schwankungsreserve gedeckt werden, da innerhalb der Gesetzlichen Rentenversi-
cherung der Arbeiter und Angestellten ein gesamtdeutscher Finanzverbund eingerichtet war. 
Daher leisteten seit 1992 neben den westdeutschen Steuerzahlern auch die westdeutschen 
Beitragszahler und Leistungsempfänger der Gesetzlichen Rentenversicherung einen Beitrag 
zur Finanzierung der Anpassung der ostdeutschen Bestands- und Zugangsrenten an das 
westdeutsche Rentenniveau.
47
 Im Jahr 1992 ergab sich nach Abschluss des internen Defi-
zitausgleichs noch ein gesamtdeutscher Haushaltsüberschuss in Höhe von 5,7 Mrd. DM. 
Dagegen musste der Gesamthaushalt der Gesetzlichen Rentenversicherung das Haushalts-
jahr 1993 und die folgenden Haushaltsjahre jeweils mit einem Haushaltsdefizit abschließen. 
                                                
44
  Vgl. Böhm S./Pott, A. (1992), S. 192 ff. 
45
  Vgl. Andel, N. (1993), S. 99 und S. 103 f. 
46
  Vgl. Deutsche Bundesbank (3/1995), S. 19 f. und Pilz, F./Ortwein, H. (1992), S. 212 f.  
47
  Vgl. DIW (Wochenbericht Nr. 40/1997), S. 727 f. und Schmähl, W. (1992), S. 45 f. 
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Dieses wurde jeweils durch einen Abbau der westdeutschen Schwankungsreserve gedeckt. 
Im Zeitraum 1992 bis 1997 betrug das kumulierte Haushaltsdefizit der GRV-Ost ca. 75,9 
Mrd. DM (vgl. Tabelle 3a und 3b im Anhang).
48
 Dieser Betrag stellt allerdings nur einen Nä-
herungswert für den tatsächlichen kumulierten Finanztransfer der GRV-West an die GRV-
Ost dar, da die Ost-West-Pendler ihre Beiträge in Westdeutschland zahlten und die Erlöse 
der Rentenversicherung aus der Anlage liquider Mittel nicht aufgeteilt werden.
49
 
Im Hinblick auf seine rechtliche Grundlage setzt sich das kumulierte Haushaltsdefizit der 
GRV-Ost von ca. 75,9 Mrd. DM aus zwei Komponenten zusammen: zum einen aus direkten 
Finanzzuweisungen der GRV-West in Höhe von 29,7 Mrd. DM auf der Grundlage des inter-
nen Defizitausgleichs i.e.S. und zum anderen aus indirekten Finanzzuweisungen der west-
deutschen Rentenversicherung der Angestellten an die ostdeutsche Rentenversicherung der 
Arbeiter in Höhe von 46,2 Mrd. DM. Die indirekten Finanzzuweisungen resultierten daraus, 
dass die GRV-Ost mit dem Inkrafttreten des Rentenüberleitungsgesetzes zugleich auch in 
den internen Finanzausgleich zwischen der Rentenversicherung der Arbeiter und der Ren-
tenversicherung der Angestellten nach §218 SGB VI aufgenommen wurde. Danach stockt(e) 
die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte die Schwankungsreserve der Rentenversi-
cherung der Arbeiter auf, wenn diese einen Mindestbetrag unterschreitet.
50
  
2.2.6.3 Die Gesetzliche Krankenversicherung 
Mit dem Einigungsvertrag trat das westdeutsche Krankenversicherungsrecht zum 1.1.1991 in 
Ostdeutschland in Kraft. Außerdem wurde ein gegliedertes System von Krankenkassen nach 
westdeutschem Muster mit einem einheitlichen Beitragssatz von 12,8% und einer Beitrags-
bemessungsgrenze von 2.250 DM eingeführt und eine getrennte Haushaltsführung der GKV-
West und der GKV-Ost ohne einen Risikostrukturausgleich zwischen den ostdeutschen und 
westdeutschen Krankenkassen festgelegt. Deshalb musste die GKV-West keine direkten 




Dennoch erhielt die GKV-Ost seit der deutschen Vereinigung öffentliche Bruttofinanztrans-
fers aus Westdeutschland. Dazu zählen die Bundeszuschüsse in den Jahren 1991 und 1992 
                                                
48
  Vgl. Boss, A. (1998), S. 9 f. und DIW (Wochenbericht Nr. 45/1999), S. 815. 
49
  Vgl. Grossekettler, H. (1996), S. 218. 
50
  Vgl. Mackscheidt, K. (1990), S. 151. 
51
  Vgl. Boss, A. (1998), S. 13 und Schmähl, W. (1992), S. 44. 
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zur Finanzierung der im Einigungsvertrag verankerten sozial-motivierten Übergangs- und 
Härtefallregelungen bei der Übertragung des westdeutschen Krankenversicherungsrechts 
auf Ostdeutschland.
52
 Des weiteren war der parafiskalische Finanzausgleich zwischen den 
Trägern der Sozialversicherung untereinander mit einem indirekten Bruttofinanztransfer von 
der Bundesanstalt für Arbeit-West und der GRV-West an die GKV-Ost verbunden. Beim pa-
rafiskalischen Finanzausgleich erstattet die Bundesanstalt für Arbeit die Beitragszahlungen 
für die arbeitslosen Mitglieder der Gesetzlichen Krankenversicherung und die Gesetzliche 
Rentenversicherung den Arbeitgeberanteil an den Krankenversicherungsbeiträgen für die 
krankenversicherten Rentner an die Gesetzliche Krankenversicherung.
53
 Diese Regelung 
löste einen indirekten West-Ost-Bruttofinanztransfer an die GKV-Ost aus, da ein großer Teil 
der Mitglieder der Gesetzlichen Krankenversicherung in Ostdeutschland Rentner und Ar-
beitslose waren und seit dem zweiten Halbjahr 1990 bei der Gesetzlichen Arbeitslosenversi-
cherung bzw. seit dem 1.1.1992 bei der Gesetzlichern Rentenversicherung ein gesamtdeut-
scher Finanzverbund existierte. Dieser indirekte West-Ost-Bruttofinanztransfer belastete 
teilweise auch den Bundeshaushalt, da der Bund die Haftung für ein Defizit im Gesamthaus-




2.2.7 Die Gebietskörperschaften der ehemaligen Bundesrepublik Deutschland 
2.2.7.1 Der Bund 
Im Bundeshaushalt sind seit der deutschen Vereinigung erhebliche „vereinigungsbedingte“ 
Bruttomehrausgaben und Bruttomindereinnahmen für die nach Ostdeutschland geleisteten 
Bruttofinanztransfers angefallen. Nach ihrer Rechtgrundlage waren die Bruttofinanztransfers 
des Bundes in erster Linie auf die Ausweitung seiner zentralstaatlichen Aufgabenkompetenz 
auf die neuen Bundesländer zurückzuführen. Demnach beruhten die Bruttofinanztransfers 
des Bundes größtenteils auf bundeseinheitlichen Rechtsbestimmungen und auf einer rechtli-
chen Gleichstellung der neuen Bundesländer mit den alten Bundesländern.
55
 Dagegen hat-
                                                
52
  Vgl. Henke, K.-D./Leber, W.-D. (1993), S. 17 ff. und Meinhardt, V. (1995), S. 44. 
53
  Vgl. Mackscheidt, K. (1990), S. 152 ff. und Henke, K.-D./Leber, W.-D. (1993), S. 34 f. 
54
  Vgl. Henke, K.-D./Leber, W.-D. (1993), S. 34 f. und Meinhardt, V. (1995), S. 44. 
55
  Hierzu zählen z.B. die gesetzlichen Sozialtransfers an die ostdeutsche Bevölkerung, die Bun-
desergänzungszuweisungen, die Ausgaben für das Angebot öffentlicher Güter im Beitrittsgebiet 
(z.B. für die öffentliche Verwaltung, für Verteidigung und für die Verfassungsorgane) oder die 
Ausgaben für den anteiligen Staatsverbrauch des Bundes in Ostdeutschland. Vgl. Boss, 
A./Rosenschon, A. (1996), S. 17 und Pilz, F./Ortwein, H. (1992), S. 162. 
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ten die Bruttofinanztransfers für spezifische struktur- und sozialpolitische Maßnahmen im 
Beitrittsgebiet in der alten Bundesrepublik keine ( vergleichbare) rechtliche Entsprechung.
56
  
Bei den „expliziten“ Bruttofinanztransfers nach Ostdeutschland lassen sich zweckungebun-
dene Bruttofinanztransfers ohne gesetzlich vorgegebenen Verwendungszweck und zweck-
gebundene Bruttofinanztransfers für gesetzlich vorgegebene soziale Zwecke (z.B. Kinder-
geld, Wohngeld oder Sozialhilfe) und investive Zwecke (z.B. die Förderung privater Investiti-
onen durch Investitionszuschüsse und Investitionszulagen oder die finanzielle Beteiligung 




Die „impliziten“ Bruttofinanztransfers nach Ostdeutschland resultier(t)en aus den steuerlichen 
Vergünstigungen für private Bau- und Ausrüstungsinvestitionen in Ostdeutschland (z.B. 
Sonderabschreibungen auf die Anschaffungs- oder Herstellkosten).
58
 Da die westdeutschen 
Investoren über die Nutzung der Steuervergünstigungen ihre Bemessungsgrundlage bei der 
Einkommen-, Körperschaft- und Gewerbesteuer im alten Bundesgebiet reduzierten, vermin-
derten sich zwangsläufig auch die anteiligen Steuereinnahmen des Bundes aus dem großen 
Steuerverbund.
59
 Dieser subventionsinduzierte „negative Bemessungsgrundlageneffekt“ war 
dann besonders stark, wenn die westdeutschen Investoren die geförderten Investitionspro-




2.2.7.2 Die westdeutschen Bundesländer 
Des weiteren leisteten die westdeutschen Bundesländer seit der deutschen Vereinigung 
Bruttofinanztransfers an die ostdeutschen öffentlichen Haushalte. Dabei waren die „explizi-
ten“ Bruttofinanztransfers eher unbedeutend. Dazu zählen die Finanzzuweisungen für die 
finanzielle Beteiligung an öffentlichen Investitionsprojekten in Ostdeutschland (z.B. im Rah-
men des „Gemeinschaftswerks Aufschwung Ost“) und für die personelle und sachliche Ver-
                                                
56
  Vgl. Deutsche Bundesbank (10/1996), S. 30 und Ragnitz, J. (2000), S. 18 und S. 22 f. 
57
  Vgl. Junkernheinrich, M. (1995), S. 161 f. und Stille, F. (1997), S. 22 ff. 
58
  Vgl. Ragnitz, J. (2000), S. 19 und S. 25 ff. 
59
  Vgl. Deutsche Bundesbank (10/1996), S. 23 und Meinhardt, V. u.a. (1995), S. 32 f.  
60




 Des weiteren waren die kumulierten Zuschüsse an den Fonds „Deutsche 
Einheit“ zwischen 1993 und 1994 von 16,2 Mrd. DM und die Tilgungsausgaben für die kredit-
finanzierten Bruttoleistungen des Fonds Deutsche Einheit „explizite“ Bruttofinanztransfers.
62
  
Dagegen waren die „impliziten“ Bruttofinanztransfers wesentlich bedeutsamer. So belastete 
der „negative Bemessungsgrundlageneffekt“ der steuerlichen Investitionsförderung für Ost-
deutschland im alten Bundesgebiet zugleich auch die westdeutschen Länderhaushalte durch 
rückläufige Steuereinnahmen aus dem vertikalen Steuerverbund bei der Einkommen- und 
Körperschaftsteuer.
63
 Außerdem verloren die westdeutschen Bundesländer anteilige Gewer-
besteuereinnahmen an die ostdeutschen Bundesländer und Gemeinden, da einige west-
deutsche Gewerbebetriebe aus steuerlichen Gründen Investitionsaktivitäten nach Ost-
deutschland verlagerten.
64
 Darüber hinaus gingen die Umsatzsteuereinnahmen der west-
deutschen Bundesländer aus dem vertikalen Steuerverbund mit dem Bund und den west-
deutschen Gemeinden seit 1991 deutlich zurück, da sich die horizontale Verteilung des Län-
deranteils am Umsatzsteueraufkommen auf die Bundesländer nach der tatsächlichen Ein-
wohnerzahl rückwirkend zum 1.1.1991 auch auf die neuen Bundesländer erstreckte. Im Zuge 
der vollständigen Einbeziehung der neuen Bundesländer in den horizontalen Länderfinanz-
ausgleich und in das System der Bundesergänzungszuweisungen verringerten sich ihre Ein-
nahmen aus Bundesergänzungszuweisungen und ihre Steuereinnahmen nochmals.
65
  
Schließlich mussten die westdeutschen Bundesländer seit der deutschen Vereinigung einen 
Rückgang von Einnahmen aus vertikalen Finanzzuweisungen des Bundes für die Erfüllung 
originärer Länderaufgaben und für die Erfüllung von Gemeinschaftsaufgaben auf Länder-
ebene hinnehmen. Soweit der Bund die eingesparten Ausgabenbeträge nicht endgültig kürz-
te und stattdessen nach Ostdeutschland leistete, spiegeln sich die entsprechenden Einnah-
meverluste der westdeutschen Bundesländer in höheren Bruttofinanztransfers des Bundes 
wider. Deshalb werden sie üblicherweise nicht als „implizite“ Bruttofinanztransfers der west-
deutschen Bundesländer statistisch erfasst.
66
  
                                                
61
  Vgl. Renzsch, W. (1998), S. 353 f. und Deutsche Bundesbank (4/1995), S. 35 ff. 
62
  Vgl. Bach, S./Vesper, D. (2000), S. 196 und Boss, A../Rosenschon, A. (1996), S. 11 f. 
63
  Vgl. Hoffmann, L. (1993), S. 119. 
64
  Vgl. Postlep, R.-D. (1992), S. 38 f. 
65
  Vgl. Renzsch, W. (1998), S. 352 und S. 354 und Bach, S./Vesper, D. (2000), S. 195 ff. 
66
  Vgl. Postlep, R.-D. (1992), S. 39. 
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2.2.7.3 Die westdeutschen Gemeinden 
Im föderalen System der Bundesrepublik Deutschland stellen die Gemeinden (und Städte) 
verfassungsrechtlich keine eigenständige staatliche Ebene, sondern einen Teil der Bundes-
länder dar. Dies drückt sich u.a. in einer geringen Finanzautonomie der Gemeinden aus. 
Daher decken die Gemeinden ihren Ausgabenbedarf v.a. durch Finanzzuweisungen des 
Bundes und der Bundesländer aus dem vertikalen Finanzausgleich und weniger durch eige-
ne Steuereinnahmen und Gebühren. Dementsprechend leisteten die westdeutschen Städte 
und Gemeinden seit der deutschen Vereinigung vorwiegend „implizite“ Bruttofinanztransfers 
nach Ostdeutschland. Diese bestanden aus Steuermindereinnahmen aus dem vertikalen 
Finanzausgleich und aus geringeren Finanzzuweisungen des Bundes.
67
  
So führte die mehrfache Verringerung des vertikalen Umsatzsteueranteils der westdeutschen 
Bundesländer seit 1991 zu einem sukzessiven Rückgang der Verbundmasse im kommuna-
len Finanzausgleich. Dadurch gingen die Umsatzsteuereinnahmen der westdeutschen Ge-
meinden auch zurück. Des weiteren verloren die westdeutschen Gemeinden seit 1993 Ge-
werbesteuerereinnahmen, da sie sich über eine Erhöhung der Gewerbesteuerumlage an den 
Zuschüssen der westdeutschen Bundesländer an den Fonds „Deutsche Einheit“ und an den 
Einnahmeausfällen der westdeutschen Bundesländer aus der Neuordnung des bundesstaat-
lichen Finanzausgleichs finanziell beteiligten.
68
 Darüber hinaus belastete der „negative Be-
messungsgrundlageneffekt“ der steuerlichen Investitionsförderung für Ostdeutschland bei 
der Einkommen- und Körperschaftsteuer im alten Bundesgebiet auch die westdeutschen 
Gemeinden durch Steuermindereinnahmen aus dem vertikalen Steuerverbund mit dem Bund 
und den westdeutschen Bundesländern. Außerdem verloren sie anteilige Gewerbesteuer-
einnahmen an die ostdeutschen Bundesländer und Gemeinden, da einige westdeutsche 
Gewerbebetriebe aus steuerlichen Gründen Investitionsaktivitäten nach Ostdeutschland ver-
lagerten.
69
 Schließlich mussten die westdeutschen Gemeinden seit der deutschen Vereini-
gung einen Rückgang der allgemeinen und zweckgebundenen Finanzzuweisungen des 
Bundes für die Erfüllung von Gemeinschaftsaufgaben und für die Durchführung von öffentli-
chen Investitionsprojekten auf Gemeindeebene hinnehmen. Hierzu zählt z.B. die finanzielle 
Beteiligung des Bundes an der Städtebauförderung, an dem Ausbau der Verkehrsinfrastruk-
                                                
67
  Vgl. Renzsch, W. (1998), S. 353 f. und Junkernheinrich, M. (1996), S. 115 f. und S. 119 ff: Die 
„expliziten“ Bruttofinanztransfers beschränkten sich auf die finanzielle Beteiligung an der Ver-
waltungshilfe der alten Bundesländer für die ostdeutschen Bundesländer und Gemeinden. 
68
  Vgl. Junkernheinrich, M (1996), S. 121 und Karrenberg, H. (1993), S. 145 f. 
69
  Vgl. Postlep, R.-D. (1992), S. 38 f. und Renzsch, W. (1998), S. 353. 
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tur oder an der Verbesserung der Wirtschaftsstruktur. Da der Bund die eingesparten Ausga-
benbeträge größtenteils nicht endgültig kürzte und stattdessen nach Ostdeutschland leistete, 
spiegeln sich die entsprechenden Einnahmeverluste der westdeutschen Gemeinden größ-
tenteils in höheren Bruttofinanztransfers des Bundes nach Ostdeutschland wider.
70
  
2.3 Statistische Erfassung des Gesamtvolumens und der Trägerstruktur der 
öffentlichen West-Ost-Bruttofinanztransfers durch verschiedene Instituti-
onen 
Seit der deutschen Vereinigung beschäftigten sich zahlreiche empirische Studien von Bun-
desministerien, Wirtschaftsforschungsinstituten und Ökonomen mit der Quantifizierung der 
jährlichen und kumulierten West-Ost-Bruttofinanztransfers. Da sich die „vereinigungsbeding-
ten“ Bruttomehrausgaben und Bruttomindereinnahmen mit Transfercharakter mit zunehmen-
der zeitlicher Entfernung vom Zeitpunkt der Wirtschafts-, Währungs- und Sozialunion der 
Deutschen Einheit immer schwieriger kausal und quantitativ zuordnen lassen, wird der Un-
tersuchungszeitraum im Folgenden auf den Zeitraum 1991 bis 1997 beschränkt.  
Tabelle 4: Berechnungen verschiedener Institutionen zur Höhe der öffentlichen West-
Ost-Bruttofinanztransfers zwischen 1991 und 1997 (in Mrd. DM) 
Institution 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 Σ 
Deutsche Bundesbank/Bundesfinanzministerium 139 151 167 169 185 187 183 1.181 
Sachverständigenrat zur Begutachtung der ge-
samtwirtschaftlichen Entwicklung  
134 164 171 174 212 k.A. k.A. 855 
Institut für Wirtschaftsforschung Halle 142 172 197 194 187 188 185 1.265 
Institut für Weltwirtschaft 152 281 229 200 179 183 k.A. 1.224 
Institut der deutschen Wirtschaft 165 185 208 205 197 187 k.A. 1.147 
Quelle: Deutsche Bundesbank (4/1998), S. 53; Ragnitz, J. (2000), S. 17; Sachverständigenrat zur 
Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (Jahresgutachten 1995/1996), Tabelle 
40; Boss, A. (1998), S. 17; Institut der deutschen Wirtschaft (1996), S. 5. 
In Tabelle 4 wird deutlich, dass die Berechnungsergebnisse zur absoluten Höhe und zum 
zeitlichen Verlaufsprofil der jährlichen West-Ost-Bruttofinanztransfers z.T. sehr unterschied-
lich ausfallen. Dies ist darauf zurückzuführen, dass die verschiedenen Studien keine einheit-
liche Abgrenzung des öffentlichen Sektors, keine einheitliche Definition des Bruttofinanz-
transferbegriffs, keine einheitliche Abgrenzung der Bruttofinanztransfers von „vereinigungs-
bedingten Budgetmehrbelastungen ohne Transfercharakter“ und keine einheitliche statisti-
                                                
70
  Vgl. Junkernheinrich, M (1996), S. 115 f. und Deutsche Bundesbank (4(1994), S. 23. 
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sche Datenbasis zu Grunde legen. Diese methodischen Unterschiede werden bei einem 
Vergleich der Bruttofinanztransferrechnung der Deutschen Bundesbank bzw. des Bundesfi-




Die Bruttofinanztransferrechnung der Deutschen Bundesbank 
Bei der Bruttofinanztransferrechnung der Deutschen Bundesbank aus dem Jahr 1998 wur-
den folgende Bruttofinanztransferträger explizit berücksichtigt: Bund, westdeutsche Bundes-
länder und Gemeinden, Fonds „Deutsche Einheit“, Europäische Union, Gesetzliche Renten-
versicherung und Bundesanstalt für Arbeit. Damit ordnet die Bundesbank die Bruttofinanz-
transfers der Förderbanken und der Sondervermögen des Bundes einheitlich den Gebiets-
körperschaften und die Treuhandanstalt dem privatwirtschaftlichen Bereich zu. Deshalb ge-
hen die Bruttofinanztransfers der Treuhandanstalt bis Ende 1994 nicht in die Berechnungen 
ein. Dies gilt auch für die Steuermindereinnahmen der ehemaligen westdeutschen Gebiets-
körperschaften aus der steuerlichen Investitionsförderung für Ostdeutschland. Diese Vorge-
hensweise wird damit begründet, dass über die Einnahmeausfälle keine zeitnahen und keine 
vollständigen statistischen Daten existieren, und die Steuerausfälle zunächst nur dem west-
deutschen Privatsektor zugute gekommen seien. Des weiteren klammert die Bundesbank die 
Zins- und Tilgungsausgaben des Bundes und der alten Bundesländer für die Schulden des 
Kreditabwicklungs- und Erblastentilgungsfonds, für die Nettoneuverschuldung des Fonds 
„Deutsche Einheit“ und für die Altschulden der Deutschen Reichsbahn aus den Berechnun-
gen aus, da sie den neuen Bundesländern nicht effektiv zugute gekommen seien. Schließlich 
berücksichtigt die Bundesbank den Subventionsgehalt der zinsverbilligten Darlehenspro-
gramme und sonstigen Förderprogramme des ERP-Sondervermögens und der Förderban-
ken des Bundes mit dem Hinweis auf statistische Datenprobleme lediglich unvollständig.
72
  
Im Zeitraum 1991 bis 1997 betrug der durchschnittliche West-Ost-Bruttofinanztransfer ca. 
169 Mrd. DM und der kumulierte West-Ost-Bruttofinanztransfer ca. 1.181 Mrd. DM. Dabei 
erklärt sich der sprunghafte Anstieg des Bruttofinanztransferbetrages im Jahr 1995 durch die 
Übertragung der kumulierten Nettoneuverschuldung der Treuhandanstalt auf den Erblasten-
tilgungsfondsund die damit verbundenen höheren Zinszahlungen. Es zeigt sich, dass der 
Bund und die westdeutsche Sozialversicherung (ohne Gesetzliche Krankenversicherung) 
zusammen mit großem Abstand die wichtigsten Transferträger waren. So betrug ihr Anteil im 
                                                
71
  Vgl. Tofaute, H. (1995), S. 163 und Fuest, W./Kroker, R. (1993), S. 9 ff. 
72
  Vgl. Deutsche Bundesbank (10/1996), S. 22 ff. und Deutsche Bundesbank (4/1998), S. 52. 
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Jahr 1994 zusammen ca. 85% und seit dem Jahr 1995 sogar über 90%. Darüber hinaus zei-
gen die Berechnungen der Bundesbank zur Verwendungsstruktur der West-Ost-
Bruttofinanztransfers in Tabelle 6 im Anhang, dass der Anteil der Sozialleistungen (für ar-
beitsmarktpolitische und sonstige soziale Zwecke) an den West-Ost-Bruttofinanztransfers 
zwischen 1991 und 1997 im Durchschnitt ca. 42% betrug. Ihr Anteil an den zurechenbaren 
West-Ost-Bruttofinanztransfers betrug im Durchschnitt sogar zwei Drittel. Dagegen lag der 
Anteil der investiven West-Ost-Bruttofinanztransfers (Subventionen und Investitionen) im 
Durchschnitt nur bei ca. 24%.
73
  
Tabelle 5: Berechnungen der Bundesbank zur Höhe und zur Trägerstruktur der öf-
fentlichen West-Ost-Bruttofinanztransfers zwischen 1991 und 1997 
 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997
West-Ost-Bruttofinanztransfers in Mrd. DM, davon (in %): 139 151 167 169 185 187 183 
-Bund 54,1 58,3 68,2 67,5 73,0 73,8 71,6 
-Westdeutsche Bundesländer und Gemeinden 3,5 3,3 6,0 8,3 5,4 5,9 6,0 
-Fonds Deutsche Einheit 22,3 15,9 9,0 3,0 - - - 
-EG-Haushalt (Struktur- und Regionalfonds) 2,9 3,3 3,0 3,5 3,8 3,7 3,8 
-Bundesanstalt für Arbeit  17,2 15,9 8,4 10,6 8,6 6,4 8,7 
-Gesetzliche Rentenversicherung - 3,3 5,4 7,1 9,2 10,2 9,8 
Quelle: Deutsche Bundesbank (4/1998), S. 53. 
 
Die Bruttofinanztransferrechnung des Instituts für Weltwirtschaft 
Bei der Bruttofinanztransferrechnung des Instituts für Weltwirtschaft aus dem Jahr 1998 für 
den Zeitraum 1991 bis 1996 wurden folgende Bruttofinanztransferträger explizit berücksich-
tigt: Bund, westdeutsche Bundesländer und Gemeinden, Fonds „Deutsche Einheit“, Europäi-
sche Union, Gesetzliche Rentenversicherung, Bundesanstalt für Arbeit, Treuhandanstalt, 
Kreditabwicklungs- und Erblastentilgungsfonds. Nach der Art der getätigten West-Ost-Brutto-
finanztransfers wird zwischen Ausgaben und Mindereinnahmen im alten Bundesgebiet un-
terschieden. Im Gegensatz zur Bundesbank berücksichtigen die zuständigen Autoren bei 
ihren Berechnungen auch einen Schätzwert für die kumulierten Steuermindereinnahmen im 
alten Bundesgebiet aus der steuerlichen Investitionsförderung für Ostdeutschland. Diese 
stellten einen Bruttofinanztransfer dar, weil die Steuermindereinnahmen für die Begünstigten 
                                                
73
  Vgl. Deutsche Bundesbank (4/1998), S. 52. 
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in West- und Ostdeutschland eindeutig finanzielle Vorteile darstellten. Mit Hilfe der steuerli-
chen Investitionsförderung verbesserte sich nämlich die öffentliche Infrastruktur in Ost-
deutschland und die finanzielle Leistungsfähigkeit der Nutzer der steuerlichen Förderinstru-
mente. Insgesamt ergibt sich nach den Berechnungen des Instituts für Weltwirtschaft für den 
Zeitraum 1991 bis 1996 ein kumulierter West-Ost-Bruttofinanztransfer in Höhe von ca. 1.224 
Mrd. DM. Damit betrug der durchschnittliche West-Ost-Bruttofinanztransfer pro Jahr ca. 204 
Mrd. DM. Dagegen berechnete die Bundesbank für diesen Zeitraum lediglich einen kumulier-
ten West-Ost-Bruttofinanztransfer in Höhe von ca. 998 Mrd. DM und einen durchschnittlichen 
West-Ost-Bruttofinanztransfer pro Jahr von ca. 166 Mrd. DM.
74
  
Nach den Prinzipien der VGR erfassen die zuständigen Autoren die durch den Kreditab-
wicklungs- bzw. Erblastentilgungsfonds und die Treuhandanstalt übernommenen Altschulden 
aus der ehemaligen DDR einheitlich im Jahr der Schuldenübernahme als ein West-Ost-
Bruttovermögenstransfer und die kreditfinanzierten laufenden West-Ost-Bruttofinanztransfers 
einheitlich im Jahr des tatsächlichen Zahlungszuflusses bei den öffentlichen oder privaten 
Transferempfängern in Ostdeutschland. Dementsprechend zählen sie die bei Fälligkeit der 
Kredite anfallenden Tilgungsausgaben nicht zu den West-Ost-Bruttofinanztransfers. Schließ-
lich klammern sie die jährlichen Zinsausgaben für die aufgenommenen Neukredite und die 




Insgesamt betrachtet grenzt das Institut für Weltwirtschaft den Bruttofinanztransferbegriff 
also deutlich weiter ab als die Deutsche Bundesbank und die anderen Institutionen. Deshalb 
liegt der für den Zeitraum 1991-1996 berechnete kumulierte West-Ost-Bruttofinanztransfer in 
der Bruttofinanztransferrechnung des Instituts für Weltwirtschaft zwangsläufig höher als in 
der Bruttofinanztransferrechnung der Deutschen Bundesbank und der anderen Institutionen. 
Ein Vergleich der Berechnungsmethoden der verschiedenen Institutionen zeigt, dass die 
Methodik des Instituts für Weltwirtschaft dem Ziel einer möglichst umfassenden Definition der 
West-Ost-Bruttofinanztransfers am nächsten kommt. Deshalb gibt der berechnete kumulierte 
West-Ost-Bruttofinanztransfer in Höhe von ca. 1.224 Mrd. DM für den Zeitraum 1991 bis 
1996 den tatsächlichen kumulierten West-Ost-Bruttofinanztransfer dieses Zeitraums zumin-
dest näherungsweise an. Dieser Aspekt wird im Rahmen der interregionalen Verteilungsana-
lyse in Kapitel 4 nochmals aufgegriffen. 
                                                
74
  Vgl. Boss, A. (1998), S. 17 und Deutsche Bundesbank (4/1998), S. 52. 
75
  Vgl. Deutsche Bundesbank (10/1996), S. 26 und Boss, A./Rosenschon, A. (1996), S. 11 ff, 19 
und S. 23. 
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3. Kennzeichnung und statistische Erfassung der öffentlichen innerdeutschen 
Nettofinanztransferströme seit der deutschen Vereinigung  
3.1 Kennzeichnung des „Eigenbeitrags“ Ostdeutschlands zur Finanzierung 
der öffentlichen West-Ost-Bruttofinanztransfers  
Bei der Kennzeichnung und statistischen Erfassung der öffentlichen innerdeutschen Bruttofi-
nanztransferströme seit der deutschen Vereinigung in Kapitel 2 wurde noch nicht berücksich-
tigt, dass Ostdeutschland einen „Eigenbeitrag“ zur Finanzierung der kumulierten West-Ost-
Bruttofinanztransfers leistete. Deshalb lag das im Zeitraum 1990 bis 1997 netto nach Ost-
deutschland geleistete Finanztransfervolumen deutlich unter dem Volumen der West-Ost-
Bruttofinanztransfers. Dieser „Eigenbeitrag“ resultierte daraus, dass die ehemaligen west-
deutschen Gebietskörperschaften und die westdeutschen Sozialversicherungsträger als Fol-
ge des Beitritts der DDR zur Bundesrepublik, des ordnungspolitischen Systemwechsels der 
ehemaligen DDR und der öffentlichen West-Ost-Bruttofinanztransfers quasi automatisch - 
ohne die Notwendigkeit diskretionärer Änderungen staatlicher Einnahmen- und Ausgabenpa-
rameter - „vereinigungsbedingte“ Mehreinnahmen und „Ausgabeneinsparungen“ erzielten. 
Dazu zählen die eingesparten „teilungsbedingten“ Ausgaben und Steuermindereinnahmen 
im alten Bundesgebiet, die Steuer- und Verwaltungseinnahmen des Bundes in Ostdeutsch-
land und die Steuermehreinnahmen, Beitragsmehreinnahmen und „Ausgabeneinsparungen“ 
aus dem vereinigungsbedingten realen Wachstumsimpuls im alten Bundesgebiet.
76
  
3.1.1 Eingesparte „teilungsbedingte“ Lasten im alten Bundesgebiet  
Unmittelbar nach der Unterzeichnung des Einigungsvertrages beschloss die Bundesregie-
rung den Abbau der bestehenden „teilungsbedingten“ Ausgaben und Steuervergünstigungen 
bis zum Ende des Jahres 1994, da eine Kompensation der finanziellen und persönlichen 
Nachteile der privaten Haushalte und Unternehmen in Berlin und im Zonenrandgebiet aus 
der Teilung Deutschlands nach dem Wegfall der innerdeutschen Grenze nicht mehr notwen-
dig war.
77
 Bei den „teilungsbedingten“ Ausgaben handelte es sich u.a. um die Ausgaben für 
die Transitpauschale, den Häftlingsfreikauf, die Besuchereinreisegebühren, das Begrü-
ßungsgeld bei Besuchen von DDR-Bürgern im alten Bundesgebiet, den im Dezember 1989 
errichteten Reisedevisenfonds, die Straßenbenutzungsgebühren, die Leistungen an Über-
siedler, die Bewachung der innerdeutschen Grenze, die Familienzusammenführung und die 
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  Vgl. Fuest, W./Kroker, R. (1993), S. 11 ff. und Postlep, R.D. (1992), S. 39 ff. 
77
  Vgl. Meinhardt, V. u.a. (1995), S. 84 f. und Bundesministerium der Finanzen (Finanzbericht 
1992), S. 35 und S. 105 ff. 
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Zonenrand- und Berlinförderung. Bei den „teilungsbedingten“ Steuermindereinnahmen han-
delte es sich v.a. um Steuervergünstigungen bei der Einkommen-, Körperschaft- und Um-
satzsteuer zur Förderung der Investitionen und der Arbeitnehmer in Berlin und im Zonen-
randgebiet (z.B. Tarifermäßigungen, Sonderabschreibungen, Investitionszulagen und die 
Umsatzsteuerpräferenz).
78
 Nach Schätzungen des Deutschen Instituts für Wirtschaftsfor-
schung sparten der Bund und die westdeutschen Bundesländer und Gemeinden bis Ende 
1994 insgesamt ca. 10 Mrd. DM ein.
79
 
3.1.2 Steuer- und Verwaltungseinnahmen des Bundes in Ostdeutschland  
Mit der Unterzeichnung des Staats- und Einigungsvertrages wurden die westdeutsche Fi-
nanzverfassung und das westdeutsche Steuersystem auf Ostdeutschland übertragen. Da-
durch weitete sich die hoheitliche Einnahmenkompetenz des Bundes auf die neuen Bundes-
länder aus.
80
 Davon profitierte der Bundeshaushalt unmittelbar durch Steuereinnahmen aus 
der Erhebung der Bundessteuern in Ostdeutschland, durch anteilige Steuereinnahmen aus 
dem Steuerverbund mit den ostdeutschen Bundesländern und Gemeinden bei den Gemein-
schaftssteuern (Einkommen- und Körperschaftsteuer, Umsatzsteuer, Einfuhrumsatzsteuer) 




Nach Berechnungen der Deutschen Bundesbank betrugen die Steuer- und Verwaltungsein-
nahmen des Bundes in Ostdeutschland im Zeitraum 1991 bis 1997 ca. 291 Mrd. DM. Nach 
Schätzungen des Instituts für Wirtschaftsforschung Halle betrugen sie im gleichen Zeitraum 
zusammen sogar ca. 302 Mrd. DM. Dagegen ergaben die Berechnungen des Instituts für 
Weltwirtschaft für den Zeitraum 1991 bis 1996 nur einen Betrag ca. 198,8 Mrd. DM.
82
 Da die 
in Ostdeutschland agierenden westdeutschen Unternehmen die dem Beitrittsgebiet zuzu-
rechnenden Steuern z.T. auch im alten Bundesgebiet abführten, waren die Steuereinnahmen 
des Bundes in Ostdeutschland tatsächlich noch höher.
83
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  Vgl. Fritzsche , B. u.a. (1991), S. 24 und Karl-Bräuer-Institut (1991), S. 39 ff. 
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  Vgl. Meinhardt, V. u.a. (1995), S. 86. 
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  Vgl. Deutsche Bundesbank (3/1993), S. 22 f. 
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  Vgl. Boss, A./Rosenschon, A. (1996), S. 13 f. und Postlep, R.-D. (1992), S. 40. 
82
  Vgl. Deutsche Bundesbank (4/1998), S. 53; Ragnitz, J. (2000), S. 17; Boss, A. (1998), S. 17. 
83
  Vgl. Boss, A./Rosenschon, A. (1996), S. 13 f. 
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3.1.3 Öffentliche Mehreinnahmen und „Ausgabeneinsparungen“ aus dem ver-
einigungsbedingten realen Wachstumsimpuls im alten Bundesgebiet  
Schließlich leistete der vereinigungsbedingte reale Wachstumsimpuls im alten Bundesgebiet 
einen Beitrag zur Finanzierung der öffentlichen West-Ost-Bruttofinanztransfers, da die ehe-
maligen westdeutschen Gebietskörperschaften wachstumsinduzierte Steuermehreinnahmen 
und „Ausgabeneinsparungen“ bei Sozialleistungen und die westdeutschen Sozialversiche-
rungsträger wachstumsinduzierte Mehreinnahmen an Sozialversicherungsbeiträgen und 
„Ausgabeneinsparungen“ bei arbeitsmarkt- und sozialpolitischen Leistungen erzielten.
84
 Da-
durch brachten die Bruttofinanztransferträger einen Teil ihrer Bruttofinanztransfers ohne die 
Zurückdrängung privater Ansprüche an das Sozialprodukt im alten Bundesgebiet auf.
85
  
(1) Erklärung des vereinigungsbedingten Wachstumsimpulses im alten Bundesgebiet 
In der ehemaligen DDR war bereits unmittelbar nach der Maueröffnung am 9.11.1989 und 
verstärkt seit dem zweiten Halbjahr 1990 ein expansiver Nachfrageimpuls nach Gütern und 
Dienstleistungen zu beobachten. Dieser Nachfrageimpuls ging zum einen auf einen deutli-
chen Anstieg der verfügbaren Haushaltseinkommen in Verbindung mit dem hohen konsumti-
ven Nachholbedarf der ostdeutschen Bürger zurück. Zum anderen induzierte die steigende 
private und öffentliche Investitionstätigkeit in Ostdeutschland einen expansiven Nachfrage-
impuls nach Investitionsgütern. Nach der Maueröffnung erhielten die ostdeutschen Bürger 
bei Besuchen in Westdeutschland Einkommenstransfers, und zwar bis zum 31.12.1989 ein 
Begrüßungsgeld und zwischen dem 1.1.1990 und 30.6.1990 DM-Beträge aus dem „Reise-
devisenfonds“. Nach dem Inkrafttreten des Vertrages zur Wirtschafts-, Währungs- und Sozi-
alunion am 1.7.1990 nahmen die verfügbaren Einkommen der ostdeutschen privaten Haus-
halte deutlich zu. Dahinter stand v.a. die günstige Währungsumstellung, die rasche und deut-
liche Annäherung der ostdeutschen Tariflöhne und Altersrenten an das westdeutsche Niveau 
und das hohe Volumen der öffentlichen West-Ost-Bruttofinanztransfers.
86
  
Bei der Währungsumstellung wurden die Geldbestände, Verbindlichkeiten und Bankgutha-
ben der ostdeutschen Bürger und Betriebe in DDR-Mark zum Stichtag des 1.7.1990 zu ei-
nem Kurs von 2:1 auf DM umgestellt. Aufgrund sozial motivierter Sonderregelungen betrug 
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  Vgl. Schaden, B./Schreiber, C. (1997), S. 152 und Schulz, W./Gramer-Muck, S. (1994), S. 9 f. 
und S. 27. 
85
  Vgl. Deutsche Bundesbank (4/1997), S. 37 f. und Leis, G. (1994), S. 21 und S. 112 f. 
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  Vgl. Ragnitz, J. (1995), S. 438 f. und Deutsche Bundesbank (10/1991), S. 16 ff. 
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der rechnerische Gesamt-Umstellungskurs allerdings nur 1,81:1. Dies implizierte eine deutli-
che Überbewertung der DDR-Mark gegenüber der DM. Insgesamt wurden 446,6 Mrd. DDR-
Mark auf 246,0 Mrd. DM umgestellt. In der Abgrenzung der Geldmenge M3 betrugen die 
umgestellten Geldbestände der Nichtbanken in der ehemaligen DDR ca. 180 Mrd. DM bzw. 
14,7% der westdeutschen Geldmenge M3. Dies entsprach einem Geldangebotsschock in 
Höhe von 4,5% der Geldmenge M3, da die ökonomisch angemessene potentialorientierte 
Anstiegsrate nur bei ca. 10% der westdeutschen Geldmenge M3 bzw. bei 120 Mrd. DM 
lag.
87
 Die ostdeutschen Bürger verwendeten einen Teil der empfangenen DM-Beträge sofort 
für den Kauf von Konsumgütern und Dienstleistungen. Zugleich bauten sie zusätzliche Kas-
senbestände auf, da sie ihre alten Zahlungsgewohnheiten nur langsam änderten und ihre 
hohe Nachfrage nach Transaktionskasse nur langsam reduzierten. Daher trat zu dem tempo-
rären Geldangebotsschock ein temporärer Geldnachfrageschock hinzu. Dieser Liquiditäts-
überhang dokumentierte sich in einem temporären Rückgang der Umlaufgeschwindigkeit der 
Geldmenge M3 und wurde in den Folgejahren noch zum Teil nachfragewirksam.
88
  
Dieser expansive Nachfrageimpuls in Ostdeutschland nach Konsum- und Investitionsgütern 
und Dienstleistungen war aufgrund der starken Qualitätsmängel der ostdeutschen Produkte 
und der geringen nationalen und internationalen Wettbewerbsfähigkeit der ostdeutschen 
Unternehmen in erster Linie ein Nachfrageimpuls nach westdeutschen und ausländischen 
Gütern und Dienstleistungen. Daher koppelte sich in Ostdeutschland die steigende Güter- 
und Dienstleistungsnachfrage von der rückläufigen Produktion ab.
89
 Da der Nachfrageimpuls 
die westdeutsche Wirtschaft in einer Phase mit einem hohen Auslastungsgrad des gesamt-
wirtschaftlichen Produktionspotentials und einer hohen privaten Nachfrage nach Gütern und 
Dienstleistungen traf, richtete sich ein Teil der überschüssigen ostdeutschen Güternachfrage 
auch auf ausländische Produkte und Dienstleistungen. Dabei wurden die ausländischen Gü-
ter und Dienstleistungen entweder direkt importiert oder über westdeutsche Lieferanten indi-
rekt aus dem Ausland bezogen („Durchleitungsimporte“). Dementsprechend verzeichnete 
das alte Bundesgebiet seit 1990 sowohl einen deutlichen Anstieg des Saldos im innerdeut-
schen Leistungsverkehr als auch einen deutlichen Anstieg der Importe aus dem Ausland.
90
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  Vgl. Deutsche Bundesbank (7/1991), S. 19; Bofinger, P. (1997), S. 207 ff. und S. 212 ff; Gawel, 
E. (1994), S. 163 f, 227 ff. und S. 239 f. 
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  Vgl. Gawel, E. (1994), S. 171 f. und Francke, H.-H./Nitsch, H. (1996), S. 48 ff. und S. 57 ff. 
89
  Vgl. Ragnitz, J. (1995), S. 437 ff und Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklung (Jahresgutachten 1991/1992), Ziffer 88, 95 und 110. 
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  Vgl. Leis, G. (1994), S. 121 ff. und Deutsche Bundesbank (7/1991), S. 27. 
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In Tabelle 7 wird deutlich, dass sich der expansive Nachfrageimpuls nach westdeutschen 
Gütern und Dienstleistungen im alten Bundesgebiet in den Jahren 1990 und 1991 in hohen 
Wachstumsraten des realen Bruttosozialproduktes, der Bruttolohn- und Bruttogehaltssumme, 
der realen Bruttoinvestitionen und der Zahl der Erwerbstätigen niederschlug. Des weiteren 
erreichte in diesen Jahren der Auslastungsgrad des gesamtwirtschaftlichen Produktionspo-
tentials einen hohen Wert von 98% und die Wachstumsrate des gesamtwirtschaftlichen Pro-
duktionspotentials einen hohen Wert von 3%. Dies war auf die kräftige Belebung der privaten 
Sachkapitalbildung und auf den Zustrom von Arbeitskräften aus der ehemaligen DDR und 
Osteuropa in das alte Bundesgebiet zurückzuführen.
91
 Dennoch konnten die westdeutschen 
Unternehmen ihre gestiegene Nachfrage nach qualifizierten Arbeitskräften nur teilweise be-
friedigen. Deshalb ging gleichzeitig zum Anstieg der Zahl der Erwerbstätigen die westdeut-
sche Arbeitslosenquote in 1990 und 1991 nur moderat zurück.
92
  
Tabelle 7: Indikatoren der wirtschaftlichen Entwicklung in Westdeutschland zwischen 
1989 und 1994 
 1989 1990 1991 1992 1993 
Reales Bruttosozialprodukt (in Mrd. DM)* 2.411 2.544 2.668 2.702 2.635 
Reales Bruttosozialprodukt (Veränderung in %)* 4,1 5,5 4,9 1,3 -2,5 
Bruttolohn- und -gehaltssumme (in Mrd. DM) 993 1.070 1.155 1.229 1.242 
Bruttolohn- und -gehaltssumme (Veränderung in %) 4,6 7,9 7,8 6,4 1,1 
Reale Bruttoinvestitionen (in Mrd. DM)* 432 474 504 500 448 
Reale Bruttoinvestitionen (Veränderung in %)* 6,6 9,7 6,1 -0,1 -10,4 
Erwerbstätige Inländer (in 1000) 27.261 28.479 29.189 29.457 29.002
Zahl der Arbeitslosen (in Mill.) 2,038 1,883 1,689 1,808 2,270 
Arbeitslosenquote (in %)** 7,9 7,2 6,3 6,6 8,2 
* in Preisen von 1991  
** = Zahl der Arbeitslosen in % der abhängigen Erwerbspersonen  
Quelle: Statistisches Bundesamt (Hrsg.): Statistisches Jahrbuch für die Bundesrepublik Deutschland 
1999, Stuttgart/Mainz 2000, Tabelle 6.13.1; Statistisches Bundesamt (Hrsg.): Fachserie 18, 
Reihe 1.2 (Konten und Standardtabellen), Hauptbericht 1996 und 1994, Tabelle 3.1.1; Sach-
verständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (Jahresgutachten 
1997/1998), Tabelle 26*, 29*, 33* und 37*; eigene Berechnungen. 
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  Vgl. Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (Jahres-
gutachten 1992/1993), Ziffer 131 und Issing, O. (1993), S. 2. 
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  Vgl. Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (Jahres-
gutachten 1991/1992), Ziffer 132-139. 
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Aufgrund der günstigen konjunkturellen Situation im alten Bundesgebiet zum Vereinigungs-
zeitpunkt löste der expansive Nachfrageimpuls aus Ostdeutschland neben dem realen 
Wachstumsimpuls im zweiten Halbjahr 1990 eine Nachfragesoginflation aus. Diese mündete 
im Verlauf von 1991 in eine Lohnkostendruckinflation, da die nicht-produktivitätsorientierte 
Lohnpolitik der Gewerkschaften und die diversen Steuer- und Abgabenerhöhungen mit kos-
teninduzierten Steigerungen der Güterpreise verbunden waren.
93
 Dieser Lohnkostenanstieg 
war einer der Hauptgründe für die bereits Ende 1991 einsetzende konjunkturelle Eintrübung 
und die seit Mitte 1992 zu beobachtende starke konjunkturelle Abschwächung bis hin zur 
Rezession im Jahr 1993. Daneben wirkten sich die niedrige ausländische Güternachfrage, 
die nachlassende ostdeutsche Güternachfrage, die nachfragedämpfenden Effekte der Steu-
er- und Abgabenerhöhungen, die investitionsdämpfenden Effekte der hohen Kapitalmarkt-
zinsen und die DM-Aufwertung im EWS konjunkturdämpfend aus. Daraufhin gingen die 
Wachstumsrate des realen Bruttosozialproduktes auf 1,3% in 1992 und auf -2,5% in 1993 
und die Wachstumsrate der realen Bruttoinvestitionen der Unternehmen auf einem negativen 
Wert von –0,1% in 1992 und von –10,4% in 1993 zurück. Zugleich stieg die Zahl der Arbeits-
losen in 1993 auf ca. 2,3 Millionen an, während die Zahl der Erwerbstätigen auf ca. 29 Millio-
nen sank (vgl. Tabelle 7).
94
 Dadurch verringerte sich der Auslastungsgrad des gesamtwirt-
schaftlichen Produktionspotentials in 1993 auf 94,3%. Darauf reagierten die westdeutschen 
Unternehmen mit starker Zurückhaltung bei ihren realen Ausrüstungsinvestitionen.
95
 In den 
folgenden Jahren war die Kausalität zwischen dem realen Wirtschaftswachstum in West-
deutschland und dem vereinigungsbedingten expansiven Nachfrageimpuls nach westdeut-
schen Gütern und Dienstleistungen nur noch sehr gering. Deshalb beschränkt sich der Un-
tersuchungszeitraum im Folgenden auf die Jahre 1990 bis 1993. 
(2) Statistische Erfassung des vereinigungsbedingten realen Wachstumsimpulses im 
alten Bundesgebiet 
Bei der statistischen Erfassung des vereinigungsbedingten realen Wachstumsimpulses im 
alten Bundesgebiet besteht das Problem, dass das reale Wirtschaftswachstum in West-
deutschland seit der deutschen Vereinigung nicht ausschließlich „vereinigungsbedingt“ war, 
                                                
93
  Vgl. Tullio, G. u.a. (1996), S. 15 ff. und Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklung (Jahresgutachten 1992/1993), Ziffer 95-97. 
94
  Vgl. Ragnitz, J. (1995), S. 439 f. und Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklung (Jahresgutachten 1992/1993), Ziffer 119-121, 130-133 und 136. 
95
  Vgl. Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (Jahres-
gutachten 1992/1993), Ziffer 77-80 und (Jahresgutachten 1993/1994), Ziffer 45 und 88-104. 
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und dass das vereinigungsbedingte und vereinigungsunabhängige reale Wirtschaftswachs-
tum mit fortschreitender wirtschaftlicher Integration von West- und Ostdeutschland statistisch 
immer schlechter voneinander getrennt werden können. Deshalb beschränkt sich die statisti-
sche Analyse ebenfalls auf die Jahre 1990 bis 1993.  
In Tabelle 8 wurde der vereinigungsbedingte reale Wachstumsimpuls im alten Bundesgebiet 
näherungsweise mit Hilfe der realen „West-Ost-Exportüberschüsse“ zwischen 1990 und 
1993 berechnet. Eine exakte Berechung war nicht möglich, weil die VGR die westdeutschen 
„Durchleitungsimporte“ zugleich als westdeutsche Importe aus dem Ausland und als west-
deutsche Exporte nach Ostdeutschland erfasst. Deshalb überzeichnet der in Tabelle 8 aus-
gewiesene unbereinigte jährliche „West-Ost-Exportüberschuss“ den jährlichen effektiven 
Nachfrageimpuls aus Ostdeutschland nach westdeutschen Gütern und Dienstleistungen und 
den darauf zurückgehenden jährlichen realen Wachstumsimpuls im alten Bundesgebiet. In 
Tabelle 8 wurde der jährliche „West-Ost-Exportüberschuss“ um eine fiktive jährliche Durch-
leitungsquote (= Anteil der Durchleitungsimporte an den westdeutschen Importen) von 35% 
bereinigt. Außerdem muss man sich bei der statistischen Erfassung der westdeutschen „Ex-
portüberschüsse“ gegenüber Ostdeutschland mit Schätzwerten begnügen, da die VGR den 
westdeutschen Leistungsverkehr nach Ostdeutschland und die Direktkäufe ostdeutscher 
Bürger in Westdeutschland teilweise nicht erfasst. Außerdem wird eine getrennte statistische 
Erfassung des innerdeutschen Leistungsverkehrs mit fortschreitender Integration der beiden 
Wirtschaftsräume immer schwieriger. Zum dritten enthalten die berechneten Schätzwerte für 
den vereinigungsbedingten realen Wachstumsimpuls nicht die expansiven Multiplikator- und 
Akzeleratorwirkungen aus dem effektiven Nachfrageimpulses im alten Bundesgebiet, da sie 
in dem jährlichen realen „West-Ost-Exportüberschuss“ noch nicht enthalten sind.
96
 
Im Zeitraum 1989-1991 expandierte der bereinigte jährliche „West-Ost-Exportüberschuss“ (in 
Preisen von 1985) zunächst von 6 Mrd. DM auf 100 Mrd. DM. Danach ging der jährliche An-
stieg wieder deutlich zurück, da der einkommensinduzierte Anstieg der ostdeutschen Kon-
sumnachfrage allmählich nachließ und die ostdeutschen Unternehmen ihre zunächst geringe 
Wettbewerbsfähigkeit gegenüber den westdeutschen Unternehmen allmählich verbesserten. 
Insgesamt betrug der kumulierte bereinigte „West-Ost-Exportüberschuss“ im Zeitraum 1990 
bis 1993 379 Mrd. DM.
97
 Zur Ermittlung des prozentualen realen Wachstumsbeitrags der 
realen „West-Ost-Exportüberschüsse“ pro Jahr wurde die jährliche Veränderung des berei-
nigten realen „West-Ost-Exportüberschusses“ durch das reale Bruttosozialprodukt des Vor-
                                                
96
  Vgl. Deutsche Bundesbank (10/1991), S. 18 und Leis, G. (1994), S. 121 ff. 
97
  Vgl. Leis, G. (1994), S. 116 ff. und Ragnitz, J. (1995), S. 441. 
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jahres dividiert. Dieser Quotient gibt seinen prozentualen realen Wachstumsbeitrag pro Jahr 
an und stellt eine Näherungsgröße für den vereinigungsbedingten realen Wachstumsimpuls 
pro Jahr dar. Nach dieser Methode ergibt sich für 1990 ein vereinigungsbedingter realer 
Wachstumsimpuls von ca. 1,8% und für 1991 von ca. 2,7%. In 1992 und in 1993 war er mit 
0,5% bzw. 0,4% deutlich niedriger, da die Wachstumsrate der „West-Ost-Exporte“ in diesen 
Jahren deutlich zurückging. 
Tabelle 8: Statistische Erfassung des vereinigungsbedingten realen Wachstumsim-
pulses und der wachstumsinduzierten Steuer- und Sozialbeitragsmehrein-
nahmen im alten Bundesgebiet zwischen 1990 und 1993  
 1989 1990 1991 1992 1993 
Reales Bruttosozialprodukt (in Mrd. DM)* 2.050 2.150 2.227 2.246 2.226
Reales Bruttosozialprodukt (Veränderung in %)* 4,0 4,9 3,6 0,9 -0,9 
Nominales Bruttosozialprodukt (in Mrd. DM) 2.249 2.449 2.668 2.821 2.836
Nominales Bruttosozialprodukt (Veränderung in %) 6,7 8,9 8,9 5,7 0,5 
West-Ost-Exportüberschuss (in Mrd. DM) (unbereinigt)* 9 65 154 171 185 
West-Ost-Exportüberschuss (Veränderung in Mrd. DM) (unbereinigt)* k.A. 56 89 17 14 
West-Ost-Exportüberschuss (in Mrd. DM) (bereinigt)* 6 42 100 111 120 
West-Ost-Exportüberschuss (Veränderung in Mrd. DM) (bereinigt)* k.A. 36 58 11 9 
Vereinigungsbedingter realer Wachstumsimpuls (in %)*  - 1,8 2,7 0,5 0,4 
Steueraufkommen nach VGR (in Mrd. DM) 560 573 654 707 716 
Steuer- und Sozialbeitragsaufkommen nach VGR (in Mrd. DM) 943 983 1103 1189 1223 
Steuereinnahmen aus dem nominalen Sozialproduktswachstum (in Mrd. 
DM) 
- 54,8 56,1 41,1 3,9 
Steuereinnahmen aus dem vereinigungsbedingten realen Sozialpro-
duktswachstum (in Mrd. DM) 
- 11,1 17,0 3,6 3,1 
Steuer- und Sozialbeitragseinnahmen aus dem nominalen Sozialpro-
duktswachstum (in Mrd. DM) 
- 75,5 78,7 56,6 5,3 
Steuer- und Sozialbeitragseinnahmen aus dem vereinigungsbedingten 
realen Sozialproduktswachstum (in Mrd. DM) 
- 15,3 23,9 5,0 4,2 
* in Preisen von 1985  
Quelle: Statistisches Bundesamt (Hrsg.): Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen, Fachserie 18, 
Reihe 1.1 und 1.2 (Konten und Standardtabellen), Vorbericht und Hauptbericht 1992, Tabelle 
3.1.1; Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (Jah-
resgutachten 1997/1998), Tabelle 39*; eigene Berechnungen. 
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Diese Schätzergebnisse zur Höhe des vereinigungsbedingten realen Wachstumsimpulses im 
alten Bundesgebiet decken sich mit den Simulationsergebnissen anderer empirischer Stu-
dien. In diesen wurde der vereinigungsbedingte reale Wachstumsimpuls mit Hilfe eines 
hypothetischen Referenzszenarios ohne die Deutsche Einheit geschätzt. Dieses Szenario 
simuliert durch eine getrennte Fortschreibung der politischen und ökonomischen Rahmen-
bedingungen in der DDR und in der Bundesrepublik Deutschland die Entwicklung der 
Wachstumsrate des realen Bruttosozialproduktes im alten Bundesgebiet ohne die Deutsche 
Einheit und ihre finanzpolitischen Konsequenzen. Durch einen Vergleich der Simulationser-
gebnisse mit der tatsächlichen Entwicklung wurde dann der vereinigungsbedingte Anstieg 
des westdeutschen realen Bruttosozialproduktes berechnet.
98
  
(3) Statistische Erfassung der wachstumsinduzierten öffentlichen Mehreinnahmen 
und „Ausgabeneinsparungen“ in Westdeutschland  
Die öffentlichen Haushalte im alten Bundesgebiet profitierten von dem vereinigungsbeding-
ten realen Wachstumsimpuls durch Steuer- und Sozialbeitragsmehreinnahmen und durch 
„Ausgabeneinsparungen“ bei Sozialleistungen. So führten die steigenden westdeutschen 
„Güterexporte“ nach Ostdeutschland direkt zu Steuermehreinnahmen bei der Mehrwertsteu-
er und bei den speziellen Verbrauchsteuern. Außerdem induzierte der konjunkturbedingte 
Anstieg der Erwerbstätigenzahl und der Bruttoerwerbs- und Bruttovermögenseinkommen der 
privaten Haushalte Steuermehreinnahmen bei der Lohn-, Einkommen-, Körperschaft- und 
Gewerbeertragsteuer.
99
 Der weiteren erzielten die Gebietskörperschaften „Ausgabeneinspa-
rungen“ bei Sozialleistungen an Arbeitslose (z.B. bei der Arbeitslosen- und Sozialhilfe) und 
bei indirekt mit Arbeitslosigkeit verbundenen Sozialleistungen (z.B. beim Wohngeld), da die 
Zahl der Leistungsempfänger konjunkturbedingt zurückging.
100
  
Darüber hinaus erzielten die westdeutschen Sozialversicherungsträger höhere Einnahmen 
aus Sozialversicherungsbeiträgen, da die Bruttolohn- und Bruttogehaltssumme als Bemes-
sungsgrundlage der Sozialbeiträge und die Zahl der versicherten Erwerbstätigen konjunktur-
bedingt expandierten. Außerdem verringerten sich für die Bundesanstalt für Arbeit-West als 
Folge der rückläufigen Arbeitslosigkeit automatisch die Ausgaben für Leistungen an Arbeits-
                                                
98
  Vgl. Müller, G. (2000), S. 51 ff; DIW (Wochenbericht Nr. 32/1991), S. 448 ff; Deutsche Bundes-
bank (10/1996), S. 29. 
99
  Vgl. Deutsche Bundesbank (4/1997), S. 37 ff. und Deutsche Bundesbank (3/1993), S. 22, 24 
und S. 28 f. 
100
  Vgl. Stein, P. (1994), S. 114 f. und Deutsche Bundesbank (4/1996), S. 38 ff. 
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lose (z.B. für Arbeitslosen- und Kurzarbeitergeld). Schließlich profitierte die Gesetzliche Ren-
tenversicherung der Arbeiter und Angestellten von dem Rückgang der Arbeitslosigkeit, da 
die Zahl der Anträge älterer arbeitsloser Arbeitnehmer auf Frühverrentung zurückging.
101
  
Aufgrund des lückenhaften statistischen Datenmaterials verzichtet diese Studie auf eine 
rechnerische Erfassung der wachstumsinduzierten „Ausgabeneinsparungen“ der westdeut-
schen Gebietskörperschaften und Sozialversicherungsträger bei arbeitsmarkt- und sozialpoli-
tischen Leistungen. Bei der rechnerischen Erfassung der wachstumsinduzierten Steuer- und 
Sozialbeitragsmehreinnahmen wird die Aufkommenselastizität des Steuer- und Sozialabga-
bensystems als Hilfsgröße herangezogen. Diese gibt die relative Veränderung des gesamten 
Steuer- und Sozialbeitragsaufkommens bei einer 1%igen Veränderung des nominalen Sozi-
alproduktes an. Die Aufkommenselastizität des Steuersystems wird als ein gewichteter 
Durchschnitt aus den Aufkommenselastizitäten der Einzelsteuern mit dem prozentualen An-





Nach empirischen Schätzungen liegt die Aufkommenselastizität des deutschen Steuersys-
tems zwischen 0,95 und 1,1 und die Aufkommenselastizität des deutschen Steuer- und So-
zialbabgabensystems bei ca. 0,9. Diese Schätzwerte spiegeln die relativ hohe Aufkommens-
elastizität der Einkommensteuer von ca. 1,26, die relativ niedrige Aufkommenselastizität der 
indirekten Steuern von ca. 0,7 und die Aufkommenselastizität der Sozialbeiträge von ca. 0,8 
wider.
104
 Bei der Ermittlung dieser Schätzwerte wurde das jährliche Steueraufkommen der 
Einzelsteuern allerdings ausschließlich um die kassenmäßigen Auswirkungen der rechtlichen 
Änderungen beim Steuertarif bereinigt. Diese Bereinigungsmethode ist allerdings in statisti-
scher Hinsicht unbefriedigend, da die kassenmäßigen Auswirkungen der rechtlichen Ände-
rungen bei der Bemessungsgrundlage der Einzelsteuern nicht berücksichtigt werden.
105
  
Dennoch sollen mit Hilfe dieser Schätzwerte die jährlichen Steuer- und Sozialbeitragsein-
nahmen aus dem vereinigungsbedingten nominalen Sozialproduktswachstum in West-
                                                
101
  Vgl. Deutsche Bundesbank (4/1995), S. 36 ff. und Deutsche Bundesbank (4/1997), S. 37 f. 
102
  Vgl. Deutsche Bundesbank (4/1997), S. 39 und Körner, J. (1987), S. 98. 
103
  Die Aufkommenselastizität einer Einzelsteuer hängt vom Progressionsgrad des Steuertarifs und 
von der Besteuerungsmengenelastizität in Bezug auf das nominale Sozialprodukt ab. Vgl. dazu 
Hahn, G. (1977), S. 51 ff. 
104
  Vgl. DIW (Wochenbericht Nr. 38/2000), S. 616 f; Körner, J. (1987), S. 84 ff; IFO-Institut (1999), 
S. 17; Deutsche Bundesbank (4/1997), S. 39. 
105
  Vgl. Körner, J. (1987), S. 35 f. und IFO-Institut (1999), S. 16 f. 
 38 
deutschland zwischen 1990 und 1993 näherungsweise berechnet werden. Diese lassen sich 
einerseits auf das jährliche vereinigungsbedingte und vereinigungsunabhängige reale Sozi-
alproduktswachstum und andererseits auf das jährliche inflationsinduzierte Sozialprodukts-
wachstum zurückführen. Nach Tabelle 8 betrugen im Zeitraum 1990 bis 1993 die Steuer-
mehreinnahmen aus dem vereinigungsbedingten realen Sozialproduktswachstum 34,8 Mrd. 
DM und die Steuer- und Sozialbeitragseinnahmen aus dem vereinigungsbedingten realen 
Sozialproduktswachstum 48,4 Mrd. DM. Diese Beträge sind jedoch nur grobe Schätzwerte, 
da der unbereinigte jährliche „West-Ost-Exportüberschusses“ und die tatsächliche „Durchlei-
tungsquote“ nicht exakt bekannt sind. Außerdem enthält der unbereinigte „West-Ost-
Exportüberschuss“ nicht die expansiven Multiplikator- und Akzeleratorwirkungen aus dem 
effektiven Nachfrageimpuls im alten Bundesgebiet. Schließlich dürfen die wachstumsindu-
zierten Steuer- und Sozialbeitragsmehreinnahmen nicht auf der Grundlage gegebener Werte 
für die Aufkommenselastizität des Steuer- und Sozialabgabensystems berechnet werden, 
wenn sich ihr Wert im Zuge des vereinigungsbedingten Inflationsimpulses zwischen 1990 
und 1994 veränderte. Dies ist aber gerade plausibel, weil sich mit dem Preisniveau i.d.R. 
auch die relativen Güterpreise und damit die Aufkommenselastizitäten der Einzelsteuern 
verändern. Außerdem können inflationsinduzierte Einkommensverteilungswirkungen das 
relative Gewicht der Einzelsteuern am Gesamtsteueraufkommen verändern.
106
  
3.2 Statistische Erfassung des Gesamtvolumens der öffentlichen West-Ost-
Nettofinanztransfers durch verschiedene Institutionen  
Bei den institutionellen Berechnungen zur Höhe und zum zeitlichen Verlaufsprofil der jährli-
chen öffentlichen West-Ost-Nettofinanztransfers im Zeitraum 1991 bis 1997 sind die Berech-
nungsergebnisse ebenfalls sehr unterschiedlich (vgl. Tabelle 9). Dies liegt neben der unein-
heitlichen Definition und Abgrenzung des Bruttofinanztransferbegriffs daran, dass die ver-
schiedenen Institutionen die vereinigungsbedingten Mehreinnahmen und „Ausgabeneinspa-
rungen“ der öffentlichen Haushalte im alten Bundesgebiet unterschiedlich weit abgrenzen 
und daher unterschiedlich hoch schätzen. Außerdem werden die eingesparten „teilungsbe-
dingten“ Lasten und die öffentlichen Mehreinnahmen und „Ausgabeneinsparungen“ aus dem 
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  Vgl. Rajan, R.R./Asher, M.G. (1997), S. 75 und Hahn, G. (1977), S. 67 ff. und S. 78 ff. 
107
  Vgl. Deutsche Bundesbank (10/1996), S. 22 ff. und Fuest, W./Kroker, R. (1993), S. 10 ff. 
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Nach der Nettofinanztransferrechnung der Deutschen Bundesbank bzw. des Bundesfinanz-
ministeriums wurden zwischen 1991 und 1997 pro Jahr netto im Durchschnitt ca. 127 Mrd. 
DM und insgesamt ca. 890 Mrd. DM nach Ostdeutschland transferiert. Diese Nettofinanz-
transferbeträge liegen z.T. deutlich unter den berechneten Nettofinanztransferbeträgen der 
anderen Institutionen, da die Bundesbank zum einen den Bruttofinanztransferbegriff relativ 
eng abgrenzt und zum zweiten die kumulierten Steuer- und Verwaltungseinnahmen des 
Bundes in Ostdeutschland mit einem relativ hohen Schätzwert veranschlagt.
108
  
In der Nettofinanztransferrechnung des Instituts für Weltwirtschaft liegen die jährlichen Netto-
finanztransferbeträge und der kumulierte West-Ost-Nettofinanztransfer zwischen 1991 und 
1996 mit 1.026 Mrd. DM eindeutig am höchsten. Dies ergibt einen Durchschnittswert von ca. 
171 Mrd. DM pro Jahr. Dieser höhere Durchschnittswert ist erstens auf die umfassende De-
finition und die weite Abgrenzung der öffentlichen West-Ost-Bruttofinanztransfers zurückzu-
führen. Im Vergleich zur Nettofinanztransferrechnung der Deutschen Bundesbank wurden 
zweitens die kumulierten Steuer- und Verwaltungseinnahmen des Bundes in Ostdeutschland 
zwischen 1991 und 1996 mit einem Betrag von ca. 198,8 Mrd. DM deutlich niedriger ge-
schätzt als von der Bundesbank (mit einem Betrag von ca. 247 Mrd. DM für den gleichen 
Zeitraum). Dementsprechend berechnet die Bundesbank für den Zeitraum 1991 bis 1996 
„nur“ einen kumulierten West-Ost-Nettofinanztransfer in Höhe von ca. 754 Mrd. DM.
109
 
Tabelle 9: Berechnungen verschiedener Institutionen zur Höhe der öffentlichen West-
Ost-Nettofinanztransfers zwischen 1991 und 1997 (in Mrd. DM) 
Institution 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 ∑ 
Deutsche Bundesbank/Bundesfinanzministerium 106 114 128 126 140 140 136 890 
Institut für Wirtschaftsforschung Halle 110 133 150 149 140 140 136 958 
Sachverständigenrat zur Begutachtung der ge-
samtwirtschaftlichen Entwicklung  
106 131 136 131 161 k.A. k.A. 665 
Institut für Weltwirtschaft 130 253 199 164 139 141 k.A. 1026
Quelle: Deutsche Bundesbank (4/1998), S. 53; Ragnitz, J. (2000), S. 17; Sachverständigenrat zur 
Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (Jahresgutachten 1995/1996), Tabelle 
40; Boss, A. (1998), S. 17. 
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  Vgl. Deutsche Bundesbank (4/1998), S. 53. 
109
  Vgl. Boss, A. (1998), S. 17 und Boss, A./Rosenschon, A. (1996), S. 14 und S. 19. 
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4. Diskussion um die Relevanz der öffentlichen innerdeutschen Finanztrans-
ferströme für die interregionale Einkommensverteilung zwischen West- und 
Ostdeutschland  
Bei einer interregionalen Verteilungsanalyse der öffentlichen innerdeutschen Finanztransfer-
ströme seit der deutschen Vereinigung muss zunächst ein geeigneter Indikator für die Mes-
sung der interregionalen Einkommensumverteilung von West- nach Ostdeutschland gefun-
den werden. Nach den Ausführungen in Abschnitt 3.1 bilden die umfassend definierten ku-
mulierten West-Ost-Nettofinanztransfers eine geeignete Messgröße für das Ausmaß der in-
terregionalen Einkommensübertragung von West- nach Ostdeutschland. Diese geben den 
nach Ostdeutschland transferierten Teil des westdeutschen Volkseinkommens an, da die 
interregionalen Finanzmittelzahlungen nach Ostdeutschland, die Einnahmenverzichte zu 
Gunsten Ostdeutschlands und die interregionalen Vermögensübertragungen nach Ost-
deutschland durch die Übernahme von öffentlichen und privaten Schulden aus der ehemali-
gen DDR durch öffentliche Haushalte im alten Bundesgebiet jeweils mit einer effektiven Net-
tobegünstigung des Beitrittsgebietes verbunden waren. In einem Referenzszenario ohne die 
deutsche Einheit hätte dieser Teil des westdeutschen Volkseinkommens nicht nach Ost-
deutschland transferiert werden müssen und damit für eine Verwendung im alten Bundesge-
biet zur Verfügung gestanden bzw. überhaupt nicht aufgebracht werden müssen. Daher hät-
ten die westdeutschen privaten Haushalte und Unternehmen ohne die deutsche Einheit hö-
here Ansprüche an das aktuelle und zukünftig erwirtschaftete Sozialprodukt stellen können.  
In der Literatur werden im Hinblick auf ihre Rechtsgrundlage „echte“ und „unechte“ West-
Ost-Nettofinanztransfers voneinander abgegrenzt. Nach Ansicht einiger Autoren besitzen die 
„unechten“ West-Ost-Nettofinanztransfers keinen interregionalen Transfercharakter, da sie 
unmittelbar auf der Übertragung der grundgesetzlich verankerten Aufgabenkompetenz des 
Bundes und auf der Übertragung des westdeutschen Sozialversicherungsrechts auf das Bei-
trittsgebiet beruhen. Demnach resultieren sie lediglich aus der Vergrößerung des Bundesge-
bietes und aus der Anwendung bundeseinheitlicher Regelungen in Ostdeutschland nach der 
Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion. Im engeren Sinne bezeichnen diese Autoren nur 
diejenigen West-Ost-Nettofinanztransfers als „echt“, die nicht (allein) auf bereits gültigem 
Recht in der alten Bundesrepublik beruhten, sondern auf Sonderregelungen zu Gunsten des 
Beitrittsgebietes bei der Anwendung von westdeutschen Recht zurückzuführen sind.
110
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  Vgl. Ragnitz, J. (2000), S. 18 f. und S. 25 ff. und Kroker, R./Lichtblau, K. (2000), S. 46 ff. 
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Demgegenüber werden im Rahmen der interregionalen Verteilungsanalyse dieser Studie die 
gesamten öffentlichen Nettoleistungen von West- nach Ostdeutschland seit der deutschen 
Vereinigung als West-Ost-Nettofinanztransfers erfasst, weil die „vereinigungsbedingten“ 
Bruttomehrausgaben und Bruttomindereinnahmen des Bundes und der westdeutschen Sozi-
alversicherung für die „unechten“ West-Ost-Nettofinanztransfers in einem Szenario ohne die 
deutsche Einheit definitiv nicht angefallen wären. Daher stellen sie einen Teil des westdeut-
schen Volkseinkommens dar, der den ostdeutschen Haushalten und Unternehmen in Form 
höherer Faktor– und Transfereinkommen effektiv zugute kam und in einem Szenario ohne 
die deutsche Einheit im alten Bundesgebiet hätte verwendet werden können. 
Es stellt sich nun die Frage, ob die umfassend definierten kumulierten („echten und unech-
ten“) West-Ost-Nettofinanztransfers das Ausmaß der interregionalen Einkommensumvertei-
lung von Westdeutschland nach Ostdeutschland tatsächlich exakt wiedergeben. Diese Frage 
muss allein schon deshalb verneint werden, weil in den umfassend definierten West-Ost-
Nettofinanztransfers die Zinszahlungen der öffentlichen Bruttofinanztransferträger für die 
vereinigungsbedingte Verschuldung überhaupt nicht enthalten sind. Bei der Erfassung der 
West-Ost-Bruttofinanztransfers in Abschnitt 2.3 wurden sie nämlich als “vereinigungsbeding-
te Budgetmehrbelastungen ohne Transfercharakter“ bezeichnet, obwohl ein Teil der öffentli-
chen Zinsausgaben letztlich doch einen interregionalen Bruttofinanztransfercharakter hatte. 
Dies gilt für die öffentlichen Zinsausgaben für die ursprünglich in der ehemaligen DDR ein-
gegangenen und nach der deutschen Vereinigung in den öffentlichen Gesamthaushalt der 
Bundesrepublik Deutschland integrierten öffentlichen und privaten Schuldverhältnisse (z.B. 
Altschulden der Treuhandunternehmen, Altschulden des DDR-Haushalts und Altschulden 
der volkseigenen Betriebe der Wohnungswirtschaft der ehemaligen DDR). Da die ostdeut-
schen Unternehmen direkt Zinsausgaben einsparen und die ostdeutschen Bundesländer und 
Gemeinden die eingesparten Zinsausgaben für eine vermehrte Bereitstellung öffentlicher 
Leistungen im Beitrittsgebiet verwenden konnten, profitierten die ostdeutsche Wirtschaft und 
die ostdeutsche Bevölkerung zumindest von einem Teil der öffentlichen Zinsausgaben für die 
vereinigungsbedingte Verschuldung. Dieser Teil muss er in einer korrekten interregionalen 
Verteilungsanalyse eigentlich berücksichtigt werden. 
Darüber hinaus enthalten die umfassend definierten West-Ost-Nettofinanztransfers größten-
teils nicht die nach Ostdeutschland geleisteten nicht-monetären Realtransfers des Bundes, 
da sie bei der Erfassung der West-Ost-Bruttofinanztransfers in Kapitel 2 lediglich teilweise 
berücksichtigt wurden. Die West-Ost-Realtransfers des Bundes resultierten daraus, dass der 
Bund mit dem Beitritt der DDR zur Bundesrepublik Deutschland und mit der Übertragung der 
bundesdeutschen Wirtschafts-, Finanz- und Sozialverfassung auf das Beitrittsgebiet unmit-
telbar „öffentliche Güter“ (z.B. Infrastrukturleistungen) in Ostdeutschland anbieten musste, da 
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sich das Bundesgebiet auf die neuen Bundesländer ausgeweitet hatte. Daher fielen im Bun-
deshaushalt vereinigungsbedingte Bruttomehrausgaben für die Erstellung und für das Ange-
bot „öffentlicher Güter“ in Ostdeutschland an (z.B. Mehrausgaben für die Bundesverwaltung 
oder Mehrausgaben für die innere und äußere Sicherheit). Diese Bruttomehrausgaben 
schlugen sich in den öffentlichen West-Ost-Nettofinanztransfers nicht oder nur teilweise nie-
der, obwohl die ostdeutschen privaten Haushalte und Unternehmen vom dem bundesstaatli-
chen Angebot „öffentlicher Güter“ profitierten. Deshalb müssen sie in einer korrekten interre-
gionalen Verteilungsanalyse vollständig berücksichtigt werden.
111
  
Schließlich resultierte aus der Privatisierung des Volksvermögens der ehemaligen DDR auf 
der Grundlage des Restitutionsprinzips und aus der Privatisierungstätigkeit der Treuhandan-
stalt ein Vermögenstransfer von Ostdeutschland nach Westdeutschland. Er muss bei einer 
Nettobetrachtung den West-Ost-Bruttofinanztransfers gegengerechnet werden. Dies war bei 
der Erfassung der umfassend definierten kumulierten West-Ost-Nettofinanztransfers in Ab-
schnitt 3.1 aber nur teilweise der Fall. So wurden die seit der deutschen Vereinigung in Bun-
deseigentum übergegangenen Vermögenswerte der ehemaligen DDR überhaupt nicht er-
fasst. Dazu zählten z.B. das gesamte Auslandsvermögen und der Großteil des Finanz- und 
Verwaltungsvermögens (Sondervermögen von Bahn und Post, Liegenschaften, Gebäude 
und Ausrüstungen der Staatsorgane). Außerdem übernahmen die westdeutschen Kreditinsti-
tute das Vermögen des Banken- und Versicherungssystems der ehemaligen DDR. Des wei-
teren resultierte aus der Rückgabe der in der ehemaligen DDR enteigneten Vermögenswerte 
an die früheren Eigentümer in Westdeutschland ein direkter Ost-West-Vermögenstransfer. 
Schließlich stellten die finanziellen Vergünstigungen der westdeutschen Investoren bei der 
Privatisierung der Treuhandunternehmen einen Ost-West-Vermögenstransfer dar. Er hätte 
bei der Erfassung der kumulierten West-Ost-Bruttofinanztransfers der Treuhandanstalt voll-
ständig abgezogen werden müssen, da sich die finanziellen Vergünstigungen über geringere 
Privatisierungserlöse in einer höheren Nettoneuverschuldung der Treuhandanstalt nieder-
schlugen, obwohl sie effektiv eindeutig das alte Bundesgebiet begünstigten.
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Insgesamt betrachtet eignen sich die umfassend definierten kumulierten West-Ost-
Nettofinanztransfers noch immer nur bedingt zur Messung der tatsächlichen interregionalen 
Einkommensumverteilungswirkungen der öffentlichen innerdeutschen Finanztransferströme 
zwischen West- und Ostdeutschland. Dies gilt noch viel mehr für die institutionellen Berech-
                                                
111
  Vgl. Deutsche Bundesbank (10/1996), S. 28 ff. und Boss, A./Rosenschon, A. (1996), S. 16 f. 
112
  Vgl. Zerche, J. (1996), S. 130, 138 und S. 143; Thimann, C. (1996), S. 23 f, 143 ff. und S. 148; 
Busch, U. (2000), S. 165 f, 181 f. und S. 185 ff.  
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nungen zur Höhe der kumulierten West-Ost-Nettofinanztransfers, da die ihnen zugrundelie-
genden offiziellen Finanztransferstatistiken weder die West-Ost-Bruttofinanztransfers noch 
die „vereinigungsbedingten“ Mehreinnahmen und „Ausgabeneinsparungen“ der öffentlichen 
Haushalte im alten Bundesgebiet in ihrer korrekten Höhe erfassen. Daher sind die berechne-
ten kumulierten Nettofinanztransferbeträge ein wenig exakter Indikator für die tatsächliche 
interregionale Einkommensumverteilung von Westdeutschland nach Ostdeutschland. Den-
noch bilden sie zumindest einen geeigneten Ausgangspunkt für die Erfassung der interregio-
nalen Einkommensumverteilungswirkungen.  
Bei der Abgrenzung des Bruttofinanztransferbegriffs kommt die Methodik des Instituts für 
Weltwirtschaft dem Ideal einer umfassenden Definition der West-Ost-Bruttofinanztransfers 
am nächsten. Deshalb gibt der berechnete kumulierte West-Ost-Bruttofinanztransfer in Höhe 
von ca. 1.224 Mrd. DM für den Zeitraum 1991 bis 1996 den umfassend definierten kumulier-
ten West-Ost-Bruttofinanztransfer dieses Zeitraums zumindest näherungsweise an. Dagegen 
stellt der berechnete kumulierte West-Ost-Nettofinanztransfer in Höhe von ca. 1.026 Mrd. 
DM nur eine grobe Obergrenze für den tatsächlichen West-Ost-Nettofinanztransfer zwischen 
1991 und 1996 dar, da das Institut für Weltwirtschaft die Steuer- und Verwaltungsmehrein-
nahmen des Bundes in Ostdeutschland zwischen 1991 und 1996 mit ca. 199 Mrd. DM relativ 
niedrig veranschlagt. Außerdem wurden die bis Ende 1995 eingesparten „teilungsbedingten“ 
Lasten sowie die öffentlichen Mehreinnahmen und „Ausgabeneinsparungen“ aus dem verei-
nigungsbedingten Wachstumsimpuls im alten Bundesgebiet nicht berücksichtigt.  
Nach den Schätzergebnissen aus Abschnitt 3.1 müsste von dem Schätzwert des Instituts für 
Weltwirtschaft in Höhe von 1.026 Mrd. DM zunächst der Schätzwert für die wachstumsindu-
zierten Steuer- und Sozialbeitragsmehreinnahmen in Westdeutschland zwischen 1990 und 
1993 in Höhe von ca. 48,4 Mrd. DM und der Schätzwert für die bis Ende 1995 eingesparten 
„teilungsbedingten“ Lasten in Höhe von ca. 10 Mrd. DM abgezogen werden. Außerdem 
müssten noch die wachstumsinduzierten „Ausgabeneinsparungen“ bei Sozialleistungen in 
Westdeutschland zwischen 1990 und 1993 berücksichtigt werden. Schließlich müsste das 
danach verbleibende kumulierte Nettofinanztransfervolumen noch um die Schätzwerte für 
den kumulierten Ost-West-Vermögenstransfer, für den noch nicht-erfassten kumulierten 
West-Ost-Realtransfer des Bundes und für die Zinsausgaben der Bruttofinanztransferträger 
für die übernommenen Schuldverhältnisse aus der ehemaligen DDR im Zeitraum 1990 bis 
1996 korrigiert werden. Dieser korrigierte Wert wäre dann ein geeigneter Indikator für die 
tatsächliche transferinduzierte Einkommensumverteilung von Westdeutschland nach Ost-
deutschland zwischen 1991 und 1996. 
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HAUPTTEIL 2 
PERSONELLE VERTEILUNGSANALYSE DER ÖFFENTLICHEN INNERDEUT-
SCHEN FINANZTRANSFERSTRÖME SEIT DER DEUTSCHEN VEREINIGUNG 
FÜR DIE ALTE BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
5. Finanzierung der öffentlichen West-Ost-Bruttofinanztransfers durch öffentli-
che Mehreinnahmen und Ausgabeneinsparungen in Westdeutschland aus 
vereinigungsbedingten diskretionären finanzpolitischen Maßnahmen  
In den Ausführungen in Hauptteil 1 wurde deutlich, dass der ordnungspolitische Übergang 
der DDR zur bundesdeutschen Wirtschaftsordnung und die finanzpolitische Flankierung des 
ostdeutschen Transformationsprozesses in Ostdeutschland durch öffentliche Nettofinanz-
transfers aus der alten Bundesrepublik Deutschland die Haushalte der Nettofinanztransfer-
träger durch hohe Nettomehrausgaben und Nettomindereinnahmen belasteten. Dadurch 
entstand ein zusätzlicher Finanzmittelbedarf, den sie sowohl über die Einnahmenseite als 
auch über die Ausgabenseite ihrer Haushalte aufbringen mussten. Da die öffentlichen Finan-
zen im alten Bundesgebiet zum Vereinigungszeitpunkt eine Finanzmittelaufbringung ohne 
die Zurückdrängung privater Ansprüche an das westdeutsche Sozialprodukt nicht zuließen, 
musste der westdeutsche Privatsektor seit der deutschen Vereinigung in jedem Jahr auf ei-
nen Teil des Volkseinkommens verzichten.
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Bei der Finanzmittelaufbringung standen den öffentlichen Transferträgern als Finanzierungs-
quellen in erster Linie Steuereinnahmen, Krediteinnahmen, Sozialversicherungsbeitragsein-
nahmen, Ausgabeneinsparungen und Privatisierungserlöse zur Verfügung. In dieser Studie 
wird zwischen der diskretionären Finanzmittelaufbringung durch öffentliche Mehreinnahmen 
und Ausgabeneinsparungen aus diskretionären finanzpolitischen Maßnahmen und zwischen 
der nicht-diskretionären Finanzmittelaufbringung durch die kassenmäßigen Auswirkungen 
des vereinigungsbedingten Inflationsimpulses im alten Bundesgebiet auf die öffentlichen 
Haushalte unterschieden. Die diskretionäre Finanzmittelaufbringung zeichnete sich dadurch 
aus, dass der Gesetzgeber fallweise im Rahmen eines eigenen Gesetzgebungsverfahrens 
rechtliche Änderungen der staatlichen Einnahmen- und Ausgabenparameter durchführte.
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  Vgl. Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (Jahres-
gutachten 1991/1992), Ziffer 353 und Boss, A./Rosenschon, A. (1996), S. 3 ff.  
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  Vgl. Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (Jahres-
gutachten 1990/1991), Ziffer 347 ff. und Leis, G. (1994), S. 140 ff. 
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In diesem Kapitel werden die vereinigungsbedingten diskretionären Steuererhöhungen, die 
vereinigungsbedingte Verschuldung der öffentlichen Nettofinanztransferträger, die vereini-
gungsbedingten diskretionären Erhöhungen der gesetzlichen Sozialversicherungsbeiträge 
und die vereinigungsbedingten diskretionären Ausgabenkürzungen in Westdeutschland ge-
nauer betrachtet. Darauf aufbauend werden dann in Kapitel 7 die interpersonellen Vertei-
lungswirkungen der diskretionären Finanzmittelaufbringung genauer untersucht.  
Bei der folgenden Analyse wird implizit unterstellt, dass die öffentlichen Transferträger die 
diskretionären Mehreinnahmen und Ausgabeneinsparungen zweckgebunden für die Finan-
zierung der öffentlichen West-Ost-Nettofinanztransfers verwendeten. Diese Annahme ist aus 
haushaltsrechtlicher Sicht sicherlich nicht haltbar, da nach Haushaltsprinzip der Nichtzweck-
bindung die gesamten (Steuer-)Einnahmen eines Haushaltsjahres zur Finanzierung aller 
Ausgaben unabhängig von ihrer Herkunft verwendet werden müssen.
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Des weiteren bleiben die diskretionären Privatisierungsaktivitäten der Gebietskörperschaften 
in Westdeutschland und die diskretionären Erhöhungen kommunaler Gebühren und Beiträge 
seit der deutschen Vereinigung in der Analyse unberücksichtigt. Damit wird vernachlässigt, 
dass die westdeutschen Gebietskörperschaften ihre West-Ost-Nettofinanztransfers teilweise 
auch durch außerordentliche Einnahmen aus dem Verkauf von öffentlichen Finanzvermögen 
(z.B. finanzielle Beteiligungen an privatrechtlichen Gesellschaften), Sachvermögen (z.B. öf-
fentliche Infrastruktureinrichtungen, Verwaltungsgebäude, Liegenschaften) und öffentlichen 
Unternehmen im alten Bundesgebiet finanzierten. Es war zweifellos so, dass sie unter dem 
Druck der hohen vereinigungsbedingten Nettolasten die Durchführung der bereits vor der 
deutschen Vereinigung anvisierten Privatisierungsvorhaben beschleunigten und zusätzlich 
neue Privatisierungsvorhaben beschlossen.
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 Da allerdings die einzelnen Privatisierungs-
maßnahmen in Westdeutschland seit der deutschen Vereinigung gleichzeitig auch durch 
vereinigungsunabhängige Faktoren motiviert waren, ist es nicht möglich zu bestimmen, ob 
und in welchem Ausmaß sie auch in einem hypothetischen Referenzszenario ohne die deut-
sche Einheit durchgeführt worden wären. Daher ist ihre direkte Kausalität zu dem vereini-
gungsbedingten Aufbringungsproblem der Nettofinanztransferträger nur z.T. gegeben.  
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  Vgl. Funke, S. (1994), S. 80. 
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  Vgl. Leis, G. (1994), S. 168 f. und Renzsch, W. (1997), S. 79. 
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5.1 Finanzierung durch Steuermehreinnahmen der Gebietskörperschaften aus 
vereinigungsbedingten diskretionären Steuererhöhungen 
In diesem Abschnitt wird ein Überblick über die wichtigsten vereinigungsbedingten diskretio-
nären Erhöhungen direkter und indirekter Steuern im deutschen Steuersystem seit der deut-
schen Vereinigung und ihre kassenmäßigen Auswirkungen gegeben. Diese Analyse bildet 
die Grundlage für die personelle Verteilungsanalyse der diskretionären Steuererhöhungen in 
Abschnitt 7.2 und 7.3. Am Ende wird ein Näherungswert für das Gesamtvolumen der diskre-
tionären Steuermehreinnahmen und damit auch ein Näherungswert für den prozentualen 
Beitrag der diskretionären Steuererhöhungen zur Finanzierung der kumulierten West-Ost-
Nettofinanztransfers ermittelt. Dabei müssen die diskretionären Steuermindereinnahmen aus 
den Steuersenkungen seit der deutschen Vereinigung immer dann gegengerechnet werden, 
wenn sie mit dem Ziel der Kompensation der steuerlichen Mehrbelastung aus den vereini-
gungsbedingten diskretionären Steuererhöhungen durchgeführt wurden. In der vorliegenden 
Studie wird auf eine solche Saldierung verzichtet, da die genaue finanzpolitische Motivation 
der diskretionären Steuersenkungen seit der deutschen Vereinigung nicht bekannt ist.
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Des weiteren wird vereinfachend unterstellt, dass die diskretionären Steuererhöhungen und 
die daraus resultierenden diskretionären Steuermehreinnahmen seit der deutschen Vereini-
gung vollständig vereinigungsbedingt waren, d.h. ausschließlich zum Zweck der Finanzie-
rung der öffentlichen West-Ost-Nettofinanztransfers beschlossen wurden. Mit dieser Annah-
me wird vernachlässigt, dass mit fortschreitender zeitlicher Entfernung vom Vereinigungs-
zeitpunkt die Stärke dieser Kausalität immer mehr nachließ und vereinigungsunabhängige 
Faktoren einen immer stärkeren Einfluss auf das deutsche Steuerrecht ausübten. Diesem 
Umstand wird in dieser Studie aber zumindest teilweise dadurch Rechnung getragen, dass 
sich die Analyse ausschließlich auf die wichtigsten tariflichen Steuererhöhungen seit der 
deutschen Vereinigung im Untersuchungszeitraum 1991 bis 1995 erstreckt. Dazu zählt nach 
Ansicht des Autors die Einführung des Solidaritätszuschlags, die Einführung der Zinsab-
schlagsteuer, die Erhöhung der Mehrwertsteuer und die Erhöhung diverser spezieller 
Verbrauchsteuern. Diese steuerpolitischen Maßnahmen lassen sich nämlich hinsichtlich ihrer 
finanzpolitischen Motivation und ihrer quantitativen Bedeutung einigermaßen verlässlich dem 
vereinigungsbedingten Aufbringungsproblem kausal zuordnen. Außerdem können ihre kas-
senmäßigen Auswirkungen mit dem verfügbaren statistischen Datenmaterial zumindest nä-
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  Hierzu zählt z.B. die dritte Stufe der Steuerreform im Jahr 1990, die Abschaffung der Börsen-
umsatz-, Wechsel- und Gesellschaftsteuer in 1991, die Verbesserung des Familienlastenaus-
gleichs in 1992 oder die Absenkung der Körperschaftsteuersätze und des Spitzensatzes bei der 
Einkommensteuer für gewerbliche Einkünfte in 1994. Vgl. Renzsch, W. (1998), S. 353 und 
Teichmann, D./Meinhardt, V. (1993), S. 134 f. 
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herungsweise erfasst werden. Dies unterscheidet sie von den seit der deutschen Vereini-
gung verabschiedeten rechtlichen Änderungen zur Verbreiterung der steuerlichen Bemes-
sungsgrundlage bei den Einzelsteuern (insbesondere bei der Einkommensteuer). Diese 
steuerpolitischen Maßnahmen verabschiedete der Gesetzgeber im Gegensatz zu den tarifli-
chen Steuererhöhungen vergleichsweise kontinuierlich und häufig. Dabei bestanden die 
Maßnahmen häufig aus einer Vielzahl von Einzelregelungen, deren genaue finanzpolitische 
Motivation sich im Nachhinein nicht mehr nachvollziehen lässt. Deshalb werden sie und die 
daraus resultierenden diskretionären Steuermehreinnahmen nicht explizit erfasst.  
Schließlich besteht bei der statistischen Erfassung der diskretionären Steuermehreinnahmen 
das Problem, dass die in der Finanzstatistik ausgewiesene jährliche Veränderung des kas-
senmäßigen Steueraufkommens bei den Einzelsteuern zwischen 1991 und 1995 nur bedingt 
Aufschluss über das Volumen der diskretionären Steuermehreinnahmen aus den jeweiligen 
Tariferhöhungen gibt. Da das kassenmäßige Steueraufkommen auch durch die steuerliche 
Bemessungsgrundlage bestimmt wurde und darin gleichzeitig vereinigungsabhängige und 
vereinigungsunabhängige Faktoren zum Ausdruck kamen, lässt sich die jährliche Verände-
rung des kassenmäßigen Steueraufkommens in eine vereinigungsbedingte und eine vereini-
gungsunabhängige Komponente zerlegen. Dabei besteht die vereinigungsbedingte Kompo-
nente nicht nur aus einer positiven tarifbedingten Komponente, sondern auch aus einer ne-
gativen Mengenkomponente, wenn die Steuerpflichtigen als Reaktion auf Tariferhöhungen 
ihre steuerpflichtige Einkommenserzielung bzw. ihren steuerpflichtigen Güterverbrauch ver-
minderten oder dem Finanzamt nicht zur Kenntnis brachten. In diesem Fall standen den ta-
rifbedingten Steuermehreinnahmen mengenbedingte Steuermindereinnahmen gegenüber.  
Aufgrund dieser Problematik greift die vorliegende Studie auf vorliegende offizielle Schätz-
werte des Bundesfinanzministeriums für die Steuermehreinnahmen aus den Tariferhöhun-
gen zwischen 1991 und 1995 zurück. Diese Schätzwerte beziehen sich auf das gesamte 
Bundesgebiet und lassen sich deshalb nicht in einen westdeutschen Wert und in einen ost-
deutschen Wert zerlegen. Des weiteren geben die Schätzwerte keinen Aufschluss darüber, 
inwieweit die Schätzungen bereits einen potentiellen negativen „Bemessungsgrundlagenef-
fekt“ der Tariferhöhungen berücksichtigen. Bei der Tabak-, Versicherung- und Mineralölsteu-
er liegen die offiziellen Schätzwerte für die jährlichen Steuermehreinnahmen z.B. teilweise 
deutlich über der jährlichen Veränderung des kassenmäßigen Steueraufkommens laut Fi-
nanzstatistik. Diese Diskrepanz deutet darauf hin, dass die Schätzungen des Bundesfinanz-
ministeriums für die Steuermehreinnahmen aus den Tariferhöhungen deutlich zu hoch wa-
ren. Offensichtlich fanden bei den Schätzungen die potentiellen Anpassungsreaktionen der 
Steuerpflichtigen auf die Tariferhöhungen und die daraus resultierenden Steuerminderein-
nahmen nicht ausreichend Berücksichtigung. 
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(1) Einführung des Solidaritätszuschlags 
Nach dem „Solidaritätsgesetz“ vom 24.6.1991 wurde im Zeitraum vom 1.7.1991 bis zum 
30.6.1992 ein prozentual gleicher Solidaritätszuschlag in Höhe von 7,5% auf die Steuer-
schuld der unbeschränkt steuerpflichtigen natürlichen und juristischen Personen als Ergän-
zungsabgabe zur Einkommen- und Körperschaftsteuer erhoben. Er sollte die gestiegenen 
finanziellen Lasten der Bundesrepublik Deutschland aus der Deutschen Einheit und dem 
Golfkrieg finanzieren. Bei einer Veranlagung zur Einkommensteuer bzw. Körperschaftsteuer 
wurde der Solidaritätszuschlag
 
nach der für die Veranlagungszeiträume 1991 und 1992 fest-
gesetzten Einkommensteuerschuld bzw. positiven Körperschaftsteuerschuld berechnet.
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Laut Finanzstatistik betrug das kassenmäßige Gesamtaufkommen des Solidaritätszuschlags 
in 1991 ca. 10,5 Mrd. DM und in 1992 ca. 13 Mrd. DM. Da der Solidaritätszuschlag zwischen 
1993 und 1994 nicht erhoben wurde, sind in diesen Jahren nur noch verzögert eingegange-
ne Steuereinnahmen in Höhe von 0,1 Mrd. DM und 1,6 Mrd. DM angefallen. Mit dem „Gesetz 
zur Umsetzung des Föderalen Konsolidierungsprogramms“ trat der Solidaritätszuschlag zum 
1.1.1995 unbefristet wieder in Kraft. Daraus resultierte ein jährliches Gesamtaufkommen von 
ca. 26,3 Mrd. DM. Insgesamt betrugen die Steuereinnahmen aus der Erhebung des Solidari-
tätszuschlags im Zeitraum 1991 bis 1995 ca. 51,5 Mrd. DM. Dabei deutet die Entwicklung 
der kassenmäßigen Steuereinnahmen bei der Einkommen- und Körperschaftsteuer in West- 
und Ostdeutschland seit 1991 darauf hin, dass dieser Betrag größtenteils im alten Bundes-
gebiet aufgebracht wurde. Im Folgenden wird unterstellt, dass der durchschnittliche Beitrag 
Westdeutschlands zum Gesamtaufkommen des Solidaritätszuschlags im Zeitraum 1991-
1995 90% betrug, da die westdeutschen Steuerzahler in den Jahren 1991 und 1992 laut Fi-
nanzstatistik 90% des Gesamtaufkommens der Einkommen- und Körperschaftsteuer auf-
brachten. Unter dieser Annahme beträgt das kumulierte Steueraufkommen beim Solidari-
tätszuschlag in Westdeutschland zwischen 1991 und 1995 ca. 46,4 Mrd. DM.
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(2) Einführung der Zinsabschlagsteuer 
Mit dem Zinsabschlaggesetz vom 9.11.1992 wurde zum 1.1.1993 die Einführung einer Zins-
abschlagsteuer in Höhe von 30% auf Zinserträge aus Kapitalforderungen jeder Art bzw. in 
Höhe von 35% bei Zinserträgen aus Tafelgeschäften geregelt. Der Zinsabschlag stellt eine 
Vorauszahlung auf die Steuerschuld bei Einkünften aus Kapitalvermögen dar. Er wird von 
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  Vgl. Bundesministerium der Finanzen (Finanzbericht 2001), Tabelle 12. 
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der inländischen Zahlstelle als Quellenabzug einbehalten und an das Finanzamt abgeführt. 
Damit können ihn die Steuerpflichtigen bei der jährlichen Veranlagung zur Einkommensteuer 
anrechnen, so dass den Steuermehreinnahmen aus der Zinsabschlagsteuer Steuerminder-
einnahmen bei der veranlagten Einkommensteuer gegenüber stehen. Nach der Finanzstatis-
tik betrug das kassenmäßige Gesamtaufkommen aus der Zinsabschlagsteuer im Zeitraum 
1993 bis 1995 ca. 37,1 Mrd. DM. Laut Finanzstatistik brachten die westdeutschen Steuer-
zahler in den Jahren 1993 und 1994 das Gesamtaufkommen der Zinsabschlagsteuer zu ca. 
99% auf. Deshalb wird angenommen, dass der durchschnittliche Beitrag des alten Bundes-
gebietes zum Gesamtaufkommen zwischen 1993 und 1995 ebenfalls 99% betrug. Unter die-
ser Prämisse ergibt sich für das kumulierte Steueraufkommen bei der Zinsabschlagsteuer in 
Westdeutschland insgesamt ein Betrag von ca. 36,7 Mrd. DM.
120
  
(3) Erhöhung der Mehrwertsteuer 
Mit dem Steueränderungsgesetz vom 25.2.1992 trat zum 1.1.1993 eine Erhöhung des Nor-
malsatzes der Mehrwertsteuer von 14% auf 15% in Kraft. Obwohl die Bundesregierung die 
Mehrwertsteuererhöhung offiziell mit den hohen finanziellen Lasten des Golfkrieges und den 
Harmonisierungsbestrebungen in der Europäischen Union begründete, wurden die Steuer-
mehreinnahmen tatsächlich zur Finanzierung der aufgestockten Bruttoleistungen des Fonds 
Deutsche Einheit verwendet.
121
 Nach offiziellen Schätzungen erbrachte die 1%ige Erhöhung 
der Mehrwertsteuer im gesamten Bundesgebiet im Jahr 1993 Steuermehreinnahmen in Hö-
he von ca. 10,5 Mrd. DM und in den folgenden Jahren durchschnittlich in Höhe von ca. 12,5 
Mrd. DM. Damit betrugen die kumulierten Steuermehreinnahmen zwischen 1993 und 1995 
schätzungsweise 35,5 Mrd. DM. Dieser Betrag wurde im wesentlichen im alten Bundesgebiet 
aufgebracht, da die kassenmäßigen Steuereinnahmen bei der Mehrwertsteuer in 1993 und 
1994 laut Finanzstatistik zu 93% im alten Bundesgebiet angefallen sind. Wenn man für den 
Zeitraum 1993 bis 1995 ebenfalls einen durchschnittlichen Beitrag des alten Bundesgebietes 
zum Gesamtaufkommen der Mehrwertsteuer von 93% unterstellt, dann können die kumulier-
ten Steuermehreinnahmen in Westdeutschland auf ca. 33 Mrd. DM veranschlagt werden.
122
  
                                                
120
  Vgl. Bundesministerium der Finanzen (Finanzbericht 1994), S. 117 f. und Bundesministerium 
der Finanzen (Finanzbericht 2001), Tabelle 12. 
121
  Vgl. Bundesministerium der Finanzen (Finanzbericht 1993), S. 112 und Duschek, K.-J./Richter, 
H. (1993), S. 7. 
122
  Vgl. Bundesministerium der Finanzen (Finanzbericht 2001), Tabelle 12 und Heilemann, U. u.a. 
(1994), S. 56. 
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(4) Erhöhung der Mineralölsteuer 
Mit dem Solidaritätsgesetz vom 24.6.1991 trat zum 1.7.1991 eine Erhöhung der Mineral-
ölsteuer für bleifreies Benzin um 22 Pf/l, für verbleites Benzin um 25 Pf/l, für Dieselkraftstoff 
um 10 Pf/l und für leichtes Heizöl um 2,34 Pf/l in Kraft. Des weiteren wurde die Erdgassteuer 
um 1 Pf/10 KWh auf 3,6 Pf/10 KWh erhöht. Daraus resultierten nach offiziellen Angaben im 
zweiten Halbjahr 1991 ca. 5,4 Mrd. DM und in den folgenden Jahren ca. 13,2 Mrd. DM an 
Steuermehreinnahmen. Sodann brachte die Erhöhung zum 1.1.1994 für bleifreies Benzin um 
16 Pf/l, für verbleites Benzin um 16 Pf/l und für Dieselkraftstoff um 7 Pf/l in 1994 ca. 7,9 Mrd. 
DM und in 1995 ca. 8,7 Mrd. DM an Steuermehreinnahmen.
123
 Insgesamt summieren sich 
die geschätzten Steuermehreinnahmen aus der zweimaligen Erhöhung der Mineralölsteuer 
gegenüber der ursprünglichen Regelung vor dem 1.7.1991 im Zeitraum 1991 bis 1995 im 
gesamten Bundesgebiet also auf ca. 74,8 Mrd. DM.
124
 
(5) Erhöhung der Versicherungsteuer  
Mit dem Solidaritätsgesetz vom 24.6.1991 wurde die Versicherungsteuer auf die Vertrags-
summe privater Versicherungsverträge um 3 Prozentpunkte auf 10% des versicherungs-
pflichtigen Entgelts erhöht. Sie trat bei Schadensversicherungen zum 1.7.1991 und bei Rei-
seversicherungen zum 1.1.1992 in Kraft. Daraus resultierten nach offiziellen Schätzungen im 
Vergleich zu der ursprünglichen Regelung im 2. Halbjahr 1991 ca. 0,7 Mrd. DM und in den 
folgenden Jahren ca. 2,2 Mrd. DM an Steuermehreinnahmen.
125
 Mit dem „Gesetz zur Um-
setzung des Föderalen Konsolidierungsprogramms“ vom 23.6.1993 trat eine nochmalige 
2%ige Anhebung des Regelsteuersatzes zum 1.7.1993 und eine weitere 3%ige Anhebung 
des Regelsteuersatzes zum 1.1.1995 in Kraft. Daraus resultierten nach offiziellen Schätzun-
gen im 2. Halbjahr 1993 Steuermehreinnahmen in Höhe von ca. 0,6 Mrd. DM, in 1994 Steu-
ermehreinnahmen in Höhe von ca. 1,6 Mrd. DM und in 1995 Steuermehreinnahmen in Höhe 
von 4 Mrd. DM. Insgesamt summieren sich die geschätzten Steuermehreinnahmen aus der 
                                                
123
  Vgl. Bundesministerium der Finanzen (Finanzbericht 1992), S. 110 und (Finanzbericht 1995), S. 
140; Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (Jahres-
gutachten 1995/1996), Tabelle 48; Heilemann, U. u.a. (1994), S. 63. 
124
  Vgl. Bundesministerium der Finanzen (Finanzbericht 2001), Tabelle 12. 
125
  Vgl. Bundesministerium der Finanzen (Finanzbericht 1992), S. 110 und Sachverständigenrat 
zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (Jahresgutachten 1995/1996), Tabel-
le 48. 
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dreimaligen Erhöhung der Versicherungsteuer gegenüber der ursprünglichen Regelung vor 
dem 1.7.1991 im Zeitraum 1991 bis 1995 im Bundesgebiet auf ca. 15,7 Mrd. DM.
126
  
(6) Erhöhung der Tabaksteuer  
Mit dem Solidaritätsgesetz vom 24.6.1991 trat zum 1.3.1992 eine Erhöhung der Tabaksteuer 
um durchschnittlich 1 Pf je Zigarette in Kraft. Daraus resultierten nach offiziellen Schätzun-
gen in 1992 ca. 0,7 Mrd. DM und in den folgenden Jahren bis 1995 ca. 1,3 Mrd. DM an 
Steuermehreinnahmen. Insgesamt betrugen die geschätzten Steuermehreinnahmen im 
Bundesgebiet im Zeitraum 1992 bis 1995 also ca. 4,6 Mrd. DM.
127
  
Schätzung des Gesamtbeitrags der diskretionären Steuererhöhungen zur Fi-
nanzierung der kumulierten West-Ost-Nettofinanztransfers 
Bei der Schätzung des Gesamtbeitrags der diskretionären Steuererhöhungen zur Finanzie-
rung der kumulierten West-Ost-Nettofinanztransfers werden die diskretionären Steuermehr-
einnahmen im Bundesgebiet von insgesamt 219,2 Mrd. DM zu Grunde gelegt, weil die dis-
kretionären Steuermehreinnahmen in Ostdeutschland die Finanzkraft der öffentlichen Haus-
halte erhöhten und damit ihren Finanzbedarf verminderten. Damit haben sie ebenfalls einen 
Finanzierungsbeitrag geleistet. Wenn man die Berechnungen des Instituts für Weltwirtschaft 
zur Höhe der kumulierten West-Ost-Nettofinanztransfers von 886 Mrd. DM zu Grunde legt, 
ergibt sich für den Zeitraum 1991 bis 1995 ein durchschnittlicher Beitrag der diskretionären 
Steuererhöhungen zur Finanzierung der West-Ost-Nettofinanztransfers von ca. 24,7%. Die-
ser Prozentwert stellt allerdings aufgrund der eingangs dargestellten statistischen Probleme 
bei der Erfassung der diskretionären Steuermehreinnahmen lediglich einen groben Schätz-
wert für den tatsächlichen Finanzierungsbeitrag der diskretionären Steuererhöhungen dar. 
5.2 Finanzierung durch die vereinigungsbedingte Verschuldung der öffentli-
chen Nettofinanztransferträger  
Die Finanzierung der öffentlichen West-Ost-Nettofinanztransfers durch öffentliche Kreditein-
nahmen war bereits unmittelbar nach der vertraglichen Unterzeichnung der deutschen Ein-
heit und in den Folgejahren eine bedeutende Quelle der diskretionären Finanzmittelaufbrin-
                                                
126
  Vgl. Bundesministerium der Finanzen (Finanzbericht 1994), S. 126; Heilemann, U./Rappen, H. 
(1996), S. 94; Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
(Jahresgutachten 1995/1996), Tabelle 48. 
127
  Vgl. Heilemann, U./Rappen, H. (1996), S. 94 und Bundesministerium der Finanzen (Finanzbe-




 Für diese Finanzierungsform führte die Mehrzahl der Ökonomen und Finanzpolitiker 
v.a. zwei Argumente an: Nach dem Argument des „tax-smoothing“ soll ein durch ein außer-
gewöhnliches politisches oder ökonomisches Ereignis verursachter, schockartig aufgetrete-
ner und in seiner Höhe außergewöhnlicher öffentlicher Finanzmittelbedarf temporär durch 
öffentliche Kredite finanziert werden. Dadurch werden im Vergleich zu einer vollständigen 
Steuerfinanzierung zu hohe Steuerverpflichtungen der gegenwärtigen Generation vermie-
den.
129
 Ein völliger Verzicht auf eine Kreditfinanzierung wäre einem sprunghaften Anstieg 
der Grenz- und Durchschnittssteuersätze gleichgekommen. Dadurch wären die Zusatzlasten 
der Besteuerung und damit die allokativen Effizienzverluste zu hoch ausgefallen.
130
  
Nach dem „intertemporalen Lastverschiebungsargument“ ist eine partielle Kreditfinanzierung 
der öffentlichen West-Ost-Nettofinanztransfers deshalb zulässig, weil sich auch zukünftige 
Generationen in den neuen Bundesländern an den gegenwärtigen Finanzierungslasten für 
die investiven West-Ost-Nettofinanztransfers beteiligen müssen. Diese dürfen an der Finan-
zierung des Schuldendienstes für die aktuellen Kredite beteiligt werden, weil die staatliche 
Investitionsförderung für Ostdeutschland und die hohen öffentlichen Investitionen in die wirt-
schaftsnahe Infrastruktur im Beitrittsgebiet in zukünftigen Perioden volkswirtschaftlichen Er-
träge stiften und darüber ein höheres gesamtwirtschaftliches Produktionspotential und ein 
höheres reales Volkseinkommen induzieren.
131
 Dementsprechend gewährleistet eine inter-
temporale Lastverschiebung in allokativer Hinsicht eine intertemporale fiskalische Äquivalenz 
zwischen Nutzen und Kosten aus den öffentlichen Investitionsprojekten in Ostdeutschland 
und in distributiver Hinsicht eine gerechte intergenerationale Einkommensverteilung und eine 
gerechte interregionale Einkommensverteilung zwischen West- und Ostdeutschland.
132
  
In Tabelle 10 wird erstens deutlich, dass sich der öffentliche Gesamtschuldenstand in 
Deutschland zwischen 1989 und 1997 um ca. 1.287 Mrd. DM erhöhte. Darin ist noch nicht 
der Schuldenzuwachs bei der Treuhandanstalt zwischen 1989 und 1994 in Höhe von insge-
samt ca. 204,6 Mrd. DM enthalten. Entsprechend expandierte die Gesamtverschuldungsquo-
te von 41,8% in 1989 bis auf deutlich über 50% in 1995 und knapp über 60% in 1997. Des 
                                                
128
  Vgl. Wenzel, H.-D. (1993), S. 117 ff. 
129
  Vgl. Wenzel, H.-D. (1992), S. 347 und Hirte, G. (1997), S. 11 f.  
130
  Vgl. Bröcker, J./Raffelhüschen, B. (1997), S. 147 f. und S. 157 und Funke, S. (1994), S. 94 f.  
131
  Vgl. Bröcker, J./Raffelhüschen, B. (1997), S. 147 f. und S. 157. 
132
  Vgl. Funke, S. (1994), S. 88 f. und Weltring, S. (1997), S. 32 f.  
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weiteren zeigt sich zweitens, dass die kumulierte öffentliche Nettokreditaufnahme am Kapi-
talmarkt zwischen 1990 und 1997 ca. 909 Mrd. DM betrug. Entsprechend verzeichnete die 
Nettoneuverschuldungsquote bereits im Jahr 1990 einen sprunghaften Anstieg auf 5,1% 
gegenüber 1,9% in 1989 und verharrte bis Ende 1997 auf einem deutlich höheren Niveau als 
vor der deutschen Vereinigung.  
Tabelle 10 Entwicklung von wichtigen Kennzahlen der öffentlichen Verschuldung in 
Deutschland zwischen 1989 und 1997  
 1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 
Öffentlicher Gesamtschuldenstand, 
davon (in Mrd. DM): 
928,8 1053,5 1173,9 1345,2 1509,2 1659,6 1993,5 2126,3 2215,9
- Bund 490,5 542,2 586,5 611,1 685,3 712,5 756,8 839,9 905,7 
- westdeutsche Bundesländer  309,9 328,8 347,4 366,6 393,6 415,1 442,5 477,4 505,3 
- ostdeutsche Bundesländer  - - 4,9 22,5 40,3 55,7 69,2 81,0 90,2 
- westdeutsche Gemeinden  121,4 125,6 132,1 140,1 149,2 153,4 157,3 158,6 160,2 
- ostdeutsche Gemeinden - - 8,6 14,5 23,6 32,2 36,8 39,0 38,7 
- Bundeseisenbahnvermögen - - - - - 71,2 78,4 77,8 77,3 
- ERP-Sondervermögen 7,1 9,5 16,4 24,3 28,3 28,0 34,2 34,1 33,7 
- Fonds Deutsche Einheit - 19,8 50,5 74,4 87,7 89,2 87,1 83,6 79,7 
- Ausgleichsfonds Steinkohle - - - - - - 2,2 3,1 3,3 
- Kreditabwicklungsfonds bzw. 
Erblastentilgungsfonds 
- 27,6 27,5 91,7 101,2 102,4 328,9 331,9 322,0 
nachrichtlich: Schuldenstand der 
Treuhandanstalt in Mrd. DM 
- 14,1 39,4 106,8 168,3 204,6 - - - 
Nettokreditaufnahme in Mrd. DM 43,0 124,7 120,4 106,8 154,6 85,8 97,6 123,3 95,8 
Gesamtverschuldungsquote in % 41,8 43,4 40,0 42,6 46,6 48,9 56,7 59,3 60,4 
Nettoneuverschuldungsquote in % 1,9 5,1 4,1 3,4 4,8 2,5 2,8 3,4 2,6 
Quelle: Deutsche Bundesbank (Hrsg.): Laufende Monatsberichte, Jahrgänge Nr. 12/1995, 12/1998 
und 12/2000, Frankfurt a.M., Tabelle VIII.7 und VIII.8.; Statistisches Bundesamt (Hrsg.): Sta-
tistisches Jahrbuch für die Bundesrepublik Deutschland 1999, Stuttgart/Mainz 2000, Tabelle 
24.3; Institut der deutschen Wirtschaft (Hrsg.): Zahlen zur wirtschaftlichen Entwicklung der 
Bundesrepublik Deutschland, Köln, laufende Jahrgänge, Tabelle „Verschuldung der Gebiets-
körperschaften“; Boss, A./Rosenschon, A. (1996), S. 13; eigene Berechnungen. 
Diese expansive Entwicklung der öffentlichen Verschuldung seit 1990 wurde neben vereini-
gungsunabhängigen Faktoren durch zwei vereinigungsbedingte Faktoren hervorgerufen: 
Zum einen erhöhte sich der öffentliche Gesamtschuldenstand seit der deutschen Vereini-
gung bereits ohne Aktivitäten der öffentlichen Haushalte auf dem Kapitalmarkt, weil die 
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„Schuldenerblast der DDR“ sukzessive in den öffentlichen Gesamthaushalt der Bundesrepu-
blik Deutschland überging.
133
 Dazu zählten die einmaligen Ausgleichsverbindlichkeiten infol-
ge der asymmetrischen Währungsumstellung und den Altschulden des DDR-Haushalts in 
Höhe von zusammen ca. 75 Mrd. DM, die Altschulden der Deutschen Reichsbahn in Höhe 
von 7,8 Mrd. DM, die Altschulden der ostdeutschen Wohnungswirtschaft in Höhe von 29 
Mrd. DM, die Schulden auf gesellschaftliche Einrichtungen der DDR-Gemeinden in Höhe von 
8,4 Mrd. DM und die übernommenen Ausgleichsverbindlichkeiten und Altschulden der sanie-
rungsfähigen Treuhandunternehmen von ca. 78 Mrd. DM. Insgesamt betrug die vereini-
gungsbedingte Schuldenübernahme zwischen 1990 und 1997 also ca. 198,2 Mrd. DM.
134
   
Zum zweiten weiteten die ehemaligen westdeutschen Gebietskörperschaften und die Son-
dervermögen des Bundes seit der deutschen Vereinigung ihre laufende Nettokreditaufnahme 
am Kapitalmarkt vereinigungsbedingt drastisch aus. Dies führte zusammen mit der laufenden 
Nettokreditaufnahme der ostdeutschen Länder und Gemeinden zwischen 1990 und 1997 zu 
der öffentlichen Nettokreditaufnahme von insgesamt ca. 909 Mrd. DM. Bei der statistischen 
Erfassung der vereinigungsbedingten laufenden Nettoneuverschuldung der öffentlichen Net-
tofinanztransferträger zwischen 1990 und 1997 besteht das Problem, dass die einzelnen 
öffentlichen Kreditaktivitäten auf dem Kapitalmarkt seit 1990 zu einem Teil auch auf vereini-
gungsunabhängige Faktoren zurückzuführen waren (z.B. auf die dritte Stufe der 
„Einkommensteuerreform 1990“ in 1991 oder auf konjunkturbedingte Defizite in 1993). 
Insbesondere die laufende Nettokreditaufnahme der westdeutschen Gebietskörperschaften 
zwischen 1990 und 1997 war teilweise nicht „vereinigungsbedingt“. Daher wäre ein Teil der 
kumulierten öffentlichen Nettokreditaufnahme zwischen 1990 und 1997 von ca. 909 Mrd. DM 
auch in einem Szenario ohne die deutsche Einheit angefallen. Dabei ist es plausibel 
anzunehmen, dass der Anteil der jährlichen vereinigungsbedingten öffentlichen 
Nettoneuverschuldung an der jährlichen Gesamtnettoneuverschuldung mit fortschreitender 
Entfernung vom Vereinigungszeitpunkt stetig zurückging, da die Kreditaktivitäten der 




In statistischer Hinsicht lässt sich nur die Nettokreditaufnahme des Bundes und der west-
deutschen Bundesländer für die Finanzierung der Bruttoleistungen des Fonds Deutsche Ein-
heit in Höhe von 95 Mrd. DM, die kumulierte Nettoneuverschuldung des Kreditabwicklungs-
                                                
133
  Vgl. Müller, L. (1993), S. 123 und Deutsche Bundesbank (3/1997), S. 18 f. 
134
  Vgl. Deutsche Bundesbank (3/1997), S. 18 ff. und Funke, S. (1994), S. 80. 
135
  Vgl. Deutsche Bundesbank (3/1997), S. 19 und Rentzsch, W. (1997), S. 98 ff. 
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fonds in Höhe von ca. 28 Mrd. DM, die kumulierte Nettoneuverschuldung der Treuhandan-
stalt in Höhe von ca. 204,6 Mrd. DM und größtenteils die Nettokreditaufnahme des ERP-
Sondervermögens seit 1990 in Höhe von schätzungsweise 20 Mrd. DM eindeutig der deut-
schen Vereinigung zuordnen. Daraus ergibt sich ein Gesamtbetrag von ca. 347,6 Mrd. DM 
als Untergrenze für die vereinigungsbedingte öffentliche Nettokreditaufnahme zwischen 1990 
und 1997 unter der Annahme, dass die vereinigungsbedingte Nettokreditaufnahme der west-
deutschen Gebietskörperschaften in diesem Zeitraum Null war. Es lässt sich nicht statistisch 
ermitteln, wie hoch diese tatsächlich war. Nach den Daten der Tabelle 10 betrug die Ober-
grenze für die vereinigungsbedingte öffentliche Nettokreditaufnahme zwischen 1990 und 
1997 ca. 1.089 Mrd. DM. Diesen Betrag erhält man, wenn man die kumulierte vereinigungs-
bedingte Schuldenübernahme zwischen 1990 und 1997 von ca. 198 Mrd. DM vom dem ku-
mulierten Gesamtschuldzuwachs dieses Zeitraums in Höhe von 1.287 Mrd. DM abzieht.  
Insgesamt betrachtet beträgt die Untergrenze für die gesamte vereinigungsbedingte Ver-
schuldung zwischen 1990 und 1997 unter Berücksichtigung des vereinigungsbedingten ab-
soluten Schuldenzuwachses (von insgesamt ca. 198,2 Mrd. DM) also ca. 545,8 Mrd. DM (= 
198,2 Mrd. DM + 347,6 Mrd. DM). Dieser Schätzwert bildet die Grundlage für die Analyse der 
interpersonellen Verteilungswirkungen der vereinigungsbedingten Verschuldung in Abschnitt 
7.4 dieser Studie. Wenn man die Berechnungen des Instituts für Weltwirtschaft zur Höhe der 
kumulierten West-Ost-Nettofinanztransfers von 886 Mrd. DM zu Grunde legt, ergibt sich für 
den Zeitraum 1991 bis 1995 ein durchschnittlicher Beitrag der diskretionären vereinigungs-
bedingten Verschuldung zur Finanzierung der West-Ost-Nettofinanztransfers von ca. 61,6%. 
Dieser Schätzwert stellt aufgrund der genannten statistischen Erfassungsprobleme allerdings 
lediglich eine grobe Untergrenze für den tatsächlichen Finanzierungsbeitrag dar. 
5.3 Finanzierung durch Mehreinnahmen der westdeutschen Sozialversiche-
rungsträger aus vereinigungsbedingten diskretionären Erhöhungen der 
gesetzlichen Sozialversicherungsbeiträge 
In der westdeutschen Gesetzlichen Arbeitslosenversicherung und Gesetzlichen Rentenversi-
cherung wurde der kumulierte West-Ost-Nettofinanztransfer in erster Linie durch Beitrags-
mehreinnahmen aus diskretionären Erhöhungen der Beitragssätze finanziert. Diese wurden 
durch die Beitragsmindereinnahmen aus den diskretionären Beitragsatzsenkungen per Saldo 
nicht kompensiert, so dass die Belastung der sozialversicherten Erwerbstätigen und ihrer 
Arbeitgeber mit Sozialabgaben seit der deutschen Vereinigung per Saldo deutlich anstieg. In 
diesem Kapitel werden die vereinigungsbedingten diskretionären Beitragssatzveränderungen 
als Grundlage für die Analyse ihrer interpersonellen Verteilungswirkungen in Abschnitt 7.2 
genauer untersucht (vgl. Tabelle 11). Angesichts der hohen Haushaltsüberschüsse der Bun-
desanstalt für Arbeit und der Gesetzlichen Rentenversicherung in Westdeutschland seit 1990 
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hätte in einem Szenario ohne die Notwendigkeit eines gesamtdeutschen Defizitausgleichs 
nicht nur Spielraum für einen Verzicht auf die diskretionären Beitragssatzerhöhungen, son-
dern sogar für diskretionäre Beitragssatzsenkungen bestanden. Daher war die tatsächliche 
Beitragsmehrbelastung höher als die prozentuale Beitragsmehrbelastung.
136
 
Tabelle 11: Diskretionäre Veränderungen des Beitragssatzes zur Gesetzlichen Arbeits-
losen- und Rentenversicherung zwischen 1991 und 1995 und ihre ge-
schätzten kassenmäßigen Auswirkungen in Gesamtdeutschland  
Finanzpolitische Maßnahme Kassenmäßige Auswir-
kung im Jahr des Inkraft-
tretens (in Mrd. DM) 
Geschätzte kassenmäßige Auswir-
kung zwischen 1991 und 1995 (in 
Mrd. DM) 
Anhebung des Beitragssatzes zur GAV 
von 4,3% auf 6,8% vom 1.4.1991 
+20,5  +129,8 
Senkung des Beitragssatzes zur GRV 
von 18,7% auf 17,7% vom 1.4.1991 
-8,5  -53,8 
Senkung des Beitragssatzes zur GAV 
von 6,8% auf 6,3% vom 1.1.1992 
-6  -24 
Anhebung des Beitragssatzes zur GAV 
von 6,3% auf 6,5% vom 1.1.1993 
+2,5  +7,5 
Senkung des Beitragssatzes zur GRV 
von 17,7% auf 17,5% vom 1.1.1993 
-2,5  -7,5 
Anhebung des Beitragssatzes zur GRV 
von 17,5% auf 19,2% vom 1.1.1994 
+21  +42 
Senkung des Beitragssatzes zur GRV 
von 19,2% auf 18,6% vom 1.1.1995 
-8  -8 
Quelle: Heilemann, U./Rappen, H. (1996), S. 94 und Bundesministerium für Arbeit und Sozialord-
nung (1999), S. 304 f. 
Bei der Analyse wird vereinfachend unterstellt, dass die diskretionären Veränderungen der 
Beitragssätze zur Gesetzlichen Arbeitslosen- und Rentenversicherung seit der deutschen 
Vereinigung in vollem Umfang vereinigungsbedingt waren, d.h. dem Aufbringungsproblem 
der westdeutschen Sozialversicherungsträger kausal zugeordnet werden können. Damit wird 
vernachlässigt, dass die Stärke dieser Kausalität mit fortschreitender Entfernung vom Verei-
nigungszeitpunkt vermutlich immer mehr nach ließ, da vereinigungsunabhängige Faktoren 
im Zeitablauf einen wachsenden Einfluss auf die Entwicklung der Beitragssätze ausübten. 
Deshalb betrachtet diese Studie ausschließlich die diskretionären Beitragssatzänderungen 
                                                
136
  Vgl. Heilemann, U./Rappen, H. (1996), S. 95 f. und Bundesministerium für Arbeit und Sozial-
ordnung (1999), S. 304 f. 
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zwischen 1991 und 1995. In Tabelle 11 wurden auf der Grundlage der gesamtdeutschen 
Schätzwerte des Rheinisch-Westfälischen-Instituts für Wirtschaftsforschung für die kassen-
mäßigen Auswirkungen der diskretionären Beitragssatzänderungen im Jahr des Inkrafttre-
tens die kumulierten kassenmäßigen Auswirkungen in Gesamtdeutschland zwischen 1991 
und 1995 geschätzt. Insgesamt ergeben sich ca. 86 Mrd. DM an diskretionären Beitrags-
mehreinnahmen. Wenn man die Berechnungen des Instituts für Weltwirtschaft zur Höhe der 
kumulierten West-Ost-Nettofinanztransfers von 886 Mrd. DM zu Grunde legt, ergibt sich für 
den Zeitraum 1991 bis 1995 ein durchschnittlicher Beitrag der saldierten diskretionären Bei-
tragssatzerhöhungen zur Finanzierung der West-Ost-Nettofinanztransfers von ca. 9,7%. 
5.4 Finanzierung durch Ausgabeneinsparungen der Gebietskörperschaften 
und Sozialversicherungsträger aus vereinigungsbedingten diskretionären 
Ausgabenkürzungen  
Schließlich finanzierten die Gebietskörperschaften und Sozialversicherungsträger im alten 
Bundesgebiet ihre West-Ost-Nettofinanztransfers teilweise durch diskretionäre Kürzungen 
staatlicher Ausgaben. Dieser Abschnitt gibt einen Überblick über die wichtigsten Bereiche 
der diskretionären Ausgabenkürzungen seit der deutschen Vereinigung als Grundlage für die 
personelle Verteilungsanalyse der diskretionären Ausgabenkürzungen in Abschnitt 7.5. Da-
bei werden die staatlichen Ausgaben in vier Kategorien unterteilt: Sachausgaben für den 
Erwerb von Gütern und Diensten, Personalausgaben für die öffentlichen Arbeiter, Angestell-
ten und Beamten, Ausgaben für Sozialleistungen an private Haushalte (Sozialtransfers) und 
Ausgaben für Transferzahlungen an private Unternehmen (Subventionen).
137
  
In dieser Studie erfolgt keine genaue statistische Erfassung der vereinigungsbedingt einge-
sparten Ausgabenbeträge in den westdeutschen öffentlichen Haushalten seit 1990, da die 
Finanzstatistik und die VGR keine Auskunft darüber geben, ob und in welchem Ausmaß die 
einzelnen diskretionären Ausgabenkürzungen seit der deutschen Vereinigung auch in einem 
hypothetischen Referenzszenario ohne die deutsche Einheit durchgeführt worden wären. 
Deshalb können die bei den einzelnen Ausgabenkategorien jährlich eingesparten Ausga-
benbeträge nicht per se als „vereinigungsbedingt“ aufgefasst werden. Außerdem führten die 
diskretionären Sparmaßnahmen in einigen Jahren nur zu einer Begrenzung des absoluten 
Ausgabenanstiegs und nicht zu einem absoluten Rückgang der Ausgaben. In diesen Fällen 
ist eine Quantifizierung der vereinigungsbedingt eingesparten Ausgabenbeträge überhaupt 
nicht möglich. Schließlich stellt sich das Problem, dass die VGR die staatlichen Ausgaben 
nur noch bis 1994 getrennt für West- und Ostdeutschland ausweist. In der Finanzstatistik 
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  Vgl. Leis, G. (1994), S. 166 ff. und Andel, N. (1970), S. 6. 
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werden bereits ab 1991 gesamtdeutsche Daten ausgewiesen. Da die vereinigungsunabhän-
gigen Faktoren mit fortschreitender Entfernung vom Vereinigungszeitpunkt ohnehin einen 
immer stärkeren Einfluss auf die Entwicklung der öffentlichen Ausgaben in Westdeutschland 
ausübten, beschränkt sich die folgende Analyse auf den Zeitraum 1990 bis 1994. In diesem 
Zeitraum können die folgenden staatlichen Konsolidierungsgesetze als „vereinigungsbedingt“ 
eingestuft werden: das „Gesetz zur Änderung von Fördervoraussetzungen im Arbeitsförde-
rungsgesetz und anderen Gesetzen“ vom 18.12.1992, das „Gesetz zur Umsetzung des Fö-
deralen Konsolidierungsprogramms“ vom 23.6.1993 und das „erste Gesetz zur Umsetzung 
des Spar-, Konsolidierungs- und Wachstumsprogramms“ vom 21.12.1993.  
Bei den staatlichen Personalausgaben sparte der Gesetzgeber über eine Rückführung des 
Anstiegs der Zahl der öffentlichen Bediensteten Ausgaben ein.
138
 Des weiteren erzielten die 
öffentlichen Haushalte über die mehrfach verzögerte Anpassung der Beamtengehälter an die 
Tarifabschlüsse im öffentlichen Dienst im Zeitraum 1990 bis 1994 Ausgabeneinsparungen. 
Nach der Finanzstatistik und der VGR führten diese Maßnahmen aber in jedem Jahr nur zu 
einer Begrenzung des Ausgabenanstiegs und nicht zu einem absoluten  Ausgabenrückgang. 
Deshalb ist eine Quantifizierung der jährlich eingesparten Ausgabenbeträge nicht möglich.
139
 
Bei den staatlichen Sachausgaben wurden zum einen die Ausgaben für laufende Güter- 
und Dienstleistungskäufe gekürzt. Diese Ausgabenkürzungen werden in Abschnitt 7.5 nicht 
genauer betrachtet und deshalb an dieser Stelle nicht quantifiziert. Zum zweiten wurden die 
Ausgaben für die Erstellung, Erhaltung und Bereitstellung der öffentlichen materiellen Infra-
struktur im alten Bundesgebiet durch staatliche Investitionen gekürzt. Diese Ausgabenkür-
zungen betrafen v.a. den Verkehrsbereich (Brücken- und Straßenbau), den Verteidigungsbe-
reich (Bundeswehr), den Bereich der öffentlichen Sicherheit (Polizei), den Gesundheitsbe-
reich (Leistungen der GKV), den Bildungsbereich (Schulen und Hochschulen) und den Kul-
tur- und Freizeitbereich (öffentliche Parks und Sportanlagen, Theater).
140
 Nach den Daten 
der VGR gingen die staatlichen Bruttoinvestitionen in Ausrüstungen und Bauten im alten 
Bundesgebiet nur in den Jahren 1993 (um ca. 2,9 Mrd. DM) und 1994 (um ca. 4,8 Mrd. DM) 
absolut zurück. In den Jahren 1990 bis 1992 führten die diskretionären Ausgabenkürzungen 
dagegen nur zu einer Begrenzung des absoluten Ausgabenanstiegs, da die staatlichen Brut-
toinvestitionen jeweils absolut expandierten. Deshalb sind die zwischen 1993 und 1994 ins-
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  Vgl. Leis, G. (1994), S. 167 f. und Hickel, R./Priewe, J. (1994), S. 143 ff. und S. 154 ff. 
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  Vgl. Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (Jahres-
gutachten 1991/1992), Ziffer 190 und (Jahresgutachten 1997/1998), Tabelle 39*. 
140
  Vgl. Heilemann, U. u.a. (1994), S. 70 und Fritzsche, B. u.a. (1995), S. 8 und S. 12. 
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gesamt eingesparten 7,7 Mrd. DM letztlich nur ein sehr grober unterer Schätzwert für den 
tatsächlich eingesparten Gesamtbetrag im Zeitraum 1990 bis 1994.
141
 
Bei den Ausgaben der Gebietskörperschaften und Sozialversicherungsträger für Sozi-
alleistungen an die westdeutschen privaten Haushalte erzielte der Gesetzgeber seit der 
deutschen Vereinigung in mehreren Schritten diskretionäre Ausgabeneinsparungen. Diese 
betrafen in erster Linie die arbeitsmarktpolitischen Leistungen und die Sozialhilfe. Im Sozial-
bericht 1997 und der VGR wird deutlich, dass damit in jedem Jahr aber nur eine Begrenzung 
des absoluten Ausgabenanstiegs und keine Absenkung der Sozialausgaben erreicht wurde. 
So expandierte das Sozialbudget im alten Bundesgebiet auch nach der deutschen Vereini-
gung von Jahr zu Jahr.
142
 Deshalb ist eine Quantifizierung der zwischen 1990 und 1994 jähr-
lich eingesparten Sozialausgaben nicht möglich. Im Folgenden sollen aber zumindest die 
zentralen Bereiche der vereinigungsbedingt gekürzten Sozialausgaben dargestellt werden:  
Mit dem „Gesetz zur 10. AFG-Novelle“ wurde ab dem 1.1.1993 die arbeitsmarktpolitischen 
Ausgaben der Bundesanstalt für Arbeit gesenkt. Es regelte eine Entlastung der Beitragszah-
ler von den Ausgaben für das Eingliederungsgeld an Aussiedler, die Aufstellung strengerer 
Kriterien bei der Überprüfung der Zweckmäßigkeit geförderter beruflicher Qualifizierungs-
maßnahmen, eine Einschränkung der Förderhöhe und der Förderdauer beim Einarbeitungs-
zuschuss für Teilnehmer an Qualifizierungsmaßnahmen und eine Verschärfung der An-
spruchsvoraussetzungen beim Bezug von Arbeitslosengeld.
143
 Mit dem „Gesetz zur Umset-
zung des Föderalen Konsolidierungsprogramms“ trat zum 1.1.1994 eine Verschärfung der 
Meldepflicht für Arbeitslose, eine Verschärfung der Missbrauchsbekämpfung bei arbeits-
marktpolitischen Leistungen und eine Verschärfung der Anspruchsvoraussetzungen bei eini-
gen Sozialleistungen in Kraft (z.B. beim Kinder- und Erziehungsgeld, BAföG, Sozialhilfe).
144
 
Mit dem „ersten Gesetz zur Umsetzung des Spar-, Konsolidierungs- und Wachstumspro-
gramms“ traten im Verlauf des Jahres 1993 weitere Kürzungen gesetzlicher Sozialleistungen 
in Kraft: Bei der Sozialhilfe wurden die Anhebungen der Bedarfssätze auf die Zuwachsraten 
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  Vgl. Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (Jahres-
gutachten 1997/1998), Tabelle 37* und Tabelle 39*. 
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  Vgl. Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung (1999), Tabelle I-4.2 und Sachverständi-
genrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (Jahresgutachten 1997/1998), 
Tabelle 39*. 
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  Vgl. Deutsche Bundesbank (7/1994), S. 38 ff. und Sachverständigenrat zur Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (Jahresgutachten 1993/1994), Ziffer 111 f. und Tabelle 29. 
144
  Vgl. Bundesministerium der Finanzen (Finanzbericht 1994), S. 19 und Sachverständigenrat zur 
Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (Jahresgutachten 1993/1994), Ziffer 117. 
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der durchschnittlichen Nettoarbeitsentgelte bzw. auf maximal 2% beschränkt. Beim BAföG 
wurden die Anpassungen vorübergehend ausgesetzt. Beim Kinder- und Erziehungsgeld 
wurden die Anspruchsvoraussetzungen durch eine Erhöhung der Einkommensgrenzen ver-
schärft. Des weiteren regelte das Gesetz eine Kürzung der Leistungssätze bei Lohnersatz-
leistungen (Arbeitslosen-, Kurzarbeiter- und Schlechtwettergeld) und bei der Arbeitslosenhil-
fe zum 1.1.1994 um einen Prozentpunkt bei Empfängern mit mindestens einem Kind und um 
drei Prozentpunkte bei allen anderen Empfängern. Daneben trat eine Verlängerung der 
Sperrzeiten beim Arbeitslosengeld und bei der Arbeitslosenhilfe, eine Verkürzung der Zahl-
periode beim Schlechtwettergeld um zwei Monate sowie eine Senkung des Leistungssatzes 
und eine Verschärfung der Anspruchsvoraussetzungen beim Unterhaltsgeld in Kraft.
145
 
Bei den staatlichen Subventionen an den westdeutschen Unternehmenssektor richteten 
sich die diskretionären Ausgabenkürzungen seit der deutschen Vereinigung auf die Strei-
chung staatlicher Steuervergünstigungen und auf die Streichung direkter Finanzhilfen (z.B. 
Barzahlungen und zinsverbilligte Darlehen).
146
 In sektoraler Hinsicht war lediglich in den Be-
reichen Wohnungsvermietung, Bundesbahn, Forschung und Entwicklung, Luft- und Raum-
fahrzeugbau, Steinkohlebergbau, Land- und Forstwirtschaft und Schiffbau ein Rückgang der 
direkten Finanzhilfen zu beobachten.
147
 Insgesamt betrachtet waren die diskretionären Kür-
zungen direkter Finanzhilfen nicht besonders hoch, weil die eingesparten direkten Finanzhil-
fen zum großen Teil auf den stufenweisen Abbau „teilungsbedingter“ Finanzhilfen zurückgin-
gen und damit quasi automatisch erzielt wurden.
148
 Nach Berechnungen des DIW gingen die 
direkten Finanzhilfen im alten Bundesgebiet nur in den Jahren 1990 (um 1,4 Mrd. DM), 1991 
(um 3,5 Mrd. DM) und 1993 (um 3,2 Mrd. DM) zurück. Bei den Steuervergünstigungen war 
ein Rückgang in den Jahren 1991 (um 0,4 Mrd. DM), 1992 (um 0,9 Mrd. DM), 1991 (um 0,4 
Mrd. DM) und 1994 (um 1 Mrd. DM) zu beobachten.
149
 Damit ergibt sich für den Zeitraum 
1990 bis 1994 als grobe Untergrenze ein Einsparvolumen von insgesamt 10,8 Mrd. DM. Da-
bei wird angenommen, dass dieser Betrag vollständig vereinigungsbedingt eingespart wurde. 
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  Vgl. Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (Jahres-
gutachten 1993/1994), Ziffer 117 und Tabelle 32 und Hickel, R./Priewe, J. (1994), S. 154 ff. 
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  Vgl. Deutsche Bundesbank (12/2000), S 15 ff; Boss, A./Rosenschon, A. (1998), S. 3 ff; Löbbe, 
K. (1993), S. 224 ff. 
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  Vgl. DIW (Wochenbericht Nr. 46/1992), S. 618 und DIW (Wochenbericht Nr. 4/1995), S. 106 ff. 
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  Vgl. Deutsche Bundesbank (12/2000), S. 21 ff. und DIW (Wochenbericht Nr. 4/1995), S. 106 ff. 
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  Vgl. DIW (Wochenbericht Nr. 4/1995), S. 108 und DIW (Wochenbericht Nr. 50/1997), S. 954. 
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6. Finanzierung der öffentlichen West-Ost-Bruttofinanztransfers durch öffentli-
che Mehreinnahmen und „Ausgabeneinsparungen“ aus dem vereinigungs-
bedingten Inflationsimpuls im alten Bundesgebiet  
In der öffentlichen Diskussion über die Finanzierung der Deutschen Einheit blieb der Beitrag 
des vereinigungsbedingten Inflationsimpulses im alten Bundesgebiet zur Finanzierung der 
öffentlichen West-Ost-Nettofinanztransfers vielfach unbeachtet, da diese nicht-diskretionäre 
Form der Finanzmittelaufbringung für die Wirtschaftsteilnehmer relativ unmerklich war. Die-
ses Kapitel gibt nach einer statistischen Erfassung und Erklärung des vereinigungsbedingten 
Inflationsimpulses in Abschnitt 6.1 in den Abschnitten 6.2 und 6.3 einen Überblick über die 
wichtigsten Auswirkungen des vereinigungsbedingten Inflationsimpulses auf die Einnahmen- 
und Ausgabenseite der öffentlichen Haushalte. Dabei werden die inflationsinduzierten öffent-
lichen Mehreinnahmen und „Ausgabeneinsparungen“ im alten Bundesgebiet – soweit statis-
tisch möglich - näherungsweise quantifiziert. In Kapitel 6.2 werden die inflationsinduzierten 
Steuermehreinnahmen aus der Besteuerung betrieblicher Scheingewinne („Scheingewinn-
besteuerung“), aus der Besteuerung nomineller Zinserträge („Scheinzinsbesteuerung) und 
aus der „kalten Progression“ des Steuersystems näher analysiert. In Kapitel 6.3. werden die 
inflationsinduzierten „Ausgabeneinsparungen“ der ehemaligen westdeutschen Gebietskör-
perschaften und Sozialversicherungsträger bei den nominalen Sozialausgaben und bei den 
nominalen Tilgungs- und Zinsausgaben für die öffentliche Verschuldung analysiert.
150
  
Nicht genauer analysiert werden die inflationsinduzierten „Ausgabeneinsparungen“ der ehe-
maligen westdeutschen Gebietskörperschaften bei den nominalen Sachausgaben für den 
Kauf von Gütern und Dienstleistungen und bei den Personalausgaben für die öffentlich Be-
diensteten. Es ist allerdings nicht auszuschließen, dass als Folge des vereinigungsbedingten 
Inflationsimpulses die privaten Unternehmen einen temporären Rückgang ihrer realen Brut-
togewinne und die Beamten, Arbeiter und Angestellten des öffentlichen Dienstes einen tem-
porären Rückgang ihrer realen Bruttolohneinkommen hinnehmen mussten. Im Gegenzug 
haben die öffentlichen Haushalte in dem Ausmaß profitiert, in dem die staatlichen realen 
Sach- und Personalausgaben inflationsbedingt (temporär) zurückgingen.
151
  
Des weiteren bleibt der inflationsinduzierte Gewinn der Deutschen Bundesbank aus der 
Schöpfung von nominellen Zentralbankgeld aus der folgenden Analyse ausgeklammert. Er 
entspricht dem Realwert der von der Zentralbank zusätzlich in Umlauf gebrachten nominalen 
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  Vgl. Sinn, H.-W. (1983), S. 115 ff. und Francke, H.-H./Nitsch, H. (1996), S. 62 ff. 
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  Vgl. Conrad, E.-A. (1997), S. 238 und S. 240 ff. und Timm, H. (1980), S. 210 f. 
 62 
Zentralbankgeldmenge und ergibt sich aus der inflationsinduzierten Veränderung der nomi-
nalen Zentralbankgeldmenge, deflationiert mit dem Preisniveau („realer monetärer Seignio-
rage“).
152
 Ein inflationsinduzierter Geldschöpfungsgewinn kommt dadurch zustande, dass 
die direkte inflationsinduzierte Realabwertung des nominalen Betriebsgewinns der Noten-
bank durch eine indirekte inflationsinduzierte Erhöhung seines nominalen Betrages über-
kompensiert wird, weil die privaten Wirtschaftssubjekte auf die Inflation mit einer Erhöhung 
ihrer nominalen Geldnachfrage reagieren und die gestiegene Geldnachfrage über die Min-
destreserveverpflichtung der Geschäftsbanken und die Bargeldhaltungsgewohnheiten der 
Nichtbanken einen Anstieg der umlaufenden nominalen Zentralbankgeldmenge induziert.
153
  
6.1 Statistische Erfassung des vereinigungsbedingten Inflationsimpulses im 
alten Bundesgebiet und Darstellung seiner Bestimmungsfaktoren  
In der wirtschaftswissenschaftlichen Literatur wird der Begriff „Inflation“ üblicherweise als 
eine anhaltende (mehrjährige) Steigerung des gesamtwirtschaftlichen Preisniveaus über eine 
unvermeidliche Rate von ca. 1,5% hinaus definiert. Die Wachstumsrate des Preisniveaus 
zwischen zwei Perioden gibt den realen Kaufkraftverlust des Geldes in diesen Zeitraum an. 
In Abbildung 1 wird die Inflationsrate durch die prozentuale Veränderung des Preisindex für 
die Lebenshaltung aller privaten Haushalte gegenüber dem Vorjahr (1991 = 100) gemessen. 
Seit der deutschen Vereinigung stieg die westdeutsche Inflationsrate sprunghaft von 2,7% in 
1990 bis auf 3,6% in 1991 und auf einen Spitzenwert von 4% in 1992 an. Im Jahr 1994 er-
reichte sie schließlich wieder das Niveau vor der deutschen Vereinigung von 2,7%. Im Zeit-
raum 1992 bis 1994 lag die gesamtdeutsche Inflationsrate deutlich höher als die westdeut-
sche Inflationsrate, da die ostdeutsche Inflationsrate von 1992 bis 1994 sehr hoch war. 
154
  
Es stellt sich nun die Frage, in welchem Ausmaß der empirisch zu beobachtende Anstieg 
des Preisindex für die Lebenshaltung aller privaten Haushalte im alten Bundesgebiet seit 
1990 (1991: 0,9%; 1992: 1,3%; 1993: 0,9%) vereinigungsbedingt war. Da eine getrennte 
statistische Erfassung des vereinigungsunabhängigen und vereinigungsbedingten Inflations-
impulses nicht möglich ist, wird im Folgenden angenommen, dass der Inflationsimpuls in den 
Jahren 1991 bis 1993 vollständig auf den ordnungspolitischen Übergang der DDR zur Sozia-
len Marktwirtschaft und auf die hohen West-Ost-Bruttofinanztransfers zurückzuführen und 
damit vereinigungsbedingt war. Deshalb beschränkt sich die folgende Analyse auf die Jahre 
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1991 bis 1993. Diese Annahme ist plausibel, weil die westdeutsche Inflationsrate im Jahr 
1994 wieder das Niveau von 1989 erreichte und in 1995 sogar zurückging. Demnach war der 
Einfluss vereinigungsunabhängiger Faktoren auf die westdeutsche Inflationsentwicklung of-
fensichtlich erst wieder seit 1995 bedeutsam.
155
 














Quelle: Deutsche Bundesbank (Hrsg.): Laufende Monatsberichte, Tabelle IX.7. 
In Abschnitt 3.1.3 wurde bereits dargestellt, dass der vereinigungsbedingte Inflationsimpuls 
auf den Nachfrageschub aus Ostdeutschland nach westdeutschen Konsum- und Investiti-
onsgütern im alten Bundesgebiet zurückzuführen war. Dieser expansive Nachfrageimpuls 
traf die westdeutsche Wirtschaft in einer konjunkturellen Boomphase mit einem hohen Aus-
lastungsgrad der betrieblichen Produktionskapazitäten. Da die westdeutschen Unternehmen 
ihre Produktion nur noch begrenzt steigern und die überschüssige Güternachfrage nur teil-
weise befriedigen konnten, induzierte der Nachfrageüberschuss bereits am Ende des Jahres 
1990 eine von der Bundesbank ungewollt alimentierte Nachfragesoginflation.
156
 Diese mün-
dete im Verlauf des Jahres 1991 in eine Lohnkostendruckinflation. Dahinter stand ein starker 
Anstieg der betrieblichen Lohn- und Lohnnebenkosten in Westdeutschland als Folge der 
angespannten Lage auf dem westdeutschen Arbeitsmarkt, der wenig produktivitätsorientier-
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ten Lohnpolitik der Gewerkschaften und der diskretionären Sozialabgabenerhöhungen.
157
 Da 
die westdeutschen Unternehmen einen kosteninduzierten Gewinnrückgang vermeiden woll-
ten, überwälzten sie die gestiegenen Lohnkosten auf die Güterpreise. Außerdem nutzten sie 
die anhaltend hohe Güternachfrage aus Ostdeutschland zu einer Erhöhung ihrer Ge-
winnspanne. Daraufhin wurde zusätzlich noch eine Gewinndruckinflation ausgelöst.
158
  
6.2 Finanzierung durch Steuermehreinnahmen der Gebietskörperschaften aus 
dem vereinigungsbedingten Inflationsimpuls im alten Bundesgebiet  
6.2.1 Steuermehreinnahmen aus der „Scheingewinnbesteuerung“ 
Im deutschen Steuerrecht wird der betriebliche Gewinn bei der veranlagten Einkommensteu-
er, bei der Körperschaftsteuer und bei der Gewerbeertragsteuer auf der Grundlage des No-
minalwertprinzips ermittelt und besteuert. Damit folgt das deutsche Steuerrecht dem Konzept 
der nominalen Geldkapitalerhaltung. Danach soll das um Entnahmen und Einlagen bereinig-
te nominale Geldkapital am Ende einer Periode die gleiche Höhe wie das nominale Geldka-
pital am Periodenanfang aufweisen.
159
  
Bei Inflation führt die nominalwertorientierte Ertragsbesteuerung der Unternehmen allerdings 
zur Besteuerung betrieblicher „Scheingewinne“, da das für die betrieblichen Sachinvestitio-
nen eingesetzte Eigenkapital bei der steuerlichen Gewinnermittlung nicht in Höhe seines 
Realwertes, sondern in Höhe seines inflationsbedingt gestiegenen Nominalwertes berück-
sichtigt wird. Demnach behandelt das deutsche Steuerecht eine inflationsinduzierte nominale 
Wertsteigerung des betrieblichen Eigenkapitals als einen „echten“ betrieblichen Gewinn, ob-
wohl sie lediglich den in Geldeinheiten bewerteten realen Eigenkapitalbestand erhalten bzw. 
den inflationsinduzierten Kaufkraftverlust des Eigenkapitals ausgleichen soll. Daraufhin sinkt 
der Realwert des eingesetzten Eigenkapitals. Diese Realabwertung ist umso größer, je ge-
ringer die Fremdfinanzierungsquote des Unternehmens ist. Wenn der nominale Steuerbi-
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  Vgl. Hessler, H.-D. (1994), S. 404 ff. und S. 408 ff. und Sell, A. (1997), S. 20 f. und. S. 24. 
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lanzgewinn über dem realen Gewinn liegt, dann vermindern die Steuerzahlungen auf die 
„Scheingewinne“ nicht nur die Liquidität, sondern auch die Substanz des Unternehmens.
160
  
Die Entstehungsquelle betrieblicher „Scheingewinne“ liegt sowohl im betrieblichen Anlage-
vermögen als auch im betrieblichen Umlaufvermögen: Beim Umlaufvermögen treten inflati-
onsinduzierte „Scheingewinne“ z.B. auf, wenn die Unternehmen in Zeiten steigender Preise 
für Vorprodukte im Verkaufspreis weniger als die inflationsbedingt gestiegenen Wiederbe-
schaffungspreise vergütet bekommen, da sie in der Steuerbilanz die historischen Beschaf-
fungspreise ansetzen müssen. Dann liegt der nominale Steuerbilanzgewinn über dem realen 
Gewinn.
161
 Beim Anlagevermögen sind die abnutzbaren Güter des Anlagevermögens die 
Hauptquelle für das Entstehen betrieblicher „Scheingewinne“. Dies liegt daran, dass zwi-
schen dem eigenkapitalfinanzierten Kauf eines abnutzbaren Wirtschaftsgutes mit einer mehr-
jährigen Nutzungsdauer und dem steuerlichen Abzug seiner Anschaffungs- bzw. Herstellkos-
ten über Abschreibungen eine Zeitspanne von mehreren Jahren liegt. Es kommt zum Aus-
weis betrieblicher „Scheingewinne“, wenn in dieser Zeitspanne das allgemeine Preisniveau 
ansteigt und dadurch der Realwert des steuerlichen Abzugs, zurückgerechnet auf den Zeit-
punkt der Anschaffung bzw. Herstellung, unter dem Wert der Anschaffungs- bzw. Herstell-
kosten liegt. Dies widerspricht dem Konzept der realen Geldkapitalerhaltung. Danach darf 
ein „echter“ realer Gewinn erst anfallen, wenn das Eigenkapital real erhalten bleibt.
162
 Nach 
dem Konzept der substantiellen Sachkapitalerhaltung entspricht der „Scheingewinn“ der Dif-
ferenz zwischen dem Anschaffungs- und Wiederbeschaffungswert des Wirtschaftsgutes.
163
  
6.2.2 Steuermehreinnahmen aus der „Scheinzinsbesteuerung“ 
In Deutschland ist das Phänomen der „Scheinzinsbesteuerung“ bei der veranlagten Ein-
kommensteuer, bei der Körperschaftsteuer und bei der Gewerbeertragsteuer relevant. Es ist 
darauf zurückzuführen, dass die Zinserträge im deutschen Steuerrecht nach dem Nominal-
wertprinzip besteuert werden. Dadurch müssen die Empfänger von Zinserträgen neben den 
realen Zinserträgen auch inflationsinduzierte nominale Zinserträge versteuern. Daraufhin 
steigt trotz konstanter realer Zinserträge die steuerliche Belastung ihrer Zinserträge an.
164
  
                                                
160
  Vgl. Sinn, H.-W. (1999), S. 8 f. und Institut „Finanzen und Steuern“ (1999), S. 9 ff. 
161
  Vgl. Sell, A. (1997), S. 17 ff. und S. 37 und Bierle, K. (1974), S. 44 ff. 
162
  Vgl. Institut „Finanzen und Steuern“ (1999), S. 12 und 26 ff. und Sinn, H.-W. (1983), S. 128 ff. 
163
  Vgl. Institut „Finanzen und Steuern“ (1999), S. 26 ff. und Hessler, H.-D. (1994), S. 406 ff. 
164
  Vgl. Glaß, S. (1996), S. 136 ff. und Tödter, K.-H./Ziebarth, G. (1999), S. 60. 
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Davon profitieren die öffentlichen Haushalte in Form von Steuermehreinnahmen, wenn die 
Zinszahler die Zinsen aus bereits versteuertem Einkommen leisten (z.B. bei Konsumenten-
krediten) oder wenn die Gruppe der Bezieher von Zinserträgen einem höheren durchschnitt-
lichen Grenzsteuersatz unterliegt als die Gruppe der Zinszahler. Im zweiten Fall sind die auf 
die „Scheinzinsbesteuerung“ der Zinsempfänger zurückgehenden Steuermehreinnahmen 
größer als die auf den „Scheinzinsausgabenabzug“ der Zinszahler zurückgehenden Steuer-
mindereinnahmen. Die inflationsinduzierten Steuermindereinnahmen resultieren daraus, 
dass die Zinszahler inflationsinduzierte nominale Zinsausgaben unter bestimmten rechtlichen 
Voraussetzungen von ihrer steuerlichen Bemessungsgrundlage bei der Einkommen- und 
Körperschaftsteuer abziehen und darüber ihre Steuerschuld vermindern können.
165
 
Im Folgenden wird der Frage nachgegangen, über welchen Mechanismus die Anleger inflati-
onsinduzierte nominale Zinserträge beziehen und aus welchem Grund diese „Scheinzinser-
träge“ darstellen. Nach dem vereinfachten Zinstheorem von I. Fisher entspricht in einer 
Volkswirtschaft mit anhaltenden Preisniveausteigerungen und positiven Inflationserwartun-
gen der vertraglich vereinbarte Nominalzinssatz nominal fixierter und nicht-indexierter ver-
zinslicher Vermögensanlagen gerade der Summe aus dem vom Anleger für den Anlagezeit-
raum erwarteten Realzinssatz bei Preisniveaustabilität und der erwarteten Inflationsrate. Bei 
einem Anstieg der erwarteten Inflationsrate fordert der Geldgläubiger unverzüglich einen 
höheren Nominalzinssatz zum Ausgleich für den erwarteten inflationsinduzierten Realwert-
verlust der nominalen Zins- und Tilgungszahlungen des Geldschuldners.
166
  
Ein perfekter Inflationsausgleich gelingt dann, wenn die Marktteilnehmer die zukünftige Infla-
tionsentwicklung mit vollkommener Voraussicht perfekt erwarten können, wenn bei der Er-
wartungsbildung keine Transaktions- und Informationskosten anfallen, und wenn die Markt-
teilnehmer ihre Antizipationswünsche in ihren Wirtschaftsplänen unverzüglich und vollständig 
durchsetzen können.
167
 In diesem Fall wird der erwartete reale Zinsverlust durch einen um 
die erwartete Inflationsrate höheren Nominalzinssatz gerade ausgeglichen. Wenn der Gläu-
biger zusätzlich noch den erwarteten inflationsinduzierten Realvermögensverlust kompensie-
ren möchte, dann muss er vom Schuldner einen überproportional höheren Nominalzinssatz 
fordern.
168
 Auf dem Kapitalmarkt führt der Anstieg der erwarteten Inflationsrate zu einem 
                                                
165
  Vgl. Wiswesser, R. (1993), S. 4 und Glaß, S. (1996), S. 137. 
166
  Vgl. Sell, A. (1997), S. 55 ff. und Tanzi, V. (1993), S. 227 f. 
167
  Vgl. Gebauer, W. (1982), S. 3 f. und S. 13 ff. und Cassel, D. (1999), S. 318. 
168
  Vgl. Jordan, T. (1994), S. 55 und Filc, W. (1992), S. 81 und 96 f.  
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Anstieg des gleichgewichtigen Nominalzinssatzes. Bei identischen und korrekten Inflations-
erwartungen der Marktteilnehmer entspricht der Anstieg des Nominalzinssatzes genau der 
erwarteten Steigerung der Inflationsrate.
169
 
Bei der Darstellung des Zinstheorems von Fisher zeigt sich also, dass inflationsinduzierte 
nominale Zinserträge der Anleger keine „echten“ realen Zinseinkünfte darstellen, da sie nur 
den erwarteten inflationsinduzierten Realwertverlust der Zins- und Tilgungszahlungen des 
Schuldners ausgleichen. Bei einer Besteuerung der Zinserträge nach dem Nominalwertprin-
zip werden diese „Scheinzinserträge“ allerdings steuerlich erfasst. Dadurch sinkt selbst im 
Falle einer erfolgreich antizipierten Inflation die reale Nettorendite und ggf. der Realwert der 
verzinslichen Vermögensanlage.
170
 Da eine proportionale Anpassung des Nominalzinssat-
zes an einen Anstieg der erwarteten Inflationsrate zur Vermeidung eines realen Zinsverlus-
tes des Gläubigers offensichtlich nicht ausreicht, muss er einen überproportional höheren 
Nominalzinssatz fordern. Wenn sich dieser höhere Nominalzinssatz nicht am Markt durch-
setzt, dann ist die Überwälzung der „Scheinzinsertragsteuer“ auf den Schuldner nicht erfolg-
reich. Folglich sinkt die reale Nettorendite und ggf. der Realwert der Vermögensanlage.
171
  
In einer empirischen Studie von Glaß zur Entwicklung der nominalen und realen Brutto- und 
Nettozinssätze verzinslicher Vermögensanlagen in Deutschland zwischen 1973 und 1994 
wurde gezeigt, dass die Halter kurzfristiger Termineinlagen in den meisten Jahren eine äu-
ßerst niedrige Nettorealverzinsung ihrer Termineinlagen und trotz positiver realer Bruttozins-
erträge sogar eine negative Nettorealverzinsung und damit reale Vermögensverluste tragen 
mussten. Dementsprechend lag die effektive Steuerbelastung der realen Bruttozinserträge 
der Sparer deutlich höher als die formal-rechtliche Steuerbelastung. Dabei variierte der effek-
tive Grenzsteuersatz auf die nominalen Bruttozinserträge positiv mit dem formal-rechtlichen 
Grenzsteuersatz des Sparers. Bei einem formal-rechtlichen Grenzsteuersatz von 30% betrug 
der „Keil“ zwischen dem effektiven und dem formal-rechtlichen Grenzsteuersatz ca. 54 Pro-
zentpunkte, bei einem formal-rechtlichen Grenzsteuersatz von 50% bereits ca. 90 Prozent-
punkte. Des weiteren zeigt die Studie, dass die realen Nettorenditen festverzinslicher Wert-
papiere zwischen 1973 und 1994 zwar positiv aber ebenfalls niedriger als die realen Brutto-
                                                
169
  Vgl. Friedman, B.J. (1978), S. 834 f: Bei festverzinslichen Wertpapieren führt der Anstieg der 
erwarteten Inflationsrate zusätzlich noch zu einem Angebotsüberschuss und damit zu einem 
Kursrückgang auf dem Wertpapiermarkt, da zum gegebenen Kursniveau das Wertpapierange-
bot steigt und die Wertpapiernachfrage sinkt.  
170
  Vgl. Edey, M. (1994), S. 110 und Petersen, H.-G. (1977), S. 75 und S. 77 ff. 
171
  Vgl. Black, R. u.a. (1997), S. 328 und Sell, A. (1997), S. 56 f. 
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renditen waren. Dabei lag die effektive Steuerbelastung der realen Bruttozinserträge umso 
mehr über der formal-rechtlichen Steuerbelastung, je höher der formal-rechtliche Grenzsteu-
ersatz des Wertpapierhalters war. Insgesamt bestätigt die Studie von Glaß, dass das Phä-




6.2.3 Steuermehreinnahmen aus der „kalten Progression“  
In diesem Abschnitt wird die Herkunft der inflationsinduzierten Steuermehreinnahmen aus 
der „kalten Progression“ bei der deutschen Einkommensteuer erklärt. Dieses Phänomen 
setzt die Anwendung des Nominalwertprinzips bei der Erhebung der Einkommensteuer vor-
aus. Dieses Prinzip dokumentiert sich im deutschen Einkommenssteuerrecht darin, dass das 
Steuerobjekt der Einkommensteuer das nominale Bruttoeinkommen ist, und dass der tarifli-
che Grundfreibetrag, die Tarifformel und die Abzugs- und Freibeträge bei der Ermittlung des 
„zu versteuernden Einkommens“ nominal fixiert sind.
173
 Darüber hinaus ist das Phänomen 
der „kalten Progression“ an die Bedingung geknüpft, dass der Einkommenssteuertarif pro-
gressiv ausgestaltet ist und/oder die Anpassung der nicht-dynamisierten nominalen Abzugs- 
und Freibeträge an einen Anstieg der Inflationsrate (temporär) unvollständig ist.
174
  
(1) Inflationsinduzierte Steuermehreinnahmen infolge der progressiven Ausgestal-
tung des deutschen Einkommensteuertarifs 
Bei der deutschen Einkommensteuer führt ein Inflationsimpuls zum einen mengenbedingt zu 
einem Anstieg der steuerlichen Durchschnittsbelastung der Steuerpflichtigen im gesamten 
Einkommensbereich, weil die nominalen steuerpflichtigen Bruttoeinkommen der Steuerpflich-
tigen rein inflationsbedingt ansteigen. Zum zweiten steigt die steuerliche Durchschnittsbelas-
tung bei einigen Steuerpflichtigen auch noch tarifbedingt an, weil der deutsche Einkommens-
teuertarif sowohl indirekt als auch direkt progressiv ausgestaltet ist. Aus beiden Gründen 
müssen die Steuerpflichtigen einen Rückgang ihrer realen Nettoeinkommen hinnehmen, da 
ihre realen Bruttoeinkommen unverändert geblieben waren. Dementsprechend erhält der 
Staat inflationsinduzierte mengen- und tarifbedingte Steuermehreinnahmen.
175
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  Vgl. Glaß, S. (1996), S. 138 ff. 
173
  Vgl. Wiswesser, R. (1996), S. 27 ff. und Stern, V. (2000), S. 38 f. 
174
  Vgl. Heilemann, U. u.a. (1994), S. 63 ff. und Wiswesser, R. (1996), S. 27 ff. 
175
  Vgl. Wiswesser, R. (1993), S. 8 und Stern, V. (2000), S. 38. 
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Während des vereinigungsbedingten Inflationsimpulses zwischen 1990 und 1993 hatte der 
Einkommensteuertarif für ledige Steuerpflichtige folgenden Tarifverlauf: In der Nullzone war 
das „zu versteuernde Einkommen“ bis zum Grundfreibetrag steuerlich freigestellt. Bei Über-
schreiten des Grundfreibetrages wurde das darüber liegende „zu versteuernde“ Einkommen 
bis zu einem Einkommen von 8.150 DM mit einem konstanten Grenzsteuersatz von 19% 
besteuert.
176
 In dieser „unteren Proportionalzone“ ergibt sich ein indirekter Progressionsef-
fekt, da der Durchschnittssteuersatz trotz des konstanten Grenzsteuersatzes mit einem stei-
genden „zu versteuernden“ Einkommen“ ansteigt. Dieser indirekte Progressionseffekt geht 
mit einem steigenden „zu versteuernden“ Einkommen“ allerdings kontinuierlich zurück.
177
 In 
der darauffolgenden direkten Progressionszone stieg der Grenzsteuersatz für „zu versteu-
ernde Einkommen“ zwischen 8.151 DM und 120.003 DM kontinuierlich von 19% bis auf 53% 
an. Daraus resultiert ein direkter Progressionseffekt, da der Durchschnittssteuersatz mit ei-
ner steigenden Bemessungsgrundlage kontinuierlich ansteigt und stets unterhalb des stei-
genden Grenzsteuersatzes liegt. In der oberen Proportionalzone betrug der Grenzsteuersatz 
für zu versteuernde Einkommen über 120.003 DM schließlich konstant 53%.
178
  
Bei einem indirekt und direkt progressiven Einkommensteuertarif fällt der inflationsinduzierte 
tarifbedingte Anstieg der steuerlichen Durchschnittsbelastung dort besonders groß aus, wo 
das nominale „zu versteuernde“ Einkommen inflationsbedingt den nominal fixierten steuerli-
chen Grundfreibetrag oder nominal fixierte Progressionsstufen überschreitet. In beiden Fäl-
len kommt es zu einem sprunghaften Anstieg des Grenzsteuersatzes.
179
 Daraus folgt im 
Hinblick auf den deutschen „Einkommensteuertarif 1990“, dass der inflationsinduzierte An-
stieg der steuerlichen Durchschnittsbelastung beim Übergang von der Nullzone zur unteren 
Proportionalzone und beim Übergang von der unteren Proportionalzone zur Progressionszo-
ne besonders hoch war. Beim Übergang in den Bereich der unteren Proportionalzone stieg 
der Grenzsteuersatz sprunghaft auf 19% an. Beim Übergang in den Bereich der Progressi-
onszone „wuchsen“ die Steuerpflichtigen mit ihrem „zu versteuernden Einkommen“ in einem 
Bereich mit einem höheren nominalen Grenzsteuersatz als 19% hinein. Dagegen fiel der 
inflationsinduzierte Anstieg der steuerlichen Durchschnittsbelastung innerhalb der unteren 
Proportionalzone und der oberen Proportionalzone weniger stark aus, da er bei konstantem 
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  Vgl. van Essen, U. u.a. (1988), S. 4 ff. und Hinterberger, F./Müller, K. (1988), S. 357 ff. 
177
  Vgl. Wiswesser, R. (1996), S. 29 f. und S. 34 ff. und Hahn, G. (1977), S. 55. 
178
  Vgl. van Essen, U. u.a. (1988), S. 4 ff. und Hinterberger, F./Müller, K. (1988), S. 357 ff. 
179
  Vgl. Razin, A. (1997), S. 442 f. und Wiswesser, R. (1996), S. 32 ff. und S. 36 ff. 
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Grenzsteuersatz von 19% bzw. 53% ausschließlich auf die indirekte Progression zurückzu-
führen war. Außerdem schwächte sich der Effekt der „kalten Progression“ innerhalb dieser 
beiden Tarifzonen mit einem steigenden „zu versteuernden Einkommen“ stetig ab, da der 
indirekt progressive Effekt des steuerlichen Grundfreibetrages zurückging.
180
  
(2) Inflationsinduzierte Steuermehreinnahmen infolge der nicht-dynamisierten nomi-
nalen Abzugs- und Freibeträge  
Bei der deutschen Einkommensteuer führt ein Inflationsimpuls auch deshalb zu einem An-
stieg der steuerlichen Durchschnittsbelastung der Steuerpflichtigen im gesamten Einkom-
mensbereich, weil im deutschen Einkommensteuerrecht der tarifliche Grundfreibetrag, die 
Freibeträge bei der Ermittlung des zu versteuernden Einkommens (z.B. Sparer-Freibetrag, 
und Kinderfreibetrag) sowie die pauschalen Abzugsbeträge für die Kosten der Einkommens-
erzielung (Werbungs- und Betriebskosten), für Sonderausgaben und für außergewöhnliche 
Belastungen nominal fixiert und nicht dynamisiert sind. Da der Nominalwert der Frei- und 
Abzugsbeträge in der Praxis nur unregelmäßig bzw. nur unvollständig an die inflationäre 
Entwicklung angepasst wird, geht ihr Realwert bei Inflation (vorübergehend) zurück. Dadurch 
erhöht sich die steuerliche Durchschnittsbelastung der Steuerpflichtigen.
181
 Bei dieser inflati-
onsinduzierten Realabwertung der pauschalen Abzugsbeträge werden allerdings nur diejeni-
gen Steuerpflichtigen zusätzlich belastet, die inflationsbedingt niedrigere Ausgabenbeträge 
als die nominalen Pauschalbeträge nachweisen. In diesem Fall werden die nominalen Pau-
schalbeträge bei der Ermittlung des „zu versteuernden Einkommens“ automatisch abgezo-
gen. Dagegen können die Steuerpflichtigen eine höhere Steuerbelastung vermeiden, wenn 




6.2.4 Statistische Erfassung der Steuermehreinnahmen aus dem vereini-
gungsbedingten Inflationsimpuls im alten Bundesgebiet  
In diesem Abschnitt werden die Steuermehreinnahmen der ehemaligen westdeutschen Ge-
bietskörperschaften aus dem vereinigungsbedingten Inflationsimpuls im alten Bundesgebiet 
näherungsweise berechnet. Da eine getrennte Schätzung der inflationsinduzierten Steuer-
mehreinnahmen aus der „Scheinzinsbesteuerung“, aus der „Scheingewinnbesteuerung“ und 
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  Vgl. Bierle, K. (1974), S. 68 f. und Wiswesser, R. (1996), S. 27 ff., 32 ff. und S. 35 ff.  
181
  Vgl. Wiswesser, R. (1993), S. 8 f. und Caanen, C. (1993), S. 4 und S. 8. 
182
  Vgl. Wiswesser, R. (1996), S. 34 f. und Petersen, H.-G. (1977), S. 59 f. 
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aus der „kalten“ Progression statistisch äußerst schwierig und aufwendig ist, wird an dieser 
Stelle darauf verzichtet. Dafür wurde in Tabelle 12 der Gesamtbetrag der vereinigungsbe-
dingten inflationsinduzierten Steuermehreinnahmen mit Hilfe der Aufkommenselastizität des 
deutschen Steuersystems von 1,1 geschätzt. Diese Berechnungsmethode wurde bereits bei 
der Schätzung der jährlichen Steuereinnahmen aus dem nominalen Sozialproduktwachstum 
und aus dem vereinigungsbedingten realen Sozialproduktwachstum in Westdeutschland 
zwischen 1990 und 1993 in Abschnitt 3.1.3 verwendet (vgl. Tabelle 8).  
Tabelle 12: Erfassung der primären Steuermehreinnahmen aus dem vereinigungsbe-
dingten Inflationsimpuls im alten Bundesgebiet zwischen 1991 und 1993  
 1989 1990 1991 1992 1993 1994 
Reales Bruttosozialprodukt (in Preisen von 1991) (Veränderung 
in %) 
4,1 5,5 4,9 1,3 -2,5 1,7 
Nominales Bruttosozialprodukt (Veränderung in %) 6,7 8,9 8,9 5,7 0,5 3,9 
Inflationärer Wachstumsimpuls (in %) 2,6 3,4 4,0 4,4 3,0 2,2 
Steuermehreinnahmen aus dem nominalen Sozialprodukts-
wachstum (in Mrd. DM) 
- 54,8 56,1 41,1 3,9 30,7 
Steuermehreinnahmen aus dem inflationsinduzierten Sozialpro-
duktswachstum (in Mrd. DM) 
- 20,9 25,2 32,0 23,4 17,3 
Inflationsrate (in %) 2,7 2,7 3,6 4,0 3,6 2,7 
Vereinigungsbedingter Inflationsimpuls (in %) 0 0 0,9 1,3 0,9 0 
Steuermehreinnahmen aus dem vereinigungsbedingten inflati-
onsinduzierten Sozialproduktswachstum (in Mrd. DM) 
0 0 6,3 10,4 5,9 0 
Quelle: Statistisches Bundesamt (Hrsg.): Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen, Fachserie 18, 
Reihe 1.2, Hauptbericht 1996 und 1994, Wiesbaden, Tabelle 3.1.1; Sachverständigenrat zur 
Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (Jahresgutachten 1997/1998), Tabelle 
39*; eigene Berechnungen. 
In Tabelle 12 wurden auf der Grundlage der Daten aus Tabelle 8 mit Hilfe des inflationären 
Wachstumsimpulses zunächst die jährlichen Steuermehreinnahmen aus dem inflationsindu-
zierten Sozialproduktwachstum in Westdeutschland zwischen 1990 und 1994 geschätzt. 
Anschließend wurden für jedes Jahr die inflationsinduzierten Steuermehreinnahmen, die auf 
den vereinigungsbedingten Inflationsimpuls zurückgingen, berechnet. Damit wird berücksich-
tigt, dass der jährliche inflationäre Wachstumsimpuls nur zum Teil vereinigungsbedingt war, 
weil die jährliche Inflationsrate nur zum Teil vereinigungsbedingt zustande kam. Nach den 
Berechnungen betrugen die primären Steuermehreinnahmen aus dem vereinigungsbeding-
ten inflationsinduzierten Sozialproduktswachstum im alten Bundesgebiet zwischen 1991 und 
1993 insgesamt ca. 22,6 Mrd. DM. Dieser Schätzwert stellt einen umso besseren Indikator 
für die tatsächlichen Steuermehreinnahmen aus dem vereinigungsbedingten Inflationsimpuls 
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im alten Bundesgebiet in diesem Zeitraum dar, je geringer der Einfluss der vereinigungsu-
nabhängigen Faktoren auf die Entwicklung der westdeutschen Inflationsrate und damit auf 
das inflationsinduzierte Sozialproduktwachstum in diesem Zeitraum war. In Abschnitt 6.1 
wurde aber angenommen, dass die jährliche Veränderung der Inflationsrate im Zeitraum 
1991 bis 1993 annahmegemäß vollständig vereinigungsbedingt war. Deshalb kann der obige 
Schätzwert in voller Höhe als „vereinigungsbedingt“ bezeichnet werden. 
Allerdings standen den vereinigungsbedingten inflationsinduzierten Steuermehreinnahmen 
sekundäre Steuermindereinnahmen gegenüber, da die Steuerpflichtigen auf eine inflations-
induzierte reale Steuermehrbelastung mit Anpassungsprozessen reagieren. Diese reichen 
von der Verlagerung der realen steuerlichen Mehrbelastung auf andere Personengruppen 
über die legale Vermeidung des steuerpflichtigen Tatbestandes und die legale Verminderung 
der steuerlichen Bemessungsgrundlage bis hin zur Verzögerung der Steuerzahlung und zur 
illegalen Steuerhinterziehung. In der Praxis hängen die Häufigkeit und die Intensität dieser 
Anpassungsreaktionen v.a. von der Dauer und Stärke des Inflationsprozesses, von der wirt-
schaftlichen Stellung des Steuerobjekts, von der Steuermoral der Steuerpflichtigen und von 
der Organisation und Kontrollintensität der Steuererhebung ab.
183
 Außerdem determiniert 
der Grad der Risikoaversion des Steuerpflichtigen die Steuerhinterziehungsaktivitäten, da ein 
risikoscheuer Steuerpflichtiger auf eine inflationsinduzierte Erhöhung seiner realen Steuer-
schuld mit weniger Steuerhinterziehung reagiert als ein risikofreudiger Steuerpflichtiger.
184
 
Darüber hinaus ist es denkbar, dass der inflationsinduzierte Anstieg des Steueraufkommens 
real betrachtet unter dem inflationsinduzierten Anstieg der aggregierten Steuerschuld der 
Steuerpflichtigen liegt. Nach dem sogenannten „Olivera-Tanzi-Effekt“ führt ein Anstieg des 
allgemeinen Preisniveaus bei den veranlagten Steuern oder bei einer eigenmächtigen Ver-
zögerung der Steuerzahlung durch den Steuerpflichtigen zu einem Rückgang der realen 
Steuereinnahmen des Staates, wenn der Inflationsimpuls während des Zeitraums zwischen 
dem Eintritt des steuerpflichtigen Tatbestandes und der Zahlung der Steuerschuld an die 
Finanzbehörde eintritt. In diesem Fall kann der Steuerpflichtige die nominal fixierte Steuer-
schuld mit entwerteten Geld zahlen. Der reale Wert seiner Steuerschuld ist gesunken.
185
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  Vgl. Hahn, G. (1977), S. 169 f. und Oberheide, R. (1998), S. 30 f. und S. 36. 
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  Vgl. Fishlow, A./Friedman, J. (1994), S. 111 f. und Crane, S.E./Nourzad, F. (1986), S. 218 f. und 
S. 222. 
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  Vgl. Wiswesser, R. (1996), S. 42 f. und Fishlow, A./Friedman, J. (1994), S. 111. 
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6.3 Finanzierung durch reale „Ausgabeneinsparungen“ der Gebietskörper-
schaften und Sozialversicherungsträger aus dem vereinigungsbedingten 
Inflationsimpuls im alten Bundesgebiet  
6.3.1 Die inflationsinduzierte Realabwertung staatlicher Sozialleistungen  
In Deutschland sind die Sozialleistungen der Gebietskörperschaften und Sozialversiche-
rungsträger an die privaten Haushalte nominal fixiert. Dadurch kann es im Falle einer Inflati-
on zu einer (temporären) Realabwertung staatlicher Sozialleistungen kommen, wenn eine 
automatische Dynamisierung der Sozialleistungen nicht vorgesehen ist oder die diskretionä-
re Dynamisierung der Sozialleistungen unvollständig ist bzw. lediglich zeitlich verzögert er-
folgt. Davon profitieren die staatlichen Transfergeber in realer Hinsicht, da sie die nominalen 
Sozialleistungen (temporär) in entwerteten Geld auszahlen können und damit reale Sozial-
ausgaben „einsparen“.
186
 Nach der „Transfereinkommen-Lag-Hypothese“ ist die inflationsin-
duzierte Realabwertung nominal fixierter staatlicher Sozialleistungen darauf zurückzuführen, 
dass die Bezieher staatlicher Transfereinkommen aufgrund ihrer „passiven“ Stellung keine 
Möglichkeit zum Ausgleich eines inflationsinduzierten Kaufkraftverlustes ihrer Transferein-
kommen über den Markt besitzen. Sie sind also darauf angewiesen, dass die politischen 
Entscheidungsträger entweder die Sozialleistungen durch eine Festlegung von Anpassungs-
regeln automatisch dynamisieren oder den Nominalwert der nicht automatisch dynamisierten 
Sozialleistungen auf diskretionärem Wege vollständig und zeitlich unverzögert an den An-
stieg der allgemeinen Preisniveaus anpassen. In der Realität ist der Inflationsausgleich aller-
dings unvollständig und zeitlich verzögert. Aus beidenn Gründen gehen die Realeinkommen 
der Transferempfänger inflationsbedingt (temporär) zurück.
187
  
Es ist mit dem verfügbaren statistischen Datenmaterial leider nicht möglich, die auf den ver-
einigungsbedingten Inflationsimpuls im alten Bundesgebiet zurückgehende Realabwertung 
nominaler staatlicher Sozialleistungen an die westdeutschen privaten Haushalte zu quantifi-
zieren und damit die realen „Ausgabeneinsparungen“ der Gebietskörperschaften und Sozial-
versicherungsträger in Westdeutschland zu erfassen. Deshalb geht die vorliegende Studie 
anhand von Plausibilitätsüberlegungen der Frage nach, ob die These einer inflationsinduzier-
ten Realabwertung nominaler staatlicher Sozialleistungen im alten Bundesgebiet zwischen 
1991 bis 1993 eher plausibel oder eher unplausibel ist. Es wird gezeigt, dass ein temporärer 
„Transfereinkommen-Lag“ durchaus plausibel ist, da der größere Teil der staatlichen Sozial-
                                                
186
  Vgl. Fricke, D. (1981), S. 144 ff. und Scholz, W./Drouin, A. (1998), S. 54. 
187
  Vgl. Mückl, W. (1975), S. 27 ff. und S. 93 f. und Easterly, W./Fischer, S. (2001), S. 160. 
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leistungen vom Gesetzgeber lediglich auf diskretionärem Wege dynamisiert wird und bei den 
automatisch-dynamisierten staatlichen Sozialleistungen trotz Dynamisierung eine temporäre 
Realabwertung auftritt.
188
 Bei den automatisch-dynamisierten Leistungen der Gesetzlichen 
Rentenversicherung der Arbeiter und Angestellten (Altersrenten und Hinterbliebenenrenten) 
führte der vereinigungsbedingte Inflationsimpuls zwischen 1991 und 1993 aus zwei Gründen 
zu einer temporären Realabwertung: erstens die verzögert dynamische Ausgestaltung der 
Rentenformel und zweitens die empirische Relevanz der „Lohn-Lag-Hypothese “.  
(1) Die temporäre inflationsinduzierte Realabwertung der automatisch dynami-
sierten Leistungen der Gesetzlichen Rentenversicherung 
In Deutschland schlagen sich anhaltenden Steigerungen des Preisniveaus über eine dyna-
mische Rentenformel automatisch in höheren nominalen Bestands- und Zugangsrenten nie-
der. Dadurch ist sichergestellt, dass die reale Kaufkraft der nominalen Bestandsrenten und 
daher die relative Einkommensposition der Bestandsrentner gegenüber der aktiven Er-
werbsbevölkerung nicht ständig sinkt. Außerdem passt sich das Niveau der Zugangsrenten 
an das allgemeine Lohnniveau und damit indirekt an die allgemeine Preisniveauentwicklung 
automatisch an. Bei der dynamischen Rente werden also die Rentner an realwirtschaftlich 
und inflationär bedingten nominalen Einkommenszuwächsen der aktiven Erwerbstätigen 
automatisch, d.h. ohne die Notwendigkeit diskretionärer Anpassungsgesetze, beteiligt.
189
  
In der bis Ende 1991 gültigen Rentenformel erfolgte die regelgebundene Dynamisierung der 
jährlich festzusetzenden Bestandsrenten über die „Allgemeine Bemessungsgrundlage“. Die-
se wurde in jedem Jahr zum 1. Juli nach Maßgabe der Entwicklung der durchschnittlichen 
Bruttolöhne und -gehälter der versicherungspflichtigen Arbeitnehmer in den drei Vorjahren 
durch Rechtsverordnung neu festgesetzt. Damit gab sie den gegenwartsnahen absoluten 
Wert der durchschnittlichen Bruttoarbeitsentgelte der erwerbstätigen Arbeitnehmer an. Bei 
der erstmaligen Festsetzung der individuellen Zugangsrente im Zeitpunkt t wurde die „Allge-
meine Bemessungsgrundlage“ im Zeitpunkt t und die individuelle Erwerbsbiographie des 
Versicherten zu Grunde gelegt.
190
 Bei der jährlichen Neufestsetzung der individuellen Be-
standsrente zum 1. Juli jedes Jahres wurde die Bestandsrente nach Maßgabe der Verände-
                                                
188
  Vgl. Francke, H.-H./Nitsch, H. (1996), S. 64 f. und Richter, H. (1994), S. 107.  
189
  Vgl. Bäcker, G. u.a. (2000), S. 273 ff. und Frerich, J. (1996), S. 160 f., 165 f. und S. 388 ff. 
190
  Diese umfasste die „Anzahl der anrechnungsfähigen Versicherungsjahre“, die „persönliche Be-
messungsgrundlage“ als Ausdruck für die durchschnittliche relative Bruttolohn- bzw. Bruttoge-
haltsposition des Versicherten gegenüber allen Versicherten und den „Steigerungssatz“ in Höhe 
von 1,5% bzw. 2,0% der persönlichen Bemessungsgrundlage. 
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rungsrate der durchschnittlichen Bruttolohn- und -gehaltssumme der erwerbstätigen Arbeit-
nehmer in den drei Vorjahren quasi fortgeschrieben bzw. angepasst.
191
  
In der seit 1992 gültigen Rentenformel werden die jährlichen Bestands- und Zugangsrenten 
gemäß der Entwicklung der durchschnittlichen Nettolohn- und Nettogehaltssumme der versi-
cherungspflichtigen Arbeitnehmer im Vorjahr dynamisiert. Dabei vollzieht sich die Dynamisie-
rung über den „aktuellen Rentenwert“. Bei der erstmaligen Festsetzung der individuellen Zu-
gangsrente im Zeitpunkt t werden zunächst die „persönlichen Entgeltpunkte“ des Versicher-
ten und der „Rentenartfaktor“ miteinander multipliziert. Dieses Produkt wird mit dem in DM 
bezifferten „aktuellen Rentenwert“ multipliziert, der den aktuellen Wert eines persönlichen 
Entgeltpunktes angibt. Er wird jährlich zum 1. Juli neu ermittelt und per Rechtsverordnung 
entsprechend dem politisch angestrebten Rentenanpassungssatz so festgelegt, dass die 
Rente - je nach der Zahl der persönlichen Entgeltpunkte des Versicherten- einen bestimmten 
Prozentsatz des durchschnittlichen Nettoarbeitsentgelts der versicherungspflichtigen Arbeit-
nehmer erreicht. Demnach bewirkt der „aktuelle Rentenwert“ eine jährliche Dynamisierung 
der Bestandsrenten nach Maßgabe der Entwicklung der durchschnittlichen nominalen Netto-
löhne und -gehälter der versicherungspflichtigen Arbeitnehmer im Vorjahr. Bei der jährlichen 
Dynamisierung wird im jedem Jahr die Veränderungsrate des aktuellen Rentenwertes ge-
genüber dem Vorjahr zu Grunde gelegt. Diese hängt von der Veränderung des durchschnitt-
lichen Bruttoarbeitsentgelts der erwerbstätigen Arbeitnehmer und von der Veränderung der 
hierauf entfallenden direkten Belastung durch die Lohnsteuer und die Arbeitnehmerbeiträge 
zur Sozialversicherung ab. Dementsprechend schlagen sich realwirtschaftlich bedingte und 
inflationsinduzierte Steigerungen der aktuellen nominalen Nettolöhne und -gehälter der ver-
sicherungspflichtigen Arbeitnehmer nach einem Jahr in höheren Bestandsrenten nieder.
192
 
Trotz dieser automatischen Dynamisierung der Leistungen der Gesetzlichen Rentenversi-
cherung der Arbeiter und Angestellten hat sich der vereinigungsbedingte Inflationsimpuls 
zwischen 1991 und 1993 aus zwei Gründen temporär doch nur in einem unterproportionalen 
Anstieg der nominalen Rentenbeträge und damit in einer Realabwertung der nominalen Ren-
teneinkommen niedergeschlagen: (a) die verzögert-dynamische Ausgestaltung der Renten-
formel und (b) die empirische Relevanz der „Lohn-Lag-Hypothese“. 
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  Vgl. Frerich, J. (1996), S. 157 ff, 165 f. und S. 388 ff. und Schwarze, J. (1999), S. 131 ff. und S. 
137. 
192
  Vgl. Bäcker, G. u.a. (2000), S. 267 ff. und Schmähl, W. (1997), S. 424 f. und S. 429. 
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Zu (a) Die verzögert-dynamische Ausgestaltung der bundesdeutschen Rentenformel 
Es wurde oben bereits gezeigt, dass im deutschen Rentenrecht eine Verzögerungsperiode 
zwischen realwirtschaftlich bedingten und/oder inflationsinduzierten Veränderungen der ak-
tuellen Brutto- bzw. Nettoarbeitsentgelte der versicherungspflichtigen Arbeitnehmer einer-
seits und den korrespondierenden Veränderungen der „Allgemeinen Bemessungsgrundlage“ 
bzw. den korrespondierenden Veränderungen des „aktuellen Rentenwertes“ in der deut-
schen Rentenformel andererseits eingebaut ist. Daher „hinkt“ die Entwicklung der nominalen 
Alters- und Hinterbliebenenrenten prinzipiell hinter der Entwicklung des allgemeinen Preisni-
veaus hinterher. Im deutschen Rentenrecht ist also ein „Anpassungslag“ der aktuellen nomi-
nalen Rentenbeträge an die aktuelle Preisniveauentwicklung direkt institutionalisiert.
193
  
Zu (b) Die empirische Relevanz der „Lohn-Lag-Hypothese“ 
Darüber hinaus erhalten die Sozialrentner über die dynamische Ausgestaltung der deut-
schen Rentenformel für ihre nominale Renteneinkommen lediglich in dem Maße einen auto-
matischen Inflationsausgleich, wie die erwerbstätigen Arbeitnehmer bzw. die Gewerkschaf-
ten den aktuellen Inflationsimpuls in der Vorperiode korrekt erwarten und die angestrebte 
Anpassung der nominalen Bruttoarbeitsentgelte an die allgemeine Preisniveauentwicklung in 
ihren nominalen Lohn- bzw. Gehaltsforderungen gegenüber den Arbeitgebern erfolgreich 
vertraglich durchsetzen können. Dementsprechend geht also ein unvollständiger Inflations-
ausgleich bzw. ein zeitlich verzögerter Inflationsausgleich bei der Aushandlung der (tarifli-
chen) Bruttoarbeitsentgelte mit einem unterproportionalen Anstieg der nominalen Bruttoar-
beitsentgelte der Arbeitnehmer im Vergleich zum Anstieg des allgemeinen Preisniveaus ein-
her, wenn nicht in der vergangenen Periode der Anstieg des allgemeinen Preisniveaus höher 
war. Dieser „Anpassungslag“ führt dann über die dynamisch ausgestaltete Rentenformel zu 
einem unvollständigen Inflationsausgleich bzw. zu einem zeitlich verzögerten Inflationsaus-
gleich bei den nominalen Bestands- und Zugangsrenten der Rentner.
194
  
Dies ist nach der „Lohn-Lag-Hypothese“ aber gerade der Fall.
195
 Ein „Lohn-Lag“ ist zum ei-
nen dann zu erwarten, wenn die Arbeitnehmer den Inflationsimpuls in der aktuellen Periode 
zum Zeitpunkt der vertraglichen Festlegung der nominalen Bruttoarbeitsentgelte in der Vor-
periode nicht oder nicht in seiner tatsächlichen Höhe erwarteten. Dann haben sie in ihren 
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  Vgl. Bäcker, G. u.a. (2000), S. 273 ff. und Frerich, J. (1996), S. 160 f. und S. 390 f. 
194
  Vgl. Bäcker, G. u.a. (2000), S. 273 ff. und Cassel, D./Thieme, H.-J. (1976), S. 113 f. 
195
  Vgl. Fricke, D. (1981), S. 126 ff. und Sinn, H.-W. (1999), S. 8 f. 
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früheren nominalen Bruttolohn- und -gehaltsforderungen keine (ausreichende) Inflationsprä-
mie berücksichtigt und müssen den verpassten Inflationsausgleich ex-post nachholen. Es 
verbleibt dann aber zumindest noch ein Zinsverlust als Folge der zeitlich verzögerten Anpas-
sung der Bruttoarbeitsentgelte.
196
 Außerdem müssen sie auf der Grundlage ihrer revidierten 
Inflationserwartungen noch einen Inflationsausgleich für die kommende Periode fordern.
197
  
Zum anderen tritt ein „Lohn-Lag“ (vorübergehend) dann auf, wenn die Arbeitnehmer den 
Inflationsimpuls in der aktuellen Periode in der Vergangenheit zwar korrekt erwarteten, aber 
(kurzfristig) nicht erfolgreich in den nominalen Bruttolohn- und -gehaltsforderungen gegen-
über den Arbeitgebern antizipieren konnten. Dann schlägt sich der korrekt erwartete Inflati-
onsimpuls entweder erst nach einer gewissen Anpassungsperiode in proportional höheren 
nominalen Bruttolöhnen und Bruttogehältern oder lediglich in unterproportional höheren no-
minalen Bruttolöhnen und -gehältern nieder.
198
 Beispielsweise sind die nominalen Bruttolöh-
ne und Bruttogehälter zumindest kurzfristig rigide, wenn die mit den Arbeitgebern ausgehan-
delten Verträge noch eine gewisse Restlaufzeit besitzen. Dann können die Arbeitnehmer den 
angestrebten Inflationsausgleich erst nach dem Auslaufen der Verträge durchsetzen. Es ist 
sogar denkbar, dass sie den angestrebten Inflationsausgleich aufgrund hoher Transaktions-
kosten (Informations- und Anpassungskosten), aufgrund eines geringen Organisationsgra-
des und/oder aufgrund einer geringen Machtposition gegenüber den Arbeitgebern auch nach 
einer gewissen Anpassungsperiode lediglich teilweise durchsetzen können.
199
  
In zahlreichen empirischen Studien für die Bundesrepublik Deutschland und die USA wurde 
festgestellt, dass die „Lohn-Lag-Hypothese“ in der Realität nicht bzw. allenfalls im Anfangs-
stadium eines inflationären Prozesses mit einem „Anpassungslag“ von deutlich unter einem 
Jahr empirisch relevant ist. Diese Studien sind allerdings mit mehr oder minder großen me-
thodischen Mängeln behaftet. Es gibt aus empirischer Sicht auch keine eindeutigen Anhalts-
punkte für einen länger andauernden Lohn-Lag als ein Jahr.
200
 In der Realität schlägt sich 
ein Anstieg des allgemeinen Preisniveaus dann relativ stark und relativ schnell in höheren 
nominalen Bruttolöhnen und -gehältern nieder, wenn die Inflationsrate bereits bestimmte 
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  Vgl. Alcala, F./Sancho, J. (2000), S. 5 f. und Ziercke, M. (1970), S. 46 ff. 
197
  Vgl. Silber, J.G./Zilberfarb, B.(1994), S. 42 ff.  
198
  Vgl. Molitor, B. (1973a), S. 79 ff. und Nickell, S./Quintini, G. (2001), S. 8 ff. 
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  Vgl. Holden, S. (1997), S. 236 f. und Groshen, E.L./Schweitzer, M.E. (1999), S. 273 ff.  
200
  Vgl. Ukpolo, V. (1997), S. 54 ff; Grant, D. (2001), S. 34 ff; Nickell, S./Quintini, G. (2001), S. 13 ff; 
Ziercke, M. (1970), S. 49 ff, 70 ff, 80 f. und S. 86 ff; Wagner, H. (1983), S. 27 ff. und S. 36 ff. 
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„Sensibilitätsschwellen“ der Arbeitnehmer bzw. Gewerkschaften überschritten hat, die Inflati-
onsdynamik gleichmäßig ist, die Arbeitnehmer bzw. Gewerkschaften aufgrund vergangener 
Erfahrungen keinen dauerhaften und systematischen Inflationsirrtümern unterliegen, die Ar-
beitnehmer gut organisiert sind und eine starke Machtposition gegenüber den Arbeitgebern 
besitzen, die gesamtwirtschaftliche Beschäftigungslage günstig ist, die Lohnelastizität der 
Arbeitsnachfrage gegenüber der Lohnelastizität des Angebotes niedrig ist und die Laufzeit 
der abgeschlossenen Verträge bzw. Tarifverträge kurz oder variabel ist.
201
 Außerdem beein-
flusst der Inflationstyp (Nachfrage-, Kostendruck- oder Gewinninflation) den Antizipations-
grad und die Antizipationsdauer einer Inflation in den nominalen Bruttoarbeitsentgelten.
202
 
Insgesamt betrachtet zeigen die vorangegangenen Ausführungen, dass die Wahrscheinlich-
keit für einen länger andauernden „Lohn-Lag“ und damit für eine länger andauernde inflati-
onsinduzierte Realabwertung der nominalen Sozialrenten über die dynamisch ausgestaltete 
bundesdeutsche Rentenformel in Deutschland wohl eher gering ist. Dafür spricht die zu beo-
bachtende Tendenz zu einer Verkürzung der durchschnittlichen Laufzeit der Tarifverträge 
zwischen den Arbeitgeberverbänden und den Gewerkschaften, die relativ moderate und 
gleichmäßige Inflationsentwicklung sowie der hohe Organisationsgrad und die starke Macht-
position der Gewerkschaften in Deutschland. Dennoch ist nicht auszuschließen, dass im An-
fangsstadium des vereinigungsbedingten Inflationsimpulses im alten Bundesgebiet ein tem-
porärer „Lohn-Lag“ aufgetreten ist. Es ist plausibel anzunehmen, dass die Gewerkschaften 
den Inflationsimpuls angesichts der moderaten Inflationsentwicklung auf niedrigem Niveau 
bis zur deutschen Vereinigung und angesichts der schnellen Abfolge der finanzpolitischen 
Ereignisse nach der deutschen Vereinigung kurzfristig nicht korrekt erwarteten und eine ge-
wisse Zeitspanne für die erfolgreiche Durchsetzung des angestrebten Inflationsausgleichs in 
den Tarifverhandlungen mit den Arbeitgeberverbänden benötigten. Sie mussten zunächst 
ihre zu niedrigen Inflationserwartungen nach oben revidieren, ihre höheren Lohnforderungen 
ankündigen und mit den Arbeitgebern aushandeln. Außerdem könnte der konjunkturbedingte 
Anstieg der nominalen Bruttoarbeitsentgelte der westdeutschen Arbeitnehmer nach der 
deutschen Vereinigung ihre Forderungen nach einem sofortigen Inflationsausgleich hinaus-
gezögert haben, da ein Kaufkraftverlust der nominalen Bruttoarbeitsentgelte die Arbeitneh-
mer bei steigenden nominalen Bruttoarbeitsentgelten weniger stark trifft.  
Diese Thesen bestätigen sich auch in empirischer Hinsicht. Es wurde bereits in Tabelle 7 
gezeigt, dass die kräftige Expansion der nominalen Bruttolöhne und -gehälter, die Anspan-
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  Vgl. Alcala, F./Sancho, J. (2000), S. 3 ff. und Wagner, H. (1983), S. 49 ff. 
202
  Vgl. Silber, J.G./Zilberfarb, B.(1994), S. 45 ff. und Fricke, D. (1981), S. 33 ff. und S. 120 ff. 
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nung des Arbeitsmarktes und die Lohnkosteninflation in Westdeutschland erst mit einer zeit-
lichen Verzögerung Ende 1990 einsetzten. Der deutliche Anstieg des Index der Tariflöhne 
(Tarifgehälter) im alten Bundesgebiet in 1991 um 6,1% (6,0%) gegenüber 1990 bestätigt 
diese These. Er ist allerdings nur bedingt aussagekräftig, weil er neben der inflationsbeding-
ten Anpassung der Bruttoarbeitsentgelte u.a. auch noch abgabeninduzierte Anpassungen 
der Bruttoarbeitsentgelte und den realwirtschaftlichen Produktivitätsfortschritt widerspiegelt. 
Dennoch sind diese Arbeitsmarktdaten zumindest ein Indiz für einen temporären „Anpas-
sungslag“ der nominalen Bruttolöhne und -gehälter der westdeutschen Arbeitnehmer an den 
vereinigungsbedingten Inflationsimpuls. Während dieses „Anpassungslags“ expandierten die 
nominalen Sozialrenten nur unterproportional zum allgemeinen Preisniveau. Dabei hat der 
Übergang von der Bruttolohn- zur Nettolohnorientierung in 1992 den Anpassungs-Lag ver-
stärkt, weil die steigende Belastung der Bruttolöhne mit Steuern und Beiträgen die Renten 
nochmals langsamer ansteigen ließ als die Bruttolöhne. Nach dem Auslaufen des „Anpas-
sungslags“ schlug sich der vereinigungsbedingte Inflationsimpuls dann temporär überpropor-
tional in den Wachstumsraten der nominalen Sozialrenten in Westdeutschland nieder.
203
  
(2) Die inflationsinduzierte Realabwertung der diskretionär dynamisierten 
staatlichen Sozialleistungen 
Bei den diskretionär dynamisierten Sozialleistungen passt sich der Nominalwert nicht auto-
matisch an einen Anstieg des allgemeinen Preisniveaus an. Daher sind diese Sozialleistun-
gen bei Inflation nicht realwertgesichert, wenn die politischen Entscheidungsträger den Infla-
tionsausgleich nur mit einer zeitlichen Verzögerung bzw. in unregelmäßigen Abständen 
und/oder lediglich unvollständig durch diskretionäre Anpassungsgesetze herbeiführen. Dabei 
sind die inflationsinduzierten Realeinkommensverluste der Sozialtransferempfänger umso 
höher, je später und je unvollständiger die diskretionäre Dynamisierung der nominal fixierten 
Sozialleistungen im Vergleich zur allgemeinen Preisniveauentwicklung ausfällt.
204
  
In Deutschland erfolgt die diskretionäre Dynamisierung bei fast allen Sozialleistungen in der 
Praxis tatsächlich erst mit einer längeren zeitlichen Verzögerung bzw. lediglich in unregel-
mäßigen Abständen über eine diskretionäre Anhebung der Leistungssätze nach Maßgabe 
der allgemeinen Preisniveauentwicklung. Dies war auch zwischen 1991 und 1993 der Fall.
205
 
Eine diskretionäre Dynamisierung erfolgt z.B. bei der Arbeitslosenhilfe, bei dem Wohn- und 
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  Vgl. Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung (1998), Tabelle 5.1. 
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  Vgl. Timm, H. (1980), S. 211 und Fricke, D. (1981), S. 151 ff.  
205
  Vgl. Scholz, W./Drouin, A. (1998), S. 54 f. und S. 62 f. und Molitor, B. (1973a), S. 83 ff.  
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Erziehungsgeld, bei den Einkommensleistungen der berufsständischen Versorgungswerke 
und bei denjenigen staatlichen Sozialleistungen, die einen nach Ansicht des Gesetzgebers 
förderwürdigen Tatbestand erfüllen und bei denen der Gesetzgeber die für die Förderung 
maßgeblichen nominal fixierten Größen anpassen muss (z.B. die Abschreibungssätze beim 
Wohneigentum, die Bedarfssätze bei Leistungen nach dem BAföG oder die Sätze beim Kin-
dergeld). Bei der Sozialhilfe erfolgt die diskretionäre Dynamisierung ebenfalls unregelmäßig 
durch eine Anhebung des Sozialhilferegelsatzes nach Maßgabe der allgemeinen Preisni-
veauentwicklung. Bei den Geldleistungen der Gesetzlichen Unfallversicherung (z.B. Renten 
an Verletzte, Beihilfen und Abfindungen an Hinterbliebene, Übergangsgeld bei Rehabilitati-
on, Renten wegen Erwerbsminderung, Sterbe- und Bestattungsgeld) und bei den Geldleis-
tungen der Gesetzlichen Krankenversicherung (z.B. Krankengeld, Übergangsgeld bei Reha-
bilitation) erfolgt die diskretionäre Dynamisierung regelmäßig zum 1. Juli jedes Jahres nach 
Maßgabe der Entwicklung der durchschnittlichen Bruttolohn- und -gehaltssumme der versi-
cherten Arbeitnehmer im Vorjahr. Bei den nicht-dynamisierten Leistungen der Gesetzlichen 
Rentenversicherung (z.B. Übergangsgeld bei Rehabilitation, Renten wegen Erwerbsminde-
rung) erfolgt die Dynamisierung ebenfalls jedes Jahr nach Maßgabe der automatischen Dy-
namisierung der Alters- und Hinterbliebenenrenten. Außerdem ist die jährliche Dynamik in 
der gesetzlichen Rentenversicherung noch maßgeblich für die jährliche Dynamisierung der 
Geldleistungen im Rahmen der Kriegsopferversorgung (z.B. Hinterbliebenenrenten ein-
schließlich Abfindungen, einmalige Beihilfen und laufende Unterhaltsbeihilfen an Beschädig-
te bzw. Hinterbliebene, Bestattungs- und Sterbegeld). Bei der Beamtenversorgung (z.B. Ru-
hegehälter, Hinterbliebenenversorgung, Ortszuschläge, Ruhegehälter wegen Dienstunfähig-
keit, Sterbe- und Bestattungsgeld) ist im Normalfall die aktuelle Entwicklung der Dienstbezü-
ge der aktiv bediensteten Beamten maßgeblich für die regelmäßige jährliche Dynamisierung. 
Nach der deutschen Vereinigung erfolgte die Dynamisierung dort allerdings unvollständig 
bzw. erst mit einer zeitlichen Verzögerung. Bei der Zusatzversorgung für öffentliche Arbeiter 
und Angestellte erfolgt die Dynamisierung ebenfalls regelmäßig nach Maßgabe der Dynami-
sierung der Beamtenversorgung und der Dynamisierung der Leistungen der Gesetzlichen 
Rentenversicherung. Bei den Geldleistungen der Bundesanstalt für Arbeit für Lohnersatzleis-
tungen (Arbeitslosen-, Kurzarbeiter- und Schlechtwettergeld), für aktive arbeitsmarktpoliti-
sche Maßnahmen (Unterhaltsgeld bei beruflicher Fortbildung und Umschulung) und für die 
Rehabilitation (Übergangsgeld) werden die Leistungssätze in regelmäßigen Abständen bzw. 
jährlich gemäß der allgemeinen Preisniveauentwicklung neu festgesetzt.
206
  
                                                
206
  Vgl. Frerich, J. (1996), S. 174 ff, 189 ff, 198 ff, 203 ff, 211 ff, 216 ff, 223 ff, 227 ff, 237 ff, 242 ff, 
247 ff, 255 ff, 279 ff. und S. 301 ff. 
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Schließlich variiert die nominale Leistungshöhe bei einigen staatlichen Sozialleistungen ne-
gativ mit dem nominalen Bruttoeinkommen des Anspruchsberechtigten, seines Ehepartners, 
seiner Eltern und/oder aller Familienmitglieder. Daher vermindert sich der gesetzliche Leis-
tungsanspruch automatisch bei Überschreiten bestimmter Einkommensgrenzen (z.B. beim 
Kinder- und Wohngeld oder bei der Kriegsopferversorgung). Er erlischt sogar bei Überschrei-
ten der obersten Einkommensgrenze (z.B. beim Erziehungsgeld, bei Leistungen nach dem 
BAföG oder bei der Sozialhilfe).
207
 Bei diesen Sozialleistungen führt ein Inflationsimpuls nicht 
nur zu einer Realabwertung des nominalen Transferbetrages, sondern auch zu einem Rück-
gang der nominalen Leistungshöhe, wenn das nominale Bruttoeinkommen des Anspruchs-
berechtigten bzw. seiner Verwandten inflationsbedingt ansteigt und dadurch die relevanten 
Einkommensgrenzen bei der Bemessung der nominale Leistungshöhe überschreitet.
208
  
Insgesamt betrachtet zeigt sich, dass die politischen Entscheidungsträger den diskretionären 
Inflationsausgleich bei nicht automatisch-dynamisierten staatlichen Sozialleistungen in der 
Praxis und damit auch zwischen 1991 und 1993 allein schon auf der Grundlage gesetzlicher 
Regelungen größtenteils lediglich mit einer einjährigen Verzögerung und teilweise sogar nur 
in unregelmäßigen Abständen durchführen (mussten). Außerdem wird die diskretionäre Dy-
namisierung in der Praxis durch eine finanzpolitische Erkennungs-, Entscheidungs- und 
Handlungsverzögerung im Prozess der politischen Entscheidungsfindung verzögert. Diese 
kommt dadurch zustande, dass die politischen Entscheidungsträger die Notwendigkeit eines 
diskretionären Inflationsausgleichs häufig erst bei Überschreiten bestimmter merklicher und 
sozial tolerierbarer Schwellenwerte der Kaufkraftminderung erkennen und danach für die 
politische Beschlussfassung und die administrative Umsetzung der diskretionären Anpas-
sungsgesetze einen gewisse Zeit benötigen.
209
 Dieser „inside-lag“ lässt sich auch für die 
Anfangsphase des vereinigungsbedingten Inflationsimpulses im alten Bundesgebiet plausi-
bel ableiten. Es ist unwahrscheinlich, dass die politischen Entscheidungsträger den Inflati-
onsimpuls in 1990 angesichts der schnellen Abfolge der politischen und finanzpolitischen 
Ereignisse nach der deutschen Vereinigung korrekt erwarteten und zeitlich unverzögert dar-
auf reagierten. Außerdem richtete sich das finanzpolitische Interesse angesichts der ver-
gleichsweise moderaten Inflationsentwicklung und des hohen Finanzmittelbedarfs der öffent-
lichen Nettofinanztransferträger in erster Linie auf die Erschließung neuer Einnahmequellen 
und weniger auf die Durchführung eines diskretionären Inflationsausgleichs bei allen nicht-
                                                
207
  Vgl. Gern, K.-J. (1996), S. 6 ff. und Frerich, J. (1996), S. 223 ff, 229 f, 256 ff und S. 302. 
208
  Vgl. Fritzsche, B. (1982), S. 138 ff. und Gern, K.-J. (1996), S. 6 ff. 
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 In einer Zeit eines hohen Finanzbedarfs – wie 
zwischen 1991 und 1994 - ist die Bereitschaft der politischen Entscheidungsträger zu einer 
vollen Kompensation inflationsinduzierter Realeinkommensverluste der Sozialtransferemp-
fänger ohnehin begrenzt. So sprechen z.B. wahltaktische Überlegungen gegen eine über-
mäßige Belastung der Erwerbstätigen mit den finanziellen Zusatzlasten eines vollständigen 
diskretionären Inflationsausgleichs bei den staatlichen Sozialleistungen. Außerdem stellen 
die politischen Entscheidungsträger bei einem Konflikt zwischen konjunktur-, finanz- und 
sozialpolitischen Zielen regelmäßig sozialpolitische Ziele zurück.
211
 Daher ist nicht auszu-
schließen, dass seit der deutschen Vereinigung bei vielen Sozialleistungen die diskretionäre 
Dynamisierung sowohl zeitlich verzögert als auch unvollständig ausfiel. 
6.3.2 Die inflationsinduzierte Realabwertung staatlicher Tilgungs- und Zins-
zahlungen 
In Deutschland ist auch die Verschuldung der Gebietskörperschaften und der Sondervermö-
gen des Bundes nominal fixiert und nicht indexiert. Dadurch kann es im Falle eines Anstiegs 
des allgemeinen Preisniveaus zu einer (temporären) Realabwertung der staatlichen Zins- 
und Tilgungszahlungen an die Staatsschuldgläubiger kommen. Davon profitieren die öffentli-
chen Haushalte auf der Ausgabenseite in realer Hinsicht, da die realen Zins- und Tilgungs-
ausgaben (vorübergehend) inflationsbedingt zurückgehen. Im Gegenzug muss die Gruppe 
der Staatsschuldgläubiger einen (vorübergehenden) Realvermögensverlust in Höhe der Re-
alabwertung der nominalen Tilgungszahlungen des Staates und einen (vorübergehenden) 
realen Zinsverlust in Höhe der Realabwertung der nominalen Zinserträge hinnehmen.
212
  
Diese inflationsinduzierte Wohlfahrtsumverteilung von den Gläubigern zu den Schuldnern 
nominal fixierter nicht-indexierter Geldforderungen ist darauf zurückzuführen, dass die Gläu-
biger den Inflationsimpuls in der aktuellen Periode zum Zeitpunkt der Anlageentscheidung 
bzw. zum Zeitpunkt der Unterzeichnung des Kreditvertrages nicht in seiner tatsächlichen 
Höhe erwarteten. Es ist auch denkbar, dass sie den Inflationsimpuls zwar korrekt erwarteten, 
aber (kurzfristig) nicht erfolgreich in den Kreditverträgen antizipieren konnten.
213
 Im ersten 
Fall berücksichtigen die Anleger in ihren Nominalzinsforderungen keine Inflationsprämie, die 
                                                
210
  Vgl. Francke, H.-H./Nitsch, H. (1996), S. 62 ff. und Stern, V. (2000), S. 39. 
211
  Vgl. Mückl, W. (1975), S. 93 ff. und Fricke, D. (1981), S. 149 ff.  
212
  Vgl. Solveen, R. (1996), S. 4 und S. 8 f. und Jordan, T. (1994), S. 54 f. 
213
  Vgl. Schlesinger, H. u.a. (1993), S. 49 f. und Kasten, G. (2000), S. 123. 
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den tatsächlichen inflationsinduzierten Realwertverlust der nominalen Geldforderung und der 
nominalen Zinserträge vollständig ausgleicht.
214
 Im zweiten Fall schlägt sich der korrekt er-
wartete Inflationsimpuls erst nach einer Anpassungsperiode in einem proportional höheren 
Nominalzinssatz oder nur in einem unterproportional höheren Nominalzinssatz nieder.
215
 In 
beiden Fällen sinkt der Realwert der nominalen Geldschulden und der Realwert der nomina-
len Zinszahlungen der Schuldner solange, bis die Gläubiger ihre Nominalzinsforderungen 
(vollständig) an den tatsächlichen Inflationsimpuls angepasst haben („Gläubiger-Schuldner-
Hypothese“). 
216
 Einen realen Vermögens - und Zinsgewinn erzielen die Schuldner aber nur 
dann, wenn sie die Kreditmittel für den Erwerb realer Vermögenswerte verwenden, da deren 
Nominalwert i.d.R. mindestens proportional zum allgemeinen Preisniveau ansteigt.
217
  
In den meisten Studien zur empirischen Relevanz der „Gläubiger-Schuldner-Hypothese“ in 
der USA und in Europa wird gezeigt, dass die erwartete Inflationsrate tatsächlich einen zeit-
lich verteilten signifikant positiven Einfluss auf den nominalen Kapitalmarktzinssatz ausübt, 
weil er sich erst über einen längeren Anpassungszeitraum an Veränderungen der erwarteten 
Inflationsrate anpasst. Dieser „Anpassungs-Lag“ geht tendenziell mit dem Erwartungs- und 
Antizipationsgrad der Inflation und mit der Höhe und Dauer der Inflation zurück.
218
 Bei der 
Bewertung der empirischen Untersuchungsergebnisse gilt es jedoch zu beachten, dass sie 
den tatsächlichen Zusammenhang zwischen Preisniveau, Nominalzinssatz und Realzinssatz 
aufgrund einiger methodischer Mängel nicht exakt wieder geben. So verzerren die Zinseffek-
te wirtschaftspolitischer Maßnahmen und der anderen Determinanten des nominalen Kapi-
talmarktzinssatzes (z.B. Volkseinkommen, Einkommenserwartungen der Kapitalanbieter und 
Kapitalnachfrager, Geldangebot und Geldnachfrage, ausländischer Nominalzins, Staats-
schuld, Zinserwartungen) die Ergebnisse der Regressionsstudien.
219
 Darüber hinaus hängen 
                                                
214
  Vgl. Pelaez, R.F. (1995), S. 334 und S. 343 und Gebauer, W. (1982), S. 35 ff., 90 ff. und 113 f. 
215
  Beispielsweise können Transaktionskosten, ungleichgewichtige Marktmachtverhältnisse zu 
Gunsten der Kapitalnachfrager, gesetzliche Restriktionen oder eine lange vertraglich fixierte 
Restlaufzeit und Nominalverzinsung der Schuldtitel einem sofortigen und/oder vollständigen In-
flationsausgleich entgegenstehen. Vgl. Jordan, T. (1994), S. 54 f. und Wagner, H. (1983), S. 
109 ff. 
216
  Vgl. Bleaney, M. (1998), S. 141 und Sell, A. (1997), S. 7 und S. 56 ff. 
217
  Vgl. Glaß, S. (1996), S. 137 und Siebke, J./Willms, M. (1972), S. 182 ff.  
218
  Vgl. Schlesinger, H. u.a. (1993), S. 49 f; Gebauer, W. (1982), S. 52 ff; Spiwoks, M. (1992), S. 37 
ff; Mishkin, F.S. (1992), S. 195 ff; Bleaney, M. (1998), S. 141 ff; Barnes, M. u.a. (1999), S. 738 
ff; Döpke, J./Pierdzioch, C. (1999), S. 1 ff; Koustas, Z./Serletis, A. (1999), S. 105 ff. 
219
  Vgl. Carlson, J.A. (1977), S. 469 f. und Wagner, H. (1983), S. 128 f. 
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die Untersuchungsergebnisse entscheidend von der Länge des Untersuchungszeitraums, 
von der Art der untersuchten Variable (kurzfristige vs. langfristige Zinsen), von der unterstell-
ten  geldpolitischen Konzeption der Notenbank und von den verwendeten statistischen Daten 
ab.
220
 Ein weiterer Nachteil ist, dass die meisten Studien eine adaptive Inflationserwartungs-
bildung unterstellen. Hier können die Marktteilnehmer systematischen Erwartungsirrtümern 
unterliegen.
221
 Schließlich gehen die meisten Studien implizit von einem konstanten und von 
der erwarteten Inflationsrate unabhängigen erwarteten Realzinssatz aus. Damit schließen sie 
aus, dass sich der tatsächliche Realzinssatz auch von den Inflationserwartungen der Anleger 
und von realwirtschaftlichen Faktoren (z.B. der Grenzproduktivität des Kapitals oder der rea-
len Güternachfrage) determiniert wird. Deshalb besteht die Möglichkeit, dass ein realwirt-
schaftlich induzierter oder ein inflationsinduzierter Rückgang des tatsächlichen Realzinssat-
zes fälschlicherweise als Beleg für die Irrelevanz des Fisher-Effektes interpretiert wird.
222
  
Insgesamt betrachtet wurde die empirische Relevanz der „Gläubiger-Schuldner-Hypothese“ 
für Deutschland bisher zwar nicht eindeutig nachgewiesen. Dennoch ist die These eines zeit-
lich verteilten signifikant positiven Einflusses der erwarteten Inflationsrate auf den nominalen 
Kapitalmarktzinssatz nach den vorliegenden Studien empirisch relevanter als das Zinstheo-
rem von Fisher. In der Realität passt sich der nominale Kapitalmarktzinssatz also keinesfalls 
sofort und keinesfalls vollständig an geänderte Inflationserwartungen der Anleger an. Dem-
entsprechend ist in den Jahren 1991 bis 1993 eine verzögerte positive Korrelation zwischen 
der Preisniveauentwicklung und der Entwicklung des Nominalzinssatzes am deutschen Kapi-
talmarkt durchaus plausibel.
223
 Im Zeitraum 1991 bis 1993 hat sich der vereinigungsbedingte 
Inflationsimpuls also lediglich unterproportional in einem Anstieg des nominalen Kapital-
marktzinssatzes und damit in einem Rückgang des realen Kapitalmarktzinssatzes niederge-
schlagen, da die privaten Kapitalanbieter den vereinigungsbedingten Inflationsimpuls vermut-
lich nicht korrekt erwarteten und/oder nicht erfolgreich antizipierten. Dadurch kam es zu einer 
inflationsinduzierten Wohlfahrtsumverteilung von den Gläubigern zu den Schuldnern nominal 
fixierter (verzinslicher) Vermögensanlagen, da der Realwert der nominalen Zins- und Til-
gungszahlungen zurückging. Diese Realabwertung war umso stärker, je geringer der Erwar-
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  Vgl. Lanne, M. (2001), S. 358 und S. 361 ff. und Mishkin, F.S. (1992), S. 195 ff. 
221
  Vgl. Neumann, M.J.M. (1977), S. 216 ff.  
222
  Vgl. Tanzi, V. (1993), S. 225 ff. und S. 236 ff. und Gupta K.L./Moazzami, B. (1996), S. 68.  
223
  Vgl. Mishkin, F.S. (1992), S. 196 ff. und Gupta K.L./Moazzami, B. (1996), S. 71 ff. und S. 85 ff. 
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tungsgrad und der Antizipationsgrad der privaten Kapitalanbieter tatsächlich war.
224
 Da sich 
weder die Länge und Variabilität des „Anpassungs-Lags“ noch die Stärke des positiven Zu-
sammenhangs zwischen der (erwarteten) Inflationsrate und dem Nominalzinssatz ohne viele 
fragwürdige Annahmen exakt messen lassen, verzichtet die vorliegende Studie darauf zu 
untersuchen, in welchem Ausmaß und über welchen Zeitraum sich der nominale Kapital-
marktzinssatz in Deutschland seit der deutschen Vereinigung an die gestiegenen Inflations-
erwartungen der Marktteilnehmer angepasst hat.  
Nach den Zahlen der gesamtwirtschaftlichen Finanzierungsrechnung der Deutschen Bun-
desbank in Tabelle 13 ist dennoch eine qualitative Aussage möglich: So hat die inflationsin-
duzierte Wohlfahrtsumverteilung die Nettogläubigersektoren „private Haushalte“, „finanzielle 
Institutionen“ und „Ausland“ real belastet und die Nettoschuldnersektoren „Produktionsunter-
nehmen“, „Wohnungswirtschaft“ und „öffentliche Haushalte“ real entlastet. Damit bestätigt 
sich die eingangs formulierte These, dass die öffentlichen Haushalte als Nettoschuldner von 
dem vereinigungsbedingten Inflationsimpuls auf der Ausgabenseite in realer Hinsicht profi-
tierten. Es verminderte sich temporär der Realwert der nominal fixierten Zins- und Tilgungs-
ausgaben für die vor und nach der deutschen Vereinigung ausgegebenen Staatsschuldtitel. 
Tabelle 13: Entwicklung der Finanzierungssalden der volkswirtschaftlichen Sektoren 
in Deutschland seit der deutschen Vereinigung (in Mrd. DM) 





























































1 bis 1.7.1990 altes Bundesgebiet  
2 Bundesbank, Kreditinstitute, Bausparkassen, Versicherungen 
3 Inklusive Sozialversicherung 
4 Ein positiver Wert besagt, dass sich das Inland per Saldo im Ausland verschuldet hat. 
Quelle: Deutsche Bundesbank (5/1995), S. 23 und Deutsche Bundesbank (5/1998), S. 29. 
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  Vgl. Spiwoks, M. (1992), S. 33 und S. 42 ff. und Gupta K.L./Moazzami, B. (1996), S. 85 ff. 
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In Tabelle 14 wird deutlich, dass die inländischen Kreditinstitute, die inländischen Nichtban-
ken und die Staatsschuldgläubiger im Ausland seit der deutschen Vereinigung einen vorü-
bergehenden Realwertverlust ihrer nominalen Staatsschuldtitel und ihrer nominalen Zinser-
träge tragen mussten. Dabei war der reale Wohlfahrtsverlust der inländischen Kreditinstitute 
am stärksten, da sie seit der deutschen Vereinigung der dominierende Staatsgläubiger wa-
ren. Zwischen 1990-1997 ist ihr Anteil an der öffentlichen Gesamtschuld zwar leicht gesun-
ken, lag aber immer noch über 50%. Außerdem absorbierten sie durchschnittlich ca. 47% 
der öffentlichen Nettokreditaufnahme dieses Zeitraumes von ca. 909 Mrd. DM. Im Jahr 1994 
betrug ihr Anteil an der Nettokreditaufnahme sogar ca. 84%. Des weiteren mussten auch die 
ausländischen Staatsschuldgläubiger einen hohen realen Wohlfahrtsverlust hinnehmen, da 
seit 1990 der ausländische Anteil an der öffentlichen Gesamtschuld tendenziell und der aus-
ländische Anteil an der jährlichen Nettokreditaufnahme deutlich von 13,5% bis auf einen 
Spitzenwert von 70,6% in 1993 anstieg. Im Vergleich dazu fiel der reale Wohlfahrtsverlust 
der inländischen Nichtbanken gering aus, da ihr Anteil an der öffentlichen Gesamtschuld seit 
1990 zurückging und die inländischen Nichtbanken nur unmittelbar nach der deutschen Ver-
einigung (im 2. Halbjahr 1990 und in 1991) und im Jahr 1994 als Nettokreditgeber auftraten. 
Für eine exakte Berechnung der inflationsinduzierten realen Schuldnergewinne der öffentli-
chen Haushalte im alten Bundesgebiet zwischen 1991 und 1993 müsste bei jeder einzelnen 
Kreditbeziehung der Umfang der staatlichen Schuldenposition, der nominale Schuldzinssatz, 
die Laufzeit der Kreditbeziehung und die Höhe eines hypothetischen Nominalzinssatzes zu 
Beginn der Kreditbeziehung bei Annahme von Preisniveaustabilität bekannt sein. Dann ent-
spräche die Differenz zwischen dem nominalen Schuldzinssatz und dem hypothetischen 
Nominalzinssatz der „durchgesetzten Rate der Antizipation“ des Gläubigers bei diesem Kre-
dit. Mit ihrer Hilfe ließe sich für jede einzelne Kreditbeziehung der inflationsinduzierte reale 
Schuldnergewinn des Staates berechnen. Dazu müsste man die Differenz zwischen der In-
flationsrate und der „durchgesetzten Rate der Antizipation“ bilden und mit der nominalen 
Kreditsumme multiplizieren. Die staatlichen realen Schuldnergewinne eines Haushaltsjahres 
ergäben sich dann als Summe der realen Schuldnergewinne bei allen Kreditbeziehungen.
225
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In der Realität ist der durchschnittliche hypothetische Nominalzinssatz und damit die durch-
schnittliche „durchgesetzte Rate der Antizipation“ statistisch unbekannt. Deshalb werden die 
jährlichen Schuldnergewinne der öffentlichen Haushalte im alten Bundesgebiet zwischen 
1991 und 1993 aus dem vereinigungsbedingten Inflationsimpuls nur näherungsweise ermit-
telt. Dazu wird vereinfachend unterstellt, dass die Staatsschuldgläubiger den vereinigungs-
bedingten Inflationsimpuls überhaupt nicht antizipierten und deshalb den inflationsinduzierten 
realen Vermögens- und Zinsverlust vollständig tragen mussten. Mit dieser Prämisse lässt 
sich die jährliche inflationsinduzierte Wohlfahrtsumverteilung zu Gunsten des Staates als 
Produkt aus dem jährlichen vereinigungsbedingten Inflationsimpuls gegenüber dem Jahr 
1990 und der Gesamtschuld der öffentlichen Haushalte im alten Bundesgebiet dieses Jahres 
berechnen. Nach den Berechnungen in Tabelle 15 betrug der kumulierte reale Schuldnerge-
winn der öffentlichen Haushalte aus dem vereinigungsbedingten Inflationsimpuls im alten 
Bundesgebiet zwischen 1991 und 1993 ca. 40,4 Mrd. DM. Dieser Schätzwert stellt allerdings 
nur eine sehr grobe Obergrenze dar, weil der durchschnittliche Antizipationsgrad des verei-
nigungsbedingten Inflationsimpulses in der Realität deutlich größer als Null war, und weil die 
empirisch zu beobachtende Inflationsentwicklung im alten Bundesgebiet zwischen 1991 und 
1993 teilweise auch auf vereinigungsunabhängige Faktoren zurückzuführen war. 
Tabelle 15 Erfassung der realen Schuldnergewinne der öffentlichen Haushalte aus 
dem vereinigungsbedingten Inflationsimpuls im alten Bundesgebiet zwi-
schen 1991 und 1993  
 1990 1991* 1992 1993 1994 
Öffentlicher westdeutscher Gesamtschuldenstand (in Mrd. DM)  1053,5 1160,4 1308,2 1445,3 1571,7 
Westdeutscher vereinigungsbedingter Inflationsimpuls (in %) 0 0,9 1,3 0,9 0 
Inflationsinduzierte Realabwertung des westdeutschen öffentli-
chen Gesamtschuldenstandes (in Mrd. DM) 
0 10,4 17,0 13,0 0 
Quelle: Deutsche Bundesbank (Hrsg.): Laufende Monatsberichte, Jahrgänge Nr. 12/1995, 12/1998 
und 12/2000, Frankfurt a.M., Tabelle VIII.7, VIII.8 und IX.7; eigene Berechnungen. 
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7. Interpersonelle Einkommensverteilungswirkungen in Westdeutschland aus 
der diskretionären Finanzierung der öffentlichen West-Ost-Bruttofinanz-
transfers 
7.1 Methodische Grundlagen einer personellen Verteilungsanalyse der öffent-
lichen Finanzen 
In diesem Abschnitt werden die für eine personelle Verteilungsanalyse der öffentlichen Fi-
nanzen notwendigen Grundbegriffe und aufeinanderfolgenden methodische Schritte genauer 
erläutert. Dazu zählt die Festlegung und Definition des Verteilungsobjektes, die Gruppierung 
des Verteilungssubjektes, die Festlegung des Inzidenzkonzeptes und die Festlegung eines 
fiktiven Vergleichszustandes ohne staatliche Aktivitäten:  
(1) Festlegung und Definition des Verteilungsobjektes 
In der Finanzwissenschaft sind das Einkommen und das Vermögen die zentralen Untersu-
chungsobjekte verteilungstheoretischer Analysen. Die staatlichen (finanzpolitischen) Aktivitä-
ten können die Einkommens- und Vermögensverteilung eines Landes in vielfältiger Weise 
beeinflussen und die relative Einkommensposition der Einkommensbezieher und die relative 
Vermögensposition der Vermögensbesitzer verändern. Im Mittelpunkt dieser Studie steht 
eine Analyse der Einkommensverteilungswirkungen der öffentlichen Einnahmen- und Aus-
gabenpolitik. Es werden ggf. auch ihre Auswirkungen auf die Vermögensverteilung analy-
siert, da Vermögensverteilungswirkungen auf indirektem Wege die Einkommensverteilung 
beeinflussen. Dies ist darauf zurückzuführen, dass der private Vermögensbesitz eine Quelle 
von Vermögenseinkommen ist und die Erzielung von Erwerbseinkommen begünstigt.
226
  
Bei der Festlegung einer geeigneten Definition des Verteilungsobjektes „Einkommen“ stehen 
verschiedene theoretische und empirische Einkommenskonzepte zur Verfügung. Im deut-
schen Einkommensteuergesetz ist das individuelle „zu versteuernde Einkommen“ die rele-
vante Größe für die Erfassung der steuerlichen Leistungsfähigkeit des Steuerpflichtigen. Es 
wird schrittweise aus den Bruttoeinkünften des Steuerpflichtigen ermittelt.
227
 In der VGR des 
Statistischen Bundesamtes ist die Abgrenzung zwischen dem „Volkseinkommen“ und dem 
„verfügbaren Einkommen aller privaten Haushalte“ sowie zwischen dem „Primäreinkommen“ 
und dem „Sekundäreinkommen“ besonders bedeutsam. Das Volkseinkommen bezeichnet 
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  Vgl. Hasslinger, F./Stönner, O. (1998), S. 224. 
227
  Vgl. Rosinus, W. (2000), S. 458. 
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die an den inländischen privaten und staatlichen Sektor über volkswirtschaftliche Märkte zu-
geflossenen Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit und Bruttoeinkommen aus Unter-
nehmertätigkeit und Vermögen. Daraus lässt sich durch Subtraktion der Bruttoeinkommen 
aus Unternehmertätigkeit und Vermögen des Staates und der unverteilten Bruttogewinne der 
Unternehmen mit eigener Rechtspersönlichkeit der Anteil des Sektors der privaten Haushalte 
am Volkseinkommen berechnen. Er bildet die Grundlage für die Ermittlung des „verfügbaren 
Einkommens aller privaten Haushalte“. Dieses erhält man durch eine Subtraktion der direk-
ten Steuern und der Pflichtbeiträge zur Sozialversicherung und durch eine Addition der staat-
lichen und sonstigen Einkommensübertragungen an den privaten Sektor.
228
  
Nach dem Kriterium „Ansatzpunkt der staatlichen finanzpolitischen Aktivitäten“ unterscheidet 
die VGR zwischen dem nominalen „Primäreinkommen“ und dem nominalen „Sekundärein-
kommen“ aller privaten Haushalte. Das „Primäreinkommen“ gibt das Bruttoleistungseinkom-
men der privaten Haushalte aus dem Marktprozess an. Die staatlichen finanzpolitischen Ak-
tivitäten beeinflussen die „Primärverteilung der Nominaleinkommen“ einerseits über staatlich 
induzierte Veränderungen der Preise und Mengen auf den Güter- und Faktormärkten. Ande-
rerseits korrigiert der Staat die „Primärverteilung der Nominaleinkommen“ durch direkte 
Steuern, Sozialversicherungsbeiträge und Transfers. Man erhält die Nettoeinkommensvertei-
lung.
229
 In der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe des Statistischen Bundesamtes glie-
dert sich das „Haushaltsbruttoeinkommen“ in das „Haushaltseinkommen aus unselbständiger 
Arbeit, Unternehmertätigkeit und Vermögen“ und in die „empfangenen staatlichen und priva-
ten Einkommens- und Vermögensübertragungen“. Daraus wird durch Subtraktion der ge-
zahlten Einkommen- und Vermögensteuer und der Pflichtbeiträge zur Sozialversicherung 
das „verfügbare Einkommen“ eines Haushalts („Haushaltsnettoeinkommen“) berechnet.
230
  
Bei der Abgrenzung zwischen der „Realverteilung der Nettoeinkommen“ und der „Sekundär-
verteilung der Nominaleinkommen“ wird berücksichtigt, dass die reale Kaufkraft des nomina-
len Nettoeinkommens einer Person bzw. eines Haushalts bei Inflation sinkt und sich im Zuge 
von inflationsinduzierten Preisstrukturveränderungen oder staatlich induzierten Preisstruktur-
veränderungen (z.B. durch indirekte Steuern und staatlichen Subventionen) unterschiedlich 
stark verändern kann. In diesem Fall sind die „Realverteilung der Nettoeinkommen“ und die 
„Sekundärverteilung der Nominaleinkommen“ nicht  identisch. Schließlich können die „Real-
                                                
228
  Vgl. Grüske, K.-D. (1978), S. 39 ff. und Statistisches Bundesamt (2000), Tabelle 24.2 und 24.5. 
229
  Vgl. Hauser, H.-J. (1979), S. 15 f. und Statistisches Bundesamt (2000), Tabelle 24.2 und 24.5. 
230
  Vgl. Statistisches Bundesamt (1997a), Tabelle 1. 
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verteilung der Nettoeinkommen“ und die „Finalverteilung der Einkommen“ voneinander ab-
weichen, wenn die privaten Haushalte unterschiedlich viel nicht-monetäres Einkommen aus 
der Nutzung des verbilligten oder kostenlosen staatlichen Güterangebotes beziehen.
231
 
(2) Gruppierung des Verteilungssubjektes 
Bei der Gruppierung der Verteilungssubjekte „Einkommensbezieher“ und “Vermögensbesit-
zer“ folgt diese Studie der Gruppierung nach der Höhe des Einkommens bzw. Vermögens 
von Personen bzw. Personengruppen. Im Mittelpunkt steht eine Analyse der Auswirkungen 
der öffentlichen Finanzen auf die nach Größenklassen des Haushaltsnettoeinkommens 
gruppierte personelle Nettoeinkommensverteilung. Ein einkommensdifferenzierender Effekt 
liegt vor, wenn eine interpersonelle Einkommensverteilungswirkung die relativen Einkom-
menspositionen der privaten Haushalte zu Gunsten der Haushalte in den oberen Nettoein-
kommensklassen und zu Lasten der Haushalte in den unteren Nettoeinkommensklassen 
verändert. Dann steigt Ungleichheit der personellen Nettoeinkommensverteilung an.
232
  
Darüber hinaus analysiert diese Studie ggf. noch die Auswirkungen der öffentlichen Finan-
zen auf die funktionelle Einkommensverteilung und auf die personelle Vermögensverteilung, 
da staatliche finanzpolitische Aktivitäten die personelle Nettoeinkommensverteilung auch 
mittelbar über funktionelle Einkommensverteilungswirkungen und über interpersonelle Ver-
mögensverteilungswirkungen beeinflussen. Die funktionelle Einkommensverteilung bezeich-
net die (Primär-)Verteilung des Volkseinkommens auf die an der Entstehung des Volksein-
kommens beteiligten Produktionsfaktoren Arbeit und Kapital.
233
 In der Realität geben funkti-
onelle Einkommensverteilungswirkungen aber nur bedingt Aufschluss über Veränderungen 
der personellen Nettoeinkommensverteilung, da die Individualeinkommen innerhalb der funk-
tionellen Einkommensgruppen vom Durchschnittseinkommen dieser Einkommensgruppen 
abweichen, da die Lohneinkommensbezieher i.d.R. auch Einkommen aus anderen Quellen 
beziehen und diese „Querverteilung“ relativ stark ausgeprägt ist, und da die Nichterwerbstä-
tigen ohne Kapitaleinkommen keiner funktionellen Einkommensgruppe angehören.
234
  
                                                
231
  Vgl. Bohnet, A. (1999), S. 25 f. und S. 156 ff.  
232
  Vgl. Hauser, H.-J. (1979), S. 15 f. und Hasslinger, F./Stönner, O. (1998), S. 224. 
233
  Vgl. Kalmbach, P.(1995), S. 273 ff. und Zwiener, R./Stille, F. (1993), S. 117: Demnach gibt die 
Lohnquote das Verhältnis zwischen Lohneinkommen und Volkseinkommen und die Gewinnquo-
te das Verhältnis zwischen Gewinneinkommen (= Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit 
und Vermögen) und Volkseinkommen an. 
234
  Vgl. Hasslinger, F./Stönner, O. (1998), S. 224 und Kalmbach, P.(1995), S. 274 f. 
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(3) Festlegung des Inzidenzkonzeptes  
Nach einer Definition von Musgrave bezeichnet der Begriff „Inzidenz“ die von den staatlichen 
Ausgaben und Einnahmen ausgehenden Einkommens- und Vermögensverteilungswirkun-
gen. Deshalb werden die Begriffe „Verteilungsanalyse“ und „Inzidenzanalyse“ im Folgenden 
synonym verwendet. Bei der Systematisierung der theoretischen Inzidenzkonzepte ist die 
wirkungsorientierte Systematisierung in gesetzliche Inzidenz, formale Inzidenz und materielle 
(effektive) Inzidenz sehr bedeutsam. Während die gesetzliche Inzidenz die Verteilungswir-
kungen aus den gesetzlich vorgegebenen Zahlungsströmen der staatlichen finanzpolitischen 
Aktivitäten angibt, erfasst die formale Inzidenz die vom Gesetzgeber beabsichtigten Vertei-
lungswirkungen aus den finanzpolitischen Aktivitäten. Es wird also berücksichtigt, dass die 
von den finanzpolitischen Aktivitäten unmittelbar betroffenen Wirtschaftssubjekte (z.B. die 
Steuerzahler oder die Empfänger staatlicher Leistungen) durchaus von den belasteten bzw. 
begünstigten Wirtschaftssubjekten nach dem Willen des Gesetzgebers abweichen kön-
nen.
235
 In einer formalen Inzidenzanalyse wird üblicherweise eine plausible Hypothese über 
die vom Gesetzgeber beabsichtigten Überwälzungsvorgänge auf den Güter- und Faktor-




Demgegenüber gibt die materielle (effektive) Inzidenz die endgültigen Verteilungswirkungen 
nach Berücksichtigung aller verteilungsrelevanten Wirkungsverläufe der staatlichen finanzpo-
litischen Aktivitäten und nach Abschluss aller privatwirtschaftlichen Anpassungsreaktionen 
an. Damit berücksichtigt das materielle Inzidenzkonzept, dass die von den finanzpolitischen 
Aktivitäten nach dem Willen des Gesetzgebers (potentiell) belasteten und begünstigten Wirt-
schaftssubjekte in der Ankündigungs- und/oder Vollzugsphase der Maßnahmen vom Ge-
setzgeber nicht-erwartete Anpassungsreaktionen zeigen (können). Diese Anpassungsreakti-
onen können die formal abgeleiteten Verteilungswirkungen nachträglich verändern. Außer-
dem beeinflussen sie die private Konsum-, Spar- und Investitionstätigkeit und das private 
Leistungs- und Freizeitverhalten. Daraus resultieren weitere mittelbare Verteilungswirkun-
gen.
237
 In der Ankündigungsphase können die Wirtschaftssubjekte die erwarteten finanziel-
len Lasten bzw. Vorteile aus finanzpolitischen Maßnahmen durch Substitutionsaktivitäten 
umgehen bzw. sichern. In der Vollzugsphase können die Wirtschaftssubjekte versuchen, die 
                                                
235
  Vgl. Hauser, H.-J. (1979), S. 17 und S. 19 f. und Simon, S. (2001), S. 237. 
236
  Vgl. Fehr, H./Wiegard, W. (1998), S. 202 und Homburg, S. (1997), S. 100 f. und S. 103 f. 
237
  Vgl. Simon, S. (2001), S. 237 f. und Grüske, K.-D. (1978), S. 16 f. 
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finanziellen Lasten bzw. die Vorteile aus der Durchführung der Maßnahmen durch Substituti-
ons-, Überwälzungs- oder Kompensationsaktivitäten zu verringern bzw. zu vergrößern. Bei 
der Überwälzung geben die betroffenen Wirtschaftssubjekte die finanziellen Lasten bzw. die 
empfangenen Vorteile über eine Veränderung der Marktpreise an andere Wirtschaftssubjek-
te weiter. Bei einer Vorwälzung verändern sie die Angebotspreise für abgegebene Güter und 
Leistungen gegenüber den Nachfragern, bei einer Rückwälzung die Nachfragepreise für 
empfangene Güter und Leistungen gegenüber den Anbietern.
238
  
(4) Festlegung eines fiktiven Vergleichszustandes ohne staatliche Aktivitäten 
In einer umfassenden theoretischen Inzidenzanalyse der öffentlichen Finanzen müssen noch 
die Verteilungswirkungen des staatlichen Instrumenteneinsatzes mit den Verteilungswirkun-
gen einer relevanten Alternative verglichen werden. Dazu werden in der Literatur drei ver-
schiedene Inzidenzkonzepte voneinander abgegrenzt: Bei einer spezifischen Inzidenzanaly-
se werden die Verteilungswirkungen einer speziellen finanzpolitischen Maßnahme auf der 
Einnahmenseite oder auf der Ausgabenseite des öffentlichen Haushalts im Vergleich zu den 
Verteilungswirkungen in einem fiktiven oder tatsächlichen Szenario ohne die Durchführung 
dieser Maßnahme untersucht. Dabei wird die Konstanz der jeweils anderen staatlichen Akti-
onsparameter unterstellt. Bei einer differentiellen Inzidenzanalyse werden die (potentiellen) 
Verteilungswirkungen zweier alternativer (fiktiver) finanzpolitischer Maßnahmen auf der Ein-
nahmenseite oder auf der Ausgabenseite unter der Prämisse konstanter Staatsausgaben 
bzw. konstanter Staatseinnahmen verglichen. Dabei wird Aufkommensgleichheit der beiden 
Maßnahmen unterstellt. Bei einer Budgetniveauinzidenzanalyse werden die Verteilungswir-
kungen von zwei aufkommensgleichen finanzpolitischen Maßnahmen auf der Einnahmensei-
te und auf der Ausgabenseite des staatlichen Budgets miteinander verglichen.
239
  
In der folgenden personellen Verteilungsanalyse der diskretionären Finanzmittelaufbringung 
in den Abschnitten 7.2 bis 7.5 wird sowohl das formale spezifische Indizenzkonzept als auch 
das materielle spezifische Indizenzkonzept verwendet. Bei der Analyse der vereinigungsbe-
dingten Verschuldung in Abschnitt 7.4 wird zusätzlich mit dem differentiellen materiellen Inzi-
denzkonzept gearbeitet.  
                                                
238
  Vgl. Bohnet, A. (1999), S. 167 ff.  
239
  Vgl. Homburg, S. (1997), S. 102 f. und Simon, S. (2001), S. 238 f. 
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7.2 Interpersonelle Einkommensverteilungswirkungen in Westdeutschland 
aus der Erhebung des Solidaritätszuschlags und aus den vereinigungs-
bedingten diskretionären Erhöhungen der Sozialversicherungsbeiträge 
In diesem Abschnitt werden im Rahmen einer spezifischen Inzidenzanalyse die interperso-
nellen Einkommensverteilungswirkungen aus der Erhebung des Solidaritätszuschlags und 
aus den Erhöhungen der gesetzlichen Sozialversicherungsbeiträge aus theoretischer und 
empirischer Sicht analysiert. Dabei werden die mittelbaren interpersonellen Einkommensver-
teilungswirkungen aus den negativen realen Wachstumseffekten der Abgabenerhöhungen 
im alten Bundesgebiet nicht betrachtet und dafür in Abschnitt 10.3 genauer untersucht.  
7.2.1 Formale Inzidenzanalyse  
7.2.1.1 Formale Inzidenzanalyse der Erhebung des Solidaritätszuschlags bei 
der deutschen Einkommensteuer 
Bei der formalen personellen Inzidenzananalyse des Solidaritätszuschlags auf die Einkom-
mensteuerschuld wird unterstellt, dass die Steuerpflichtigen die Einkommensteuerschuld und 
damit den Solidaritätszuschlag vollständig tragen müssen, d.h. die Steuerzahllast und die 
Steuertraglast identisch sind. Damit bleiben die Anpassungsreaktionen der Steuerpflichtigen 
auf die Erhebung des Solidaritätszuschlags vollkommen unberücksichtigt.
240
 In der jüngeren 
Vergangenheit wurde die formale Inzidenz der deutschen Einkommensteuer in mehreren 
empirischen Studien analysiert. Diese greifen in erster Linie auf die Daten der deutschen 
Lohn- und Einkommensteuerstatistik und auf die Daten der Einkommens- und Verbrauchs-
stichprobe des Statistischen Bundesamtes zurück. Es zeigt sich, dass die deutsche Ein-
kommensteuer nivellierend wirkt, da die steuerliche Durchschnittsbelastung des Bruttoein-
kommens über den gesamten Einkommensbereich im Durchschnitt aller Steuerpflichtigen 
und im Durchschnitt aller Einkunftsarten ansteigt. Daher ist die personelle Nettoeinkom-
mensverteilung gleichmäßiger als die personelle Bruttoeinkommensverteilung.
241
 
Bei der Analyse der Entstehungsursachen der einkommensnivellierenden Wirkung der deut-
schen Einkommensteuer steht die einkommensnivellierende Wirkung des direkt und indirekt 
progressiven Steuertarifs außer Frage. Dagegen ist es weniger eindeutig, ob die steuerrecht-
lichen Regelungen zur Ermittlung des „zu versteuernden Einkommens“ aus den Bruttoein-
                                                
240
  Vgl. Kramer, G. (1999), S. 76. 
241
  Vgl. z.B. Müller, K./Bork, C. (1998), S. 214 ff; Kramer, G. (1999), S. 83 ff. und S. 130 ff; Rosi-
nus, W. (2000), S. 459 ff; Bohnet, A. (1999), S. 77 ff, 86 ff, 185 und S. 187 f. 
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künften der Steuerpflichtigen den tarifären Nivellierungseffekt per Saldo verstärken oder ab-
schwächen.  
Dies ist zum einen darauf zurückzuführen, dass das deutsche Einkommenssteuerecht eine 
Vielzahl von Regelungen mit zum Teil entgegengerichteten interpersonellen Einkommens-
verteilungswirkungen enthält.
242
 Dazu zählen z.B. die Regelungen zur Ermittlung der steuer-
pflichtigen Bruttoeinkünfte. Bei den „Gewinneinkünften“ kommt ein Betriebsvermögensver-
gleich zur Anwendung. Dagegen werden die „Überschusseinkünfte“ durch eine Überschuss-
rechnung der laufenden Einnahmen über die tatsächlichen oder pauschalierten Werbungs-
kosten ermittelt. Des weiteren hat der Gesetzgeber bei der Festlegung der steuerbaren Brut-
toeinkünfte bestimmte Einkünfte von der Besteuerung völlig ausgenommen (z.B. Nachtzu-
schläge oder Arbeitslosengeld), weitgehend ausgenommen (z.B. Renten) oder steuerlich 
unterschiedlich belastet (z.B. die Steuerfreiheit privater Veräußerungsgewinne außerhalb 
von Spekulationsfristen vs. die Steuerpflicht betrieblicher Veräußerungsgewinne). Sodann 
können die Steuerpflichtigen einen horizontalen, vertikalen und intertemporalen Verlustaus-
gleich beanspruchen. Schließlich können die Steuerpflichtigen diverse Abzugs- und Freibe-
träge geltend machen. Diese dienen wirtschaftspolitischen Zielen (z.B. der Sparer- und Ar-
beitnehmerfreibetrag), der Berücksichtigung der Kosten der Einkommenserzielung (Wer-
bungskosten und Betriebsausgaben) oder der Berücksichtigung der persönlichen Lebens-
umstände des Steuerpflichtigen (Sonderausgaben und außergewöhnliche Belastungen).
243
  
Dieser kurze Überblick zeigt bereits deutlich, dass die faktischen Steuergestaltungsmöglich-
keiten der Steuerpflichtigen bei der Ermittlung des „zu versteuernden Einkommens“ letztlich 
durch den gesetzlich gegebenen Kreis der begünstigten Bruttoeinkünfte und begünstigten 
Steuerpflichtigen determiniert werden. Deshalb verteilen sie sich in der Praxis ungleich auf 
die Steuerpflichtigen. So besitzen die Bezieher von Gewinneinkünften (aus Land- und Forst-
wirtschaft, aus Gewerbebetrieb und aus selbständiger Arbeit) aufgrund der Art ihrer Tätigkeit 
und der Art der Einkunftsermittlung mehr Steuergestaltungsmöglichkeiten als die Bezieher 
von Überschusseinkünften. Außerdem setzen einige Steuergestaltungsmöglichkeiten eine 
steuerliche Gewinnermittlung voraus (z.B. Sonderabschreibungen, der intertemporale Ver-
lustausgleich oder Bewertungswahlrechte). Sodann lassen sich die nicht-abzugsfähigen 
                                                
242
  Vgl. Müller, K./Bork, C. (1998), S. 213 ff., 217 und S. 230. 
243
  Vgl. Müller, K./Bork, C. (1998), S. 225 ff. und Sachs, H. (1998), S. 102 ff, 108 ff, 126 ff, 190, 214 
ff. und S. 224 ff. 
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Aufwendungen für die private Lebensführung von den abzugsfähigen Betriebsausgaben we-
niger eindeutig abgrenzen als von den abzugsfähigen Werbungskosten.
244
  
Zum zweiten ist auch die tatsächliche Inanspruchnahme der faktischen Steuergestaltungs-
möglichkeiten in der Praxis ungleich auf die Steuerpflichtigen verteilt. So stellen die hohe 
Komplexität und die geringe Transparenz des deutschen Steuerrechts für die Steuerpflichti-
gen mit einem niedrigen steuerbaren Bruttoeinkommen einen größeren Ausschlussfaktor für 
die Nutzung dar als für die Steuerpflichtigen mit einem hohen steuerbaren Bruttoeinkommen, 
da sie schlechter über Existenz, Art und rechtliche Voraussetzungen der Steuergestaltungs-
möglichkeiten informiert sind und ein geringeres steuertechnisches Verständnis besitzen. 
Daraufhin verzichten sie mehr oder minder unwissentlich auf eine Inanspruchnahme ihrer 
Steuergestaltungsmöglichkeiten. Dieser Umstand ist u.a. darauf zurückzuführen, dass sie die 
Kosten der Informationsbeschaffung (z.B. für einen Steuerberater) weniger leicht tragen 
können als Steuerpflichtigen mit einem hohen steuerbaren Bruttoeinkommen. Außerdem 
haben die Steuerpflichtigen mit einem niedrigen steuerbaren Bruttoeinkommen einen gerin-
geren Anreiz zur Nutzung ihrer Steuergestaltungsmöglichkeiten, da ihre erzielbare Steuerer-
sparnis relativ niedrig ausfällt und häufig nicht die Informationskosten abdeckt.
245
  
Insgesamt betrachtet zeigt die vorausgehende Analyse, dass die deutsche Einkommensteu-
er aus formaler Sicht nivellierend in Bezug auf die personelle Nettoeinkommensverteilung 
wirkt. Dementsprechend geht von dem Solidaritätszuschlag auf die Einkommensteuerschuld 
ebenfalls ein einkommensnivellierender Effekt aus. Er trifft zwar alle Steuerpflichtigen propor-
tional zu ihrer Steuerschuld. Da aber die steuerliche Durchschnittsbelastung des Bruttoein-
kommens mit einem steigenden „zu versteuernden Einkommen“ überproportional ansteigt, 
gilt dies auch für den Solidaritätszuschlag. Dahinter steht eindeutig die progressive Belas-
tungswirkung des Steuertarifs. Dagegen ist es weniger eindeutig, ob die Steuergestaltungs-
möglichkeiten der Steuerpflichtigen bei der Ermittlung des „zu versteuernden Einkommens“ 
die tarifbedingte einkommensnivellierende Wirkung des Solidaritätszuschlags zusätzlich ver-
stärkt oder abgeschwächt haben.
246
 Nach einer Studie von Müller/Bork (1998) wirkt die Ge-
samtheit der Steuergestaltungsmöglichkeiten der Steuerpflichtigen bei der Ermittlung des „zu 
versteuernden Einkommens“, entgegen den obigen Ausführungen, sowohl im Durchschnitt 
aller Einkunftsarten als auch innerhalb jeder Einkunftsart einkommensnivellierend, da die 
                                                
244
  Vgl. Hessler, H.-D. (1994), S. 441 ff. und S. 452 f. und Schneider, D. (1991), S. 1087. 
245
  Vgl. Oberheide, R. (1998), S. 41 f. 
246
  Vgl. Gern, K.-J. (1998), S. 7 und Bedau, K.-D. (1998a), S. 5 f. 
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Steuergestaltungsmöglichkeiten die Steuerpflichtigen mit einem niedrigen steuerbaren Brut-
toeinkommen in der Mehrzahl überdurchschnittlich begünstigen, da der steuerliche Erfas-
sungsgrad der deklarierten Bruttoeinkünfte bei allen Einkunftsarten mit einem steigenden 
Bruttoeinkommen tendenziell ansteigt, und da der steuerliche Erfassungsgrad bei den Ge-
winneinkünften höher ist als bei den Überschusseinkünften.
247
  
Nach Berechnungen des Rheinisch-Westfälischen-Instituts für Wirtschaftsforschung war die 
relative Belastung des durchschnittlichen monatlichen Haushaltsbruttoeinkommens durch 
den 7,5%igen Solidaritätszuschlag im alten Bundesgebiet in den Jahren 1991 und 1992 bei 
den oberen 25% der Haushalte überdurchschnittlich hoch und bei den unteren 25% der 
Haushalte Null (vgl. Tabelle 16). Demnach belastete der Solidaritätszuschlag die Haushalte 
im oberen Einkommensbereich bezogen auf das Haushaltsbruttoeinkommen relativ stärker 
als die Haushalte im unteren Einkommensbereich. Daraus resultierte eine einkommensnivel-
lierende Wirkung in Bezug auf die personelle Nettoeinkommensverteilung.
248
  
Tabelle 16: Interpersonelle Einkommensverteilungswirkungen des 7,5%igen Solidari-
tätszuschlags im alten Bundesgebiet in den Jahren 1991 und 1992  
 1991 1992 1991 1992 
























75 bis 95 % 


















































* = durchschnittliches Haushaltsbruttoeinkommen in DM pro Monat gemäß EVS 1988  
Quelle: Heilemann, U. u.a. (1994), S. 63 und Rheinisch-Westfälisches Institut für Wirtschaftsfor-
schung (1992), S. 4. 
                                                
247
  Vgl. Müller, K./Bork, C. (1998), S. 217 ff. und S. 233 ff. 
248
  Vgl. Heilemann, U. u.a. (1994), S. 59 ff. und Rheinisch-Westfälisches Institut für Wirtschaftsfor-
schung (1992), S. 3 ff. 
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Dieses Inzidenzergebnis bestätigen auch die fiktiven Berechnungen in Tabelle 17 im An-
hang. Hier wurde das in der EVS für das Jahr 1993 ausgewiesene durchschnittliche Haus-
haltsnettoeinkommen pro Monat im alten Bundesgebiet nach Nettoeinkommensklassen um 
einen fiktiven 7,5%igen Solidaritätszuschlag auf die von den privaten Haushalten monatlich 
gezahlten Steuern auf Einkommen und Vermögen korrigiert. Dies ergibt das fiktive durch-
schnittliche Haushaltsnettoeinkommen pro Monat nach Nettoeinkommensklassen. Dadurch 
wird es möglich, die personelle Inzidenz des fiktiven Solidaritätszuschlags anhand des Gini-
Koeffizienten zu messen. Bei der Berechnung wird unterstellt, dass die monatlich gezahlte 
Vermögensteuer quantitativ unbedeutend ist. Es zeigt sich, dass die Verteilung des fiktiven 
durchschnittlichen Haushaltsnettoeinkommens pro Monat mit einem Gini-Koeffizienten von 
0,31613 geringfügig gleichmäßiger ist als die Verteilung des tatsächlichen durchschnittlichen 
Haushaltsnettoeinkommens pro Monat mit einem Gini-Koeffizienten von 0,31788.  
Schließlich stellt sich noch die Frage nach der voraussichtlichen Stärke der formalen nivellie-
renden Wirkung des Solidaritätszuschlags auf die personelle Nettoeinkommensverteilung im 
alten Bundesgebiet. In Abschnitt 5.1 wurde festgestellt, dass die kumulierten Steuereinnah-
men aus der Erhebung des Solidaritätszuschlags zwischen 1991 und 1995 in Deutschland 
ca. 51,5 Mrd. DM betrugen. Dieser hohe Betrag spricht dafür, dass das quantitative Gewicht 
der einkommensnivellierenden Wirkung des Solidaritätszuschlags durchaus erheblich war. 
7.2.1.2 Formale Inzidenzanalyse der vereinigungsbedingten diskretionären 
Erhöhungen der Sozialversicherungsbeiträge 
Bei der formalen Analyse der interpersonellen Einkommensverteilungswirkungen aus den 
vereinigungsbedingten diskretionären Erhöhungen der gesetzlichen Sozialversicherungsbei-
träge (vgl. dazu Tabelle 11 in Abschnitt 5.3) wird ebenfalls unterstellt, dass die Beitragszah-
ler trotz der Erhebung höherer Sozialversicherungsbeiträge keine Anpassungsreaktionen mit 
dem Ziel der Verminderung ihrer Beitragsmehrlast zeigten. In diesem Fall waren die formale 
Beitragslast und effektive Beitragstraglast identisch.
249
 In der folgenden Analyse richtet sich 
das Interesse nur auf die beitragsinduzierten interpersonellen Einkommensverteilungswir-
kungen im Querschnitt. Damit bleiben die interpersonellen Einkommensverteilungswirkungen 
aus der Leistungsgewährung und aus der Beitragsentrichtung im Längsschnitt vollkommen 
unberücksichtigt. Bei einer Längsschnittsbetrachtung erweisen sich nämlich viele zeitpunkt-
bezogene interpersonelle Einkommensverteilungswirkungen nur als eine rein intertemporale 
intrapersonale Umverteilung der individuellen Lebenseinkommen der Versicherten, da sich 
                                                
249
  Vgl. Simon, S. (2000), S. 143 f. und S. 234 f. und Pfeiffer, D. (1989), S. 51. 
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die zeitpunktbezogenen individuellen Begünstigungen und Belastungen im Zeitablauf aus-
gleichen. Demgegenüber ergibt sich bei der intertemporalen interpersonellen Einkommens-
umverteilung für die einzelnen Versicherten über den Lebenslauf hinweg eine Nettobegüns-
tigung oder eine Nettobelastung.
250
  
Tabelle 18: Verteilung der Ausgaben der westdeutschen privaten Haushalte für die 








Haushalt pro Monat (in DM)
Pflichtbeiträge zur Sozi-
alversicherung je Haus-
halt pro Monat (in DM) 
Pflichtbeiträge zur Sozialversiche-
rung je Haushalt pro Monat in % 
des durchschnittlichen monatli-
chen Haushaltsbruttoeinkommens
unter 1000 907,70 37,15 4,1 
1000 - 1600 1433,43 77,69 5,4 
1600 - 2000 2036,46 150,32 7,4 
2000 - 2500 2676,81 253,42 9,5 
2500 - 3000 3375,86 359,90 10,7 
3000 - 4000 4267,91 441,41 10,3 
4000 - 5000 5609,82 603,32 10,8 
5000 - 6000 6984,63 728,60 10,4 
6000 - 7500 8548,52 808,42 9,4 
7500 - 10.000 10.900,22 847,06 7,8 
10.000 - 35.000 16.838,03 747,64 4,4 
Quelle: Statistisches Bundesamt (Hrsg.) (1997b): Wirtschaftsrechnungen; Einkommens- und 
Verbrauchsstichprobe 1993, Heft 4, Wiesbaden 1997, Tabelle 1.1; eigene Berechnungen. 
In Tabelle 18 wird deutlich, dass die Gesamtwirkung höherer Sozialversicherungsbeiträge 
auf die personelle Nettoeinkommensverteilung aus formaler Sicht weder eindeutig differen-
zierend noch eindeutig nivellierend ist. So ist die relative Belastung des durchschnittlichen 
monatlichen Haushaltsbruttoeinkommens mit Pflichtbeiträgen zur Sozialversicherung bei den 
Haushalten aus den oberen Nettoeinkommensklassen ähnlich hoch wie bei den Haushalten 
aus den unteren Nettoeinkommensklassen. Sie steigt ausgehend von der untersten Netto-
einkommensklasse mit einem steigenden Haushaltsnettoeinkommen zunächst kontinuierlich 
von 4,1% auf 10,7% an, bleibt im mittleren Nettoeinkommensbereich zwischen 2.500 DM 
                                                
250
  Vgl. Bäcker, G. (1986), S. 189 f. und Schmähl, W. (1980), S. 45 f. 
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und unter 6.000 DM nahezu konstant und geht danach wieder kontinuierlich bis auf 4,4% in 
der obersten Nettoeinkommensklasse zurück. Es ergibt sich also ein bogenförmiger Belas-
tungsverlauf in Bezug auf die personelle Bruttoeinkommensverteilung.
251
  
Dieser bogenförmige Belastungsverlauf ist zum einen darauf zurückzuführen, dass bei einer 
Erhöhung der gesetzlichen Sozialversicherungsbeiträge ab dem mittleren Nettoeinkom-
mensbereich die regressive Belastungswirkung der Beitragsbemessungsgrenze verteilungs-
relevant wird: Da die beitragspflichtigen Bruttoerwerbseinkommen nur bis zur Beitragsbe-
messungsgrenze mit dem proportionalen Beitragssatz belastet werden, fallen bei Bruttoer-
werbseinkommen oberhalb der Beitragsbemessungsgrenze für den übersteigenden Betrag 
keine weiteren Sozialversicherungsbeiträge an.
252
 Deshalb steigt die relative Belastung des 
Bruttoerwerbseinkommens mit Sozialversicherungsbeiträgen mit steigendem Bruttoer-
werbseinkommen lediglich bis zur Beitragsbemessungsgrenze proportional an. Bei einem 
Bruttoerwerbseinkommen oberhalb der Beitragsbemessungsgrenze geht die relative Bei-
tragsbelastung mit einem weiter steigenden Bruttoerwerbseinkommen wieder zurück, da die 
Grenzbelastung Null ist und damit der durchschnittliche Beitragssatz sinkt. Daraus resultiert 
eine differenzierende Wirkung auf die personelle Nettoeinkommensverteilung, da sich die 
relativen Nettoeinkommenspositionen der Beitragszahler zu Gunsten der Beitragszahler mit 
einem Bruttoerwerbseinkommen oberhalb der Beitragsbemessungsgrenze verändern.
253
  
Zum zweiten erklärt die Begrenzung des sozialversicherungspflichtigen Personenkreises den 
bogenförmigen Belastungsverlauf: In Deutschland müssen nämlich die obligatorisch nicht-
sozialversicherten Erwerbstätigen, die freiwillig nicht-sozialversicherten Erwerbstätigen mit 
einem beitragspflichtigen Bruttoerwerbseinkommen oberhalb der „Beitragsbemessungsgren-
ze“ und die Nichterwerbstätigen keine Beitragszahlungen an die Sozialversicherung leisten. 
Während alle Arbeitnehmer mit einem sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungsverhält-
nis (Arbeiter, Angestellte, Lehrlinge, Auszubildende) selbst sozialversicherungspflichtig sind, 
sind die Beamten (incl. Berufssoldaten), die Beschäftigten mit einem geringfügigen Beschäf-
tigungsverhältnis, die Personen mit einem freiwilligen sozialen Jahr, die Nichterwerbstätigen, 
die Freiberufler und größtenteils die Selbständigen nicht sozialversicherungspflichtig.
254
  
                                                
251
  Vgl. Statistisches Bundesamt (1997b), Tabelle 1.1.  
252
  Vgl. Wan Sik Hong (1998), S. 14 und S. 27 f. und Simon, S. (2000), S. 177 f. und S. 299. 
253
  Vgl. Helberger, C./Wagner, G. (1981) S. 347 und S. 387 f. und Wan Sik Hong (1998), S. 27 f. 
254
  Vgl. Schwarze, J. (1999), S. 130 ff. und Wan Sik Hong (1998), S. 12 ff. 
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Diese Begrenzung führt dazu, dass die Bezieher von Bruttoeinkommen aus selbständiger 
Arbeit größtenteils keine und die Bezieher von Bruttoeinnahmen aus Vermögen keine ge-
setzlichen Sozialversicherungsbeiträge entrichten müssen. Entsprechend wird das durch-
schnittliche monatliche Bruttoeinkommen der Haushalte von Selbständigen, Gewerbetrei-
benden und Freiberuflern mit Werten unter 4% deutlich geringer durch die Pflichtbeiträge zur 
Sozialversicherung gekürzt als das durchschnittliche monatliche Bruttoeinkommen aus un-
selbständiger Arbeit der Arbeitnehmerhaushalte (Arbeiter und Angestellte) mit Werten über 
10%. Sodann verwenden die Beamtenhaushalte nur 1,9% ihres monatlichen durchschnittli-
chen Bruttoeinkommens für die Pflichtbeiträge zur Sozialversicherung, weil sie nicht sozial-
versicherungspflichtig sind und im Gegensatz zu den selbständig Erwerbstätigen keine Bei-
träge für sozialversicherungspflichtige Arbeitnehmer zahlen müssen. Schließlich ist der Anteil 
der monatlichen Ausgaben der Haushalte für die Pflichtbeiträge zur Sozialversicherung am 
durchschnittlichen monatlichen Haushaltsbruttoeinkommen bei den Arbeitslosenhaushalten 
Null und bei den Haushalten der sonstigen Nichterwerbstätigen mit 4,5% nur unterdurch-
schnittlich hoch, da die Arbeitslosen keinem und die Nichterwerbstätigen größtenteils keinem 
sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnis nachgehen (vgl. Tabelle 19).
255
 
Tabelle 19: Verteilung der monatlichen Ausgaben der westdeutschen privaten Haus-
halte für die Pflichtbeiträge zur Gesetzlichen Sozialversicherung in 1993 
nach der sozialen Stellung des Haushaltsvorstands  
 Durchschnittliches Haushaltsbruttoein-
kommen je Haushalt pro Monat (in DM) 
Pflichtbeiträge zur Sozialversi-
cherung pro Monat in DM (in %)*
Landwirte 6406,64 865,66 (13,5) 
Selbständige 10.066,58 355,26 (3,5) 
Gewerbetreibende und Freiberufler 10.601,97  280,60 (2,6) 
Angestellte 8146,03 919,34 (11,3) 
Arbeiter 6299,03 920,86 (14,6) 
Beamte 8299,88 158,20 (1,9) 
Arbeitslose 2876,60 / 
Nichterwerbstätige 3799,61 172,77 (4,5) 
* in % des durchschnittlichen monatlichen Haushaltsbruttoeinkommens 
Quelle: Statistisches Bundesamt (Hrsg.) (1997b): Wirtschaftsrechnungen, Einkommens- und Ver-
brauchsstichprobe 1993, Heft 4, Wiesbaden 1997, Tabelle 1.1-1.11; eigene Berechnungen. 
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  Vgl. Statistisches Bundesamt (1997b), Tabelle 1.1-1.11.  
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Im Folgenden wird zur genaueren Erklärung des bogenförmigen Belastungsverlaufs unter-
sucht, wie sich die überdurchschnittliche Belastung der Bruttoeinkommen aus unselbständi-
ger Arbeit der Arbeitnehmer, die unterdurchschnittliche Belastung der Bruttoeinkommen aus 
selbständiger Arbeit und Gewerbebetrieb und die Nichtbelastung der Bruttoeinkommen aus 
Vermögen und der Bruttoeinkommen aus öffentlichen Sozialtransfers mit Sozialversiche-
rungsbeiträgen jeweils auf die personelle Nettoeinkommensverteilung auswirken. Dazu wer-
den die Daten der Tabellen 20 bis 23 herangezogen. Bei der Analyse bleiben die interperso-
nellen Einkommensverteilungswirkungen aus der Verwendung der Beitragsmehreinnahmen 
unberücksichtigt. Allerdings haben die westdeutschen Beitragszahler davon nicht in gleicher 
Höhe in Form höherer Leistungen profitiert, weil die Beitragsmehreinnahmen zur Refinanzie-
rung der Bruttofinanztransfers der westdeutschen Sozialversicherung an die ostdeutsche 
Sozialversicherung verwendet wurden. Insofern wurde keine Gruppenäquivalenz hergestellt.  
Tabelle 20: Verteilung des Bruttoeinkommens der westdeutschen privaten Haushalte 
in 1993 nach dem monatlichen Haushaltsnettoeinkommen  
Monatliches Haus-
haltsnettoeinkom-




kommen je Haushalt 




ständiger Arbeit je 
Haushalt pro Monat 




ständiger Arbeit je 
Haushalt pro Monat 




gen je Haushalt pro 
Monat in DM** (in 
%*) 
unter 1000 907,70 82,00 (9,0) 64,34 (7,1) / 
1000 - 1600 1433,43 208,14 (14,5) 75,62 (5,3) 29,47 (2,1) 
1600 – 2000 2036,46 500,24 (24,6) 81,19 (4,0) 53,66 (2,6) 
2000 – 2500 2676,81 1031,18 (38,5) 79,21 8 (3,0) 75,48 (2,8) 
2500 – 3000 3375,86 1630,06 (48,3) 115,32 (3,4) 91,14 (2,7) 
3000 – 4000 4267,91 2138,79 (50,1) 191,27 (4,5) 147,09 (3,4) 
4000 – 5000 5609,82 3358,96 (59,9) 266,59 (4,8) 176,4 (3,1) 
5000 - 6000 6984,63 4494,89 (64,4) 409,56 (5,9) 221,47 (3,2) 
6000 - 7500 8548,52 5764,94 (67,4) 508,42 (5,9) 270,54 (3,1) 
7500 - 10.000 10.900,22 7277,43 (66,8) 997,48 (9,1) 358,75 (3,3) 
10.000 - 35.000 16.838,03 8451,66 (50,2) 4535,81 (26,9) 753,24 (4,5) 
* in % des durchschnittlichen monatlichen Haushaltsbruttoeinkommens 
** = Bruttoeinnahmen aus Vermögen abzüglich der Einnahmen aus Vermietung und Verpachtung 
und abzüglich des fiktiven Mietwertes der Eigentümerwohnungen 
Quelle: Statistisches Bundesamt (Hrsg.) (1997b): Wirtschaftsrechnungen; Einkommens- und 
Verbrauchsstichprobe 1993, Heft 4, Wiesbaden 1997, Tabelle 1.1; eigene Berechnungen. 
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Nach den Daten der Tabelle 20 werden die überdurchschnittlich belasteten Bruttoeinkom-
men aus unselbständiger Arbeit der Arbeitnehmer überdurchschnittlich von Haushalten aus 
dem mittleren Nettoeinkommensbereich erzielt. So ist der schichtenspezifische Anteil der 
durchschnittlichen monatlichen Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit im mittleren 
Nettoeinkommensbereich überdurchschnittlich hoch. Dagegen ist er im unteren Nettoein-
kommensbereich deutlich und in der obersten Nettoeinkommensklasse merklich niedriger. 
Dementsprechend konzentrieren sich die Arbeitnehmerhaushalte mit 16,9% überdurch-
schnittlich im mittleren Nettoeinkommensbereich und nur unterdurchschnittlich im unteren 
Nettoeinkommensbereich und in der obersten Nettoeinkommensklasse (vgl. Tabelle 21).  
Tabelle 21: Verteilung der Haushalte von Selbständigen, Arbeitnehmern und Beamten 




...bis unter ...DM) 
Haushalte von Selbständigen 
in 1.000 (in % aller Selbstän-
digenhaushalte) 
Haushalte von Arbeitneh-
mern in 1.000 (in % aller 
Arbeitnehmerhaushalte ) 
Haushalte von Beamten 
in 1.000 (in % aller 
Beamtenhaushalte) 
unter 1000 / / / 
1000 - 1600 / 266 (1,8) / 
1600 – 2000 / 369 (2,5) / 
2000 – 2500 / 835 (5,6) / 
2500 – 3000 / 1.114 (7,5) / 
3000 – 4000 215 (10,7) 2.313 (15,6) 142 (8,9) 
4000 – 5000 211 (10,6) 2.500 (16,9) 186 (11,6) 
5000 - 6000 230 (11,5) 2.198 (14,8) 247 (15,4) 
6000 - 7500 265 (13,3) 2.278 (15,3) 376 (23,5) 
7500 - 10.000 337 (16,9) 1.935 (13,1) 384 (24,0) 
10.000 - 25.000 529 (26,5) 1.006 (6,8) 198 (12,4) 
Quelle: Statistisches Bundesamt (Hrsg.) (1997b): Wirtschaftsrechnungen; Einkommens- und 
Verbrauchsstichprobe 1993, Heft 4, Wiesbaden 1997, Tabelle 1.2, 1.5 und 1.6; eigene Be-
rechnungen. 
Dagegen begünstigt die weitgehende Beitragsbefreiung der Freiberufler, Gewerbetreibenden 
und Selbständigen und die völlige Beitragsbefreiung der Bezieher von Bruttoeinnahmen aus 
Vermögen überdurchschnittlich die Haushalte aus den oberen Nettoeinkommensklassen und 
lediglich unterdurchschnittlich die Haushalte aus den unteren Nettoeinkommensklassen, weil 
die Selbständigen und die Eigentümer und Anteilseigner der gewerblichen Unternehmen 
überdurchschnittlich im oberen Nettoeinkommensbereich vertreten sind. Nach den Daten der 
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Tabelle 20 werden die Bruttoeinkommen aus selbständiger Arbeit und die Bruttoeinnahmen 
aus Vermögen, zu denen auch die Bruttoeinnahmen der Anteilseigner aus ihren verbrieften 
Anteilsscheinen an einkommensteuerpflichtigen Unternehmen gehören, überdurchschnittlich 
von Haushalten aus dem oberen Nettoeinkommensbereich erzielt. So erreicht der Anteil der 
durchschnittlichen monatlichen Bruttoeinkommen aus selbständiger Arbeit am gesamten 
durchschnittlichen monatlichen Haushaltsbruttoeinkommen mit 26,9% ausschließlich in der 
obersten Nettoeinkommensklasse einen überdurchschnittlich hohen Wert. Er schwankt im 
Nettoeinkommensbereich zwischen 1.000 DM und unter 7.500 DM nur zwischen 3,0% und 
5,9%. Dementsprechend konzentrieren sich die Selbständigenhaushalte mit einem Anteil 
von 26,5% eindeutig in der obersten Nettoeinkommensklasse (vgl. Tabelle 21).  
Nach den Daten der Tabelle 20 steigt auch der schichtenspezifische Anteil der durchschnitt-
lichen monatlichen Bruttoeinnahmen aus Vermögen am durchschnittlichen monatlichen 
Haushaltsbruttoeinkommen mit einem steigenden Haushaltsnettoeinkommen zwar nicht sehr 
stark, aber doch tendenziell von 2,1% auf 4,5% in der obersten Nettoeinkommensklasse an. 
Dementsprechend steigt auch der schichtenspezifische Anteil der Haushalte mit Bruttogeld-
vermögen (als Quelle der monatlichen Bruttoeinnahmen aus Vermögen) an der Zahl der 
Haushalte pro Nettoeinkommensklasse mit einem steigenden Haushaltsnettoeinkommen 
nahezu stetig von 81,3% auf 99,7% an (vgl. Tabelle 22).  
Tabelle 22: Verteilung der Haushalte mit Bruttogeldvermögen im alten Bundesgebiet 
am 31.12.1993 nach dem monatlichen Haushaltsnettoeinkommen  
Monatliches Haushaltsnetto-
einkommen (von ...bis unter 
...DM) 
Haushalte pro Klas-
se (in 1.000) 
Haushalte mit Bruttogeldver-
mögen pro Klasse (in 1.000) 
Haushalte mit Bruttogeld-
vermögen in % der Haus-
halte pro Klasse  
unter 1000 1.474 1.198 81,3 
1000 - 1600 2.752 2.451 89,1 
1600 – 2000 2.529 2.408 95,2 
2000 – 2500 4.075 3.959 97,2 
2500 – 3000 3.190 3.143 98,5 
3000 – 4000 5.201 5.143 98,9 
4000 – 5000 3.757 3.738 99,5 
5000 - 7500 4.178 4.168 99,8 
7500 – 35000 1.491 1.486 99,7 
Quelle: Statistisches Bundesamt (Hrsg.) (1997a): Wirtschaftsrechnungen; Einkommens- und 
Verbrauchsstichprobe 1993, Heft 2, Wiesbaden 1997, Tabelle 1.29, eigene Berechnungen. 
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Nach den Daten der Tabelle 23 sind die Aktionäre der börsennotierten körperschaftsteuer-
pflichtigen Unternehmen ebenfalls überdurchschnittlich im oberen Nettoeinkommensbereich 
vertreten, da die Haushalte mit einem hohen Nettoeinkommen gegenüber den Haushalten 
mit einem niedrigen Nettoeinkommen überdurchschnittlich Aktien halten und ein überdurch-
schnittlich hohes Aktienguthaben besitzen. So steigt der schichtenspezifische Anteil der 
westdeutschen privaten Haushalte mit Aktien an der Zahl der Haushalte pro Nettoeinkom-
mensklasse mit einem steigenden Haushaltsnettoeinkommen sowohl stetig als auch deutlich 
von 3,2% auf 29,8% an. Des weiteren steigt das schichtenspezifische durchschnittliche Akti-
enguthaben je Haushalt mit einem steigenden Haushaltsnettoeinkommen zwar nicht stetig 
aber zumindest tendenziell an. Es erreicht in den beiden oberen Nettoeinkommensklassen 
deutlich höhere Werte als im unteren Nettoeinkommensbereich (bis unter 2.000 DM). Es ist 
leider nicht möglich zu überprüfen, ob die Anteilseigner nicht-börsennotierter körperschafts-
teuerpflichtiger Unternehmen (z.B. die Besitzer von GmbH-Anteilen) ebenfalls überdurch-
schnittlich den oberen Nettoeinkommensklassen und lediglich unterdurchschnittlich den un-
teren Nettoeinkommensklassen angehören, da die EVS das Bruttowertpapiervermögen der 
privaten Haushalte ohne GmbH-Anteilsscheine ausweist. Nach Ansicht des Autors ist diese 
These aber durchaus plausibel. 
Tabelle 23: Verteilung des Aktienbesitzes der westdeutschen privaten Haushalte am 
31.12.1993 nach dem monatlichen Haushaltsnettoeinkommen  
Monatliches Haus-
haltsnettoeinkommen 
(von ...bis unter ...DM) 
Haushalte pro Klas-
se (in 1.000) 
Haushalte mit Aktien 
pro Klasse (in 1.000)
Haushalte mit Akti-
en in % der Haus-
halte pro Klasse 
Durchschnittliches 
Aktienguthaben je 
Haushalt (in DM) 
unter 1000 1.474 (48) (3,2) (8.919) 
1000 - 1600 2.752 (104) (3,8) (15.479) 
1600 - 2000 2.529 137 5,4 15.638 
2000 - 2500 4.075 244 5,9 23.449 
2500 - 3000 3.190 309 9,7 17.157 
3000 - 4000 5.201 637 12,2 16.906 
4000 - 5000 3.757 583 15,5 16.531 
5000 - 7500 4.178 920 22,0 29.229 
7500 - 35000 1.491 445 29,8 48.912 
Quelle: Statistisches Bundesamt (Hrsg.) (1997a): Wirtschaftsrechnungen; Einkommens- und Ver-




Darüber hinaus begünstigt die Ausgrenzung der Beamten aus dem sozialversicherungs-
pflichtigen Personenkreis überdurchschnittlich die Haushalte aus den mittleren Nettoein-
kommensklassen und teilweise noch die Haushalte aus den oberen Nettoeinkommensklas-
sen und lediglich unterdurchschnittlich die Haushalte aus den unteren Nettoeinkommens-
klassen. Nach Tabelle 21 gehören die Beamtenhaushalte überdurchschnittlich dem mittleren 
und teilweise noch dem oberen Nettoeinkommensbereich an. Mit einem steigenden Haus-
haltsnettoeinkommen steigt der schichtenspezifische Anteil der Beamtenhaushalte an der 
Gesamtzahl der Beamtenhaushalte zunächst von 8,9% bis auf 24% kontinuierlich an und 
geht erst in der obersten Nettoeinkommensklasse wieder deutlich auf 12,4% zurück.  
Schließlich profitieren von der Beitragsbefreiung der Bruttoeinkommen aus öffentlichen Sozi-
altransfers an Arbeitslose und Nichterwerbstätige überdurchschnittlich die Haushalte aus den 
unteren und teilweise noch aus den mittleren Nettoeinkommensklassen, da die Nichter-
werbstätigen überdurchschnittlich im unteren und mittleren Nettoeinkommensbereich und die 
Arbeitslosen und die am stärksten von Arbeitslosigkeit betroffenen Arbeitnehmer (einfache 
Arbeiter und Angestellte, gering und nicht-qualifizierte Arbeitnehmer) überdurchschnittlich im 
unteren Nettoeinkommensbereich vertreten sind. Nach der EVS gehört die Gesamtzahl der 
Haushalte von Arbeitslosen zu 32,7% und die Gesamtzahl der Haushalte von Nichterwerbs-
tätigen zu 15,1% dem Nettoeinkommensbereich unter 1.600 DM an, zu 54,5% bzw. 39,7% 
dem Nettoeinkommensbereich unter 2.500 DM an und zu 36,8% bzw. 41,8% dem Nettoein-
kommensbereich von 2.500 DM bis unter 5.000 DM an.
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Insgesamt betrachtet geht aus den dargestellten Gründen von höheren Sozialversicherungs-
beiträgen also aus formaler Sicht ein bogenförmiger Belastungsverlauf in Bezug auf die per-
sonelle Bruttoeinkommensverteilung aus. Nach den Daten der EVS ist die Gesamtwirkung 
auf die personelle Nettoeinkommensverteilung also weder eindeutig differenzierend noch 
eindeutig nivellierend. Dagegen zeigen die fiktiven Berechnungen in Tabelle 24 im Anhang, 
dass höhere Sozialversicherungsbeiträge eine schwache differenzierende Wirkung auf die 
personelle Nettoeinkommensverteilung induzieren. Bei den Berechnungen wurde unterstellt, 
dass die in der EVS 1993 ausgewiesenen monatlichen Pflichtbeitragszahlungen der west-
deutschen privaten Haushalte zur Sozialversicherung je Haushalt einen fiktiven Anstieg der 
monatlichen Beitragszahlungen um 1% enthalten, der auf eine fiktive Erhöhung der Beitrags-
sätze zurückgeht. Da bei jedem Haushalt das monatliche Haushaltsnettoeinkommen um die 
fiktiven monatlichen Pflichtbeitragsmehrzahlungen zur Sozialversicherung geringer ausgefal-
len ist, ergibt sich das fiktive durchschnittliche Haushaltsnettoeinkommen pro Monat in jeder 
                                                
256
  Vgl. Statistisches Bundesamt (1997b), Tabelle 1.1-1.10 und (1997a), Tabelle 1.29. 
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Nettoeinkommensklasse durch Addition der fiktiven monatlichen Pflichtbeitragsmehrzahlun-
gen zur Sozialversicherung je Haushalt zu dem in der EVS ausgewiesenen durchschnittli-
chen monatlichen Haushaltsnettoeinkommen. Es zeigt sich, dass sich das fiktive Haushalts-
nettoeinkommen pro Monat (ohne fiktive Pflichtbeitragsmehrzahlungen) unter den getroffe-
nen Annahmen gleichmäßiger verteilt als das tatsächliche Haushaltsnettoeinkommen pro 
Monat (incl. fiktiver Pflichtbeitragsmehrzahlungen), da der „fiktive“ Gini-Koeffizient 
0,31782605 kleiner ist als der „tatsächliche“ Gini-Koeffizient 0,31788107. 
Nach den Berechnungen in Abschnitt 5.3 betrugen die kumulierten Beitragsmehreinnahmen 
aus den vereinigungsbedingten diskretionären Beitragssatzänderungen zwischen 1991 und 
1995 in Deutschland per Saldo ca. 86 Mrd. DM. Dieser hohe Betrag spricht dafür, dass die 
differenzierende Wirkung der höheren Sozialversicherungsbeiträge seit 1991 auf die perso-
nelle Nettoeinkommensverteilung im alten Bundesgebiet quantitativ bedeutsam war.  
7.2.2 Materielle Inzidenzanalyse  
In materieller Hinsicht weichen die effektive Steuertraglast und die formale Steuerlast aus 
dem Solidaritätszuschlag sowie die formale Beitragslast und die effektive Beitragstraglast 
aus höheren Sozialversicherungsbeiträgen voneinander ab, wenn die Betroffenen auf die 
Erhebung des Solidaritätszuschlags bzw. auf die Erhebung der höheren Sozialversiche-
rungsbeiträge mit „aktiven“ und/oder „passiven“ Anpassungsreaktionen reagieren. Dadurch 
können sie nämlich ihre Steuer- bzw. Beitragstraglast (auf Kosten anderer Marktteilnehmer) 
reduzieren.
257
 Als Folge der Anpassungsreaktionen kommt es auf den Güter- und Faktor-
märkten zu Preis- und Mengeneffekten. Diese beeinflussen die personelle Nettoeinkom-
mensverteilung sowohl unmittelbar über die Einkommensverwendung der privaten Haushalte 
als auch mittelbar über die Einkommenserzielung der Haushalte und über die Gewinnerzie-
lung der Unternehmen. Diese interpersonellen Einkommensverteilungswirkungen können die 
formal einkommensnivellierende Wirkung des Solidaritätszuschlags bzw. die schwache ein-
kommensdifferenzierende Wirkung höherer Sozialversicherungsbeiträge modifizieren.
258
  
Bei der „Steuerumgehung“ nutzt der Steuerpflichtige auf legale Weise seine individuelle Ges-
taltungsfreiheit bei der Einkommenserzielung und bei der Ermittlung der steuerlichen Be-
messungsgrundlage zum Zweck der Steuerersparnis. Er versucht, den steuerpflichtigen Tat-
bestand zu umgehen oder den Tatbestand einer Steuervergünstigung zu erfüllen. Damit 
                                                
257
  Vgl. Fehr, H./Wiegard, W. (1998), S. 202 f. und Wrede, M. (1993), S. 8 ff. und S. 21 ff. 
258
  Vgl. Simon, S. (2000), S. 142 f. und S. 236 f. und von Loeffelholz, H.-D. (1979), S. 37. 
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handelt er allerdings gegen den Sinn der steuerrechtlichen Regelungen. Dazu zählt z.B. die 
intertemporale Einkommensverlagerung zum Zweck der Steuerstundung, die Umwandlung 
von steuerbaren Bruttoeinkünften in steuerbefreite oder steuerbegünstigte Bruttoeinkünfte, 
die Umwandlung von steuerlich nicht-abzugsfähigen Aufwendungen in steuerlich abzugsfä-
hige Aufwendungen, der Erwerb von Aktiva mit steuerbegünstigten oder steuerbefreiten 
Bruttoerträgen, die Ausnutzung der fehlenden Rechtsform-, Finanzierungs- und Standort-
neutralität der Besteuerung und die Verlagerung von Bruttoerträgen, von steuerlich abzugs-
fähigen Kosten oder von Schulden zwischen der betrieblichen und privaten Sphäre.
259
  
Bei der „Vermeidung“ versuchen die Steuer- bzw. Beitragspflichtigen, den Eintritt des steuer- 
bzw. sozialversicherungspflichtigen Tatbestandes durch eine legale räumliche, sachliche 
oder zeitliche Verlagerung der Einkommenserzielung („Substitution“) zu vermeiden oder die 
Bemessungsgrundlage der höheren Steuern bzw. Sozialversicherungsbeiträge zu vermin-
dern. Außerdem können sie die fehlende Rechtsform-, Finanzierungs- und räumliche Stand-
ortneutralität der Besteuerung legal ausnutzen.
260
 Bei der „Hinterziehung“ reagieren die 
Steuer- bzw. Beitragspflichtigen mit einer Nichtangabe oder Verfälschung steuer- bzw. bei-
tragspflichtiger Tatbestände oder einer Verfälschung steuerlicher Abzugsbeträge gegenüber 
dem Finanzamt. Dadurch reduzieren sie auf illegale Weise die Bemessungsgrundlage der 
höheren Steuern bzw. Beiträge.
261
 Bei der „Überwälzung“ geben die Steuer- bzw. Beitrags-
pflichtigen eine höhere Steuer- bzw. Beitragslast über eine Veränderung der Preise auf den 
Güter- und/oder Faktormärkten partiell oder vollständig an andere Wirtschaftssubjekte wei-
ter. Dadurch verringern sie ihre Last auf Kosten anderer Marktteilnehmer.
262
 Bei der „Einho-
lung“ versuchen die Steuer- bzw. Beitragspflichtigen, ihre höhere Steuer- bzw. Beitragslast 
durch eine Erhöhung ihrer wirtschaftlichen Aktivitäten zum Zweck der Einkommenserzielung 
zu kompensieren, um den Rückgang ihres Nettoeinkommens aufzufangen.
263
 
Schließlich können die Steuer- bzw. Beitragspflichtigen auf eine höhere Steuer- bzw. Bei-
tragslast mit „passiver“ Anpassung reagieren. So können die privaten Haushalte auf die ab-
gabeinduzierte Verminderung ihres Nettoeinkommens mit einer Einschränkung ihrer Kon-
                                                
259
  Vgl. Stiglitz, J.E. (1985), S. 325 ff. und Oberheide, R. (1998), S. 29 ff. und S. 191 ff.  
260
  Vgl. Oberheide, R. (1998), S. 191 ff. und Pfeiffer, D. (1989), S. 51 ff. 
261
  Vgl. Wrede, M. (1993), S. 11 ff. und S. 18 ff.  
262
  Vgl. Homburg, S. (1997), S. 103 ff. und Petersen, H.-G. (1984), S. 83. 
263
  Vgl. Simon, S. (2000), S. 143 ff. und Pfeiffer, D. (1989), S. 51 ff. 
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sum- und Spartätigkeit und/oder ihres Arbeitsangebotes und die Unternehmen auf den die 
abgabeinduzierten Rückgang ihres Nettogewinns mit dem Abbau von Produktionskapazitä-
ten und/oder einer Einschränkung ihrer Investitionstätigkeit reagieren. Daraus resultieren 
Mengen- und Preiseffekte auf den betroffenen Güter- und Faktormärkten.
264
  
7.2.2.1 Materielle Inzidenzanalyse der Erhebung des Solidaritätszuschlags bei 
der Lohnsteuer und der höheren anteiligen Sozialversicherungsbeiträ-
ge der sozialversicherten Arbeitnehmer 
In diesem Abschnitt werden zunächst die „aktiven“ Anpassungsreaktionen der Lohnsteuer-
pflichtigen auf die Erhebung der Lohnsteuer und damit auch auf die Erhebung des Solidari-
tätszuschlags auf die Lohnsteuerschuld untersucht. Damit werden gleichzeitig auch die „akti-
ven“ Anpassungsreaktionen der sozialversicherten Arbeitnehmer auf ihre höheren anteiligen 
Sozialversicherungsbeiträge analysiert. Damit beschäftigt sich der Unterabschnitt (1). An-
schließend wird in Unterabschnitt (2) die materielle Inzidenz des Solidaritätszuschlags auf 
die Lohnsteuerschuld und die materielle Inzidenz höherer anteiliger Sozialversicherungsbei-
träge der sozialversicherten Arbeitnehmer abschließend eingeschätzt.  
(1) Darstellung der „aktiven“ Anpassungsreaktionen  
Vermeidungs-, Umgehungs- und Einholungsaktivitäten 
In der Praxis sind die legalen Steuervermeidungsmöglichkeiten der Lohnsteuerpflichtigen 
und die legalen Beitragsvermeidungsmöglichkeiten der sozialversicherten Arbeitnehmer sehr 
begrenzt. Dies gilt zumindest für diejenigen Arbeitnehmer, die bei ihrer Einkommenserzie-
lung aufgrund der Art ihrer Tätigkeit, ihrer erworbenen Qualifikation oder sonstiger persönli-
cher Merkmale lediglich eine begrenzte räumliche und berufliche Mobilität aufweisen und in 
kurzfristiger Hinsicht auf das Bruttoarbeitsentgelt als Einkommensquelle angewiesen sind. 
Dabei besitzen höher qualifizierte Arbeitnehmer aus den mittleren und oberen Nettoeinkom-
mensklassen deutlich bessere Vermeidungsmöglichkeiten als gering qualifizierte Arbeitneh-
mer aus den unteren Nettoeinkommensklassen, da ihre räumliche und berufliche Mobilität 
aufgrund ihrer umfassenden beruflichen und schulischen Ausbildung deutlich höher ist.
265
 
Darüber hinaus verfügen die Arbeitnehmer auch nur über begrenzte Umgehungsmöglichkei-
ten, da die Lohnsteuer und die Sozialversicherungsbeiträge beide nach dem Quellenabzugs-
verfahren erhoben werden und die Arbeitnehmer hier die Ermittlung des „zu versteuernden 
                                                
264
  Vgl. Zimmermann, H./Henke, K.D. (1994), S. 222 ff. und Simon, S. (2001), S. 144 f. 
265
  Vgl. Oberheide, R. (1998), S. 126 und S. 184 ff. und Simon, S. (2001), S. 146 f. 
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Einkommens“ kaum beeinflussen können.
266
 Sodann besitzen viele Arbeitnehmer keine allzu 
großen Möglichkeiten zu einem Wechsel in eine selbständige Tätigkeit, in die „Scheinselb-
ständigkeit“ oder in ein sozialversicherungsbefreites Beschäftigungsverhältnis.
267
 
Schließlich können die meisten Arbeitnehmer lediglich in einem begrenzten Ausmaß „Einho-
lung“ betreiben, da sie die Arbeitszeit bei ihrem bestehenden Beschäftigungsverhältnis, die 
Anzahl ihrer Beschäftigungsverhältnisse und die Anzahl ihrer Überstunden nicht autonom 
ausweiten können. Dieser Umstand ist u.a. auf (tarif-)vertraglich festgelegte Arbeitszeiten, 
auf berufs- und qualifikationsspezifische Merkmale des Arbeitnehmers und auf sonstige per-
sönliche Merkmale des Arbeitnehmers zurückzuführen. Außerdem setzt die „Einholung“ 
zwingend ein Arbeitsplatz- und/oder Überstundenangebot der Arbeitgeber voraus.
268
  
Aber selbst unter der Prämisse einer autonomen Arbeitszeit-Freizeit-Entscheidung ist die 
Wirkung eines höheren Grenzsteuersatzes (bzw. höherer Sozialversicherungsbeiträge) auf 
die Arbeitszeit der Arbeitnehmer keineswegs eindeutig. Im neoklassischen Einkommens-
Freizeit-Modell veranlasst ein steuerinduzierter Rückgang des Nettoeinkommens die Arbeit-
nehmer zwar einerseits zu einer Ausweitung ihrer Arbeitszeit zu Lasten ihrer Freizeit („Steu-
ereinholung“). Andererseits substituieren die Arbeitnehmer wegen der gestiegenen Opportu-
nitätskosten der Freizeit aber Arbeitszeit durch Freizeit („sachliche Steuervermeidung“).
269
 In 
der Praxis ist bei Arbeitnehmern mit einem niedrigen Nettoeinkommen sicherlich eher eine 
„Einholung“ wahrscheinlich, da sie von einem steuer- bzw. beitragsinduzierten Rückgang 
ihres Nettoeinkommens stärker getroffen werden und sich einen weiteren Rückgang ihres 
Bruttoeinkommens als Folge einer Verringerung ihrer offiziellen Arbeitszeit nicht „leisten“ 
können. Dagegen werden Arbeitnehmer mit einem hohen Nettoeinkommen auf die relative 
Verteuerung der offiziellen Arbeitszeit gegenüber der Freizeit eher mit einer (sachlichen) 
Substitution von Arbeitszeit durch Freizeit reagieren.
270
  
Insgesamt lässt dieser kurze Überblick über die Vermeidungs-, Umgehungs- und Einho-
lungsmöglichkeiten der Lohnsteuerpflichtigen und der sozialversicherungspflichtigen Arbeit-
nehmer in der Praxis vermuten, dass sie ihre Steuermehrlast aus der Erhebung des Solidari-
                                                
266
  Vgl. Hagedorn, R. (1991), S. 5 f. und S. 47 f.  
267
  Vgl. Simon, S. (2000), S. 145 ff.  
268
  Vgl. Schneider, D./Enste, D. (2000), S. 61 f.  
269
  Vgl. Simon, S. (2001), S. 147 ff. und Schneider, D./Enste, D. (2000), S. 57 ff. und S. 71 ff.  
270
  Vgl. von Loeffelholz, H.-D. (1979), S. 63 ff. 
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tätszuschlags auf die Lohnssteuerschuld zwischen dem 1.7.1991 und dem 30.6.1992 und im 
Jahr 1995 und ihre Beitragsmehrlast aus ihren höheren anteiligen Sozialversicherungsbei-
trägen seit 1991 nicht nennenswert durch legale Entzugsmöglichkeiten reduzieren konnten. 
Überwälzungsaktivitäten 
Bei der Rückwälzung versuchen die Arbeitnehmer, ihre höhere Steuer- bzw. Beitragslast in 
ihrer Eigenschaft als Konsumenten über niedrigere Güterpreise auf die Anbieter von Gütern 
und Dienstleistungen zurückzuwälzen. Diese Strategie ist in der Praxis allerdings wenig er-
folgsversprechend. Demgegenüber ist eine erfolgreiche Vorwälzung der Steuer- bzw. Bei-
tragsmehrlast auf die Arbeitgeber durchaus vorstellbar. Dazu müssen die Arbeitnehmer in 
den Lohnverhandlungen als Ausgleich für die höhere Belastung der Bruttolöhne und Brutto-
gehälter mit Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen gegenüber ihren Arbeitgebern ent-
sprechend höhere Bruttoarbeitsentgelte durchsetzen. Dadurch können sie den steuer- bzw. 
beitragsinduzierten Rückgang ihrer Nettolöhne bzw. Nettogehälter ausgleichen.
271
 
In der Praxis sind die Vorwälzungsbestrebungen der sozialversicherten Arbeitnehmer be-
sonders ausgeprägt, wenn sie die beitragsinduzierte Kürzung ihres aktuellen Nettoeinkom-
mens stärker gewichten als den höheren Konsum in der Zukunft, der durch die erzwungene 
Ersparnis in der Gegenwart in Form höherer Sozialleistungen möglich wird. Dieses „Netto-
lohndenken“ ist dann zu erwarten, wenn die relative Beitragsbelastung der Bruttoarbeitsent-
gelte bereits hoch ist, wenn die Bruttoarbeitsentgelte konjunkturbedingt sinken, oder wenn 
die Äquivalenz zwischen den Beitragszahlungen an die Sozialversicherung und den Leis-
tungsansprüchen aus der Sozialversicherung schwach ausgeprägt ist.
272
 Bei einem geringen 
Leistungs-Gegenleistungs-Bezug erwarten die Arbeitnehmer für ihre aktuellen Beitragszah-
lungen keine (große) spezifische Gegenleistung aus der Sozialversicherung in der Zukunft. 
Deshalb betrachten sie die Sozialversicherungsbeiträge als eine proportionale direkte Steuer 
auf ihr Bruttoarbeitsentgelt. Ihre Bereitschaft zur Übernahme der höheren Beitragslast fällt 
dann umso geringer aus, je weniger ihr Grenznutzengewinn aus den späteren zusätzlichen 
Leistungen ihren Grenznutzenverlust aus den höheren Beitragszahlungen kompensiert.
273
 
Es stellt sich nun die Frage, ob die Arbeitnehmer eine Steuermehrlast bzw. eine Beitrags-
mehrlast in der Realität tatsächlich vollständig auf die Arbeitgeber vorwälzen können, oder 
                                                
271
  Vgl. Pfeiffer, D. (1989), S. 58 f. und Simon, S. (2001), S. 149 ff.  
272
  Vgl. von Loeffelholz, H.-D. (1979), S. 78 ff.  
273
  Vgl. Breuer, M. (1999), S. 53 f. und S. 55 ff. 
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ob sie diese zumindest teilweise selbst tragen müssen. Im Modell der neoklassischen 
„Grenzproduktivitätstheorie des Lohns“ ist der Vorwälzungsgrad auf die Bruttolöhne auf ei-
nem nicht-organisierten Arbeitsmarkt mit dem Lohnsatz als Erwartungsparameter der Anbie-
ter und der Nachfrager umso höher, je niedriger die Lohnelastizität der gesamtwirtschaftli-
chen Arbeitsnachfrage gegenüber der Lohnelastizität des gesamtwirtschaftlichen Arbeitsan-
gebotes ist. In diesem Fall reagieren die Arbeitgeber auf die höheren Bruttolohnforderungen 
der Arbeitnehmer lediglich mit einer geringen Einschränkung ihrer Arbeitsnachfrage. Da-
durch kommt es zu keinem starken nachfrageinduzierten Rückgang des Bruttolohnsatzes.
274
  
Diese Elastizitätskonstellation ist in einer konjunkturellen Boomsituation mit einem hohen 
Auslastungsgrad der betrieblichen Produktionskapazitäten, einer hohen Güternachfrage und 
einer niedrigen Arbeitslosigkeit durchaus plausibel, da die Arbeitgeber ihre vorhandenen 
Arbeitskräfte in der Produktion benötigen und sie die zusätzlich benötigten Arbeitskräfte nur 
noch zu steigenden Bruttolöhnen anwerben können. Im Boom wird die Arbeitskräftenachfra-
ge in erster Linie nachfrageseitig determiniert. Demgegenüber sind die Vorwälzungsmöglich-
keiten der Arbeitnehmer in einer ungünstigen konjunkturellen Situation mit unausgelasteten 
betrieblichen Produktionskapazitäten und einer niedrigen gesamtwirtschaftlichen Güternach-
frage weniger günstig, da die Lohnelastizität der Arbeitsnachfrage deutlich höher ist. Hier 
werden die Arbeitgeber als Reaktion auf einen Bruttolohnanstieg ihre Arbeitsnachfrage stark 
einschränken, da der geringe Auslastungsgrad der Produktionskapazitäten die Entlassung 
nicht-benötigter Arbeitskräfte erlaubt, die Produktionskosten die Arbeitskräftenachfrage stark 
beeinflussen und die Arbeitgeber freigesetzte Arbeitskräfte leichter durch gleich qualifizierte 
Arbeitskräfte mit niedrigeren Bruttolohnforderungen ersetzen können.
275
 Dabei sind die Vor-
wälzungsmöglichkeiten der Arbeitnehmer zusätzlich dann ungünstig, wenn die Arbeitgeber 
als Reaktion auf höhere Bruttolohnforderungen die Arbeitsintensität der Produktion reduzie-
ren können (sachliche Substitution) oder die Produktion in Regionen mit niedrigeren 
Bruttolöhnen verlagern können (räumliche Substitution).
276
 In der Realität ist die Nachfrage 
nach hoch qualifizierten Arbeitnehmern sicherlich deutlich lohnunelastischer als die 
Nachfrage nach gering qualifizierten Arbeitnehmern. Deshalb besitzen gering qualifizierte 
Arbeitnehmer schlechtere Vorwälzungsmöglichkeiten als hoch qualifizierte Arbeitnehmer.
277
  
                                                
274
  Vgl. Blankart, C.B. (1998), S. 323 ff. und von Loeffelholz, H.-D. (1979), S. 53 f. und S. 81 ff. 
275
  Vgl. von Loeffelholz, H.-D. (1979), S. 53 ff., 69 und S. 80 ff. 
276
  Vgl. Homburg, S. (1997), S. 129. 
277
  Vgl. Simon, S. (2001), S. 150 f. 
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Schließlich ist nach herrschender Ansicht die Lohnelastizität des gesamtwirtschaftlichen Ar-
beitsangebotes in der Realität relativ gering, da die meisten Arbeitnehmer ihr individuelles 
Arbeitsangebot nicht völlig autonom variieren und sich keinen Rückgang ihres Bruttolohnein-
kommens und daher keine freiwillige Arbeitslosigkeit leisten können. Dies gilt besonders für 
die gering qualifizierten Arbeitnehmer mit einem niedrigen Nettoeinkommen.
278
 
In der bundesdeutschen Praxis eines organisierten Arbeitsmarktes determiniert neben der 
Elastizitätskonstellation auf dem Arbeitmarkt auch noch das Verhalten der Gewerkschaften 
und der Arbeitgeberverbände in und außerhalb der Tarifverhandlungen die Lohnbildung am 
Arbeitmarkt. Hier schränken verhandlungsspezifische Interessen der Gewerkschaften in den 
Tarifverhandlungen, ökonomische Faktoren und organisatorisch-institutionelle Faktoren die 
Vorwälzungsmöglichkeiten der Arbeitnehmer und/oder die Vorwälzungsbestrebungen der 
Arbeitnehmer ein. Dazu zählt z.B. eine Restlaufzeit der Tarifverträge, der überbetriebliche 
Charakter der Tarifabschlüsse, die relativ ausgeglichene Verhandlungsmacht der Tarifpartei-
en in den kollektiven Tarifverhandlungen, eine ungünstige gesamtwirtschaftliche Beschäfti-
gungslage und die Erwartung einer langen Streik- oder Aussperrungsdauer mit hohen Ein-
kommenseinbußen der Arbeitnehmer. Diese Faktoren schwächen auch das Nettolohnden-
ken der Arbeitnehmer und damit das Gewicht der Arbeitnehmerbeiträge im Verhandlungs-
kalkül der Gewerkschaften ab. Des weiteren übt die öffentliche Meinung i.d.R. Druck auf die 
Gewerkschaften zu einem freiwilligen Verzicht auf Streiks aus. Diese Faktoren entschärfen 
also den rein ökonomischen Konflikt um die Aufteilung der Steuer- bzw. Beitragslast zwi-
schen Arbeitnehmern und Arbeitgebern. Deshalb ist die Wahrscheinlichkeit für eine erfolgrei-
che Vorwälzung einer höheren Steuer- bzw. Beitragslast von den Arbeitnehmern auf die Ar-
beitgeber am organisierten Arbeitmarkt geringer als am nicht-organisierten Arbeitmarkt. Au-
ßerdem ist ihre Vorwälzung auf die tariflichen Nominallöhne ganzer Branchen in der Praxis 
eher schwierig, wenn sie individuell unterschiedlich hoch ausfällt.
279
  
Es stellt sich nun noch die Frage, in welcher Weise das gesamtwirtschaftliche Umfeld in 
Westdeutschland während der Erhebung des Solidaritätszuschlags und der diskretionären 
Erhöhungen des Beitragssatzes zur Gesetzlichen Renten- und Arbeitslosenversicherung 
zwischen 1991 und 1995 die realwirtschaftlichen Bedingungen für eine erfolgreiche Vorwäl-
zung der Steuer- und Beitragsmehrlast der westdeutschen Arbeitnehmer auf ihre Arbeitgeber 
beeinflusste. Nach den Erkenntnissen aus Abschnitt 3.1.3 war die konjunkturelle Situation im 
alten Bundesgebiet zwischen 1990 und Mitte 1992 günstig. Deshalb ist davon auszugehen, 
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  Vgl. von Loeffelholz, H.-D. (1979), S. 53 ff., 69 und S. 80 ff. 
279
  Vgl. von Loeffelholz, H.-D. (1979), S. 91 f., 95 ff. und S. 101 ff. und Pfeiffer, D. (1989), S. 62 ff. 
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dass insbesondere qualifizierte westdeutsche Arbeitnehmer mit einem mittleren und hohen 
Nettoeinkommen in diesem Zeitraum einen Teil ihrer Beitragsmehrlast aus der diskretionären 
Erhöhung des Beitragssatzes zur Gesetzlichen Arbeitslosenversicherung vom 1.4.1991 und 
einen Teil ihrer Steuermehrlast aus der Erhebung des Solidaritätszuschlags zwischen Mitte 
1990 und Mitte 1991 über höhere Bruttoarbeitsentgelte auf ihre Arbeitgeber vorwälzen konn-
ten. Aufgrund der hohen gesamtwirtschaftliche Güternachfrage und Kapazitätsauslastung 
und der relativ angespannten Beschäftigungssituation auf dem westdeutschen Arbeitmarkt 
war die Lohnelastizität der gesamtwirtschaftlichen Arbeitsnachfrage (v.a. in Bezug auf quali-
fizierte Arbeitskräfte) relativ niedrig. Da die westdeutschen Unternehmen an der Kapazitäts-
grenze produzierten, konnten sie auf ihre vorhandenen Arbeitskräfte nicht verzichten und 
zusätzlich benötigte Arbeitskräfte nur noch zu steigenden Bruttolöhnen anwerben. Außerdem 
fiel ihr Widerstand gegen die Vorwälzungsversuche ihrer vorhandenen Beschäftigten vermut-
lich nicht allzu stark aus, da die Bedingungen für eine erfolgreiche Vorwälzung höherer 
Lohnkosten auf die Nachfrager zumindest aus makroökonomischer Sicht günstig waren. Ein 
Blick auf den Index der Tariflöhne (Tarifgehälter) im alten Bundesgebiet in den Jahren 1991 
und 1992 bestätigt die These einer gelungenen Vorwälzung der Steuermehrlast. Er stieg in 
1991 um 6,1% (6,0%) und in 1992 um 5,8% (5,2%) an. Allerdings lässt der Index der Tarif-
löhne (Tarifgehälter) nur bedingt Aussagen über den Vorwälzungsgrad zu, weil er neben 
abgabeinduzierten Bruttoentgeltforderungen zugleich auch Anpassungen der Bruttoarbeits-
entgelte wegen Inflation und realwirtschaftlichen Produktivitätsfortschritten widerspiegelt.
280
  
Demgegenüber waren die realwirtschaftlichen Bedingungen für eine erfolgreiche Vorwälzung 
der höheren Steuer- und Beitragslast der Arbeitnehmer auf die Arbeitgeber während der un-
günstigen konjunkturellen Entwicklung zwischen Mitte 1992 und 1995 vermutlich deutlich 
ungünstiger, da die Lohnelastizität der Arbeitsnachfrage konjunkturbedingt hoch war. Dahin-
ter standen die ungünstige gesamtwirtschaftliche Beschäftigungslage, der niedrige Auslas-
tungsgrad der betrieblichen Produktionskapazitäten und die niedrige gesamtwirtschaftliche 
Güternachfrage. Daher ist es plausibel anzunehmen, dass die westdeutschen Arbeitnehmer 
ihre Steuermehrlast aus dem Solidaritätszuschlag im Jahr 1995 und ihre Beitragsmehrlast 
aus der diskretionären Erhöhung des Beitragssatzes zur Gesetzlichen Arbeitslosenversiche-
rung vom 1.1.1993 und aus der diskretionären Erhöhung des Beitragsatzes zur Gesetzlichen 
Rentenversicherung vom 1.1.1995 kaum auf ihre Arbeitgeber vorwälzten und damit nahezu 
vollständig selbst tragen mussten.  
 
                                                
280




Bei den illegalen Anpassungsreaktionen der Arbeitnehmer beschränken sich die Reaktions-
möglichkeiten auf das Verschweigen der in der Schattenwirtschaft erzielten Einkommen aus 
Schwarzarbeit, da die Lohnsteuer und die gesetzlichen Sozialversicherungsbeiträge nach 
dem Quellenabzugsverfahren erhoben werden.
281
 Ein Arbeitnehmer kann entweder bei ge-
gebener Gesamtarbeitszeit die Beschäftigung im offiziellen Sektor durch Beschäftigungsver-
hältnisse im „schattenwirtschaftlichen“ Sektor vollständig oder teilweise substituieren („illega-
le Substitution“) oder zusätzlich zur Beschäftigung im offiziellen Sektor eine Schwarzarbeit 
zu Lasten seiner Freizeit ausüben („illegale Einholung“). Diese Entscheidung hängt maßgeb-
lich von dem erwarteten Ertrag aus der inoffiziellen Erwerbstätigkeit im Vergleich zum Ertrag 
aus der offiziellen Erwerbstätigkeit ab. Demnach vergleicht der Steuerpflichtige den Netto-
lohnsatz im offiziellen Sektor mit dem Bruttolohnsatz im inoffiziellen Sektor. Außerdem be-
rücksichtigt er die erwartete Strafe bei einer Aufdeckung der Schwarzarbeit.
282
  
In der Praxis hängen die Möglichkeiten der Arbeitnehmer zur Aufnahme einer Schwarzarbeit 
entscheidend von der Höhe und der Flexibilität der offiziellen Arbeitszeit des Arbeitnehmers, 
von der Art der Ausbildung und der beruflichen Qualifikation des Arbeitnehmers, von der 
Ausstattung des Arbeitnehmers mit Realkapital und von der Nachfrage nach Schwarzarbeit 
durch private Haushalte und Unternehmen ab. Deshalb verteilen sie sich in sachlicher Hin-
sicht und in zeitlicher Hinsicht ungleich auf die Arbeitnehmer. Des weiteren sind die Präfe-
renzen der Arbeitnehmer zur Aufnahme einer Schwarzarbeit unterschiedlich hoch, da die 
Steuerbelastung, der Grad der Risikoaversion, die Steuermoral, die erwartete Kontrollintensi-
tät und Kontrollhäufigkeit der Finanzbehörden individuell differieren. Daneben hängen die 
Präferenzen der Arbeitnehmer zur Aufnahme einer Schwarzarbeit noch von der Höhe der 
staatlichen Lohnersatzleistungen, dem individuellen Beschäftigungsrisiko, der Beschäfti-
gungslage auf dem offiziellen Arbeitsmarkt, dem Angebot an öffentlichen Gütern sowie der 
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  Vgl. Müller, K./Bork, C. (1998), S. 218. 
282
  Vgl. Cowell, F.A. (1985), S. 19 f. und S. 25 f. und Schneider, D./Enste, D. (2000), S. 64 ff. und 
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Im neoklassischen Einkommens-Freizeit-Modell ist die Gesamtwirkung eines höheren 
Grenzsteuersatzes auf die inoffizielle Arbeitszeit nur dann eindeutig, wenn der nutzenmaxi-
mierende Arbeitnehmer seine inoffizielle Arbeitszeit zu Lasten der Freizeit ausdehnt („illegale 
Steuereinholung“ bzw. „Einkommenseffekt“) und seine offizielle Arbeitszeit durch inoffizielle 
Arbeitszeit substituiert („illegale Steuervermeidung“ bzw. „Substitutionseffekt“). Dies ist im 
Modell aber nur dann zu erwarten, wenn der Arbeitnehmer risikoneutral ist oder seine abso-
lute Risikoaversion nicht vom seinem Nettoeinkommen abhängt, wenn der Arbeitnehmer im 
Entdeckungsfall das hinterzogene Einkommen aus Schwarzarbeit nachträglich nicht ver-
steuern muss, und wenn das hinterzogene Einkommen aus Schwarzarbeit die Bemessungs-
grundlage der Geldstrafe ist. Bei einer Erhöhung des Grenzsteuersatzes erhält er einen An-
reiz zur „illegalen Steuervermeidung“, weil der Preis einer offiziellen Arbeitsstunde gesunken 
ist, d.h. Schwarzarbeit gegenüber der offiziellen Arbeit relativ lohnender geworden ist.
284
  
Demgegenüber ist im neoklassischen Einkommens-Freizeit-Modell der Substitutionseffekt in 
Bezug auf das Niveau der Schwarzarbeit unbestimmt, wenn der Arbeitnehmer im Entde-
ckungsfall das Einkommen aus Schwarzarbeit zu dem höheren Grenzsteuersatz nachträglich 
versteuern muss und/oder die hinterzogene Steuerschuld die Bemessungsgrundlage der 
Geldstrafe ist. In beiden Fällen vermindert die Erhöhung des Grenzsteuersatzes den Preis 
einer inoffiziellen Arbeitsstunde. Daraufhin ist auch die Gesamtwirkung auf das Niveau der 
Schwarzarbeit ebenfalls unbestimmt. Dasselbe gilt auch dann, wenn der Einkommenseffekt 
in Bezug auf das Niveau der Schwarzarbeit negativ ist, weil die absolute Risikofreude des 
Arbeitnehmers mit einem steigenden Nettoeinkommen zunimmt. In diesem Fall schlägt sich 
nämlich die Erhöhung des Grenzsteuersatzes in einer geringeren inoffiziellen Arbeitszeit nie-
der, weil der Arbeitnehmer als Reaktion auf den Rückgang seines Nettoeinkommens eine 
weniger risikofreudigere Position einnimmt.
285
  
Insgesamt lässt sich also ein positiver Einfluss des Grenzsteuersatzes auf das Niveau der 
Schwarzarbeit theoretisch nicht eindeutig ableiten. Dagegen weisen empirische Studien ei-
nen signifikant positiven Einfluss des Grenzsteuersatzes auf das Niveau der Schwarzarbeit 
in den westlichen Industrieländern nach. Es zeigt sich, dass die Haushalte im unteren und 
mittleren Nettoeinkommensbereich überproportional Schwarzarbeit anbieten und die Haus-
halte im mittleren und oberen Nettoeinkommensbereich überproportional Schwarzarbeit 
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 In der folgenden Analyse wird der These gefolgt, dass die westdeutschen 
Arbeitnehmer ihre Steuermehrlast aus der Erhebung des Solidaritätszuschlags auf die 
Lohnsteuerschuld und ihre Beitragsmehrlast aus den höheren Sozialversicherungsbeiträgen 
zwischen 1991 und 1995 aufgrund begrenzter Hinterziehungsmöglichkeiten kaum durch eine 
illegale Einholung und eine illegale Vermeidung reduzieren konnten.  
(2) Gesamteinschätzung der materiellen Inzidenz des Solidaritätszuschlags auf die 
Lohnsteuerschuld und der materiellen Inzidenz höherer anteiliger Sozialversiche-
rungsbeiträge der sozialversicherten Arbeitnehmer 
Insgesamt betrachtet hat die Analyse der Vermeidungs-, Umgehungs-, Einholungs-, Über-
wälzungs- und Hinterziehungsmöglichkeiten der Arbeitnehmer in Abschnitt (1) gezeigt, dass 
ihre Möglichkeiten zu einem legalen und illegalen Entzug bei der deutschen Lohnsteuer und 
bei den Sozialversicherungsbeiträgen in der Praxis begrenzt sind. Dafür spricht u.a. die rela-
tiv hohe Lohnelastizität der Arbeitsnachfrage am nicht-organisierten Arbeitsmarkt und die 
ausgeglichene Verhandlungsmacht der Tarifparteien in den kollektiven Tarifverhandlungen 
am organisierten Arbeitsmarkt. In der Praxis besitzen die gering qualifizierten Arbeitnehmer 
aus dem unteren Nettoeinkommensbereich nochmals deutlich schlechtere Möglichkeiten zu 
einer Verminderung ihrer Steuer- bzw. Beitragsmehrlast als hochqualifizierte Arbeitnehmer 
aus dem mittleren und oberen Nettoeinkommensbereich. Deshalb werden sie als Reaktion 
auf den steuer- bzw. beitragsinduzierten Rückgang ihres Nettolohneinkommens v.a. ihre 
Konsum- und Sparaktivitäten verändern. Daraus resultieren allerdings auch verteilungsrele-
vante Preis- und Mengeneffekte auf den Güter- und Faktormärkten. 
Letztendlich bestätigt sich also die in der finanzwissenschaftlichen Literatur vertretene Auf-
fassung, dass die formale und die materielle Inzidenz der deutschen Lohnsteuer nahezu 
übereinstimmen, so dass auch die formale und die materielle Inzidenz des Solidaritätszu-
schlags auf die Lohnsteuerschuld nahezu übereinstimmen müssen. Dies bedeutet, dass die 
Lohnsteuerpflichtigen die Steuerlast aus dem Solidaritätszuschlag auf die Lohnsteuerschuld 
größtenteils selbst tragen mussten. Demnach hatte die in Abschnitt 7.2.1.1 abgeleitete pro-
gressive Belastungswirkung des Solidaritätszuschlags auf die Lohnsteuerschuld auch aus 
materieller Sicht weitgehend Bestand. Des weiteren hatte auch die formal schwach einkom-
mensdifferenzierende Wirkung der höheren anteiligen Sozialversicherungsbeiträge der sozi-
alversicherten Arbeitnehmer zwischen 1991 und 1995 aus materieller Sicht weitgehend Be-
stand, weil die sozialversicherten Arbeitnehmer ihre Beitragsmehrlast aus den höheren Sozi-
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alversicherungsbeiträgen zur Gesetzlichen Renten- und Arbeitslosenversicherung seit 1991 
ebenfalls größtenteils selbst tragen mussten.
287
  
7.2.2.2 Materielle Inzidenzanalyse der Erhebung des Solidaritätszuschlags bei 
der veranlagten Einkommensteuer und der höheren (anteiligen) Sozial-
versicherungsbeiträge der Selbständigen und Arbeitgeber  
In diesem Abschnitt werden in Unterabschnitt (1) zunächst die „aktiven“ Anpassungsreaktio-
nen der veranlagten Steuerpflichtigen auf die Erhebung des Solidaritätszuschlags auf die 
Einkommensteuerschuld untersucht. Damit werden gleichzeitig auch die „aktiven“ Anpas-
sungsreaktionen der sozialversicherten selbständig Erwerbstätigen und Arbeitgeber sozial-
versicherter Arbeitnehmer auf ihre höheren (anteiligen) Sozialversicherungsbeiträge analy-
siert. Nach dem Konzept der materiellen Inzidenz müssen diese Personengruppen eine hö-
here Steuer- bzw. Beitragslast nicht vollständig aus ihren Bruttogewinnen bzw. aus ihren 
Bruttoeinkommen aus selbständiger Arbeit tragen, da sie auf eine höhere Steuer- bzw. Bei-
tragslast mit legalen und illegalen Anpassungsreaktionen reagieren und darüber ihre Steuer- 
bzw. Beitragsmehrlast verringern können.
288
 Anschließend wird in Unterabschnitt (2) die ma-
terielle Inzidenz des Solidaritätszuschlags auf die Steuerschuld bei der veranlagten Einkom-
mensteuer und die materielle Inzidenz höherer (anteiliger) Sozialversicherungsbeiträge der 
Selbständigen und Arbeitgeber abschließend eingeschätzt.  
(1) Darstellung der „aktiven“ Anpassungsreaktionen  
Vermeidungs-, Umgehungs- und Einholungsaktivitäten 
Bei der veranlagten Einkommensteuer sind die Steuervermeidungs-, Steuerumgehungs- und 
Steuereinholungsmöglichkeiten für die Steuerpflichtigen deutlich größer als bei der 
Lohnsteuer, da sie bei der Ermittlung des „zu versteuernden Einkommens“ aktiv mitwirken 
und damit die legalen Steuerentzugsmöglichkeiten besser ausnutzen können. Deshalb kön-
nen sie als Reaktion auf die Erhebung des Solidaritätszuschlags durchaus ihre bereits vor-
handenen Steuervermeidungs-, Steuerumgehungs- und Steuereinholungsaktivitäten noch-
mals intensivieren. Dies gilt insbesondere für die Bezieher von Einkünften aus Kapitalvermö-
gen und für die Bezieher von Einkünften aus selbständiger Arbeit und aus Gewerbebetrieb. 
So können die Bezieher von Einkünften aus Kapitalvermögen eine höhere Steuerschuld 
durch eine räumliche Verlagerung des steuerpflichtigen Tatbestandes (z.B. durch eine Geld-
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  Vgl. von Loeffelholz, H.-D. (1979), S. 169 f. und Simon, S. (2000), S. 143 f. und S. 150 f. 
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  Vgl. von Loeffelholz, H.-D. (1979), S. 37. 
 119 
 
anlage im Ausland), durch eine sachliche Substitution des steuerpflichtigen Tatbestandes 
(z.B. den Erwerb von Aktien anstelle festverzinslicher Wertpapiere) oder durch eine „Steuer-
arbitrage“ reduzieren.
289
 Die Selbständigen und die einkommensteuerpflichtigen Unterneh-
men können eine höhere Steuerschuld durch eine Änderung der Faktorproportionen in der 
Produktion, durch eine Ausnutzung der fehlenden Rechtsformneutralität der Besteuerung 
oder durch eine Verlagerung der steuerpflichtigen Gewinnerzielung in Regionen mit einer 
niedrigeren Steuerbelastung reduzieren. Darüber hinaus können sie die Unterschiede zwi-
schen der Unternehmensbesteuerung und der Besteuerung natürlicher Personen hinsichtlich 
Steuertarif und Bemessungsgrundlage ausnutzen, indem sie steuerbare Erträge oder steuer-
lich abzugsfähige Kosten zwischen der betrieblichen und privaten Sphäre verlagern.
290
  
Bei einer Erhöhung ihrer Sozialversicherungsbeiträge können die selbständig Erwerbstätigen 
und die Arbeitgeber sozialversicherter Arbeitnehmer durch arbeitssparende Ersatz- und Er-
weiterungsinvestitionen die Faktorproportion im Produktionsprozess zu Gunsten des Faktors 
Kapital verändern oder sozialversicherungspflichtige durch sozialversicherungsbefreite Be-
schäftigungsverhältnisse ersetzen (sachliche Substitution). Dadurch reduzieren sie die Kos-
ten des Faktors Arbeit und verlagern einen Teil ihrer Beitragsmehrlast auf die freigesetzten 
Arbeitskräfte. Außerdem können sie ihre Gewinn- bzw. Einkommenserzielung in Regionen 
mit einer niedrigen Beitragsbelastung verlagern (räumliche Substitution). 
Schließlich besitzen die veranlagten Steuerpflichtigen und die Beitragszahler noch die Mög-
lichkeit zu einer Kompensation ihrer steuer- bzw. beitragsinduzierten Nettogewinn- und Net-
toeinkommenseinbußen durch Produktivitätsfortschritte und/oder Kosteneinsparungen, wenn 
eine Umgehung und Vermeidung nicht möglich oder nicht gewollt sind. Dadurch verlagern 
sie ebenfalls einen Teil ihrer Steuer- bzw. Beitragsmehrlast auf ihre Beschäftigten, wenn der 
technische Fortschritt arbeitssparend ist oder die durchgeführten Rationalisierungsmaßnah-
men mit einem Abbau von Arbeitsplätzen verbunden sind.
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Insgesamt lässt dieser kurze Überblick über die Vermeidungs-, Umgehungs- und Einho-
lungsmöglichkeiten vermuten, dass die veranlagten Steuerpflichtigen ihre Steuermehrlast 
aus der Erhebung des Solidaritätszuschlags auf die Einkommensteuerschuld zwischen dem 
1.7.1991 und dem 30.6.1992 und im Jahr 1995 durchaus nennenswert legal reduzieren 
konnten. Des weiteren konnten die sozialversicherten selbständig Erwerbstätigen und die 
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Arbeitgeber sozialversicherter Arbeitnehmer ihre Beitragsmehrlast aus den Erhöhungen der 
Sozialversicherungsbeiträge seit 1991 vermutlich nennenswert legal reduzieren. 
Vorwälzungsaktivitäten 
Bei der Vorwälzung geben die Selbständigen und Unternehmen ihre höhere Steuer- bzw. 
Beitragslast vollständig oder teilweise über die Absatzseite an die Nachfrager von Gütern 
und Dienstleistungen weiter. Dazu müssen sie die Preise der angebotenen Güter und 
Dienstleistungen erhöhen oder eine versteckte Qualitätsverschlechterung an die Nachfrager 
weitergeben. Nach den Erkenntnissen der partialanalytischen mikroökonomischen Ansätze 
und totalanalytischen makroökonomischen Ansätze zur materiellen Inzidenz einer Einkom-
mensteuer auf Unternehmensgewinne hängt der Vorwälzungsgrad einer Gewinnsteuer auf 
die Güterpreise von vielen Faktoren ab
292
 Diese mikro- und makroökonomischen Faktoren 
determinieren zugleich auch die Möglichkeiten der sozialversicherten selbständig Erwerbstä-
tigen und der Arbeitgeber sozialversicherter Arbeitnehmer zu einer erfolgreichen Vorwälzung 
ihrer höheren (anteiligen) Sozialversicherungsbeiträge auf die Nachfrager. 
In mikroökonomischer Hinsicht hängt der Vorwälzungsgrad auf einem Gütermarkt entschei-
dend von der Marktform und Wettbewerbsintensität, von der Preiselastizität der Nachfrage 
und des Angebots, vom Preissetzungsverhalten des Anbieters und vom Verlauf der Durch-
schnittskosten des Anbieters ab. Es zeigt sich, dass ein gewinnmaximierender Anbieter eine 
Gewinnsteuerlast auf einem Konkurrenzmarkt nicht vorwälzen kann. Dagegen verbessern 
sich die Vorwälzungsmöglichkeiten im Oligopol und im Monopol, weil der einzelne Anbieter 
bei der Festlegung seines Angebotspreises aufgrund von Marktmacht einen (gewissen) 
Preiserhöhungsspielraum hat. Dies gilt aber nur unter der Prämisse, dass der Anbieter sei-
nen Angebotspreis pro Stück nach der Methode der Aufschlagskalkulation festlegt. Dann 
kann der Anbieter die Gewinnsteuerlast durch eine Erhöhung des Bruttogewinnaufschlags 
auf die Durchschnittskosten auf die Nachfrager vorwälzen. Dabei hängt der Vorwälzungs-
grad negativ von der Preiselastizität der Nachfrage ab, da preiselastische Nachfrager auf die 
Erhöhung des Bruttopreises mit einer Einschränkung ihrer Nachfrage reagieren. Nach empi-
rischen Untersuchungen streben die Unternehmen in der Realität größtenteils kein Gewinn-
maximum, sondern alternative Ziele an (z.B. einen angemessenen Mindestgewinn, Umsatz-
maximierung, eine angemessene Rentabilität des eingesetzten Kapitals oder ein angemes-
senes Unternehmenswachstum). Dieser Umstand deutet darauf hin, dass marktmächtige 
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Unternehmen mit unausgenutzten Preiserhöhungsspielräumen durchaus Möglichkeiten zu 
einer partiellen Vorwälzung einer Gewinnsteuer besitzen.
293
  
In makroökonomischer Hinsicht begünstigen eine expansive Ausrichtung der Finanzpolitik, 
eine expansive Ausrichtung der Geldpolitik und eine günstige konjunkturelle Situation die 
Vorwälzung einer Einkommensteuer auf Unternehmensgewinne auf die Güterpreise. Im Mo-
dell der makroökonomischen Budgetniveauinzidenzanalyse von Föhl können die Unterneh-
men eine Gewinnsteuer immer dann vollständig auf die Konsumenten vorwälzen, wenn der 
Staat die Gewinnsteuereinnahmen unter der Prämisse von Vollbeschäftigung umgehend im 
privaten Sektor verausgabt und dabei das Geldangebot vollkommen elastisch ist. Bei Vollbe-
schäftigung induziert die zusätzliche staatliche Güternachfrage nämlich einen Anstieg des 
Preisniveaus, der die nominalen Bruttogewinne des Unternehmenssektors genau in Höhe 
der staatlichen Gewinnsteuereinnahmen ansteigen lässt. Deshalb bleibt die Nettogewinnpo-
sition der steuerzahlenden Unternehmen letztendlich unverändert. Folglich müssen die Ar-
beitnehmer die volle Gewinnsteuerlast in Höhe der inflationsinduzierten Verringerung ihres 
realen Nettoeinkommens tragen.
294
 Eine vollständige Vorwälzung setzt allerdings voraus, 
dass die Notenbank mit Hilfe einer expansiven Geldpolitik den inflatorischen Prozess mone-
tär alimentiert und damit den steuerinduzierten Rückgang der erwarteten Nettorendite der 
Investitionsprojekte kompensiert. Ansonsten schränken die Unternehmen ihre Investitions-
nachfrage ein. Daraufhin würde die gesamtwirtschaftliche Güternachfrage um einen geringe-
ren Betrag ansteigen als die staatlichen Gewinnsteuereinnahmen.
295
  
In der Realität ist die These einer vollständigen Vorwälzung einer Gewinnsteuer auf die 
Nachfrager auf den Gütermärkten aufgrund der äußerst restriktiven Prämissen des Modells 
von Föhl sicherlich nicht haltbar. Dennoch zeigt die Analyse von Föhl, dass das gesamtwirt-
schaftliche und wirtschaftspolitische Umfeld zum Zeitpunkt der Erhebung der Gewinnsteuer 
die Steuervorwälzungsmöglichkeiten entscheidend determiniert. Deshalb wird im Folgenden 
anhand von Plausibilitätsüberlegungen untersucht, ob das gesamtwirtschaftliche und wirt-
schaftspolitische Umfeld in Westdeutschland zwischen 1990 und 1995 eher für oder eher 
gegen gute Vorwälzungsmöglichkeiten spricht. Bei guten Vorwälzungsmöglichkeiten konnten 
die westdeutschen Selbständigen und einkommensteuerpflichtigen Unternehmen ihre Steu-
ermehrlast aus der Erhebung des Solidaritätszuschlags und die westdeutschen Selbständi-
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gen und westdeutschen Arbeitgeber sozialversicherter Arbeitnehmer ihre Beitragsmehrlast 
aus den vereinigungsbedingten diskretionären Erhöhungen der gesetzlichen Sozialversiche-
rungsbeiträge seit 1991 vermutlich zumindest partiell auf die Nachfrager vorwälzen.  
Es wurde bereits festgestellt, dass die konjunkturelle Situation im alten Bundesgebiet wäh-
rend der einjährigen Erhebungsperiode des Solidaritätszuschlags zwischen dem 1.7.1991 
und 30.6.1992 und während der diskretionären Erhöhung des Beitragssatzes zur Gesetzli-
chen Arbeitslosenversicherung vom 1.4.1991 sehr günstig war. Angesichts der hohen ge-
samtwirtschaftlichen Güternachfrage und der hohen gesamtwirtschaftlichen Kapazitätsaus-
lastung besaßen die westdeutschen Selbständigen und einkommensteuerpflichtigen Unter-
nehmen in realwirtschaftlicher Hinsicht also durchaus Spielraum für eine Erhöhung der Gü-
ter- und Dienstleistungspreise. Da die Preiselastizität des Angebots, die Preiselastizität der 
Nachfrage und der Konkurrenzdruck der Unternehmen auf den einzelnen Märkten konjunk-
turbedingt relativ niedrig ausfielen, konnten die Anbieter von einem relativ schwachen Rück-
gang der realen Nachfrage ausgehen, wenn sie ihre Preise erhöhten. Des weiteren spricht 
die expansive Finanzpolitik nach der deutschen Vereinigung für günstige realwirtschaftliche 
Vorwälzungsbedingungen. Im Untersuchungszeitraum ist der größte Teil der Steuerzahlun-
gen der westdeutschen Selbständigen und Unternehmen für den Solidaritätszuschlag wieder 
auf den westdeutschen Güter- und Dienstleistungsmärkten nachfragewirksam geworden und 
über Kreislaufwirkungen in den westdeutschen Unternehmenssektor zurückgeflossen. Diese 
Annahme ist plausibel, da der Bund die Steuermehreinnahmen aus dem Solidaritätszuschlag 
größtenteils zur Finanzierung seiner Nettofinanztransfers nach Ostdeutschland verwendete 
und die West-Ost-Nettofinanztransfers eine wesentliche Ursache für den expansiven Nach-
frageimpuls aus Ostdeutschland nach westdeutschen Gütern und Dienstleistungen waren. 
Schließlich waren die realwirtschaftlichen Vorwälzungsbedingungen auch deshalb günstig, 
weil die Erhebung des Solidaritätszuschlags die private Investitionstätigkeit nicht wesentlich 
dämpfte. Dafür spricht der starke positive Einfluss nicht-steuerlicher Faktoren auf die private 
Investitionsneigung im Untersuchungszeitraum. Dazu zählten z.B. die hohen verfügbaren 
Finanzierungsmittel der Unternehmen, der rasche technische Fortschritt, die positiven Ab-
satzerwartungen und die staatlichen Maßnahmen der Investitionsförderung. Dieser Umstand 
dokumentiert sich in den hohen Wachstumsraten der realen Bruttoinvestitionen der west-
deutschen Unternehmen in diesem Zeitraum (vgl. Tabelle 7).  
Dagegen war die Föhl’sche Modellprämisse einer hohen Elastizität des Geldangebotes in 
den Jahren 1991 und 1992 auf den ersten Blick nicht erfüllt, da die Deutsche Bundesbank 
bereits unmittelbar nach der deutschen Vereinigung einen stabilitätsorientierten geldpoliti-
schen Kurs verfolgte und entsprechend ihre Leitzinspolitik von Ende 1989 bis Ende 1992 
restriktiv ausrichtete. Dennoch hatten die westdeutschen Selbständigen und Unternehmen 
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auch aus monetärer Sicht einen gewissen Spielraum für Preiserhöhungen, da der sprunghaf-
te Anstieg der Zentralbankgeldmenge nach der Währungsumstellung die Überwälzungspro-
zesse temporär finanzierte. Demnach war das Geldangebot kurzfristig doch relativ elastisch. 
Insgesamt betrachtet ist also zu vermuten, dass die westdeutschen Selbständigen und ein-
kommensteuerpflichtigen Unternehmen während der einjährigen Erhebungsperiode des So-
lidaritätszuschlags einen Teil ihrer Steuermehrlast erfolgreich auf die Nachfrager vorwälzten. 
Dementsprechend ist es auch plausibel anzunehmen, dass die westdeutschen selbständig 
Erwerbstätigen und die Arbeitgeber sozialversicherter Arbeitnehmer einen Teil ihrer Bei-
tragsmehrlast aus der diskretionären Erhöhung des Beitragssatzes zur Gesetzlichen Arbeits-
losenversicherung vom 1.4.1991 erfolgreich auf die Nachfrager vorwälzten. 
Demgegenüber stellten sich die realwirtschaftlichen Vorwälzungsbedingungen zwischen Mit-
te 1992 und 1995 ungünstiger dar, da die gesamtwirtschaftliche Güternachfrage und die ge-
samtwirtschaftliche Kapazitätsauslastung aufgrund der rezessiven Tendenzen in den Vorjah-
ren deutlich niedriger ausfielen. Dementsprechend waren die Preiselastizität des Angebots, 
die Preiselastizität der Nachfrage und der Konkurrenzdruck der Unternehmen auf den ein-
zelnen Märkten konjunkturbedingt relativ hoch. Da eine Erhöhung der Güterpreise einen re-
lativ starken Rückgang der realen Güternachfrage erwarten ließ, nahmen die Unternehmen 
ihre Vorwälzungsbestrebungen vermutlich freiwillig zurück. Des weiteten sind die Steuerzah-
lungen der westdeutschen Selbständigen und einkommensteuerpflichtigen Unternehmen für 
den Solidaritätszuschlag in diesem Zeitraum nicht mehr im früheren Ausmaß in den west-
deutschen Unternehmenssektor zurückgeflossen, weil der ostdeutsche Unternehmenssektor 
deutlich stärker von den Nettofinanztransfers des Bundes nach Ostdeutschland profitierte. 
Außerdem beeinträchtigte der Solidaritätszuschlag die bereits konjunkturell abgeschwächte 
private Investitionstätigkeit. Dagegen waren die monetären Vorwälzungsbedingungen auf 
den ersten Blick günstiger als im Zeitraum 1991 bis Mitte 1992, weil die Deutsche Bundes-
bank ihre Geldpolitik seit Mitte 1992 konjunkturbedingt expansiv ausrichtete. Dennoch war 
die Föhl’sche Modellprämisse eines vollkommen elastischen Geldangebotes sicherlich nicht 
erfüllt, da die Deutsche Bundesbank in der Vergangenheit auch bei günstigen realwirtschaft-
lichen Bedingungen für eine Erhöhung der Güterpreise einen stabilitätsorientierten Kurs ver-
folgte und eine Gefährdung der Preisniveaustabilität durch nachfrageseitige, kostenseitige 
oder steuerinduzierte Überwälzungsprozesse konsequent verhinderte. Dagegen vergrößerte 
die moderate Tarifpolitik der Gewerkschaften seit dem Jahr 1993 den Spielraum für Preiser-
höhungen. Insgesamt ist es aber plausibel anzunehmen, dass die Vorwälzungsaktivitäten 
der westdeutschen Selbständigen und einkommensteuerpflichtigen Unternehmen im Jahr 
1995 vermutlich wenig erfolgreich waren. Entsprechend konnten auch die westdeutschen 
selbständig Erwerbstätigen und die westdeutschen Arbeitgeber ihre Beitragsmehrlast aus 
der diskretionären Erhöhung des Beitragssatzes zur Gesetzlichen Arbeitslosenversicherung 
 124 
 
vom 1.1.1993 und aus der diskretionären Erhöhung des Beitragsatzes zur Gesetzlichen Ren-
tenversicherung vom 1.1.1995 vermutlich kaum auf die Nachfrager vorwälzen.  
Rückwälzungsaktivitäten 
Bei der Rückwälzung geben die Selbständigen und die Unternehmen ihre höhere Steuer- 
bzw. Beitragslast vollständig oder teilweise über die Beschaffungsmärkte an ihre Beschäftig-
ten (z.B. durch niedrigere Bruttoarbeitsentgelte), an ihre Lieferanten (z.B. durch niedrigere 
Vorleistungspreise), an die Betriebsmittelhersteller (z.B. durch niedrigere Betriebsmittelprei-
se) oder an ihre Kreditgeber (z.B. durch niedrigere Kreditzinsen) weiter.
296
  
Bei der Rückwälzung einer höheren Steuer- bzw. Beitragslast auf die Arbeitnehmer über 
eine Absenkung der Bruttolöhne und Bruttogehälter ist der Rückwälzungsgrad auf einem 
nicht-organisierten atomistischen Arbeitsmarkt umso höher, je geringer die Lohnelastizität 
des gesamtwirtschaftlichen Arbeitsangebotes gegenüber der Lohnelastizität der gesamtwirt-
schaftlichen Arbeitsnachfrage ist. Da hier der gleichgewichtige Bruttomarktlohnsatz für den 
einzelnen gewinnmaximierenden Arbeitsnachfrager ein Datum ist, kann er ausschließlich mit 
einer Verminderung seiner Arbeitsnachfrage reagieren. Er muss zum herrschenden Brutto-
marktlohnsatz seine Nachfrage nach Arbeitskräften vermindern. Daraus resultiert ein Rück-
gang der Beschäftigungsmenge und ein Rückgang des Bruttomarktlohnsatzes.
297
  
Bei einer geringen Lohnelastizität des Arbeitsangebotes schlagen sich die Lohneinbußen der 
Arbeitnehmer in keinem nennenswerten Rückgang des gesamtwirtschaftlichen Arbeitsange-
botes und damit in keinem nennenswerten angebotsinduzierten Wiederanstieg des gleich-
gewichtigen Bruttolohnsatzes auf dem Arbeitsmarkt nieder, weil die Arbeitnehmer ihr Ar-
beitsangebot nahezu aufrechterhalten.
298
 In der Praxis ist die Lohnelastizität des Arbeitsan-
gebotes umso geringer, je weniger die Arbeitnehmer ihr individuelles Arbeitsangebot auf-
grund vertraglicher Restriktionen, qualifikations- und berufsspezifischer Merkmale oder sons-
tiger Faktoren autonom variieren können und je geringer ihr Nettoeinkommen ist. Ein Arbeit-
nehmer mit einem niedrigen Nettoeinkommen kann sich einen Rückgang seines Bruttolohn-
einkommens und daher freiwillige Arbeitslosigkeit kaum leisten. Daher reagiert er auf die 
Lohneinbußen eher mit einer Aufrechterhaltung oder Ausweitung seines Arbeitsangebo-
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  Vgl. Simon, S. (2001), S. 153 f.  
297
  Vgl. Simon, S. (2000), S. 154 f. und Pfeiffer, D. (1989), S. 53 ff. und S. 56 f. 
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  Vgl. Blankart, C.B. (1998), S. 323 ff. und von Loeffelholz, H.-D. (1979), S. 53 f, 57 ff, 63 ff. und 





 Sodann besitzen gering qualifizierte Arbeitnehmer deutlich schlechtere Möglichkeiten 
zu einer Abwehr der Rückwälzungsversuche ihrer Arbeitgeber als qualifizierte Arbeitnehmer, 
da die Nachfrage nach gering qualifizierten Arbeitnehmern deutlich lohnelastischer ist.
300
  
Bei Unterbeschäftigung und günstigen sachlichen Substitutionsmöglichkeiten sind die Rück-
wälzungsmöglichkeiten der Arbeitgeber noch besser, da dann die Lohnelastizität der Ar-
beitsnachfrage niedrig ist. In einer Rezession können die Arbeitgeber gegenüber ihren Be-
schäftigten deutlich leichter eine Absenkung der Bruttolöhne durchsetzen als im Boom, da 
sie das gestiegene individuelle Beschäftigungsrisiko der Arbeitnehmer als Druckmittel für die 
Akzeptanz niedrigerer Bruttolöhne einsetzen und bei Bedarf leichter neue Arbeitskräfte mit 
einer gleich hohen Qualifikation und geringeren Bruttolohnforderungen anwerben können.
301
  
Eine vollständige Rückwälzung einer Beitragsmehrlast auf die Arbeitnehmer gelingt dann, 
wenn ein angebotsinduzierter Wiederanstieg des gleichgewichtigen Bruttomarktlohnsatzes 
ausbleibt. Dies setzt entweder ein vollkommen lohnunelastisches individuelles und gesamt-
wirtschaftliches Arbeitsangebot oder ein „Gesamtlohndenken“ der Arbeitnehmer voraus. 
Beim „Gesamtlohndenken“ sehen die Arbeitnehmer den Arbeitgeberbeitrag als einen Be-
standteil ihres Gesamtlohns an, der ihnen zwar momentan vorenthalten wird, aber später 
über höhere Leistungen aus dem Sozialversicherungssystem wieder zugute kommt. Deshalb 
bewerten sie ihn als einen „barlohngleichen Vorteil“. Da die Gesamtentlohnung durch den 
zurückgewälzten Arbeitgeberbeitrag nicht verringert wird, haben die Arbeitnehmer keinen 
Anlass zu einer Reduktion ihres Arbeitsangebotes. Dementsprechend ist eine vollständige 
Rückwälzung einer Beitragsmehrlast auf die Arbeitnehmer nicht zu erwarten, wenn für die 
Arbeitnehmer entweder nur der Nettolohn maßgeblich ist (= „Nettolohndenken“), oder wenn 
das individuelle und gesamtwirtschaftliche Arbeitsangebot nicht vollkommen lohnunelastisch 
sind. Beim „Nettolohndenken“ betrachten die Arbeitnehmer den Arbeitgeberbeitrag als einen 
Abzug von ihrem Nettolohn, da die Äquivalenz zwischen den individuellen Beitragszahlungen 
an die Sozialversicherung und den individuellen Leistungsansprüchen aus der Sozialversi-
cherung schwach ausgeprägt ist. Er ist für sie eher eine Steuer denn eine erzwungene Er-
sparnis. Daraufhin schränken die Arbeitnehmer ihr individuelles Arbeitsangebot ein, wenn die 
Arbeitgeber den Arbeitgeberbeitrag zurückwälzen möchten. Bei einem nicht vollkommen 
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  Vgl. von Loeffelholz, H.-D. (1979), S. 63 ff. und Schneider, D./Enste, D. (2000), S. 61 f. 
300
  Vgl. Simon, S. (2001), S. 150 f. 
301
  Vgl. von Loeffelholz, H.-D. (1979), S. 69 und Homburg, S. (1997), S. 129. 
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lohnunelastischen Arbeitsangebot reagieren die Arbeitnehmer auf den Rückgang des Brut-
tomarktlohnsatzes ebenfalls mit einer Einschränkung ihres individuellen Arbeitsangebotes.
302
  
Am organisierten bundesdeutschen Arbeitsmarkt ist die Wahrscheinlichkeit für eine erfolgrei-
che Rückwälzung einer Steuer- bzw. Beitragsmehrlast auf die Arbeitnehmer vergleichsweise 
geringer als am nicht-organisierten neoklassischen Arbeitmarkt, da verhandlungsspezifische 
Interessen der Arbeitgeberverbände in den Tarifverhandlungen, institutionelle Faktoren und 
ökonomische Faktoren die Rückwälzungsbestrebungen abschwächen und die Rückwäl-
zungsmöglichkeiten einschränken. Dazu zählen u.a. die Restriktionen der Arbeits- und Sozi-
algesetzgebung (z.B. Tarifverträge mit einer Restlaufzeit oder der Kündigungsschutz), der 
überbetriebliche Charakter der Tarifverhandlungen, die ausgeglichene Verhandlungsmacht 
der Tarifparteien in den Tarifverhandlungen, eine günstige gesamtwirtschaftliche Beschäfti-
gungslage, günstige Bedingungen für eine Vorwälzung der Steuer- bzw. Beitragsmehrlast 
auf die Nachfrager oder die Erwartung einer langen Streik- oder Aussperrungsdauer mit ho-
hen Kosten für die Unternehmen. Diese Faktoren können die Arbeitgeber zu einem Verzicht 
auf eine (vollständige) Rückwälzung ihrer Steuer- bzw. Beitragsmehrlast bewegen. Anderer-
seits schwächen freiwillige betriebliche Sozialleistungen (z.B. die betriebliche Alterssiche-
rung) und der Druck der öffentlichen Meinung auf die Gewerkschaften zu einer Verkürzung 
der Streikdauer die Streikbereitschaft der Arbeitnehmer und damit ihren Widerstand gegen 
etwaige Rückwälzungsversuche der Arbeitgeber tendenziell ab. Insgesamt ist die Wahr-
scheinlichkeit für eine erfolgreiche Rückwälzung einer Steuer- bzw. Beitragsmehrlast von 
den Arbeitgebern auf die Arbeitnehmer am organisierten bundesdeutschen Arbeitsmarkt 
aber deutlich geringer als am nicht-organisierten neoklassischen Arbeitsmarkt.
303
  
Insgesamt betrachtet zeigt sich, dass die Selbständigen und die Unternehmen einen Teil 
ihrer Steuermehrlast aus höheren Steuern und ihrer Beitragsmehrlast aus höheren (anteili-
gen) Sozialversicherungsbeiträgen durchaus erfolgreich auf ihre Beschäftigten und dabei 
insbesondere auf die gering qualifizierten Arbeitnehmer aus dem unteren Nettoeinkommens-
bereich zurückwälzen können. Dafür spricht zum einen die relativ hohe Lohnelastizität der 
gesamtwirtschaftlichen Arbeitsnachfrage im Vergleich zur Lohnelastizität des gesamtwirt-
schaftlichen Arbeitsangebotes am nicht-organisierten Arbeitsmarkt. Außerdem reagieren die 
Arbeitnehmer mit einem niedrigen Nettoeinkommen auf die Lohneinbußen eher mit einer 
Aufrechterhaltung oder sogar Ausweitung ihres Arbeitsangebotes denn mit einer Einschrän-
kung ihres Arbeitsangebotes, da sie sich einen Rückgang ihres Bruttolohneinkommens und 
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  Vgl. von Loeffelholz, H.-D. (1979), S. 59 ff. und S. 63 ff. und Groser, M. (1994), S. 210. 
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  Vgl. Pfeiffer, D. (1989), S. 62 ff. und von Loeffelholz, H.-D. (1979), S. 91 ff. und S. 170 ff. 
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daher freiwillige Arbeitslosigkeit nicht leisten können. Außerdem ist das „Nettolohndenken“ 
innerhalb der Gruppe der Arbeitnehmer keine generelle Erscheinung. Schließlich können die 
freiwilligen betrieblichen Sozialleistungen und der Druck der öffentlichen Meinung auf die 
Gewerkschaften zu einem Verzicht auf Streiks oder zu einer Verkürzung der Streikdauer die 
Streikbereitschaft der Arbeitnehmer und damit ihren Widerstand gegen die Rückwälzungs-
versuche der Unternehmen abschwächen. Allerdings ist eine vollständige Rückwälzung einer 
Steuer- bzw. Beitragsmehrlast auf die Arbeitnehmer in der Realität nicht zu erwarten, weil 
das „Nettolohndenken“ der Arbeitnehmer doch verbreitet ist, das gesamtwirtschaftliche Ar-
beitsangebot nicht vollkommen lohnunelastisch ist und die gesamtwirtschaftliche Arbeits-
nachfrage konjunkturbedingt durchaus lohnunelastisch ausfallen kann. Außerdem bewegen 
die relativ ausgeglichene Verhandlungsmacht der Tarifparteien und die hohen erwarteten 
Streikkosten die Arbeitgeber häufig zu einem Verzicht auf eine vollständige Rückwälzung.
304
  
Es stellt sich nun wieder die Frage, in welcher Weise das gesamtwirtschaftliche Umfeld in 
Westdeutschland zwischen 1990 und 1995 die realwirtschaftlichen Rückwälzungsbedingun-
gen und die Versuche der westdeutschen Selbständigen und Unternehmen zu einer Rück-
wälzung ihrer Steuermehrlast aus der Erhebung des Solidaritätszuschlags und ihrer Bei-
tragsmehrlast aus den diskretionären Erhöhungen der Sozialversicherungsbeiträge seit 1991 
auf ihre Beschäftigten beeinflussten. Im Zeitraum 1991 bis Mitte 1992 waren die realwirt-
schaftlichen Bedingungen für eine erfolgreiche Rückwälzung ihrer Steuermehrlast aus der 
Erhebung des Solidaritätszuschlags und ihrer Beitragsmehrlast aus der diskretionären Erhö-
hung des Beitragssatzes zur Gesetzlichen Arbeitslosenversicherung vom 1.4.1991 relativ 
ungünstig. Außerdem waren ihre Rückwälzungsversuche vermutlich schwach ausgeprägt. 
Dafür sprechen die günstigen realwirtschaftlichen und monetären makroökonomischen Vor-
wälzungsbedingungen und die relativ niedrige Lohnelastizität der Arbeitsnachfrage während 
des Vereinigungsbooms. Dagegen stellten sich die realwirtschaftlichen Rückwälzungsbedin-
gungen seit Mitte 1992 günstiger dar, da die Lohnelastizität der Arbeitsnachfrage relativ hoch 
war. Dahinter stand die ungünstige gesamtwirtschaftliche Beschäftigungslage, der niedrige 
Auslastungsgrad der Produktionskapazitäten und die niedrige gesamtwirtschaftliche Güter-
nachfrage. Außerdem hatten die westdeutschen Selbständigen und einkommensteuerpflich-
tigen Unternehmen einen großen Anreiz zu Rückwälzungsaktivitäten, da die makroökonomi-
schen Vorwälzungsbedingungen ungünstig geworden waren. Insgesamt ist also zu vermu-
ten, dass sie einen Teil ihrer Steuermehrlast aus der Erhebung des Solidaritätszuschlags im 
Jahr 1995 und einen Teil ihrer Beitragsmehrlast aus der diskretionären Erhöhung des Bei-
tragssatzes zur Gesetzlichen Arbeitslosenversicherung vom 1.1.1993 und aus der diskretio-
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  Vgl. von Loeffelholz, H.-D. (1979), S. 170 ff. und Simon, S. (2001), S. 155 f. 
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nären Erhöhung des Beitragssatzes zur Gesetzlichen Rentenversicherung vom 1.1.1995 auf 
ihre Beschäftigten und dabei insbesondere auf gering qualifizierte Arbeitnehmer aus dem 
unteren Nettoeinkommensbereich verlagerten. Allerdings fiel der Widerstand der Arbeitneh-
mer dagegen vermutlich stark aus, da sie selber höhere Abgaben zahlen mussten. Ein Blick 
auf den Index der Tariflöhne (Tarifgehälter) im alten Bundesgebiet im Zeitraum 1993 bis 
1995 spricht zumindest nicht gegen die These einer partiellen Rückwälzung der Steuer- und 
Beitragsmehrlast auf die Arbeitnehmer. So betrug die jährliche Veränderungsrate in 1993 nur 
noch 4% (4,1%), in 1994 nur noch 1,4% (1,4%) und in 1995 nur noch 2,8% (2,9%) gegen-
über 5,8% (5,2%) in 1992.
305
 Wie bereits angedeutet, lässt der Index der Tariflöhne und 
Tarifgehälter allerdings nur bedingt Aussagen über den tatsächlichen Rückwälzungsgrad zu, 
weil er neben den abgabeinduzierten Bruttoentgeltabsenkungen zugleich auch inflationsbe-
dingte und wachstumsbedingte Anpassungen der Bruttoarbeitsentgelte widerspiegelt. 
Hinterziehungsaktivitäten 
Bei der veranlagten Einkommensteuer sind die Steuerhinterziehungsmöglichkeiten der Steu-
erpflichtigen deutlich größer als bei der Lohnsteuer, da die Steuerpflichtigen durch ihre aktive 
Mitwirkung bei der Ermittlung des „zu versteuernden Einkommens“ einen maßgeblichen Ein-
fluss auf die Höhe ihrer Steuerschuld ausüben können. Nach neueren empirischen Studien 
für Deutschland ist der Anteil der hinterzogenen Bruttoeinkünfte an den steuerbaren Brutto-
einkünften bei den veranlagten Einkunftsarten tatsächlich deutlich höher als bei den Einkünf-
ten aus nichtselbständiger Arbeit. Dies gilt v.a. für die Bruttoeinkünfte aus Kapitalvermö-
gen.
306
 Bei der Beitragshinterziehung verschweigen die Beitragszahler gegenüber dem Fi-
nanzamt sozialversicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse, oder sie beschäftigen 




Im Modell von Allingham/Sandmo (1972) wurde die Gesamtwirkung einer Erhöhung des 
Grenzsteuersatzes auf das Niveau der nicht-deklarierten Bruttoeinkünfte und auf ihrem Anteil 
am steuerbaren Bruttoeinkommen untersucht. Nach ihren Untersuchungen ist die Gesamt-
wirkung unbestimmt, wenn die absolute Risikoaversion des Steuerpflichtigen mit einem stei-
genden Nettoeinkommen sinkt und das hinterzogene Bruttoeinkommen die Bemessungs-
grundlage der Geldstrafe ist. Dann fördert zwar der steigende Grenzertrag der Steuerhinter-
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ziehung die Steuerhinterziehung, aber der steuerinduzierte Rückgang des Nettoeinkommens 
dämpft die Steuerhinterziehung.
308
 Dagegen sind beide Effekte und damit die Gesamtwir-
kung positiv, wenn die absolute Risikoaversion des Steuerpflichtigen mit einem steigenden 
Nettoeinkommen steigt oder konstant bleibt. Sodann verschwindet der positive Substituti-
onseffekt, wenn die Bemessungsgrundlage der Geldstrafe die hinterzogene Steuerschuld ist. 
In diesem Fall führt eine Erhöhung des Grenzsteuersatzes allein über den negativen Ein-
kommenseffekt zu einem Rückgang des Niveaus der nicht-deklarierten Bruttoeinkünfte, da 
der Steuerpflichtige als Reaktion auf den Rückgang seines Nettoeinkommens eine weniger 
riskante Position einnimmt.
309
 Schließlich ist die Gesamtwirkung eines höheren Grenzsteu-
ersatzes auf das Niveau der nicht-deklarierten Bruttoeinkünfte unbestimmt, wenn die Geld-
strafe positiv vom Nettoeinkommen des Steuerpflichtigen abhängt. Dann müssen Steuer-
pflichtige mit einem höheren Nettoeinkommen für eine gleich hohe hinterzogene Steuern-




In der modelltheoretischen Analyse der Steuerhinterziehung zeigt sich letztlich, dass mit 
steigendem Grenzsteuersatz das Niveau der Steuerhinterziehung nicht zwingend zunimmt. 
In den vorliegenden empirischen Studien wurde ebenfalls keine signifikant positive Korrelati-
on zwischen diesen beiden Größen in den westlichen Industrieländern festgestellt. Dieser 
Umstand wird u.a. darauf zurückgeführt, dass das Niveau der nicht-deklarierten Bruttoein-
künfte durch eine Vielzahl weiterer Faktoren simultan beeinflusst wird. Dazu zählt z.B. die 
Risikoaversion des Steuerpflichtigen, die Höhe und Bemessungsgrundlage der Geldstrafe 
sowie die Kontroll- und Entdeckungswahrscheinlichkeit.
311
 Des weiteren bestimmen noch 
finanzpsychologische und soziologische Faktoren (z.B. die Steuermoral, die Steuermentalität 
und die subjektiv empfundene Steuerbelastung) und die Nutzen der Steuerpflichtigen aus 
den Staatsausgaben das Niveau der Steuerhinterziehung.
312
 Schließlich zeigen die empiri-
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schen Studien zur Steuerhinterziehung, dass das steuerbare Bruttoeinkommen der Steuer-
pflichtigen einen positiven Einfluss auf das Niveau der Steuerhinterziehung ausübt.
313
  
Insgesamt zeigt dieser kurze Überblick über die theoretischen Modelle und empirischen Stu-
dien zur Steuerhinterziehung bei der veranlagten Einkommensteuer, dass die westdeutschen 
veranlagten Steuerpflichtigen und dabei insbesondere die Steuerpflichtigen mit einem hohen 
steuerbaren Bruttoeinkommen ihre Steuermehrlast aus der Erhebung des Solidaritätszu-
schlags auf die Einkommensteuerschuld zwischen dem 1.7.1991 und dem 30.6.1992 und im 
Jahr 1995 über die illegale Steuervermeidung durchaus merklich reduzieren konnten.  
(2) Gesamteinschätzung der materiellen Inzidenz des Solidaritätszuschlags bei der 
veranlagten Einkommensteuer und der höheren (anteiligen) Sozialversicherungs-
beiträge der Selbständigen und Arbeitgeber  
Insgesamt betrachtet besitzen die veranlagten Steuerpflichtigen in der Praxis durchaus gute 
Möglichkeiten zu einem Steuerentzug bei der veranlagten Einkommensteuer. Dies gilt insbe-
sondere für die Bezieher von Einkünften aus Kapitalvermögen und für die Selbständigen und 
einkommensteuerpflichtigen Unternehmen. Daraus folgt, dass die formale und die materielle 
Inzidenz der veranlagten Einkommensteuer und damit auch die formale und die materielle 
Inzidenz des Solidaritätszuschlags auf die Einkommensteuerschuld voneinander abweichen. 
Darüber hinaus zeigte die Analyse, dass die Selbständigen und die Arbeitgeber sozialversi-
cherter Arbeitnehmer in Westdeutschland ihre Beitragsmehrlast aus den erhöhten Sozialver-
sicherungsbeiträgen in den Jahren 1991, 1993 und 1995 zumindest partiell durch erfolgrei-
che Einholungs-, Substitutions- und Überwälzungsaktivitäten verringern konnten. 
In der folgenden Analyse wird mit Hilfe der Tabellen 20-23 gezeigt, dass die Beitragsent-
zugsmöglichkeiten der Selbständigen und der Arbeitgeber sozialversicherter Arbeitnehmer in 
Westdeutschland die in Abschnitt 7.2.1.2 abgeleitete formal einkommensdifferenzierende 
Wirkung der höheren Sozialversicherungsbeiträge aus materieller Sicht vermutlich verstärk-
ten, weil die effektive Verminderung ihrer formal eingetretenen Beitragsmehrlast vermutlich 
einkommensdifferenzierend wirkte. Außerdem haben die Steuerentzugsaktivitäten der veran-
lagten Steuerpflichtigen die in Abschnitt 7.2.1.1 abgeleitete formal einkommensnivellierende 
Wirkung der veranlagten Einkommensteuer und damit auch die formal einkommensnivellie-
rende Wirkung des Solidaritätszuschlags auf die Einkommensteuerschuld aus materieller 
Sicht vermutlich abgeschwächt, weil die effektive Verminderung ihrer formal eingetretenen 
Steuermehrlast vermutlich auch einkommensdifferenzierend wirkte. Diese These ist bereits 
                                                
313
  Vgl. Oberheide, R. (1998), S. 110 und S. 121 f. und Andreoni, J. u.a. (1998), S. 838 ff. 
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deshalb plausibel, weil der Steuerentzug für veranlagte Steuerpflichtige mit einem hohen 
steuerbaren Bruttoeinkommen lohnender ist als für veranlagte Steuerpflichtige mit einem 
niedrigen steuerbaren Bruttoeinkommen. Wegen der hohen Grenzsteuersätze können sie 
eine höhere Steuerersparnis erzielen und mit dieser Steuerersparnis die Kosten des Steuer-
entzugs (z.B. Informations- und Beratungskosten) leichter finanzieren. Daher vermindert ein 
veranlagter Steuerpflichtiger einen umso größeren Teil seines steuerbaren Bruttoeinkom-
mens durch Steuerentzugsaktivitäten, je höher sein steuerbares Bruttoeinkommen ist.
314
 
Bei den Beziehern von Bruttoeinkünften aus Kapitalvermögen wirkte die geringere materielle 
Steuerlast aus dem Solidaritätszuschlag im Vergleich zur formalen Steuerlast vermutlich ein-
kommensdifferenzierend, weil die Haushalte im oberen Nettoeinkommensbereich gegenüber 
den Haushalten im unteren Nettoeinkommensbereich überdurchschnittlich profitierten. Da-
hinter steht die ungleiche Verteilung der Bezieher von Bruttoeinkünften aus Kapitalvermögen 
und die ungleiche Verteilung der privaten Haushalte mit Bruttogeldvermögen zu Gunsten des 
mittleren und oberen Nettoeinkommensbereichs (vgl. Tabelle 20 und 22).  
Bei den Selbständigen und einkommensteuerpflichtigen Unternehmen profitierten von der 
geringeren materiellen Steuerlast aus dem Solidaritätszuschlag im Vergleich zur formalen 
Steuerlast und von der geringeren materiellen Beitragslast im Vergleich zur formalen Bei-
tragslast in erster Linie die privaten Eigentümer bzw. die Anteilseigner der Unternehmen, da 
ein höherer Nettogewinn teilweise im Unternehmen verbleibt und teilweise an diese Perso-
nengruppen weitergegeben wird. Dabei konnten die Eigentümer den vollen Nettomehrge-
winn beanspruchen, während die Anteilseigner nur einen höheren Anteil am Nettogewinn 
und/oder höhere Dividendenzahlungen erhielten und ggf. noch Kursgewinne bei ihren Aktien 
erzielten. Demnach schlug sich ein Teil des höheren Nettogewinns der einkommensteuer-
pflichtigen Unternehmen auf indirektem Wege im Sektor der privaten Haushalte in Bruttoer-
werbs- und Bruttovermögensmehreinkommen nieder.  
Es lässt sich leider nicht endgültig empirisch überprüfen, ob die geringere materielle Steuer- 
und Beitragslast der Selbständigen und einkommensteuerpflichtigen Unternehmen im Ver-
gleich zur formalen Steuer- und Beitragslast die formal einkommensnivellierende Wirkung 
des Solidaritätszuschlags abschwächte und die formal einkommensdifferenzierende Wirkung 
der höheren Sozialversicherungsbeiträge verstärkte. Dazu müsste verglichen werden, wie 
sich die Verteilung des durchschnittlichen monatlichen Haushaltsnettoeinkommens incl. der 
direkten und indirekten Bruttomehreinkommen der privaten Haushalte und die Verteilung des 
durchschnittlichen monatlichen Haushaltsnettoeinkommens ohne die direkten und indirekten 
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  Vgl. Alm, J. (1988), S. 33 ff. und Oberheide, R. (1998), S. 41 f. 
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Bruttomehreinkommen der privaten Haushalte unterscheiden. Dieser Vergleich ist mit dem 
verfügbaren statistischen Datenmaterial leider nicht möglich.  
Dennoch kann mit Hilfe der Daten der Tabellen 20 und 21 zumindest plausibel abgeleitet 
werden, dass die effektive Verminderung der formal eingetretenen Steuer- und Beitrags-
mehrlast der Selbständigen und einkommensteuerpflichtigen Unternehmen (z.B. auf Kosten 
von Konsumenten oder auf Kosten von Arbeitnehmern) vermutlich einkommensdifferenzie-
rend wirkte. Es profitierten nämlich auf direktem und indirektem Wege die Haushalte im obe-
ren Nettoeinkommensbereich gegenüber den Haushalten im unteren Nettoeinkommensbe-
reich überdurchschnittlich, da die direkt begünstigten Selbständigen und die indirekt begüns-
tigten Eigentümer und Anteilseigner der Unternehmen überdurchschnittlich den oberen Net-
toeinkommensklassen und nur unterdurchschnittlich den unteren Nettoeinkommensklassen 
angehören. Dahinter steht die Tatsache, dass die Bruttoeinkommen aus selbständiger Arbeit 
und die korrigierten Bruttoeinnahmen aus Vermögen, zu denen auch die Bruttoeinnahmen 
der Anteilseigner aus ihren verbrieften Anteilsscheinen an Unternehmen gehören, über-
durchschnittlich an Haushalte aus den oberen Nettoeinkommensklassen fließen.  
Bei der erfolgreichen Umverteilung der formalen Steuerlast der Selbständigen und einkom-
mensteuerpflichtigen Unternehmen aus dem Solidaritätszuschlag im Jahr 1995 und der for-
malen Beitragsmehrlast in 1993 und 1995 durch Rückwälzungsaktivitäten auf die Arbeitneh-
mer wurden nicht nur die Haushalte im oberen Nettoeinkommensbereich überdurchschnitt-
lich begünstigt, sondern zugleich auch die Haushalte im mittleren Nettoeinkommensbereich 
überdurchschnittlich belastet. Dahinter steht die Tatsache, dass sich die Arbeitnehmerhaus-
halte überdurchschnittlich im mittleren Nettoeinkommensbereich und nur unterdurchschnitt-
lich im unteren Nettoeinkommensbereich und in der obersten Nettoeinkommensklasse kon-
zentrieren (vgl. Tabelle 21). Da aber die direkt begünstigten Selbständigen und die indirekt 
begünstigten Eigentümer und Anteilseigner der einkommensteuerpflichtigen Unternehmen 
sehr viel stärker den oberen Nettoeinkommensklassen angehören als die Arbeitnehmer, ist 
per Saldo ein einkommensdifferenzierender Effekt zumindest nicht unplausibel. 
Bei der erfolgreichen Umverteilung der formalen Steuerlast der Selbständigen und einkom-
mensteuerpflichtigen Unternehmen aus dem Solidaritätszuschlag zwischen dem 1.7.1991 
und 30.6.1992 und der formalen Beitragsmehrlast in 1991 durch Vorwälzungsaktivitäten auf 
die Konsumenten ist neben der Ungleichverteilung der Selbständigen und der Eigentümer 
und Anteilseigner der einkommensteuerpflichtigen Unternehmen zu Gunsten des oberen 
Nettoeinkommensbereichs auch die Verteilung der privaten Konsumausgaben für die im 
Preis gestiegenen Konsumgüter nach Nettoeinkommensklassen verteilungsrelevant. Des-
halb lässt sich die materielle Inzidenz ohne genauere Kenntnisse über den schichtenspezifi-
schen Anteil der monatlichen Konsumausgaben für die im Preis gestiegenen Konsumgüter 
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am durchschnittlichen monatlichen Haushaltsnettoeinkommen nicht ableiten. Es ergibt sich 
per Saldo vermutlich eine einkommensdifferenzierende Wirkung, wenn die höheren Güter-
preise die Haushalte, bezogen auf das Haushaltsnettoeinkommen, umso weniger belasten, 
je höher ihr Nettoeinkommen ist. Dies ist z.B. im Falle eines Anstiegs aller Konsumgüterprei-
se der Fall, weil die durchschnittliche Konsumquote der privaten Haushalte mit einem stei-
genden Haushaltsnettoeinkommen stetig sinkt. Dann geht der schichtenspezifische Anteil 
der monatlichen Konsumausgaben für die teureren Konsumgüter am durchschnittlichen mo-
natlichen Haushaltsnettoeinkommen mit steigendem Haushaltsnettoeinkommen zurück.
315
 
7.2.2.3 Gesamteinschätzung der materiellen Inzidenz des Solidaritätszu-
schlags und der höheren Sozialversicherungsbeiträge  
Bei der materiellen Inzidenzanalyse in Abschnitt 7.2.2.1 und Abschnitt 7.2.2.2 wurde festge-
stellt, dass die Anpassungsreaktionen der Steuer- und Beitragspflichtigen auf die Erhebung 
des Solidaritätszuschlags und die Erhebung höherer Sozialversicherungsbeiträge seit 1991 
mit einer Vielzahl verteilungsrelevanter Preis- und Mengeneffekte auf den Güter- und Fak-
tormärkten verbunden waren. Deshalb lässt sich die materielle Inzidenz theoretisch nicht 
eindeutig ableiten. Es konnte zunächst gezeigt werden, dass sich die legalen und illegalen 
Entzugsmöglichkeiten ungleich auf die Steuer- und Beitragspflichtigen verteilen. Dies gilt 
sowohl in horizontaler Hinsicht zwischen Steuer- und Beitragspflichtigen mit gleicher wirt-
schaftlicher Leistungsfähigkeit als auch in vertikaler Hinsicht zwischen Steuer- und Beitrags-
pflichtigen mit einem unterschiedlich hohen Bruttoeinkommen. Außerdem nehmen die Steu-
erpflichtigen die Steuerentzugsmöglichkeiten in der Realität unterschiedlich stark in An-
spruch. Deshalb gehen von dem Abgabenentzug vertikale und horizontale interpersonelle 
Einkommensverteilungswirkungen aus. Diese sind quantitativ und qualitativ unbestimmt, da 
die Verteilung der Entzugsmöglichkeiten auf die Steuerpflichtigen und ihre tatsächliche Nut-
zung von einer Reihe ökonomischer Faktoren, institutioneller Faktoren, soziologischer Fakto-
ren und persönlicher Merkmale der Steuer- und Beitragspflichtigen abhängt. Außerdem gibt 
es bisher noch keine exakten empirischen Berechnungen zur quantitativen Bedeutung der 
legalen Steuervermeidung, Steuerumgehung und Steuerüberwälzung und zur quantitativen 
Bedeutung der illegalen Steuerhinterziehung bei der Einkommensbesteuerung in den westli-
chen Industrieländern. Daher ist eine exakte Messung der interpersonellen Einkommensver-
teilungswirkungen des Steuerentzugs nicht möglich.
316
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  Vgl. Statistisches Bundesamt (1997b), Tabelle 1.1-1.10 und (1997a), Tabelle 1.29. 
316
  Vgl. Oberheide, R. (1998), S. 41 f. und Bishop, J.A. u.a. (2000), S. 337 f. und S. 340 ff. 
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In einer empirischen Studie von Lang (1997) wurde zumindest die personelle Verteilung der 
Steuerentzugsmöglichkeiten bei der deutschen Einkommensteuer genauer untersucht. Diese 
Studie zeigt, dass sich die Steuerentzugsmöglichkeiten tatsächlich ungleich zu Gunsten der 
Steuerpflichtigen mit einem hohen steuerbaren Bruttoeinkommen verteilen, und dass die 
Präferenz zur Steuerhinterziehung tatsächlich mit dem Bruttoeinkommen des Steuerpflichti-
gen ansteigt. Aus diesen Ergebnissen leitet Lang eine vertikale interpersonelle Einkom-
mensumverteilung von „unten nach oben“ ab, da Steuerpflichtige mit einem hohen steuerba-
ren Bruttoeinkommen im Vergleich zu den Steuerpflichtigen mit einem niedrigen steuerbaren 
Bruttoeinkommen ihre Steuerschuld überdurchschnittlich verringern. Dies dokumentiert sich 
u.a. darin, dass die Lücke zwischen den formal-rechtlichen Grenzsteuersätzen und den ef-
fektiven Grenzsteuersätzen mit einem steigenden steuerbaren Bruttoeinkommen zunächst 
bis zum 8. Einkommensdezil kontinuierlich bis auf 16% ansteigt und in den beiden obersten 
Einkommensdezilen bei dem maximalen Wert von 16% verharrt.
317
  
In den vorliegenden empirischen Studien zur Schätzung der quantitativen Bedeutung des 
legalen und illegalen Steuerentzugs bei der Einkommensbesteuerung in den westlichen In-
dustrieländern wurde festgestellt, dass die Steuermindereinnahmen aus der Steuervermei-
dung und Steuerumgehung und die Steuermindereinnahmen aus der Steuerhinterziehung in 
der 80er und 90er Jahren jeweils im Durchschnitt ca. 10-14% des Bruttosozialprodukts be-
trugen. Diese Schwätzwerte deuten darauf hin, dass die einkommensdifferenzierende Wir-
kung des Steuerentzugs bei der deutschen Einkommensteuer quantitativ bedeutend ist.
318
 
Dementsprechend ist es plausibel anzunehmen, dass die einkommensnivellierende Wirkung 
des Solidaritätszuschlags auf die Einkommensteuerschuld aus materieller Sicht merklich 
schwächer ausfiel als aus formaler Sicht. Dabei hatte die einkommensnivellierende Wirkung 
des Solidaritätszuschlags auf die Lohnsteuerschuld aus materieller Sicht weitgehend Be-
stand. Dagegen schwächten die legalen und illegalen Steuerentzugsaktivitäten der veranlag-
ten Steuerpflichtigen (insbesondere der einkommensteuerpflichtigen Unternehmen und der 
Bezieher von Bruttoeinkünften aus Kapitalvermögen) die einkommensnivellierende Wirkung 
des Solidaritätszuschlags auf die veranlagte Einkommensteuerschuld merklich ab. Diese 
Diskrepanz ist in erster Linie auf die deutlich besseren Steuerentzugsmöglichkeiten der ver-
anlagten Steuerpflichtigen gegenüber den Lohnsteuerpflichtigen zurückzuführen.
319
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  Vgl. Lang, O. (1997), S. 328, 330 ff. und S. 341 f. 
318
  Vgl. Schneider, D./Enste, D. (2000), S. 30 ff; Johnson, S. u.a. (1998), S. 387 ff; Alm, J. (1988), 
S. 32; Lang, O. (1997), S. 343 f. 
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  Vgl. Schneider, D./Enste, D. (2000), S. 174 f. und Cowell, F.A. (1992), S. 523 f. 
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7.3 Interpersonelle Einkommensverteilungswirkungen in Westdeutschland 
aus den diskretionären Erhöhungen indirekter Steuern 
7.3.1 Wirkungsanalyse der Erhöhung der Mehrwertsteuer 
7.3.1.1 Formale Inzidenzanalyse 
Bei der formalen Inzidenzanalyse einer Mehrwertsteuererhöhung wird davon ausgegangen, 
dass die Anbieter die höhere Mehrwertsteuer vollständig auf die Bruttopreise vorwälzen. Da-
zu dürfen die Verbraucher trotz der Erhöhung der Bruttopreise ihre realen Konsumausgaben 
und ihre Konsumstruktur nicht verändern, d.h. sie müssen auf die Preiserhöhungen voll-
kommen preisunelastisch reagieren.
320
 Diese Reaktion entspricht dem Willen des Gesetzge-
bers, weil die Anbieter den gesetzlich festgelegten Mehrwertsteueranteil am Bruttopreis an 
den Staat abführen und die Konsumenten die volle Mehrwertsteuerlast tragen sollen.
321
  
Es gibt bereits eine Reihe empirischer Studien zur formalen Inzidenz der deutschen Mehr-
wertsteuer und ihrer Erhöhung. In ihnen wird die formale Inzidenz der deutschen Mehr-
wertsteuer als Saldo von zwei entgegengerichteten interpersonellen Einkommensvertei-
lungswirkungen analysiert: Einerseits ergibt sich eine regressive Belastungswirkung in Bezug 
auf das Haushaltsnettoeinkommen, da die durchschnittliche Konsumquote der Haushalte mit 
einem steigenden Haushaltsnettoeinkommen stetig sinkt.
322
 Andererseits geht von der steu-
erlichen Differenzierung der Konsumgüter eine progressive Belastungswirkung aus, da der 
Anteil der Ausgaben für steuerbefreite und steuerermäßigte Konsumgüter an den gesamten 
Konsumausgaben mit steigendem Haushaltsnettoeinkommen stetig sinkt.
323
  
Insgesamt zeigen die Studien zur Belastungswirkung der deutschen Mehrwertsteuer, dass 
die relative Belastung des Haushaltsnettoeinkommens mit Mehrwertsteuer mit steigendem 
monatlichen Haushaltsnettoeinkommen zunächst bis zum mittleren Nettoeinkommensbe-
reich leicht ansteigt (progressive Belastungswirkung), dann auf einem konstanten Niveau 
verharrt und danach wieder stetig und deutlich zurückgeht (regressive Belastungswirkung). 
Im Bereich niedriger Haushaltsnettoeinkommen dominiert also die progressive Belastungs-
wirkung der steuerlichen Tarifdifferenzierung die regressive Belastungswirkung der rückläufi-
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  Vgl. Bedau, K.-D. u.a. (1987), S. 26 ff. und DIW (Wochenbericht Nr. 38-39/1996), S. 629. 
321
  Vgl. Hilzenbecher, M. (1990), S. 70 f. und Theile, C. (1996), S. 160 ff. 
322
  Vgl. Kaiser, H. (1987), S. 11 f. und DIW (Wochenbericht Nr. 14/1998), S. 253.  
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  Vgl. Duschek, K.-J./Richter, H. (1993), S. 10 und Tofaute, H. (1994), S. 647 f.  
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gen durchschnittlichen Konsumquote. Beim Übergang vom mittleren zum oberen Nettoein-
kommensbereich kehrt sich diese Dominanz um. Es ergibt sich per Saldo eine leicht regres-
sive Belastung des Haushaltsnettoeinkommens mit Mehrwertsteuer und damit eine schwa-
che differenzierende Wirkung auf die personelle Nettoeinkommensverteilung.
324
  
Angesichts dieser Inzidenzergebnisse zur Belastungswirkung der deutschen Mehrwertsteuer  
ist es schon überraschend, dass eine Erhöhung des Normalsatzes der Mehrwertsteuer, wie 
sie zum 1.1.1993 durchgeführt wurde, nach den Berechnungen des Deutschen Instituts für 
Wirtschaftsforschung und des Rheinisch-Westfälischen Instituts für Wirtschaftsforschung die 
Haushalte mit einem unterschiedlich hohen Nettoeinkommen annähernd gleichmäßig trifft, 
da die relative Steuermehrbelastung über den gesamten Nettoeinkommensbereich annä-
hernd gleich bleibt. Es ergibt sich also in formaler Hinsicht  eine neutrale Wirkung auf die 
personelle Nettoeinkommensverteilung.
325
 Bei der Interpretation dieses Inzidenzergebnisses 
ist allerdings zu beachten, dass die empirischen Studien auf der Grundlage von EVS-Daten 
die Konzentration in der Verteilung des Haushaltsnettoeinkommens und damit auch die diffe-
renzierende interpersonelle Einkommensverteilungswirkung der Mehrwertsteuer unterschät-
zen, da die EVS die Haushalte mit einem Nettoeinkommen über 35.000 DM nicht und das 
Nettoeinkommen der erfassten Haushalte nur unvollständig erfasst.
326
 Daher kann die Wir-
kung der Mehrwertsteuererhöhung vom 1.1.1993 auf die personelle Nettoeinkommensvertei-
lung in formaler Hinsicht tatsächlich doch schwach differenzierend ausgefallen sein. 
7.3.1.2 Materielle Inzidenzanalyse 
Bei einer materiellen Inzidenzanalyse einer Erhöhung der Mehrwertsteuer werden die Steu-
ervermeidungs- und Steuerhinterziehungsaktivitäten der Konsumenten und die steuerindu-
zierten Veränderungen der realen Konsumausgaben als Reaktion darauf explizit berücksich-
tigt. Die Anpassungsreaktionen sind mit Preis- und Mengenwirkungen auf den Güter- und 
Faktormärkten verbunden. Diese beeinflussen die personelle Nettoeinkommensverteilung 
sowohl unmittelbar über die Einkommensverwendung der privaten Haushalte als auch mit-
telbar über die Einkommenserzielung der Arbeitnehmer und die Gewinnerzielung der Unter-
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  Vgl. z.B. Bedau, K.-D. u.a. (1987), S. 95 ff; Dennerlein, R. (1982a) S. 101 ff; Kaiser, H. (1987), 
S. 11 ff; Tofaute, H. (1994), S. 649 ff; Bedau, K.-D. (1998a), S. 18 ff. 
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  Vgl. DIW (Wochenbericht Nr. 14/1998), S. 250 ff; DIW (Wochenbericht Nr. 38-39/1996), S. 629 
ff; Bedau, K.-D. (1998a), S. 18 ff; Rheinisch-Westfälisches Institut (1996), S. 2 ff. 
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  Vgl. Merz, J. (2001), S. 2 und S. 10: Dahinter steht die Tatsache, dass sich die Haushalte bei 
der Befragung selbst in Nettoeinkommensklassen einstufen müssen und die Bereitschaft zur 
Angabe der korrekten Nettoeinkommen v.a. im oberen Nettoeinkommensbereich begrenzt ist. 
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nehmen. Nach Abschluss aller Anpassungsreaktionen weichen die materielle Inzidenz und 
die formale Inzidenz der Mehrwertsteuererhöhung immer dann voneinander ab, wenn die 
Anpassungsreaktionen die Verteilung der formalen Steuermehrlast zwischen Konsumenten 
und Unternehmen und/oder zwischen Konsumenten aus unterschiedlichen Nettoeinkom-
mensklassen nachträglich verändern, oder wenn die Anpassungsreaktionen mit einer (nach-
träglichen) Verlagerung der formalen Steuermehrlast von den Unternehmen auf die Gruppe 
der Arbeitnehmer verbunden sind.
327
  
In diesem Abschnitt werden in den Unterabschnitten (1) und (2) zunächst die potentiellen 
Anpassungsreaktionen der Konsumenten auf die Erhöhung der Mehrwertsteuer und deren 
Auswirkungen auf die personelle Nettoeinkommensverteilung analysiert. Anschließend wird 
in Unterabschnitt (3) die materielle Inzidenz einer Mehrwertsteuererhöhung unter besonderer 
Berücksichtigung der Mehrwertsteuererhöhung vom 1.1.1993 abschließend eingeschätzt. 
(1) Steuervermeidungs- und Steuerhinterziehungsaktivitäten der Konsumenten  
Es wurde bereits angedeutet, dass die Konsumenten auf die Erhöhung der Mehrwertsteuer 
mit legalen Steuervermeidungsaktivitäten reagieren können. Dadurch verändert sich die Hö-
he und die Struktur der realen Konsumnachfrage. In räumlicher Hinsicht ist z.B. eine Substi-
tution der höher besteuerten Güter durch Güter aus ausländischen Grenzregionen mit einem 
niedrigerem Steuersatz möglich. In zeitlicher Hinsicht können die Konsumenten die höhere 
Steuerlast vermeiden, wenn sie bereits in der Ankündigungsphase der Erhöhung der Mehr-
wertsteuer Käufe von langlebigen und höherwertigen Konsumgütern zeitlich vorziehen. In 
sachlicher Hinsicht können die Verbraucher stärker besteuerte Güter durch geringer oder 
nicht besteuerte Güter ersetzen, wenn das Steuerrecht eine steuerliche Differenzierung der 
Konsumgüter vorsieht. Dagegen ist eine sachliche Substitution schwieriger, wenn die Erhö-
hung der Mehrwertsteuer alle Konsumgüter gleichmäßig trifft und damit die relativen Güter-
preise nicht verändert.
328
 Darüber hinaus können die Verbraucher einige steuerpflichtige 
Güter im bedarfswirtschaftlichen Bereich der „Schattenwirtschaft“ legal selbst erstellen. Bei 
der illegalen Steuervermeidung verschweigen die Konsumenten den mehrwertsteuerpflichti-




                                                
327
  Vgl. Dennerlein, R. (1982a) S. 26 ff. und S. 41 ff. und Duschek, K.-J./Richter, H. (1993), S. 9 
und S. 16 ff. 
328
  Vgl. DIW (Wochenbericht Nr. 14/1998), S. 250 und Bedau, K.-D. u.a. (1987), S. 26 f. und S. 33. 
329
  Vgl. Schneider, D./Enste, D. (2000), S. 7. 
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Aufgrund der Vielzahl der verteilungsrelevanten Preis- und Mengenwirkungen auf den Märk-
ten der besteuerten Konsumgüter und der nicht-besteuerten Konsum- und Investitionsgüter 
lassen sich die interpersonellen Einkommensverteilungswirkungen der Steuervermeidung bei 
der Mehrwertsteuer theoretisch nicht eindeutig und nicht umfassend ableiten. Deshalb wird 
in dieser Studie auf eine weitergehende Analyse verzichtet. Bei einer Erhöhung des Normal-
satzes der Mehrwertsteuer ist z.B. zu erwarten, dass die abgesetzten Mengen und die Preise 
der stärker nachgefragten steuerbefreiten und steuerermäßigten Konsumgüter ansteigen 
und die der normal besteuerten Güter zurückgehen. Dies wirkt unmittelbar differenzierend 
auf die personelle Nettoeinkommensverteilung, weil die Käufer der steuerermäßigten und 
steuerbefreiten Güter von den Käufern der normal besteuerten Güter einen Teil der Steuer-
traglast übernehmen müssen und die steuerermäßigten und steuerbefreiten Güter über-
durchschnittlich von Haushalten mit einem niedrigen Nettoeinkommen gekauft werden. Eine 
mittelbare interpersonelle Einkommensverteilungswirkung ergibt sich z.B. dann, wenn die 
steuerinduzierten Preis- und Mengenwirkungen auf den Gütermärkten eine Veränderung der 
Preise und Mengen auf den Faktormärkten und darüber funktionelle Einkommensvertei-
lungswirkungen induzieren, weil die Konsumgüter mit unterschiedlichen Faktorintensitäten 
produziert werden und intersektorale Wanderungen der Produktionsfaktoren auftreten.
330
  
(2) Einschränkung der realen Konsumausgaben  
Des weiteren können die Konsumenten auf eine steuerinduzierte Erhöhung der Güterpreise 
mit einer absoluten Einschränkung ihrer realen Konsumausgaben reagieren. Dadurch fällt im 
Vergleich zu dem in der formalen Inzidenzanalyse unterstellten Fall einer vollständigen Vor-
wälzung der Mehrwertsteuermehrlast auf die Nachfrager die Steuertraglast der Anbieter ef-
fektiv höher und die Steuertraglast der Konsumenten effektiv geringer aus, da der Vorwäl-
zungsgrad der Mehrwertsteuererhöhung auf die Güterpreise nicht mehr vollständig ist.
331
  
Nach den Erkenntnissen der mikroökonomischen partialanalytischen Ansätze zur materiellen 
Inzidenz einer Umsatzsteuer ist der Vorwälzungsgrad auf einem Gütermarkt umso höher, je 
geringer die Preiselastizität der Nachfrage und des Angebotes sind, je größer die Markmacht 
der Anbieter ist und je geringer ihr Konkurrenzdruck ist.
332
 Bei einer preiselastischen Güter-
nachfrage kann der Anbieter die höhere Mehrwertsteuerlast nur teilweise auf die Verbrau-
                                                
330
  Vgl. Zimmermann, H./Henke, K.-D. (1994), S. 241 f. und Duschek, K.-J./Richter, H. (1993), S. 
10 und S. 16 ff. 
331
  Vgl. Bedau, K.-D. (1987), S. 26 f. und S. 33. 
332
  Vgl. Kitterer, W. (1978), S. 264 und Petersen, H.-G. (1993), S. 310 ff. 
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cher vorwälzen, da die steuerinduzierte Preiserhöhung einen Rückgang der realen Konsum-
nachfrage und damit einen Rückgang abgesetzte Gütermenge induziert. Daraufhin muss der 
Anbieter einen Teil der höhere Mehrwertsteuerlast in Form eines niedrigeren Nettogewinns 
tragen. Hinzu tritt ein kosteninduzierter Nettogewinnrückgang, wenn er zu sinkenden Durch-
schnittskosten produziert.
333
 Da sich die mikroökonomischen Vorwälzungsbedingungen der 
Anbieter aber von Gütermarkt zu Gütermarkt unterscheiden, ist der Vorwälzungsgrad auf 
den einzelnen Gütermärkten unterschiedlich hoch. Es verändern sich die relativen Güterprei-
se zu Gunsten der Güter mit einem hohen Vorwälzungsgrad. Dies belastet überdurchschnitt-
lich diejenigen Konsumenten, die einen überdurchschnittlichen Anteil ihrer Konsumausgaben 
für die relativ teurer gewordenen Güter verwenden. Außerdem generiert die preisinduzierte 
Veränderung der realen Konsumnachfrage eine Veränderung der abgesetzten Gütermen-
gen. Darüber hinaus induzieren die steuerinduzierten Preis- und Mengenwirkungen auf den 
Gütermärkten u.U. Preis- und Mengenwirkungen auf den Faktormärkten.
334
  
Nach den Erkenntnissen der makroökonomischen totalanalytischen Ansätze zur materiellen 
Inzidenz einer Umsatzsteuer hängt der Vorwälzungsgrad einer Mehrwertsteuererhöhung auf 
die Konsumenten entscheidend vom gesamtwirtschaftlichen und wirtschaftspolitischen Um-
feld zum Zeitpunkt der Erhöhung der Mehrwertsteuer ab. Dazu zählt zum einen die Ausrich-
tung der Finanzpolitik, da der Staat einen steuerinduzierten Rückgang der realen Konsum-
nachfrage durch zusätzliche Staatsausgaben oder durch eine induzierte Belebung der priva-
ten Nachfrage partiell oder vollständig kompensieren kann. In diesem Fall fällt der Vorwäl-





Zum zweiten ist die Ausrichtung der Geldpolitik bedeutsam. So ist eine vollständige Vorwäl-
zung einer Mehrwertsteuererhöhung auf die Güterpreise nur dann zu erwarten, wenn die 
Notenbank die steuerinduzierten Vorwälzungsprozesse der Unternehmen durch eine Aus-
weitung der angebotenen Zentralbankgeldmenge monetär alimentiert. Dagegen schränkt 
eine restriktive Geldpolitik die realwirtschaftlichen Vorwälzungsspielräume der Unternehmen 
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  Vgl. Bedau, K.-D. u.a. (1987), S. 26 f. und S. 29 ff. und Theile, C. (1996), S. 160 ff. 
334
  Vgl. Neumann, M. J.M. (1985), S. 300 ff.  
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  Vgl. Teichmann, D./Zwiener, R. (1987), S. 138 ff. und Dennerlein, R. (1982a), S. 31 und S. 35. 
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  In der Realität weicht die zusätzliche staatliche Güternachfrage sicherlich zumindest in struktu-
reller Hinsicht von der verdrängten privaten Güternachfrage ab. Deshalb erreichen die über-
durchschnittlich profitierenden Anbieter einen höheren Vorwälzungsgrad als die unterdurch-





 Zum dritten determiniert die konjunkturelle Situation zum Zeitpunkt der Erhöhung der 
Mehrwertsteuer den Vorwälzungsgrad. Im Boom mit einem hohen Auslastungsgrad der be-
trieblichen Produktionskapazitäten und einer hohen Güternachfrage besitzen die Anbieter 
bessere reale Vorwälzungsmöglichkeiten als in einer Rezession. Hier sind die Preiselastizität 
der Nachfrage und der Konkurrenzdruck der Unternehmen konjunkturbedingt niedrig. Ein 
hoher Vorwälzungsgrad im Boom gilt aber nur unter der Prämisse, dass die Notenbank trotz 
inflationärer Tendenzen keine restriktive Geldpolitik betreibt.
338
 Schließlich determiniert zum 
vierten die Lohnpolitik der Gewerkschaften zum Zeitpunkt der Erhöhung der Mehrwertsteuer 
die realwirtschaftlichen Vorwälzungsmöglichkeiten der Anbieter. Bei einer expansiven Lohn-
politik verringert sich ihr Spielraum für eine Vorwälzung der Mehrwertsteuermehrlast immer 
dann, wenn sie ihre Angebotspreise bereits aufgrund gestiegener Lohnkosten erhöht haben. 
Allerdings verbessern sich die Vorwälzungsmöglichkeiten bei expansiver Lohnpolitik evtl. 
dadurch, dass die Arbeitnehmer aufgrund ihrer gestiegenen Nettoeinkommen ihren einkom-
mensabhängigen Konsum ausdehnen („Kaufkrafttheorie des Lohns“).
339
  
Insgesamt betrachtet zeigt sich, dass die Anbieter bei ungünstigen mikro- und makroökono-
mischen Vorwälzungsbedingungen zumindest kurzfristig auf eine vollständige Vorwälzung 
einer höheren Mehrwertsteuer auf die Güterpreise verzichten und damit einen Teil der 
Mehrwertsteuerlast selbst tragen müssen. Daher werden sie die Vorwälzung bei günstigeren 
mikro- und makroökonomischen Vorwälzungsbedingungen versuchen vollständig nachzuho-
len. Es besteht aber kurzfristig auch die Möglichkeit einer Rückwälzung des nicht-
vorgewälzten Teils der Mehrwertsteuermehrlast auf Lieferanten (durch niedrigere Einkaufs-
preise), auf Betriebsmittelhersteller (durch niedrigere Betriebsmittelpreise) oder auf ihre Be-
schäftigten (durch niedrigere Bruttoarbeitsentgelte). Dadurch ergeben sich mittelbare inter-
personelle Einkommensverteilungswirkungen, da diese Rückwälzungsaktivitäten die Ein-
kommenserzielung der Arbeitnehmer und die Gewinnerzielung der Unternehmen beeinflus-
sen.
340
 Schließlich können die Anbieter als Reaktion auf den steuerinduzierten Rückgang 
ihrer Nettogewinne kurzfristig ihre Investitionsnachfrage, ihre Produktionskapazitäten und 
ihre Beschäftigung einschränken, wenn die mikro- und makroökonomischen Rückwälzungs-
bedingungen ebenfalls ungünstig sind. Dadurch verringern sie ihre tatsächliche Steuertrag-
                                                
337
  Vgl. Homburg, S. (1997), S. 143 und Bedau, K.-D. u.a. (1987), S. 31, 34 ff, 122 f. und S. 171 ff. 
338
  Vgl. Teichmann, D./Zwiener, R. (1987), S. 140 ff. und Bedau, K.-D. u.a. (1987), S. 31, 34 ff, 122 
f. und S. 171 ff. 
339
  Vgl. Teichmann, D./Zwiener, R. (1987), S. 140 f.  
340
  Vgl. Derrick, F.W./Scott, C.E. (1998), S. 230 f. und Bedau, K.-D. u.a. (1987), S. 123 und S. 172. 
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last auf Kosten ihrer Beschäftigten und/oder auf Kosten anderer Unternehmen bzw. deren 
Eigentümern und Anteilseigern. Diese „passiven“ Anpassungsreaktionen beeinflussen die 
personelle Nettoeinkommensverteilung in kurzfristiger Hinsicht wiederum mittelbar über die 
Einkommenserzielung der Arbeitnehmer und die Gewinnerzielung der Unternehmen. Mittel- 
und langfristig induzieren sie unter Umständen sogar einen dämpfenden Effekt auf das reale 
Wirtschaftswachstum. Daraus resultieren weitere funktionelle Einkommensverteilungswir-
kungen und mittelbare interpersonelle Einkommensverteilungswirkungen.
341
 
(3) Gesamteinschätzung der materiellen Inzidenz einer Mehrwertsteuererhöhung un-
ter besonderer Berücksichtigung der Mehrwertsteuererhöhung vom 1.1.1993  
Insgesamt hat die materielle Inzidenzanalyse in Unterabschnitt (1) und (2) gezeigt, dass eine 
Erhöhung der Mehrwertsteuer aus materieller Sicht weder eindeutig nivellierend noch ein-
deutig differenzierend auf die personelle Nettoeinkommensverteilung wirkt, da die effektive 
Verteilung der Steuertraglast zwischen Konsumenten und Unternehmen, zwischen Unter-
nehmen und Arbeitnehmern und zwischen Konsumenten aus unterschiedlichen Nettoein-
kommensklassen von den Steuervermeidungs- und Steuerhinterziehungsaktivitäten der 
Konsumenten, von den mikro- und makroökonomischen Überwälzungsbedingungen auf den 
Güter- und Faktormärkten für die Anbieter und von etwaigen „passiven“ Anpassungsreaktio-
nen der Anbieter an die Anpassungsreaktionen der Konsumenten abhängt. Es ist wegen der 
Vielzahl verteilungsrelevanter Anpassungsreaktionen nicht möglich, die materielle Inzidenz 
einer höheren Mehrwertsteuer theoretisch und empirisch eindeutig abzuleiten. Dazu müssten 
die steuerinduzierten Preis- und Mengenwirkungen auf den Güter- und Faktormärkten und 
ihre unmittelbaren und mittelbaren Auswirkungen auf die personelle Nettoeinkommensvertei-
lung vollständig erfasst werden. Dies erfordert ein komplexes ökonometrisches Simulations-
modell, dass die dynamischen Wirkungen der Mehrwertsteuererhöhung auf die gesamtwirt-
schaftliche Entwicklung, die Unternehmensnettogewinne und die Nettoeinkommen der priva-
ten Haushalte über mehrere Jahre simuliert und alle Anpassungsreaktionen der Konsumen-




Deshalb beschränkt sich die Gesamteinschätzung der materiellen Inzidenz der Erhöhung der 
deutschen Mehrwertsteuer auf Plausibilitätsüberlegungen. In einem ersten Schritt wird ge-
zeigt, dass ein steuerinduzierter Rückgang der realen Konsumnachfrage als Folge von Steu-
                                                
341
  Vgl. Bedau, K.-D. u.a. (1987), S. 34 f. und S. 172 und Duschek, K.-J./Richter, H. (1993), S. 16 f. 
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  Vgl. Teichmann, D./Zwiener, R. (1987), S. 148 und Bedau, K.-D. u.a. (1987), S. 54 ff.  
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ervermeidungsaktivitäten der Konsumenten und/oder einer preiselastischen realen Konsum-
nachfrage bei einer Mehrwertsteuererhöhung vermutlich nivellierend auf die personelle Net-
toeinkommensverteilung wirkt und damit die in der formalen Inzidenzanalyse abgeleitete 
neutrale Wirkung der höheren Mehrwertsteuer auf die Verteilung der Haushaltsnettoein-
kommen in eine einkommensnivellierende Wirkung modifiziert. Bei der formalen Inzidenz-
analyse in Abschnitt 7.3.1.1 wurde nämlich von einer vollständigen Vorwälzung der höheren 
Mehrwertsteuerlast von den Anbietern auf die Konsumenten ausgegangen. Die einkom-
mensnivellierende Wirkung einer unvollständigen Vorwälzung ist umso stärker, je weniger 
die Unternehmen ihre Steuerlast auf die Konsumenten verlagern und je weniger die Unter-
nehmen ihre nicht-vorgewälzte Steuerlast auf Arbeitnehmer zurückwälzen.  
Bei der Analyse der Tabellen 20, 21 und 23 zeigte sich, dass die Selbständigen und die Ei-
gentümer und Anteilseigner der Unternehmen überdurchschnittlich im oberen Nettoeinkom-
mensbereich vertreten sind. Deshalb belastet eine unvollständige Vorwälzung einer höheren 
Mehrwertsteuerlast von den Anbietern auf die Konsumenten auf direktem und indirektem 
Wege überdurchschnittlich die Haushalte im oberen Nettoeinkommensbereich und nur un-
terdurchschnittlich die Haushalte im unteren Nettoeinkommensbereich. Dies wirkt im Ver-
gleich zum formalen Inzidenzergebnis vermutlich einkommensnivellierend. Diese einkom-
mensnivellierende Wirkung wird jedoch abgeschwächt, wenn die Unternehmen ihre nicht-
vorgewälzte Steuermehrlast erfolgreich auf die Arbeitnehmer über niedrigere Bruttoarbeits-
entgelte zurückwälzen können. In diesem Fall begünstigt die steuerliche Entlastung der Un-
ternehmen die Haushalte im oberen Nettoeinkommensbereich auf indirektem Wege über-
durchschnittlich, während die Belastung der Arbeitnehmer die Haushalte im mittleren Netto-
einkommensbereich überdurchschnittlich belastet. Da aber die indirekt begünstigten Eigen-
tümer und Anteilseigner der Unternehmen sehr viel stärker den oberen Nettoeinkommens-
klassen angehören als die belasteten Arbeitnehmer, wirken die Rückwälzungsaktivitäten der 
Unternehmen per Saldo vermutlich einkommensdifferenzierend. Diese These entzieht sich 
aber leider einer empirischen Überprüfung. 
In einem zweiten Schritt wird nun noch überprüft, ob das gesamtwirtschaftliche und wirt-
schaftspolitische Umfeld in Westdeutschland zum Zeitpunkt der 1%igen Erhöhung des Nor-
malsatzes der deutschen Mehrwertsteuer vom 1.1.1993 eher für oder eher gegen eine er-
folgreiche Vorwälzung der Mehrwertsteuermehrlast der westdeutschen Unternehmen auf die 
Konsumenten spricht. Dadurch erhält man zugleich Aufschluss über etwaige Rückwälzungs-
bestrebungen der westdeutschen Unternehmen und über die makroökonomischen Rückwäl-
zungsbedingungen im Jahr 1993. Leider lassen sich die Steuervermeidungsaktivitäten der 
Konsumenten und die mikroökonomischen Überwälzungsbedingungen der Unternehmen im 
Jahr 1993 statistisch nicht erfassen.  
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Es wurde bereits gezeigt, dass die konjunkturelle Situation im alten Bundesgebiet im Jahr 
1993 ungünstig war. Deshalb besaßen die westdeutschen Unternehmen in realwirtschaftli-
cher Hinsicht wenig Spielraum für eine Erhöhung der Güter- und Dienstleistungspreise. Auf-
grund der niedrigen gesamtwirtschaftlichen Güternachfrage und der niedrigen gesamtwirt-
schaftlichen Kapazitätsauslastung waren die Preiselastizität des Angebots, die Preiselastizi-
tät der Nachfrage und der Konkurrenzdruck der Unternehmen auf den einzelnen Märkten 
relativ hoch. Deshalb mussten die Unternehmen von einem relativ starken Rückgang der 
realen Nachfrage ausgehen, wenn sie ihre Preise steuerbedingt erhöhten. Darüber hinaus 
spricht die expansiv ausgerichtete Finanzpolitik seit der deutschen Vereinigung nur auf den 
ersten Blick für günstige realwirtschaftliche Vorwälzungsbedingungen. Tatsächlich hat sie 
den konjunkturbedingt geringen realwirtschaftlichen Vorwälzungsspielraum der westdeut-
schen Unternehmen nicht nennenswert vergrößert, da sie nahezu ausschließlich auf Ost-
deutschland ausgerichtet war und die West-Ost-Nettofinanztransfers seit 1993 deutlich stär-
ker der ostdeutschen Wirtschaft zugute kamen als in den Jahren 1990 bis 1992. Dieser Um-
stand dokumentiert sich in dem starken Rückgang des transferinduzierten Nachfrageimpul-
ses aus Ostdeutschland im alten Bundesgebiet seit Mitte 1992. Es ist zumindest unwahr-
scheinlich, dass die zusätzliche staatliche Güternachfrage den steuerinduzierten Rückgang 
der privaten Konsumnachfrage in Westdeutschland auch nur annähernd kompensierte. Da-
gegen eröffnete die moderate Lohnpolitik der Gewerkschaften im Jahr 1993 den westdeut-
schen Unternehmen durchaus realwirtschaftlichen Spielraum für steuerinduzierte Preiserhö-
hungen, weil sie den starken Anstieg der betrieblichen Lohnkosten im alten Bundesgebiet in 
den Vorjahren bremste. Dadurch erhöhte sich der unausgenutzte Spielraum der westdeut-
schen Unternehmen für die Durchführung steuerinduzierter Preiserhöhungen. Schließlich 
waren die monetären Vorwälzungsbedingungen im Jahr 1993 auf den ersten Blick etwas 
günstiger als in den Vorjahren, da die Deutsche Bundesbank als Reaktion auf die konjunktu-
relle Abschwächung ihre restriktive Geldpolitik seit Ende 1992 schrittweise lockerte. Es ist 
allerdings nicht davon auszugehen, dass die Bundesbank die steuerinduzierten Überwäl-
zungsversuche der westdeutschen Unternehmen auf Kosten inflationärer Tendenzen aktiv 
monetär alimentierte. Dagegen spricht ihr konsequenter stabilitätsorientierter Kurs in der 
Vergangenheit. Dennoch ist eine gewisse Elastizität des Geldangebotes sicher plausibel. 
Insgesamt betrachtet spricht das gesamtwirtschaftliche und wirtschaftspolitische Umfeld im 
alten Bundesgebiet im Jahr 1993 also eher dafür, dass die westdeutschen Unternehmen die 
zusätzliche Steuerlast aus der Mehrwertsteuererhöhung kurzfristig nur partiell auf die Kon-
sumenten vorwälzen konnten und damit die angestrebte vollständige Vorwälzung über einen 
längeren Zeitraum verteilen mussten. Dementsprechend waren ihre Rückwälzungsbestre-
bungen vermutlich relativ stark ausgeprägt. Da die makroökonomischen Bedingungen für 
eine erfolgreiche Rückwälzung einer höheren Steuerlast der Unternehmen auf die (gering 
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qualifizierten) Beschäftigten in einer ungünstigen konjunkturellen Situation deutlich besser 
sind als im konjunkturellen Boom, ist es nicht auszuschließen, dass die westdeutschen Un-
ternehmen einen Teil ihrer nicht-vorgewälzten Steuerlast aus der Mehrwertsteuererhöhung 
über niedrigere Bruttoarbeitsentgelte auf die Arbeitnehmer zurückwälzten. Dahinter steht die 
relativ hohe Lohnelastizität der gesamtwirtschaftlichen Arbeitsnachfrage, wenn die gesamt-
wirtschaftliche Beschäftigungslage ungünstig, der Auslastungsgrad der betrieblichen Produk-
tionskapazitäten niedrig und die gesamtwirtschaftliche Güternachfrage niedrig ist. Es ist al-
lerdings unwahrscheinlich, dass die westdeutschen Unternehmen kurzfristig ihre gesamte 
nicht-vorgewälzte Mehrwertsteuerlast auf andere Marktteilnehmer verlagern konnten. Des-
halb mussten sie einen Teil davon (vorübergehend) selbst übernehmen.  
Dieses Inzidenzergebnis deutet darauf hin, dass die Belastungswirkung der Mehrwertsteuer-
erhöhung vom 1.1.1993 auf die personelle Nettoeinkommensverteilung aus formaler Sicht 
zwar annähernd einkommensneutral war, aber aus materieller Sicht doch einkommensnivel-
lierend war. Nach einer empirischen Studie von Duschek/Richter war eine solche Diskrepanz 
zwischen der formalen und der materiellen Inzidenz der Mehrwertsteuererhöhung im Jahr 
1993 tatsächlich empirisch relevant.
343
 In Abschnitt 5.1 wurde festgestellt, dass die kumulier-
ten Mehrwertsteuermehreinnahmen zwischen 1993 und 1995 schätzungsweise 35,5 Mrd. 
DM betrugen. Daher war die zuvor abgeleitete materielle einkommensnivellierende Wirkung 
der Mehrwertsteuererhöhung vom 1.1.1993 quantitativ durchaus bedeutsam. 
7.3.2 Wirkungsanalyse der Erhöhung spezieller Verbrauchsteuern 
7.3.2.1 Formale Inzidenzanalyse  
Bei der formalen Inzidenzanalyse der Erhöhung der speziellen Verbrauchsteuern wird impli-
zit unterstellt, dass die Anbieter der besteuerten Güter die höheren speziellen Verbrauch-
steuern an den Staat abführen und die Steuermehrlast gemäß dem Willen des Gesetzgebers 
vollständig auf die Käufer der besteuerten Güter vorwälzen.
344
 Eine statistische Erfassung 
der Steuerlast der privaten Haushalte aus speziellen Verbrauchsteuern beinhaltet das Prob-
lem, dass die besteuerten Güter nicht nur von den privaten Haushalten als Konsumenten, 
sondern auch von Unternehmen erworben werden. Deshalb fällt ein Teil der Steuerlast aus 
speziellen Verbrauchsteuern zunächst im Unternehmenssektor in Form höherer Produkti-
onskosten an. Auch hier wird angenommen, dass die Unternehmen den steuerinduzierten 
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  Vgl. Duschek, K.-J./Richter, H. (1993), S. 9 f. 
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  Vgl. Dennerlein, R. (1982b), S. 22 und S. 26 f. und Müller, K. u.a. (1997), S. 111 und S. 114 f. 
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Kostenanstieg über die allgemeine Kostenkalkulation auf die Nettopreise überwälzen. Da 
sich die an den Haushaltssektor weitergeleitete Steuerlast aus speziellen Verbrauchsteuern 




7.3.2.1.1 Formale Inzidenz der Erhöhung der deutschen Mineralölsteuer 
Bei der deutschen Mineralölsteuer wird der käufliche Erwerb steuerpflichtiger Mineralöle 
(Benzin- und Dieselkraftstoff, Schmierstoffe, mineralölhaltige Waren und Additive, Heizöl) mit 
einem proportionalen Steuersatz besteuert. Dabei unterliegen Heizöle und Dieselkraftstoff 
einem ermäßigten Steuersatz. Es handelt sich um eine spezifische Stücksteuer, da die ge-
kaufte Menge in Litern die Bemessungsgrundlage der Mineralölsteuer ist.
346
  
In zwei empirischen Studien von Tofaute zur formalen Inzidenz der deutschen Mineral-
ölsteuer in Westdeutschland wurde festgestellt, dass der Verlauf der relativen Mineralölsteu-
erbelastung des durchschnittlichen monatlichen Haushaltsnettoeinkommens über den ge-
samten Nettoeinkommensbereich dem bogenförmigen Belastungsverlauf bei der Mehr-
wertsteuer ähnelt. So steigt die relative Belastung des Haushaltsnettoeinkommens mit Mine-
ralölsteuer mit einem steigenden Haushaltsnettoeinkommen zunächst bis zum mittleren Net-
toeinkommensbereich deutlich an (progressive Belastungswirkung), da die Haushalte mit 
einem mittleren Nettoeinkommensniveau im Durchschnitt mehr Kraftfahrzeuge und mehr 
Kraftfahrzeuge mit einem höheren Kraftstoffverbrauch besitzen als Haushalte mit einem 
niedrigen Nettoeinkommen. Diese verzichten häufig sogar völlig auf den Unterhalt eines ei-
genen Kraftfahrzeugs und können aufgrund von Nichterwerbstätigkeit (vorübergehend) 
Kraftstoffausgaben einsparen (z.B. Arbeitslose, Sozialhilfeempfänger und Rentner). Im mitt-
leren Nettoeinkommensbereich bleibt die relative Belastung des Haushaltsnettoeinkommens 
mit Mineralölsteuer annähernd konstant. Im oberen Nettoeinkommensbereich geht sie wie-
der deutlich zurück (regressive Belastungswirkung), da die Haushalte mit einem hohen Net-
toeinkommen leichter auf kraftstoffsparende teurere Kraftfahrzeuge ausweichen und darüber 
Kraftstoffausgaben einsparen können. Außerdem erreicht der Kraftstoffverbrauch im oberen 
Nettoeinkommensbereich sicherlich Sättigungsgrenzen. Insgesamt ergibt sich eine schwa-
                                                
345
  Vgl. Wartenberg, U. (1979), S. 34 f. und Tofaute, H. (1996), S. 617 f. 
346
  Vgl. Kampmann, C. (1995), S. 14 und S. 27. 
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che regressive Belastungswirkung in Bezug auf das Haushaltsnettoeinkommen und damit 
eine schwache einkommensdifferenzierende Wirkung.
347
  
Nach den empirischen Studien von Dennerlein (1982), Nagel (1993), Kampmann (1995) und 
Müller u.a. (1997) ist eine Erhöhung der Mineralölsteuer mit einem glockenförmigen steuerli-
chen Mehrbelastungsverlauf in Bezug auf das Haushaltsnettoeinkommen verbunden.
348
 Die-
ser Verlauf ist auf den glockenförmigen Verlauf des schichtenspezifischen Anteils der monat-
lichen Ausgaben der westdeutschen privaten Haushalte für Mineralölprodukte (Heizöl und 
Ähnliches und Kraftstoffe) am durchschnittlichen monatlichen Haushaltsnettoeinkommen 
über den gesamten Nettoeinkommensbereich zurückzuführen. Er steigt nach den Daten der 
Tabelle 25 mit einem steigenden Haushaltsnettoeinkommen zunächst bis zum mittleren Net-
toeinkommensbereich von 1,5% auf 3,2% an und sinkt bei einem weiter steigenden Haus-
haltsnettoeinkommen wieder auf 1,8% in der obersten Nettoeinkommensklasse.
349
 
Insgesamt betrachtet deuten die formalen Inzidenzergebnisse der empirischen Studien also 
einheitlich darauf hin, dass die zweimalige Erhöhung der deutschen Mineralölsteuer seit der 
deutschen Vereinigung vom unteren Nettoeinkommensbereich bis zum mittleren Nettoein-
kommensbereich (bis 5.000 DM) nivellierend in Bezug auf die personelle Nettoeinkommens-
verteilung und bei den Nettoeinkommensklassen darüber differenzierend in Bezug auf die 
personelle Nettoeinkommensverteilung im alten Bundesgebiet wirkte. So stieg die relative 
Mehrbelastung des durchschnittlichen monatlichen Haushaltsnettoeinkommens mit Mineral-
ölsteuer ausgehend von der untersten Nettoeinkommensklasse mit einem steigenden Haus-
haltsnettoeinkommen zunächst bis zum mittleren Nettoeinkommensbereich an. Dies wirkte 
progressiv belastend. Bei einem weiter steigenden Haushaltsnettoeinkommen ging die relati-
ve Mehrbelastung des durchschnittlichen monatlichen Haushaltsnettoeinkommens mit Mine-
ralölsteuer durchgängig und deutlich zurück. Dies wirkte regressiv belastend. Insgesamt ist 
eine einkommensdifferenzierende Wirkung plausibel. In Abschnitt 5.1 wurde festgestellt, 
dass die kumulierten Steuermehreinnahmen aus der zweimaligen Erhöhung der Mineral-
ölsteuer im Zeitraum 1991 bis 1995 im Bundesgebiet schätzungsweise ca. 74,8 Mrd. DM 
betrugen. Daher war die formale einkommensdifferenzierende Wirkung der zweimaligen Mi-
neralölsteuererhöhung vermutlich quantitativ bedeutsam. 
                                                
347
  Vgl. Tofaute, H. (1997), S. 110 f. und Tofaute, H. (1996), S. 617 ff, 621 ff. und S. 625 f. 
348
  Vgl. Nagel, T. (1993), S. 390 ff; Kampmann, C. (1995), S. 29 ff; Dennerlein, R. (1982b), S. 86 ff. 
und S. 118 ff; Müller, K. u.a. (1997), S. 114 f. und S. 117 f. 
349
  Vgl. Statistisches Bundesamt (1997b), Tabelle 1.1 und (1997c), Tabelle 1.1. 
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Tabelle 25: Verteilung der Ausgaben der westdeutschen privaten Haushalte für Mine-
ralölprodukte in 1993 nach dem monatlichen Haushaltsnettoeinkommen  
Monatliches Haus-
haltsnettoeinkommen 





ches in % der 
gesamten Kon-
sumausgaben 
pro Monat  
(2) 
Ausgaben für 
Kraftstoffe in % 
der gesamten 
Konsumausga-
ben pro Monat 
(3) 
Ausgaben für Mine-






dukte in % des durchschnittli-
chen monatlichen Haushalts-
nettoeinkommens 
unter 1000 / 1,7 1,7  1,5 
1000 - 1600 0,3  1,4 1,7  1,8 
1600 - 2000 0,6  1,6 2,2  2,2 
2000 - 2500 0,6  2,1 2,7  2,5 
2500 - 3000 0,5 2,6 3,1  2,9 
3000 - 4000 0,7 2,8 3,5  3,0 
4000 - 5000 0,8 3,1 3,8  3,2 
5000 - 6000 0,8 3,1 3,9  3,0 
6000 - 7500 0,8 3,0 3,8  2,8 
7500 - 10.000 0,8 2,9 3,7  2,5 
10.000 - 35.000 0,8 2,4 3,2  1,8 
Quelle: Statistisches Bundesamt (Hrsg.) (1997b): Wirtschaftsrechnungen; Einkommens- und Ver-
brauchsstichprobe 1993, Wiesbaden 1997, Heft 4 (Tabelle 1.1); Statistisches Bundesamt 
(Hrsg.) (1997c): Wirtschaftsrechnungen; Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 1993, 
Wiesbaden 1997, Heft 5 (Tabelle 1.1); eigene Berechnungen. 
7.3.2.1.2 Formale Inzidenz der Erhöhung der deutschen Versicherungsteuer 
Bei der deutschen Versicherungsteuer werden die von den privaten Versicherungsnehmern 
an die privaten Versicherungsunternehmen gezahlten Versicherungsbeiträge und Versiche-
rungsprämien mit einem proportionalen Steuersatz besteuert, wenn die privaten Versiche-
rungsverträge steuerpflichtig sind. Dabei verhält sich die Höhe der Steuerzahlung proportio-
nal zur gezahlten Versicherungsprämie.
350
  
In einer empirischen Studie von Tofaute (1996) zur formalen Inzidenz der deutschen Versi-
cherungsteuer in Westdeutschland wurde festgestellt, dass die monatliche absolute Versi-
cherungsteuerbelastung der privaten Haushalte mit einem steigenden monatlichen Haus-
                                                
350
  Vgl. Weichenrieder, A.J. (1996), S. 63 und S. 66. 
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haltsnettoeinkommen durchgängig ansteigt, weil deren monatlichen Ausgaben für steuer-
pflichtige Beiträge an Privatversicherungen mit steigendem Haushaltsnettoeinkommen konti-
nuierlich ansteigen. Dahinter steht die Tatsache, dass die Haushalte mit einem hohen Netto-
einkommen mehr steuerpflichtige Privatversicherungen (mit relativ hohen Versicherungs-
prämien) abschließen als Haushalte mit einem niedrigen Nettoeinkommen. Dies ist darauf 
zurückzuführen, dass ihr Haushaltsvorstand häufig selbst nicht sozialversicherungspflichtig 
ist, ihr Besitz an Kraftfahrzeugen (mit einer hohen Kraftfahrzeugsteuer) höher ist und ihre 
Einkommensverhältnisse den Abschluss privater Versicherungsverträge (z.B. einer Hausrat-, 
Brand-, Schadens- oder Kapitalversicherung) eher erlauben und eher rechtfertigen. Nach 
den Berechnungen von Tofaute ist die relative Belastung des durchschnittlichen monatlichen 
Haushaltsnettoeinkommens mit Versicherungsteuer allerdings in allen Nettoeinkommens-
klassen gleich groß. Daher geht von der Versicherungsteuer eine proportionale Belastungs-




Dieses Inzidenzergebnis deutet darauf hin, dass die dreimalige Erhöhung der Versicherungs-
teuer seit 1991 das monatliche Haushaltsnettoeinkommen der Haushalte aller Nettoeinkom-
mensklassen relativ gleich stark belastete. Diese proportionale Belastungswirkung veränder-
te die personelle Nettoeinkommensverteilung im alten Bundesgebiet also nicht. Nach den 
Berechnungen in Abschnitt 5.1 betrugen die kumulierten Steuermehreinnahmen aus der 
dreimaligen Erhöhung der Versicherungsteuer im Zeitraum 1991 und 1995 im Bundesgebiet 
schätzungsweise ca. 15,7 Mrd. DM. Daher war die einkommensneutrale Verteilungswirkung 
der dreimaligen Versicherungsteuererhöhung ohnehin nicht besonders stark. 
7.3.2.1.3 Formale Inzidenz der Erhöhung der deutschen Tabaksteuer 
Bei der deutschen Tabaksteuer wird der käufliche Erwerb steuerpflichtiger Tabakwaren (Zi-
garetten, Zigarren, Zigarillos, Rauch-, Kau- und Schnupftabak, Feinschnitt) mit einem propor-
tionalen Steuersatz besteuert. Dabei setzt sich die Tabaksteuer aus einer Preiskomponente 
und einer Mengenkomponente zusammen, da der Käufer für die gekaufte Tabakmenge und 
auf den Bruttopreis einen bestimmten Steuersatz Tabaksteuer zahlen muss.
352
  
In zwei empirischen Studien von Tofaute (1996) und Zimmermann (1987) zur formalen Inzi-
denz der deutschen Tabaksteuer in Westdeutschland wurde festgestellt, dass die relative 
                                                
351
  Vgl. Tofaute, H. (1996), S. 619 und S. 621.  
352
  Vgl. Körner, J. (1996), S. 30. 
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Belastung des durchschnittlichen monatlichen Haushaltsnettoeinkommens mit Tabaksteuer 
mit einem steigenden Haushaltsnettoeinkommen stetig zurückgeht. Diese durchgängig reg-
ressive Belastungswirkung in Bezug auf das Haushaltsnettoeinkommen generiert eine diffe-
renzierende Wirkung auf die personelle Nettoeinkommensverteilung.
353
 Dieses Inzidenzer-
gebnis deutet darauf hin, dass die Tabaksteuererhöhung vom 1.3.1992 die privaten Haushal-
te, bezogen auf das Haushaltsnettoeinkommen, umso stärker belastete, je niedriger das 
Haushaltsnettoeinkommen war. Daraus resultierte eine differenzierende Wirkung auf die 
personelle Nettoeinkommensverteilung. Dieser Differenzierungseffekt war allerdings nicht 
besonders stark, weil die kumulierten Steuermehreinnahmen im Bundesgebiet zwischen 
1992 und 1995 nach den Berechnungen in Abschnitt 5.1 nur ca. 4,6 Mrd. DM betrugen. 
7.3.2.2 Materielle Inzidenzanalyse 
In materieller Hinsicht kann die effektive Inzidenz einer erhöhten Mineralöl-, Tabak- und Ver-
sicherungsteuer von der formalen Inzidenz abweichen, wenn die Nachfrager auf die Erhö-
hung mit Steuervermeidungsaktivitäten und/oder mit einer Einschränkung ihrer realen Aus-
gaben für das besteuerte Gut reagieren. In beiden Fällen ist die in der formalen Inzidenzana-
lyse zugrundegelegte Annahme einer vollständigen Verlagerung der Steuermehrlast auf die 
Nachfrager nicht mehr haltbar, da sich die Steuermehrlast auf die Anbieter und auf die Nach-
frager verteilt.
354
 Bei der Steuervermeidung reduzieren die Nachfrager über eine Verminde-
rung der Bemessungsgrundlage und/oder eine Veränderung der Struktur ihres Verbrauchs 
ihre Konsumausgaben für die besteuerten Güter und darüber ihre Steuerbelastung.
355
  
Bei einer unvollständigen Vorwälzung der Steuermehrlast auf die Nachfrager hängt der Vor-
wälzungsgrad auf die Nachfrager in makroökonomischer Hinsicht - ebenso wie bei der Ein-
kommen- und Mehrwertsteuer – v.a. vom gesamtwirtschaftlichen und wirtschaftspolitischen 
Umfeld zum Zeitpunkt der Erhöhung ab, da eine expansive Ausrichtung der Finanz- und 
Geldpolitik, eine moderate Lohnpolitik und eine günstige konjunkturelle Situation die Vorwäl-
zung tendenziell begünstigen. In mikroökonomischer Hinsicht wird der Vorwälzungsgrad 
wiederum durch die Marktform und Wettbewerbsintensität, die Marktmacht der Anbieter, die 
Preiselastizität des Angebotes und die Preiselastizität der Nachfrage auf dem besteuerten 
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  Vgl. Tofaute, H. (1996), S. 620 f. und S. 623 f; Zimmermann, W.J. (1987), S.120 f; Statistisches 
Bundesamt (1997c), Tabelle 2.3.1. 
354
  Vgl. Dennerlein, R. (1982a), S. 26 ff. und S. 41 ff. und Tofaute, H. (1996), S. 619. 
355
  Vgl. Zimmermann, W.J. (1987), S. 57 f. und S. 66 und Homburg, S. (1997), S. 107 ff. 
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Gütermarkt, durch das Preissetzungsverhalten der Anbieter und durch den Verlauf der 
Durchschnittskosten bei den Anbietern determiniert.
356
 
Darüber hinaus rufen die steuerinduzierten Anpassungsreaktionen der Nachfrager Preis- und 
Mengenwirkungen auf den besteuerten Gütermärkten, auf den nicht-besteuerten Gütermärk-
ten und auf den Faktormärkten hervor. Diese beeinflussen die personelle Nettoeinkommens-
verteilung sowohl mittelbar über die Einkommenserzielung der Arbeitnehmer und die Gewin-
nerzielung der Unternehmen als auch unmittelbar, weil private Haushalte mit einem unter-
schiedlich hohen Nettoeinkommen eine differierende Konsumstruktur aufweisen. Es ist we-
gen der Vielzahl der Anpassungsreaktionen nicht möglich, die materielle Inzidenz der spe-
ziellen Verbrauchsteuern theoretisch und empirisch eindeutig abzuleiten. So ist der Nachfra-
gerückgang bei den besteuerten Gütern mit einem Nachfrageanstieg bei nicht-besteuerten 
Gütern und einem Nachfragerückgang bei Komplementärgütern verbunden. Daraufhin ver-
schieben sich die relativen Güterpreise zu Gunsten der stärker nachgefragten unbesteuerten 
und zu Lasten der weniger nachgefragten besteuerten Güter und Komplementärgüter. Da-
durch verteilt sich ein Teil der Steuertraglast von den Käufern der besteuerten Güter und der 
Komplementärgüter auf die Käufer der nicht-besteuerten Güter. Außerdem sinken die Netto-
gewinne der Anbieter der besteuerten Güter und der Komplementärgüter.
357
  
Im Folgenden wird in den Unterabschnitten (1) und (2) die materielle Inzidenz einer Erhö-
hung der deutschen Mineralöl- und Tabaksteuer empirisch untersucht. Auf eine gesonderte 
materielle Inzidenzanalyse der deutschen Versicherungsteuer wird verzichtet, da hierzu lei-
der noch keine empirischen Studien existieren. Im Unterabschnitt (3) werden schließlich die 
interpersonellen Einkommensverteilungswirkungen der Erhöhungen der Mineralöl-, Tabak- 
und Versicherungsteuer seit der deutschen Vereinigung abschließend eingeschätzt.  
(1) Materielle Inzidenzanalyse einer Erhöhung der deutschen Mineralölsteuer 
Bei einer Erhöhung der Mineralölsteuer können die Nachfrager die voll steuerpflichtigen Mi-
neralölerzeugnisse im Rahmen von Steuervermeidungsaktivitäten durch unbesteuerte oder 
steuerermäßigte Ersatzgüter ersetzen (z.B. Dieselkraftstoff für Benzinkraftstoff oder Kohle für 
Heizöl) oder auf kraftstoffsparende Fahrzeuge oder verbrauchssparende Heizöfen auswei-
chen. Dagegen sind die Möglichkeiten zum zeitliche Vorziehen von Mineralölkäufen aufgrund 
begrenzter Kapazitätsreserven und zu einer räumlichen Substitution aufgrund von Raum-
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  Vgl. Kitterer, W. (1978), S. 264 und Homburg, S. (1997), S. 107 ff, 115 f. und S. 125. 
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 Es ist allerdings nicht zu erwarten, dass die Nachfra-
ger die sachlichen Substitutionsmöglichkeiten per se ausnutzen, da ihre persönlichen Le-
bensumstände einer Verminderung des Mineralölverbrauchs entgegenstehen können oder 
ein geringerer Mineralölverbrauch nicht ihren Präferenzen entsprechen muss.
359
  
Nach empirischen Studien von Kampmann (1996) und Müller u.a. (1997) verteilen sich die 
Fähigkeit und die Bereitschaft der Steuerpflichtigen zur Nutzung der sachlichen Substituti-
onsmöglichkeiten innerhalb der Gruppe der PKW-Besitzer ungleich zu Gunsten der Haushal-
te im unteren Nettoeinkommensbereich. Da sie also als Reaktion auf die Erhöhung der Mine-
ralölsteuer ihren Kraftstoffverbrauch in Relation zu ihrem bisherigen Kraftstoffverbrauch stär-
ker reduzieren als die Haushalte im oberen Nettoeinkommensbereich, senken sie ihre abso-
lute Mineralölsteuerbelastung in Relation zu ihrer bisherigen absoluten Mineralölsteuerbelas-
tung absolut stärker. Daraufhin sinkt die relative Mineralölsteuerbelastung des Haushaltsnet-
toeinkommens im unteren Nettoeinkommensbereich stärker als im oberen Nettoeinkom-
mensbereich. Daraus resultiert im Vergleich zum formalen Inzidenzergebnis eine weniger 
starke regressive Belastungswirkung in Bezug auf das Haushaltsnettoeinkommen und damit 
eine Abschwächung der formal abgeleiteten einkommensdifferenzierenden Wirkung.
360
  
In mikroökonomischer Hinsicht hängt die Reaktion der realen Nachfrage nach Mineralöler-
zeugnissen auf eine steuerinduzierte Erhöhung des Mineralölpreise und damit der Vorwäl-
zungsgrad der Mineralölsteuermehrlast auf die Nachfrager entscheidend von der negativen 
Preiselastizität der Nachfrage nach Mineralölerzeugnissen ab. Demnach induziert eine Erhö-
hung der Mineralölsteuer direkt über den negativen Preiseffekt einen Rückgang der realen 
Nachfrage nach Mineralölerzeugnissen. Dabei fällt der steuerinduzierte Rückgang der realen 
Ausgaben der privaten Haushalte und Unternehmen für Mineralölerzeugnisse umso höher 
und damit der Vorwälzungsgrad der erhöhten Mineralölsteuer auf die Nachfrager umso ge-
ringer aus, je höher dieser Elastizitätswert ist. Daher ist ein hoher Wert der Preiselastizität 
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  Vgl. Kampmann, C. (1995), S. 36 ff. und Müller, K. u.a. (1997), S. 118 ff. 
359
  Vgl. Kampmann, C./Wagner, G. (1996), S. 189 ff. und S. 197: So hängt die Fähigkeit und die 
Bereitschaft eines Arbeitnehmers zu einer Verminderung seiner Kraftstoffausgaben entschei-
dend von seinem Nettoeinkommen, Beruf, Alter und ökologischen Bewusstsein, von der Ver-
kehrsverbindung, von der Qualität des öffentlichen Verkehrsnetzes, von den Unterhaltskosten 
für den PKW und von der örtlichen Lage der Wohnsitz- und Arbeitsplatzgemeinde ab. 
360
  Vgl. Müller, K. u.a. (1997), S. 121 ff. und Kampmann, C./Wagner, G. (1996), S. 189 ff. 
 152 
 
der Nachfrage nach Mineralölerzeugnissen grundsätzlich ein Indiz für eine relativ hohe Steu-
ertraglast der Anbieter und eine relativ geringe Steuertraglast der Nachfrager.
361
  
Nach empirischen Berechnungen von Wenke (1994), Kampmann (1995) und Müller u.a. 
(1997) erreicht die Preiselastizität der Nachfrage nach Kraftstoffen im Haushalts- und Unter-
nehmenssektor deutlich geringere Werte als die Einkommenselastizität der Kraftstoffnach-
frage im Haushaltssektor mit einer Größenordnung zwischen 0,49 und 0,73. Dabei ist die 
Nachfrage nach Heizöl nicht wesentlich preiselastischer als die Nachfrage nach Kraftstoffen. 
Die Schätzwerte für die Preiselastizität der Kraftstoffnachfrage im Haushaltssektor liegen in 
der Größenordnung zwischen –0,14 und –0,3. Für den Unternehmenssektor konnten die 
Autoren keinen signifikanten Einfluss des Kraftstoffpreises auf die Kraftstoffnachfrage nach-
weisen. Diese Schätzergebnisse deuten zunächst einmal darauf hin, dass die reale Nachfra-
ge nach Mineralölerzeugnissen im Falle einer steuerinduzierten Erhöhung der Mineralölprei-
se nicht nennenswert zurückgeht.
362
  
Bei dieser Einschätzung muss jedoch beachtet werden, dass eine materielle Inzidenzanalyse 
einer erhöhten Mineralölsteuer auf der Grundlage einer für alle Nachfrager identischen und 
einer zeitinvarianten Preiselastizität der Kraftstoffnachfrage nur bedingt aussagekräftig ist, da 
die Preiselastizität der Kraftstoffnachfrage mit dem spezifischen Fahrzweck, mit der Länge 
der Anpassungsperiode, mit der Entwicklungsrichtung des Kraftstoffpreises, mit der Haus-
haltsgröße, mit dem Haushaltsnettoeinkommen und mit der sozialen Stellung des Haushalts-
vorstandes variiert.
363
 Nach den empirischen Studien hält ein Haushalt seine Kraftstoffnach-
frage bei einer steuerinduzierten Kraftstoffpreiserhöhung umso eher aufrecht, je höher sein 
Nettoeinkommen ist. Demnach vermindern die relativ preiselastischen Haushalte im unteren 
Nettoeinkommensbereich ihre Kraftstoffnachfrage in Relation zu ihrer bisherigen Kraftstoff-
nachfrage und damit ihre absolute Mineralölsteuerbelastung in Relation zu ihrer bisherigen 
absoluten Mineralölsteuerbelastung stärker als die preisunelastischen Haushalte im oberen 
Nettoeinkommensbereich. Daraus resultiert im Vergleich zum formalen Inzidenzergebnis 
eine weniger starke regressive Belastungswirkung in Bezug auf das Haushaltsnettoeinkom-
men und damit eine Abschwächung der formal abgeleiteten einkommensdifferenzierenden 
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  Vgl. Müller, K. u.a. (1997), S. 114 f, 119 und S. 122 f. und Homburg, S. (1997), S. 109 ff. Die 
Preiselastizität der Nachfrage gibt die prozentuale Reaktion der Nachfrage bei einer 1%igen 
Veränderung des Mineralölpreises an. 
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  Vgl. Wenke, M. (1994), S. 44 ff. und S. 50; Kampmann, C. (1995), S. 36; Müller, K. u.a. (1997), 
S. 119 ff. und S. 122 f. 
363
  Vgl. Müller, K. u.a. (1997), S. 119 ff. und S. 122 f. 
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Wirkung, da der Rückgang der relativen Mineralölsteuerbelastung des Haushaltsnettoein-
kommens mit steigendem Haushaltsnettoeinkommen stetig zurückgeht.
364
 
Des weiteren zeigen die empirischen Studien, dass die Preiselastizität der Kraftstoffnachfra-
ge mittel- und langfristig mit einer Größenordnung von –0,2 bis –0,9 deutlich höher liegt als 
in kurzfristiger Hinsicht, weil die Nachfrager mittel- und langfristig bessere Möglichkeiten zu 
einer Reduktion der Kraftstoffausgaben besitzen (z.B. durch eine Verminderung der gefahre-
nen Kilometer zwischen Wohnort und Arbeitplatz), und weil die höheren Kraftstoffpreise die 
Automobilindustrie zur Entwicklung kraftstoffsparender Motoren bewegen. Daraus folgt, dass 
die private Nachfrage nach Mineralölerzeugnissen im Zuge einer steuerinduzierten Erhöhung 
des Mineralölpreises kurzfristig weniger stark sinkt als mittel- und langfristig. Deshalb fällt der 
Vorwälzungsgrad einer Mineralölsteuererhöhung auf die Nachfrager in kurzfristiger Hinsicht 
höher aus als in mittel- und langfristiger Hinsicht.
365
  
Insgesamt betrachtet ist also die in der formalen Inzidenzanalyse unterstellte These einer 
vollständigen Vorwälzung der Steuermehrlast auf die Nachfrager nicht haltbar, da die Anbie-
ter auch in kurzfristiger Hinsicht einen gewissen steuerinduzierten Rückgang der abgesetz-
ten Gütermenge hinnehmen und damit einen Teil der Mineralölsteuermehrlast selbst tragen 
müssen. In mittel- und langfristiger Hinsicht fällt ihre Mineralölsteuertraglast noch höher aus. 
Deshalb streben die Anbieter bereits kurzfristig eine Rückwälzung ihrer nicht-vorgewälzten 
Steuermehrlast auf ihre Beschäftigten (über niedrigere Bruttoarbeitsentgelte), auf ihre Liefe-
ranten (über niedrigere Vorleistungspreise) und/oder auf die Betriebsmittelhersteller (über 
niedrigere Betriebsmittelpreise) an. Außerdem können sie ihre Steuertraglast durch „passive 
Anpassungsreaktionen“ auf Kosten ihrer Beschäftigten oder auf Kosten anderer privater 
Wirtschaftssubjekte versuchen zu verringern (z.B. durch einen Abbau von Produktionskapa-
zitäten oder durch eine Verminderung der Investitionen). 
(2) Materielle Inzidenzanalyse einer Erhöhung der deutschen Tabaksteuer 
Bei der Erhöhung der Tabaksteuer können die Nachfrager nach Tabakwaren ihre steuer-
pflichtigen Tabakausgaben und ihre absolute Tabaksteuerbelastung durch zeitliche Substitu-
tionsaktivitäten (z.B. das Vorziehen geplanter Käufe von Tabakwaren), durch räumliche Sub-
stitutionsaktivitäten (z.B. den Kauf der Tabakwaren im Ausland) oder durch sachliche Substi-
tutionsaktivitäten (z.B. die Substitution von Zigaretten durch selbstgedrehte Zigaretten aus 
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  Vgl. Müller, K. u.a. (1997), S. 120 ff. und Dennerlein, R. (1982b), S. 77 ff. und S. 79. 
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 Des weiteren besteht die Möglichkeit zu einer Verminderung der 
realen Konsumausgaben für Tabakwaren. In mikroökonomischer Hinsicht hängt die Reaktion 
der realen Nachfrage nach Tabakwaren auf die steuerinduzierte Erhöhung des Tabakpreises 
ebenfalls von der negativen Preiselastizität der Nachfrage ab. Eine Erhöhung der Ta-
baksteuer induziert also über den negativen Preiseffekt einen Rückgang der realen Tabak-
ausgaben. Da der Vorwälzungsgrad der Tabaksteuer auf die Konsumenten aber eindeutig 
negativ mit der Preiselastizität der Nachfrage variiert, signalisiert ein hoher Elastizitätswert 
eine hohe Steuertraglast der Anbieter und eine geringe Steuertraglast der Konsumenten.
367
  
Nach einer empirischen Studie von Körner (1996) über die Höhe der Preis-Absatz-Elastizität 
von Zigaretten korrespondieren die steuerinduzierten Erhöhungen des Durchschnittspreises 
von Zigaretten in Deutschland seit den 60er Jahren mit einem Anstieg der Preis-Absatz-
Elastizität von Zigaretten. Diese misst die Reaktion des Tabakabsatzes auf eine 1%ige steu-
erinduzierte Erhöhung des Tabakpreises durch den Staat oder durch die anbietenden Unter-
nehmen. Dazu wird die Veränderungsrate des Tabakabsatzes im Jahr nach der Steuererhö-
hung im Vergleich zum Jahr vor der Steuererhöhung berechnet und zu der Veränderungsra-
te des Tabakpreises zwischen den beiden Jahren in Beziehung gesetzt. Da eine Erhöhung 
des Tabakpreises mit einem Rückgang der abgesetzten Gütermenge verbunden ist, wenn 
die Konsumenten ein normales Nachfrageverhalten zeigen, ist die Preis-Absatz-Elastizität 
negativ. Nach den Berechnungen von Körner stieg seit den 60er Jahren der Durchschnitts-
preis von Zigaretten um ca. 7% und die Preis-Absatz-Elastizität der Zigaretten von -1,29 auf 
einen Wert von -1,53 an. Dementsprechend resultierte aus einem 1%igen Anstieg des 
Durchschnittspreises von Zigaretten ein 1,53%iger Rückgang des Zigarettenabsatzes. Dies 
ergibt einen Rückgang des Zigarettenabsatzes um ca. 11%.
368
  
Insgesamt deutet die empirische Studie von Körner darauf hin, dass die private Nachfrage 
nach Tabakwaren im Zuge einer steuerinduzierten Erhöhung des Tabakpreises zumindest 
kurzfristig durchaus nennenswert zurückgeht, da die Tabaknachfrage kurzfristig durchaus 
negativ preiselastisch ist. Daher ist die in der formalen Inzidenzanalyse unterstellte These 
einer vollständigen Vorwälzung der Tabaksteuermehrlast der Anbieter auf die Konsumenten 
zumindest in kurzfristiger Hinsicht nicht haltbar. Die anbietenden Unternehmen müssen also 
                                                
366
  Vgl. Zimmermann, W.J. (1987), S. 66 und Körner, J. (1996), S. 30 ff. 
367
  Vgl. Zimmermann, W.J. (1987), S. 72 ff. und Homburg, S. (1997), S. 108 ff: Die Preiselastizität 
der Tabaknachfrage gibt die prozentuale Veränderung der Tabaknachfrage bei einer 1%igen 
Veränderung des Tabakpreises an. 
368
  Vgl. Körner, J. (1996), S. 32 ff. 
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vorübergehend einen Teil der Tabaksteuerlast selbst tragen. Es ist allerdings zu erwarten, 
dass sich der steuerinduzierte Anstieg der Preiselastizität der Nachfrage mit zunehmender 
Entfernung vom Zeitpunkt der Tabaksteuererhöhung wieder zurückbildet, weil die Verbrau-
cher nach einer gewissen Anpassungsperiode wieder zu ihren „alten Verbrauchsgewohnhei-
ten“ zurückkehren. Daraufhin lässt der steuerinduzierte Rückgang der abgesetzten Güter-
menge im Zeitablauf ebenfalls wieder nach, so dass der Vorwälzungsgrad auf die Konsu-
menten im Zeitablauf wieder ansteigt.  
(3) Gesamteinschätzung der materiellen Inzidenz der Erhöhungen der deutschen Mi-
neralöl-, Versicherung- und Tabaksteuer seit der deutschen Vereinigung 
Insgesamt betrachtet zeigt die theoretische und empirische Inzidenzanalyse in Unterab-
schnitt (1) und (2), dass die Verteilung der Steuertraglast zwischen den anbietenden Unter-
nehmen und den Nachfragern, zwischen Konsumenten aus unterschiedlichen Nettoeinkom-
mensklassen und zwischen den Unternehmen und Arbeitnehmern entscheidend von den 
Steuervermeidungsaktivitäten der Nachfrager und von den mikro- und makroökonomischen 
Überwälzungsbedingungen für die Anbieter auf den Güter- und Faktormärkten abhängt.  
In der formalen Inzidenzanalyse in Abschnitt 7.3.2.1 wurden die interpersonellen Einkom-
mensverteilungswirkungen der höheren Mineralöl-, Versicherung- und Tabaksteuer aber un-
ter der Prämisse einer vollständigen Vorwälzung der Steuermehrlast auf die Nachfrager ab-
geleitet. Deshalb ist es nach den Daten der Tabellen 20 bis 23 plausibel anzunehmen, dass 
der steuerinduzierte Rückgang der realen Nachfrage nach den besteuerten Gütern (als Fol-
ge von Steuervermeidungsaktivitäten der Konsumenten und/oder einer unvollständigen Vor-
wälzung der Steuermehrlast der Anbieter der besteuerten Güter auf die Güterpreise) in ma-
terieller Hinsicht die formal regressive Belastungswirkung der Mineralöl- und Tabaksteuer 
abschwächte und die proportionale Belastungswirkung der Versicherungsteuer in einer pro-
gressive Belastungswirkung umwandelte. Dabei wirkten die steuerinduzierten Anpassungs-
reaktionen der Nachfrager gegenüber dem formalen Inzidenzergebnis vermutlich umso stär-
ker einkommensnivellierend, je weniger die Anbieter der besteuerten Güter ihre Steuermehr-
last auf die Konsumenten verlagern konnten.  
Nach den Daten der Tabellen 20 bis 23 belastete die Steuertraglast der Anbieter aus der 
erhöhten Mineralöl-, Tabak- und Versicherungsteuer auf indirektem Wege überdurchschnitt-
lich die Haushalte im oberen Nettoeinkommensbereich und lediglich unterdurchschnittlich die 
Haushalte im unteren Nettoeinkommensbereich. Dahinter steht wiederum die ungleiche Ver-
teilung der Eigentümer und Anteilseigner der Unternehmen zu Gunsten des oberen Netto-
einkommensbereichs. Außerdem begünstigte die im Vergleich zum formalen Inzidenzergeb-
nis geringere Steuertraglast der Konsumenten von Mineralölerzeugnissen die Haushalte aus 
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dem mittleren Nettoeinkommensbereich, bezogen auf das Haushaltsnettoeinkommen, am 
stärksten, weil die relative Belastung des Haushaltsnettoeinkommens mit Mineralölsteuer bei 
diesen Haushalten am stärksten zurückgeht. Dagegen begünstigte die im Vergleich zum 
formalen Inzidenzergebnis geringere Steuertraglast der Konsumenten von Tabakwaren die 
Haushalte im unteren Nettoeinkommensbereich, bezogen auf das Haushaltsnettoeinkom-
men, stärker als die Haushalte im oberen Nettoeinkommensbereich, weil der Rückgang der 
relativen Belastung des Haushaltsnettoeinkommens mit Tabaksteuer mit einem steigenden 
Haushaltsnettoeinkommen stetig sinkt. Schließlich begünstigte die im Vergleich zum forma-
len Inzidenzergebnis geringere Steuertraglast der Nachfrager nach Privatversicherungen die 
Haushalte aller Nettoeinkommensklassen, bezogen auf das Haushaltsnettoeinkommen, 
gleich stark, da der Rückgang der relativen Belastung des Haushaltsnettoeinkommens mit 
Versicherungsteuer im gesamten Nettoeinkommensbereich absolut gleich hoch ist.  
Es ist allerdings zu erwarten, dass die Anbieter der besteuerten Güter ihre nicht-vorgewälzte 
Steuermehrlast aus der erhöhten Mineralöl-, Tabak- und Versicherungsteuer durch erfolgrei-
che Rückwälzungsaktivitäten und/oder durch „passive Anpassungsreaktionen“ auf die Ar-
beitnehmer zumindest partiell verlagerten. In diesem Fall wirkten die steuerinduzierten An-
passungsreaktionen der Nachfrager auf eine höhere Mineralöl-, Tabak- und Versicherungs-
teuer vermutlich weniger stark einkommensnivellierend als oben dargestellt. Dadurch wurden 
nämlich die Haushalte im oberen Nettoeinkommensbereich gegenüber den Haushalten im 
unteren Nettoeinkommensbereich auf indirektem Wege überdurchschnittlich begünstigt und 
die Arbeitnehmerhaushalte im mittleren Nettoeinkommensbereich überdurchschnittlich be-
lastet. Daraus resultierte per Saldo vermutlich eine einkommensdifferenzierende Wirkung, da 
die indirekt begünstigten Eigentümer und Anteilseigner der Unternehmen sehr viel stärker 
den oberen Nettoeinkommensklassen angehören als die belasteten Arbeitnehmer.  
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7.4 Interpersonelle Einkommensverteilungswirkungen aus der vereinigungs-
bedingten Verschuldung der öffentlichen Nettofinanztransferträger  
Dieses Kapitel analysiert die interpersonellen Einkommensverteilungswirkungen der vereini-
gungsbedingten öffentlichen Verschuldung im alten Bundesgebiet. In Abschnitt 7.4.1 wird 
zunächst ein Überblick über die drei wichtigsten theoretischen Ansätze zur personellen Inzi-
denz der öffentlichen Verschuldung gegeben. Er bildet den Ausgangspunkt für die Analyse 
der personellen Inzidenz der vereinigungsbedingten öffentlichen Verschuldung in Abschnitt 
7.4.2 und ihre abschließende Gesamteinschätzung in Abschnitt 7.4.3.  
7.4.1 Überblick über die theoretischen Ansätze zur personellen Inzidenz der 
öffentlichen Verschuldung  
Bei der wissenschaftlichen Diskussion um die interpersonellen Einkommensverteilungswir-
kungen der öffentlichen Verschuldung ist der sogenannte „Transferansatz“ der Ausgangs-
punkt für die personelle Inzidenzanalyse der öffentlichen Verschuldung. Er untersucht die 
interpersonellen Einkommensverteilungswirkungen der öffentlichen Verschuldung im Rah-
men einer spezifischen Inzidenzanalyse. Darauf aufbauend haben N. Andel und O. Ganden-
berger die Prämissen, Methodik und Thesen des Transferansatzes kritisch betrachtet und 
eigene Inzidenzansätze entwickelt. Beide Ansätze vergleichen im Rahmen einer differentiel-
len Inzidenzanalyse die interpersonellen Einkommensverteilungswirkungen einer fiktiven 
Steuerfinanzierung mit denen der Kreditfinanzierung.
369
 In der folgenden Analyse werden 
der Transferansatz und der Ansatz von Gandenberger genauer dargestellt. In beiden Ansät-
zen wird von einer steuerfinanzierten Finanzierung der staatlichen Tilgungs- und Zinsausga-
ben und von einer unendlichen Laufzeit der Staatsschuld ausgegangen. Deshalb verzichten 
sie auf eine Analyse der personellen Inzidenz der „Schuldentilgungssteuer“. Schließlich ge-
hen beide Ansätze gemeinsam von Vollbeschäftigung und von Preisniveaustabilität aus. 
Damit klammern sie alle verteilungsrelevanten Einkommens-, Beschäftigungs- und Preisni-




Nach dem „Transferansatz“ verstärkt eine zusätzliche öffentliche Verschuldung über die 
Laufzeit der Staatsschuldtitel hinweg die bestehende Ungleichheit in der personellen Netto-
                                                
369
  Vgl. Weltring, S. (1997), S. 225 f. und Zwiener, R. (1997), S. 163 f. 
370
  Vgl. Weltring, S. (1997), S. 226 ff. und Gandenberger, O. (1970), S. 2 ff. 
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einkommensverteilung. Dahinter steht die These, dass die neu ausgegebenen Staatsschuld-
papiere überdurchschnittlich von privaten Haushalten mit einem hohen Nettoeinkommen 
erworben werden, so dass diese von den staatlichen Zinszahlungen absolut stärker profitie-
ren als die privaten Haushalte mit einem niedrigen Nettoeinkommen. Daraus ergibt sich eine 
einkommensdifferenzierende Wirkung.
371
 Bei der Analyse wird implizit unterstellt, dass die 
staatlichen Zinszahlungen in vollem Umfang Zinsmehreinkommen der Staatsschuldgläubiger 
darstellen und damit kausal auf die öffentliche Verschuldung zurückzuführen sind. Die Erhe-
bung der „Zinszahlungssteuer“ wirkt zwar entgegengesetzt dazu einkommensnivellierend, 
wenn es sich um eine Steuer mit einer progressiven Belastungswirkung handelt. Insgesamt 
ergibt sich aber ein einkommensdifferenzierender Effekt, weil die einkommensdifferenzieren-
de Wirkung der staatlichen Zinszahlungen die potentielle einkommensnivellierende Wirkung 
der Zinszahlungssteuer dominiert.
372
 Demnach verfügen die Haushalte mit einem niedrigen 
Nettoeinkommen per Saldo über ein niedrigeres Nettoeinkommen als in einer fiktiven Situati-
on ohne die öffentliche Verschuldung, während sich die relative Nettoeinkommensposition 
der Haushalte mit einem hohen Nettoeinkommen gegenüber dieser fiktiven Situation per 
Saldo verbessert. Dies ist darauf zurückzuführen, dass die Gruppe der betroffenen Steuer-
zahler größer ist als die Gruppe der Staatsschuldgläubiger, weil auch die Gruppe der Nicht-
Staatsschuldgläubiger aus dem unteren Nettoeinkommensbereich einen Beitrag zur Finan-
zierung der staatlichen Zinszahlungen leisten muss. Dieser „Nettoeinkommenstransfer“ von 
Steuerzahlern aus dem unteren Nettoeinkommensbereich an die Staatsschuldgläubiger aus 
dem oberen Nettoeinkommensbereich wirkt insgesamt einkommensdifferenzierend.
373
 
(2) Ansatz von Gandenberger 
Beim Ansatz von Gandenberger wird die personelle Inzidenz der öffentlichen Verschuldung 
unter der Prämisse einer verteilungsneutralen Schuldenvermeidungs- und Zinszahlungs-
steuer analysiert. Er vertritt die Auffassung, dass die Zinseinkommen der Staatsschuldgläu-
biger nicht kausal auf die öffentliche Kreditaufnahme zurückgeführt werden können und da-
mit keine Zinsmehreinkommen darstellen, da die privaten Haushalte unabhängig vom staatli-
chen Verschuldungsverhalten Ersparnisse bilden und diese auch ohne die Emission staatli-
cher Schuldtitel ertragbringend anlegen. Dadurch können sie Zinseinkommen aus privaten 
Zinszahlungen erzielen. Daher gehe von der öffentlichen Verschuldung kein direkter Einfluss 
                                                
371
  Vgl. Gandenberger, O. (1980), S. 493 f. und You, J.I./Dutt, A.K. (1996), S. 336 f. 
372
  Vgl. Hellner, U. (1996), S. 166 f. und Dieckheuer, G. (1979), S. 2 f. 
373
  Vgl. Michl. T.R. (1991), S. 360 ff. und Gandenberger, O. (1970), S. 5 f. 
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auf die personelle Nettoeinkommensverteilung aus. Es sei auf die mit einem steigenden Net-
toeinkommen steigende Sparquote der privaten Haushalte zurückzuführen, dass die Haus-
halte mit einem hohen Nettoeinkommen überdurchschnittlich Staatsschuldtitel besitzen.
374
  
Dennoch stellt Gandenberger die These auf, dass die interpersonelle Verteilung der staatli-
chen Zinszahlungen an die Staatsschuldgläubiger indirekt doch relevant für die personelle 
Inzidenz der öffentlichen Verschuldung sei, da die staatlichen Zinszahlungen partiell doch 
Zinsmehreinkommen darstellen würden und über funktionelle Einkommensverteilungswir-
kungen mittelbar die personelle Nettoeinkommensverteilung beeinflussen können. Dazu ana-
lysiert er in einem neoklassischen Kapitalmarktmodell den Zinssatzeffekt und den Mengenef-
fekt der öffentlichen Verschuldung im Vergleich zur Steuerfinanzierung.
375
  
In diesem Modell determinieren in jeder Periode die zinsabhängigen Kapitalangebots- und 
Kapitalnachfrageströme den Kapitalmarktzinssatz. In einer geschlossenen Volkswirtschaft 
setzt sich die gesamtwirtschaftliche Kapitalnachfrage aus der Kapitalnachfrage der Unter-
nehmen zur Finanzierung von Investitionen, der Kapitalnachfrage der privaten Haushalte für 
Konsum- und Baukredite und der staatlichen Kapitalnachfrage zusammen. Das gesamtwirt-
schaftliche Kapitalangebot wird durch die angebotenen Ersparnisse der privaten Haushalte 
und durch Veränderungen der privaten Kassenhaltung, der Giralgeldmenge und der Zentral-
bankgeldmenge bestimmt.
376
 In einer offenen Volkswirtschaft ist der Nettokapitalimport aus 
dem Ausland eine weitere Komponente des Kapitalangebotes im Inland. Dieser Fall wird von 
Gandenberger aber nicht betrachtet. Des weiteren unterstellt Gandenberger eine konstante 
angebotene Zentralbankgeldmenge und eine vom Kapitalmarktzinssatz, von der funktionel-
len Einkommensverteilung und vom Vermögen unabhängige Ersparnis.
377
  
Im neoklassischen Kapitalmarktmodell generiert eine zusätzliche staatliche Kapitalnachfrage 
unter der Prämisse eines konstanten Kapitalmarktzinssatzes und eines gegebenen privaten 
Kapitalangebotes einen Nachfrageüberschuss in gleicher Höhe. Daraus resultiert ein Anstieg 
des Kapitalmarktzinssatzes, da die privaten Kapitalanbieter die Staatsschuldtitel nur dann 
erwerben, wenn die Wertpapierrendite steigt. Dieser Zinsanstieg verdrängt zinselastische 
private Kapitalnachfrage und ist umso stärker, je zinsunelastischer das private Kapitalange-
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  Vgl. Gandenberger, O. (1970), S. 9 f. und Weltring, S. (1997), S. 226 f. und S. 229 ff. 
375
  Vgl. Hellner, U. (1996), S. 170 f. und Gandenberger, O. (1980), S. 494 f. 
376
  Vgl. Filc, W. (1992), S. 27 ff. und Stalder, I. (1997), S. 45. 
377
  Vgl. Gandenberger, O. (1970), S. 4 und S. 11 und Gandenberger, O. (1980), S. 484. 
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bot und die private Kapitalnachfrage sind.
378
 Bei einem partiellen crowding-out-Effekt ver-
bleibt ein Anstieg des umgesetzten Kreditvolumens. Die Verdrängung ist umso stärker, je 
zinsunelastischer das private Kapitalangebot ist und je zinselastischer die private Kapital-
nachfrage ist. Beim totalen crowding-out-Effekt sinkt die private realisierte Kreditmenge in 
Höhe der staatlichen Kapitalnachfrage, so dass das Kreditvolumen konstant bleibt. In einer 
geschlossenen Volkswirtschaft mit Vollbeschäftigung ist ein starker crowding-out-Effekt plau-
sibel, da das gesamtwirtschaftliche Kapitalangebot hier sehr zinsunelastisch ist.
379
  
Im Rahmen einer Differentialinzidenzanalyse vergleicht Gandenberger nun noch den Zins-
satz- und Kreditmengeneffekt einer Kreditfinanzierung mit dem Zinssatz- und Kreditmengen-
effekt einer fiktiven Steuerfinanzierung gegebener Staatsausgaben. Er kommt zu dem Er-
gebnis, dass das private Kapitalangebot im Kreditfinanzierungsfall höher ausfällt als im 
Steuerfinanzierungsfall, da die steuerinduzierte Verminderung der Haushaltsnettoeinkom-
men einen Rückgang der einkommensabhängigen privaten Ersparnis und damit des privaten 
Kapitalangebotes induziert. Dagegen können die privaten Haushalte im Kreditfinanzierungs-
fall aus einem unveränderten Nettoeinkommen gemäß der marginalen Sparquote ver-
gleichsweise höhere Ersparnisse bilden und auf dem Kapitalmarkt anbieten. Daher wird bei 
einer Kreditfinanzierung ein steuerinduzierter Rückgang des umgesetzten Kreditvolumens 
vermieden. Er tritt also ein „differentieller positiver Kreditmengeneffekt“ auf. Deshalb ver-
drängt eine Kreditfinanzierung die private realisierte Kreditmenge selbst unter der Prämisse 
von Vollbeschäftigung nicht um den vollen Betrag der staatlichen Kapitalnachfrage.
380
  
Des weiteren resultiert aus der Kreditfinanzierung noch ein „differentieller positiver Zinssatz-
effekt“ gegenüber der Steuerfinanzierung. Es ist zwar nicht auszuschließen, dass die priva-
ten Anleger mit ihrem angebotenen Kapital auch im Steuerfinanzierungsfall eine höhere 
Rendite erzielen können, wenn der steuerinduzierte Rückgang des privaten Kapitalangebo-
tes stärker zinssteigernd wirkt als der steuerinduzierte Rückgang der privaten Kapitalnach-
frage zinssenkend wirkt. Allerdings ist dieser steuerinduzierte Zinssatzeffekt auf jeden Fall 
schwächer als der schuldeninduzierte Zinssatzeffekt, da die Überschussnachfrage nach Ka-
pital im Steuerfinanzierungsfall geringer ausfällt im Kreditfinanzierungsfall. Dies erklärt sich 
                                                
378
  Vgl. Filc, W. (1992), S. 46 f. 
379
  Vgl. Weltring, S. (1997), S. 159 ff. und S. 230 und Stalder, I. (1997), S. 45 ff. 
380
  Vgl. Gandenberger, O. (1970), S. 10 ff. 
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dadurch, dass die privaten Haushalte als Reaktion auf den steuerinduzierten Rückgang ihres 
Nettoeinkommens auch ihren laufenden Konsum reduzieren.
381
  
Beim Ansatz von Gandenberger determinieren der differentielle Kreditmengeneffekt und der 
differentielle Zinssatzeffekt der öffentlichen Verschuldung auf dem Kapitalmarkt zusammen 
die personelle Inzidenz der öffentlichen Verschuldung. Er zeigt zunächst, dass die staatli-
chen Zinszahlungen an die Staatsschuldgläubiger partiell „Zinsmehreinkommen“ darstellen, 
weil die Zinseinkommen der „Staatsschuldgläubiger“ aus privaten Zinszahlungen im Steuer-
finanzierungsfall niedriger ausfallen als ihre Zinseinkommen aus staatlichen Zinszahlungen 
im Kreditfinanzierungsfall. Diese „differentiellen Zinsmehreinkommen“ sind zum einen auf 
den differentiellen Kreditmengeneffekt zurückzuführen, weil die „Staatsschuldgläubiger“ im 
Steuerfinanzierungsfall einen geringeren Geldbetrag in private Schuldtitel anlegen können 
als sie im Kreditfinanzierungsfall in Staatsschuldtitel anlegen können. Zum zweiten generiert 
der differentielle Zinssatzeffekt Zinsmehreinkommen der Staatsschuldgläubiger, weil sie im 
Steuerfinanzierungsfall für ihr Kapital keine vergleichbar hohe Rendite erzielt hätten.
382
  
Darüber hinaus generieren der differentielle Kreditmengen- und Zinssatzeffekt zusammen 
auch noch Zinsmehreinkommen der sonstigen privaten Kapitalanbieter, da sie gegenüber 
dem Steuerfinanzierungsfall einen höheren Geldbetrag auf dem Kapitalmarkt ertragbringend 
anlegen und von ihren privaten Schuldnern einen höheren Nominalzinssatz fordern können. 
Dazu müssen sie zum Zeitpunkt des schuldeninduzierten Zinssatzanstiegs auf dem Kapital-
markt tatsächlich zum Zuge kommen, d.h. sie müssen ihr Kapital in bereits ausgegebene 
Schuldtitel angelegt haben bzw. gerade in neu ausgegebene Schuldtitel anlegen. Außerdem 
müssen sie ihre höheren Nominalzinsforderungen gegenüber den aktuellen und potentiellen 
Kreditnehmern vertraglich durchsetzen. In diesem Fall stehen den zinsinduzierten Zinsmehr-
einkommen der privaten Kapitalanbieter allerdings zinsinduzierte Zinsmehrkosten der nicht 
vom Kapitalmarkt verdrängten privaten Kapitalnachfrager gegenüber.
383
  
Insgesamt betrachtet kommt Gandenberger zu dem Ergebnis, dass die öffentliche Verschul-
dung über mengen- und zinsinduzierte „differentielle Zinsmehreinkommen“ der Staats-
schuldgläubiger und sonstigen privaten Kapitalanbieter die funktionelle Einkommensvertei-
lung zu Gunsten der Gewinneinkommensbezieher verschiebt. Daraus leitet Gandenberger 
eine mittelbare differenzierende Wirkung auf die personelle Nettoeinkommensverteilung ab, 
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  Vgl. Dieckheuer, G. (1979), S. 18 ff. und Gandenberger, O. (1970), S. 10 ff. 
382
  Vgl. Hellner, U.(1996), S. 168 ff. und Gandenberger, O. (1979), S. 140 f. 
383
  Vgl. Gandenberger, O. (1970), S. 10, 12 und S. 14 und Dieckheuer, G. (1979), S. 4 f. 
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da die Bezieher der „differentiellen Zinsmehreinkommen“ überdurchschnittlich in den oberen 
Nettoeinkommensklassen vertreten sind. Dahinter steht die ungleiche Verteilung des priva-
ten Bruttogeldvermögens (als Quelle privater Bruttozinseinkünfte) zu Gunsten der Haushalte 
mit einem hohen Nettoeinkommen.
384
 Letztendlich bestätigt Gandenberger also die These 
von den „unsozialen Verteilungswirkungen der öffentlichen Verschuldung“. Im Gegensatz 
zum Transferansatz ist die interpersonelle Verteilung der Staatsschuldtitel allein aber relativ 
belanglos für die personelle Inzidenz der öffentlichen Verschuldung. Diese hängt vielmehr 
davon ab, wie sich die Gesamtheit der Bezieher von „differentiellen Zinsmehreinkommen“ 
aus Staatsschuldtiteln und aus privaten Schuldtiteln und die Gesamtheit der privaten Kapi-
talnachfrager jeweils auf die privaten Haushalte nach Nettoeinkommensklassen verteilen.
385
  
7.4.2 Analyse der personellen Inzidenz der vereinigungsbedingten öffentli-
chen Verschuldung im vereinten Deutschland  
In diesem Abschnitt wird die personelle Inzidenz der vereinigungsbedingten öffentlichen Ver-
schuldung analysiert. Dazu wird mittels statistischer Daten und Plausibilitätsüberlegungen 
untersucht, ob die Prämissen und die Thesen der beiden theoretischen Ansätze zur perso-
nellen Inzidenz der öffentlichen Verschuldung im vereinten Deutschland empirisch relevant 
waren, und ob die theoretischen Inzidenzansätze tatsächlich alle verteilungsrelevanten Wir-
kungen der öffentlichen Verschuldung berücksichtigen. In Abschnitt 7.4.2.1 wird der Frage 
nachgegangen, ob die vereinigungsbedingte öffentliche Verschuldung tatsächlich Zinsmehr-
einkommen, Zinsmehrkosten und ggf. sonstige finanzielle Lasten im westdeutschen privaten 
Sektor generierte. Anschließend untersucht der Abschnitt 7.4.2.2, welche Personengruppen 
von diesen Zinsmehreinkommen profitierten, welche Personengruppen durch die Zinsmehr-
kosten und sonstigen finanziellen Lasten belastet wurden, und wie sich diese Personengrup-
pen auf die privaten Haushalte nach Nettoeinkommensklassen verteilen.  
7.4.2.1 Zinsmehreinkommen, Zinsmehrkosten und sonstige finanzielle Lasten 
aus der vereinigungsbedingten öffentlichen Verschuldung im west-
deutschen privaten Sektor  
In diesem Abschnitt wird untersucht, ob die vereinigungsbedingte öffentliche Verschuldung, 
als Alternative zu weiteren diskretionären Steuererhöhungen, neben einer differentiellen Er-
höhung der umgesetzten Kreditmenge auch einen differentiellen Anstieg des Zinssatzes am 
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  Vgl. Gandenberger, O. (1980), S. 494 und Hellner, U. (1996), S. 170 f. 
385
  Vgl. Kurz, R. (1984), S. 220 f. und Gandenberger, O. (1970), S. 15. 
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deutschen Kapitalmarkt ausgelöst hat. Diese Analyse liefert Aufschluss darüber, ob die ver-
einigungsbedingte öffentliche Verschuldung neben differentiellen mengeninduzierten Zins-
mehreinkommen zugleich auch differentielle zinsinduzierte Zinsmehreinkommen, Zinsmehr-
kosten und sonstige finanzielle Lasten im westdeutschen privaten Sektor generierte. 
Bei der statistischen Erfassung der Zinseffekte der vereinigungsbedingten öffentlichen Ver-
schuldung besteht das Problem, dass die vorliegenden empirischen Studien bisher noch 
keinen eindeutigen empirischen Nachweis für einen signifikant positiven Einfluss der öffentli-
chen Verschuldung auf den Kapitalmarktzinssatz erbrachten. Dieser Umstand ist zum einen 
darauf zurückzuführen, dass der Kapitalmarktzinssatz durch zahlreiche ökonomische Variab-
le und wirtschaftspolitische Maßnahmen simultan beeinflusst wird.
386
 Deshalb lässt sich die 
empirisch beobachtbare Entwicklung des Kapitalmarktzinssatzes weder qualitativ noch quan-
titativ eindeutig auf ihre einzelnen Determinanten aufschlüsseln. Daher gibt sie auch keinen 
verlässlichen Aufschluss über die Existenz und die Stärke einer schuldeninduzierten Ange-
botslücke und eines schuldeninduzierten Zinssatzanstiegs am Kapitalmarkt. Es besteht also 
weder in zeitlicher noch in quantitativer Hinsicht ein streng funktionaler positiver Zusammen-
hang zwischen der öffentlichen Verschuldung und dem Kapitalmarktzinssatz. So ist es z.B. 
denkbar, dass die öffentliche Verschuldung trotz eines empirisch beobachtbaren sinkenden 
Kapitalmarktzinssatzes ursächlich doch zinssteigernd gewirkt hat, wenn der Kapitalmarkt-
zinssatz ohne die staatliche Kapitalnachfrage niedriger gewesen wäre.
387
 Zum zweiten sind 
die widersprüchlichen empirischen Untersuchungsergebnisse auch darauf zurückzuführen, 
dass die einzelnen Studien zum Teil unterschiedliche statistische Untersuchungsmethoden, 
unterschiedlich lange Untersuchungszeiträume sowie unterschiedliche Prämissen und Daten 
zu Grunde legen. Außerdem werden unterschiedliche Zinsdeterminanten berücksichtigt und 
unterschiedliche Variable analysiert (z.B. erwartete oder aktuelle Zinsen; kurzfristige oder 
langfristige Zinsen; ein konjunkturelles oder ein strukturelles Budgetdefizit).
388
  
Angesichts dieser statistischen Erfassungsprobleme verzichtet die vorliegende Studie auf 
eine statistische Erfassung der Wirkungen der vereinigungsbedingten öffentlichen Verschul-
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  Dazu zählen auch die tatsächliche und erwartete Inflationsrate, die Zinsstrukturerwartungen, 
das Zinsdifferential zum Ausland, der Grad der internationalen Kapitalmobilität, die Geldpolitik, 
das Volkseinkommen, die Ertragskraft des Realkapitals und die steuerliche Behandlung von 
Zinserträgen. Vgl. Feldstein, M./Eckstein, O. (1970), S. 363 ff. und Naggl, W. (1991), S. 278. 
387
  Vgl. Schlesinger, H. u.a. (1993), S. 162 und Duwendag, D. (1980), S. 68. 
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  Vgl. z.B. Barth, J.R. u.a. (1991), S. 90 ff; Cebula, R. (1997), S. 36 ff; Krämer, J.W. (1996), S. 7 
und S. 12; Ni, S. (1999), S. 1227 ff; Miller, S.M./Russek, F.S. (1991), S. 12 ff; Zimmermann, J.A. 
(1996), S. 63 ff; Gupta, K.L./Moazzami, (1996), S. 173 ff.  
 164 
 
dung auf den deutschen Kapitalmarktzinssatz. Dafür wird anhand von Plausibilitätsüberle-
gungen der Frage nachgegangen, ob die vereinigungsbedingte öffentliche Verschuldung 
überhaupt einen Zinssatzanstieg auf dem deutschen Kapitalmarkt induzierte, wie stark dieser 
Zinssatzanstieg war, und wie lange er wirksam war. Dazu wird überprüft, ob die bei der neo-
klassischen Kapitalmarktanalyse von Gandenberger unterstellten makroökonomischen und 
wirtschaftspolitischen Rahmenbedingungen und Determinanten für einen schuldeninduzier-
ten Anstieg des Kapitalmarktzinssatzes in Deutschland nach der deutschen Vereinigung tat-
sächlich empirisch relevant waren. Im neoklassischen Kapitalmarktmodell kommt ein Zins-
anstieg unter folgenden Bedingungen zustande: (1) die staatliche Schuldenpolitik ist zinsro-
bust, (2) die öffentliche Kreditaufnahme erfolgt im inländischen privaten Sektor, (3) die öffent-
liche Kreditaufnahme erfolgt in einer günstigen konjunkturellen Situation bei einer restriktiv 
ausgerichteten Geldpolitik der Notenbank (ohne „Monetarisierung des Budgetdefizits“), (4) 
das private Kapitalangebot bleibt trotz öffentlicher Kreditaufnahme konstant, (5) das private 
Kapitalangebot ist zinsunelastisch, (6) die private Kapitalnachfrage ist zinsunelastisch.  
Im Folgenden wird also die empirische Relevanz dieser sechs theoretischen Bedingungen 
für einen schuldeninduzierten Kapitalmarktzinsanstieg für das alte Bundesgebiet nach der 
deutschen Vereinigung konkret untersucht. Dadurch erhält man Aufschluss über die voraus-
sichtliche Stärke und Dauer des vereinigungsbedingten schuldeninduzierten Zinsanstiegs am 
deutschen Kapitalmarkt. Im Falle eines Zinsanstiegs generierte die vereinigungsbedingte 
öffentliche Verschuldung nicht nur differentielle mengeninduzierte Zinsmehreinkommen der 
Staatsschuldgläubiger und sonstigen privaten Kapitalanbieter, sondern auch differentielle 
zinsinduzierte Zinsmehreinkommen aller privaten Kapitalanbieter und differentielle zinsindu-
zierte Zinsmehrkosten und sonstige finanzielle Lasten der privaten Kapitalnachfrager. 
(1) Zinsrobustheit der staatlichen Schuldenpolitik 
Im neoklassischen Kapitalmarktmodell fällt der schuldeninduzierte Zinssatzanstieg umso 
stärker aus, je zinsunelastischer die staatliche Kapitalnachfrage ist.
389
 In Deutschland war 
die staatliche Schuldenpolitik in der Vergangenheit sehr zinsrobust, da die Höhe der Zinskos-
ten nicht das dominierende Kriterium bei der Entscheidung über die Höhe der jährlichen Net-
tokreditaufnahme war.
390
 Dies gilt auch für die finanzpolitischen Entscheidungen in den ers-
ten Jahren nach der deutschen Vereinigung, in denen die öffentlichen Haushalte die hohen 
Nettofinanztransfers relativ rasch nach Ostdeutsachland leisten und durch Kredite finanzie-
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  Vgl. Gandenberger, O. (1980), S. 484. 
390
  Vgl. Hellner, U. (1996), S. 129. 
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ren mussten. Damals gab es also für eine Politik der Minimierung staatlicher Zinsausgaben 
keinen großen politischen Spielraum. Dies spricht für eine äußerst zinsunelastische vereini-
gungsbedingte öffentliche Verschuldung.
391
 Es ist allerdings davon auszugehen, dass die 
geringe Zinselastizität der staatlichen Kapitalnachfrage seit Mitte der 90er Jahre zunahm, da 
der starke Anstieg der staatlichen Zinsausgaben für die kumulierte Verschuldung der Vorjah-
re den finanzpolitischen Handlungsspielraum von Jahr zu Jahr einschränkte.
392
  
(2) Öffentliche Kreditaufnahme im inländischen privaten Sektor 
Bei der neoklassischen Kapitalmarktanalyse von Gandenberger wurde das finanzielle crow-
ding-out unter der Prämisse abgeleitet, dass die öffentliche Verschuldung über die Emission 
von Staatsschuldtiteln auf dem inländischen Wertpapiermarkt erfolgt, die ausschließlich von 
inländischen privaten Nichtbanken und Geschäftsbanken im Austausch gegen Zentralbank-
geld erworben werden.
393
 In einer geschlossenen Volkswirtschaft verliert der private Sektor 
bei einer bondfinanzierten öffentlichen Verschuldung also Zentralbankgeld, da die Bondkäu-
fer lediglich einen begrenzten Bestand an Zentralbankgeld zur Verfügung haben, wenn die 
Notenbank die Ausstattung des privaten Sektors mit Zentralbankgeld limitiert.
394
  
In einer offenen Volkswirtschaft kann sich der Staat zusätzlich durch den Verkauf inländi-
scher Staatschuldtitel an ausländische Anleger oder durch ausländische Darlehen an inlän-
dische öffentliche Haushalte verschulden. Daraus resultieren Kapitalzuflüsse aus dem Aus-
land, die das Kapitalangebot im Inland vergrößern und einen Teil der zusätzlichen staatli-
chen Kapitalnachfrage absorbieren. Daher fällt der inländische Nachfrageüberschuss nach 
Kapital und damit auch der schuldeninduzierte Anstieg des Kapitalmarktzinssatzes gegen-
über dem Fall einer geschlossenen Volkswirtschaft deutlich geringer aus.
395
 Nach dieser 
„Kapitalimport-Hypothese“ löst ein schuldeninduzierter Kapitalmarktzinsanstieg also sofort 
Nettokapitalimporte aus, wenn die internationalen Kapitalströme zinselastisch sind und der 
Grad der internationalen Kapitalmobilität hoch ist.
396
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  Vgl. Gandenberger, O. (1970), S. 4. 
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Es stellt sich nun die Frage, ob die neoklassische Prämisse einer ausschließlich bondfinan-
zierten öffentlichen Verschuldung im Inland im vereinten Deutschland tatsächlich empirisch 
relevant war. Dies war nach den Daten der Tabelle 13 und 14 eindeutig nicht der Fall, weil 
die bondfinanzierte vereinigungsbedingte öffentliche Verschuldung im Ausland empirisch 
relevant und quantitativ bedeutend war. Im Jahr 1991 kehrte sich die deutsche Nettogläubi-
gerposition gegenüber dem Ausland sogar in eine Nettoschuldnerposition um.
397
 Dement-
sprechend fiel die schuldeninduzierte Überschussnachfrage nach Kapital und der schulden-
induzierte Anstieg des deutschen Kapitalmarktzinssatzes in der Realität deutlich geringer 
aus, als im neoklassischen Kapitalmarktmodell unter der Prämisse einer geschlossenen 
Volkswirtschaft abgeleitet wurde. Als Folge der bondfinanzierten vereinigungsbedingten öf-
fentlichen Verschuldung kam es am deutschen Kapitalmarkt zu einer Überschussnachfrage 
nach Kapital. Diese löste einen Anstieg des Zinssatzes aus, der zusammen mit dem starken 
Anstieg der ostdeutschen Importnachfrage sofort hohe Nettokapitalimporte induzierte. Diese 
ausländischen Kapitalzuflüsse haben das Kapitalangebot im Inland vergrößert, einen Teil der 
zusätzlichen staatlichen Kapitalnachfrage absorbiert und den Kapitalmarktzinsanstieg gerin-
ger ausfallen lassen.
398
 Da Deutschland eine offene Volkswirtschaft mit einem international 
integrierten Kapitalmarkt ist und die deutschen Kapitalströme mit dem Ausland relativ zins-
elastisch sind, ist das gesamtwirtschaftliche Kapitalangebot in Deutschland – entgegen der 
neoklassischen Annahme – durchaus relativ zinselastisch.
399 400
 
(3) Öffentliche Kreditaufnahme in einer günstigen konjunkturellen Situation bei einer 
restriktiv ausgerichteten Geldpolitik der Notenbank 
Im neoklassischen Kapitalmarktmodell von Gandenberger verschuldet sich der Staat in einer 
günstigen konjunkturellen Situation mit einem hohen Auslastungsgrad des gesamtwirtschaft-
lichen Produktionspotentials und einer angespannten Liquiditätssituation auf dem inländi-
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 Diese Liquiditätsanspannung ist zum einen auf eine hohe zinsune-
lastische private Kapitalnachfrage für Sachinvestitionen zurückzuführen. Zum zweiten limi-
tiert das zinsunelastische private Kapitalangebot eine Ausweitung der gesamtwirtschaftlich 
realisierten Kreditmenge, da die Geschäftsbanken ihre primären Überschussreserven und 
ihre Refinanzierungsmöglichkeiten bereits weitgehend ausgeschöpft haben und sich weite-
res Zentralbankgeld nur noch zu hohen Refinanzierungskosten beschaffen können.
402
 Dies 
setzt voraus, dass die Notenbank stabilitätsorientiert eine restriktive Geldpolitik betreibt, d.h. 
als Reaktion auf den Anstieg des Kapitalmarktzinssatzes die angebotene Zentralbankgeld-
menge und damit die Ausstattung des privaten Sektors mit Zentralbankgeld nicht erhöht, d.h. 
keine akkomodierende Geldpolitik betreibt. Dadurch würde sie nämlich den Spielraum der 
Geschäftsbanken zu einer Ausweitung ihres Kapitalangebotes vergrößern und darüber die 
schuldeninduzierte Anspannung auf dem Kapitalmarkt verringern und den Kapitalmarktzins-




 In dieser angespannten Liquiditätssi-
tuation auf dem Kapitalmarkt absorbiert das inländische private Kapitalangebot nur einen 
geringen Teil der zusätzlichen staatlichen Kapitalnachfrage. Daher ist eine Konkurrenzsitua-
tion zwischen privaten Kreditnachfragern und dem Staat, eine Überschussnachfrage nach 
Kapital und darüber ein Anstieg des Kapitalmarktzinssatzes unvermeidlich.
405
 
Im alten Bundesgebiet waren diese realwirtschaftlichen und monetären Bedingungen zwi-
schen Mitte 1990 und Mitte 1992 weitgehend erfüllt. In diesem Zeitraum war die private Kapi-
talnachfrage der westdeutschen Unternehmen relativ hoch und relativ zinsunelastisch, da 
sich der Auslastungsgrad des gesamtwirtschaftlichen Produktionspotentials während des 
konjunkturellen Aufschwungs in den 80er Jahren kontinuierlich seinem Normalniveau ange-
nähert hatte und die westdeutschen Unternehmen aufgrund der positiven Absatz- und Er-
tragserwartungen für die nächsten Quartale einen hohen Bedarf zur Erweiterung ihrer stark 
ausgelasteten Produktionskapazitäten durch Bau- und Ausrüstungsinvestitionen hatten. Es 
determinierten in erster Linie die günstigen Ertragserwartungen und weniger die hohen Kre-
                                                
401
  Vgl. Gandenberger, O. (1979), S. 139 ff. 
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ditkosten die private Investitionsneigung. Des weiteren war die Zinselastizität des privaten 
Kapitalangebotes zwischen Mitte 1990 und Mitte 1992 relativ niedrig, da die privaten Haus-
halte während des konjunkturellen Vereinigungsbooms ihre Konsumausgaben zu Lasten 
ihrer vorsorgeorientierten Ersparnisse ausdehnten und die Deutsche Bundesbank die Aus-
stattung des privaten Sektors mit Zentralbankgeld durch eine restriktive Geldpolitik limitierte, 
also keine „aktive Monetarisierung des staatlichen Budgetdefizits“ betrieb. Es wurde bereits 
dargestellt, dass die Bundesbank ihren geldpolitischen Kurs bereits im Verlauf des Jahres 
1989 restriktiv ausrichtete, da im Zuge des konjunkturellen Aufschwungs erste nachfrage- 
und angebotsseitige inflatorische Impulse auftraten. Diesen Kurs behielt sie bis Ende 1992 
bei.
406
 Allerdings wirkte der temporäre sprunghafte Anstieg der Geldmenge M3 unmittelbar 
nach der Währungsumstellung faktisch wie eine ungewollte „Monetarisierung“ der vereini-
gungsbedingten öffentlichen Nettokreditaufnahme.
407
 Diese Zielverfehlungen sind aber kein 
empirischer Beleg für eine akkomodierende Geldpolitik gegenüber der expansiven staatli-
chen Schuldenniveaupolitik in diesen Jahren. Es waren vielmehr von der Bundesbank nicht-
beeinflussbare externe „Sonderfaktoren“ für diese übermäßige Geldmengenentwicklung ver-
antwortlich. Außerdem bedeutet eine Überschreitung des jährlichen Geldmengenziels nicht 
notwendigerweise eine nicht-stabilitätsgerechte Entwicklung der Geldmenge.
408
 Insgesamt 
betrachtet sprechen also die realwirtschaftlichen Rahmenbedingungen in Westdeutschland 
zwischen Mitte 1990 und Mitte 1992 eindeutig für einen positiven Einfluss der vereinigungs-
bedingten öffentlichen Verschuldung auf den deutschen Kapitalmarktzinssatz. Dagegen wa-
ren die monetären Rahmenbedingungen für ein schuldeninduziertes finanzielles crowding-
out am deutschen Kapitalmarkt trotz der restriktiven Geldpolitik unmittelbar nach der deut-
schen Vereinigung nur bedingt gegeben, weil die Geldmenge M3 unmittelbar nach der Wäh-
rungsumstellung temporär nicht stabilitätsgerecht expandierte.  
Demgegenüber waren die Bedingungen für ein finanzielles crowding-out am deutschen Kapi-
talmarkt zwischen Mitte 1992 und Ende 1995 aus realwirtschaftlicher Sicht und aus monetä-
rer Sicht deutlich schlechter. Es gab vermutlich keinen signifikant positiven Einfluss der ver-
einigungsbedingten öffentlichen Verschuldung auf den deutschen Kapitalmarktzinssatz. In 
diesem Zeitraum war die Liquiditätssituation auf dem deutschen Kapitalmarkt nämlich we-
sentlich entspannter. Dahinter stand zum einen eine hohe Zinselastizität des privaten Kapi-
talangebotes. Diese war in erster Linie auf die Lockerung der restriktiven Geldpolitik der 
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Bundesbank seit Ende 1992 zurückzuführen, weil eine deutliche konjunkturelle Abschwä-
chung eintrat. Entsprechend konnte die Bundesbank die Refinanzierungskosten der Ge-
schäftsbanken bei der Beschaffung von Zentralbankgeld schrittweise senken und die Ver-
sorgung des privaten Sektors mit Zentralbankgeld ausweiten. Außerdem kompensieren die 
privaten Haushalte im konjunkturellen Abschwung den Rückgang ihrer einkommensabhängi-
gen Ersparnisse i.d.R. durch höhere sicherheitsorientierte Ersparnisse. Zum zweiten verrin-
gerte die rückläufige Kapitalnachfrage der westdeutschen Unternehmen für Erweiterungsin-
vestitionen die Liquiditätsengpässe auf dem deutschen Kapitalmarkt. Angesichts der ungüns-
tigen aktuellen Nachfragebedingungen, der unausgelasteten Produktionskapazitäten und der 
ungünstigen Absatz- und Ertragserwartungen für die nächsten Quartale hatten sie keinen 
(großen) Kapazitätserweiterungsbedarf. Dies dokumentierte sich in einer hohen Zinselastizi-
tät der privaten Kapitalnachfrage. Im konjunkturellen Abschwung legen die Unternehmen 
ohnehin ihre thesaurierten Nettogewinne eher in risikolose Finanzinvestitionen statt in risiko-
reiche Sachinvestitionen an.
409
 In einer ungünstigen konjunkturellen Situation, wie in West-
deutschland zwischen Mitte 1992 und Ende 1995, absorbiert der Staat durch seine zusätzli-
che Kapitalnachfrage lediglich das von den privaten Kapitalnachfragern nicht beanspruchte 
private Kapitalangebot. Deshalb bleibt der Kapitalmarktzinssatz unverändert.
410
 Daraus folgt, 
dass die privaten Kapitalanbieter im alten Bundesgebiet zwischen Mitte 1992 und Ende 1995 
keine zinsinduzierten Zinsmehreinkommen erzielten, sondern nur die Staatschuldgläubiger 
mengenbedingte Zinsmehreinkommen erzielten. 
(4) Konstantes privates Kapitalangebot 
Bei der Ableitung des finanziellen crowding-out im neoklassischen Kapitalmarktmodell wurde  
vernachlässigt, dass der zusätzlichen staatlichen Kapitalnachfrage trotz eines gegebenen 
Zentralbankgeldangebotes ein zusätzliches privates Kapitalangebot gegenübersteht, wenn 
die privaten Haushalte und Unternehmen als Reaktion auf die öffentliche Kreditaufnahme 
und/oder die staatliche Kreditmittelverwendung zusätzliche Ersparnisse bilden. Diese inlän-
dischen Kapitalzuflüsse dämpfen den schuldeninduzierten Anstieg des Kapitalmarktzinssat-
zes ex-ante oder ex-post.
411
  
                                                
409
  Vgl. hierzu die Ausführungen und Literaturhinweise in Abschnitt 3.1.3 und Abschnitt 6.1. sowie 
Penner, R. (1988), S. 44 und Hellner, U. (1996), S. 102 ff. und S. 128 ff. 
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  Vgl. Gandenberger, O. (1980), S. 485. 
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  Vgl. Gandenberger, O. (1980), S. 484 und Hellner, U. (1996), S. 104. 
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Im Folgenden werden die wichtigsten theoretischen Erklärungsansätze für einen schuldenin-
duzierten Anstieg des privaten Kapitalangebotes kurz dargestellt und hinsichtlich ihrer empi-
rischen Relevanz für Westdeutschland überprüft. Dadurch erhält man Aufschluss darüber, ob 
der schuldeninduzierte Anstieg des deutschen Kapitalmarktzinssatzes ex-post oder sogar 
ex-ante durch einen schuldeninduzierten Anstieg des Kapitalangebotes gedämpft wurde. 
(I) „Ricardo-Barro-Äquivalenztheorem“ 
Nach dem „Ricardo-Barro-Äquivalenztheorem“ erwarten die privaten Wirtschaftssubjekte bei 
einer öffentlichen Verschuldung in der aktuellen Periode in zukünftigen Perioden Steuerer-
höhungen zur Finanzierung des Schuldendienstes für die aufgenommenen Kredite. Darauf-
hin sparen sie die gegenwärtige „Steuerersparnis“ vollständig quasi als „Rückstellung“ für 
ihre zukünftig anfallenden Steuerzahlungen. Hier sind die Anleger also vollkommen frei von 
Schuldenillusion. Deshalb betrachten die Staatsgläubiger die erworbenen Staatsschuldtitel 
nicht als Nettovermögen.
412
 Da die zusätzlichen Ersparnisse der Staatsschuldgläubiger zum 
Zeitpunkt der öffentlichen Kreditaufnahme sofort als ein zusätzliches privates Kapitalangebot 
auf den Kapitalmarkt fließen und die negative Nettoersparnis des Staates genau kompensie-
ren, bleiben auf dem Kapitalmarkt die gesamtwirtschaftliche Nettoersparnis und der Kapital-





Es gibt derzeit allerdings für Deutschland einen eindeutigen empirischen Nachweis für die 
Gültigkeit des „Ricardo-Barro-Äquivalenztheorems“. Dies ist angesichts seiner zahlreichen 
restriktiven Prämissen wenig überraschend. Dazu zählen u.a. Vollbeschäftigung, Preisni-
veaustabilität, rationale Erwartungen, Steuerfinanzierung des Schuldendienstes, vollkomme-
ne Information und Voraussicht der Bürger über die staatliche Budgetpolitik und die zukünfti-
ge Steuermehrbelastung, ein vollkommener Kapitalmarkt und ein unendlicher Planungshori-
zont.
415
 In den vorliegenden empirischen Studien sind die Ergebnisse teilweise widersprüch-
lich, weil die zugrundeliegenden statistischen Testverfahren und Datensätze voneinander 
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  Vgl. Boss, A./Lorz, O. (1995), S. 163 f. und Elmendorf, D.W./Mankiv, N.G. (1998), S. 60 ff. 
413
  Vgl. Rose, D.C./Hakes, D.R. (1995), S. 57 ff. und Cezanne, W./Männing, W. (1994), S. 72. 
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und den langfristigen Zinsen herangezogen. Vgl. z.B. Zimmermann, J.A. (1996), S. 64 und Gup-
ta, K.L. /Moazzami, B. (1996), S. 237 ff. 
415





 Nach einer Regressionsanalyse von Stalder (1996) für Deutschland übte das 
staatliche Budgetdefizit in den Zeiträumen 1961-1989 und 1990-1994 keinen signifikant ne-
gativen Einfluss auf den privaten Konsum aus. Daraus folgert sie, dass das „Ricardo-Barro-
Äquivalenztheorem“ in diesen Zeiträumen nicht erfüllt war.
417
 In einer Studie von Lucke 
(1998) wurde mit Hilfe der wichtigsten statistischen Testverfahren für den Zeitraum 1960 bis 
1994 in Deutschland zwar keine empirische Evidenz gegen die Gültigkeit des Ricardo-Barro-
Äquivalenztheorems in Deutschland festgestellt. Er verwirft allerdings das dem Theorem 
zugrundeliegende theoretische Modell.
418
 Insgesamt betrachtet lässt sich also nicht nach-
weisen, ob und in welchem Ausmaß der vereinigungsbedingten öffentlichen Verschuldung 
ex-ante ein erwartungsbedingter Anstieg des privaten Kapitalangebotes gegenüberstand.  
(II) „Fontänentheorie“ 
Nach der „Fontänentheorie“ von W. Stützel ist das private Kapitalangebot in der Phase der 
öffentlichen Kreditaufnahme variabel, wenn der Staat die aufgenommenen Kreditmittel un-
verzüglich und vollständig auf den inländischen Gütermärkten für Güter und Dienste veraus-
gabt oder für eine Belebung der inländischen privaten Güternachfrage verwendet. In diesem 
Fall schlagen sich die verausgabten Kreditmittel über volkswirtschaftliche Kreislaufeffekte in 
einer zusätzlichen privaten Ersparnis nieder und fließen als ein zusätzliches privates Kapital-
angebot der Geschäftsbanken und der Nichtbanken auf den Kapitalmarkt zurück. Es kommt 
zu multiplikativen Steigerungen der Produktion, der Beschäftigung, des Volkseinkommens 
und schließlich der einkommensabhängigen privaten Ersparnis (keyesianischer Einkom-
mensmechanismus).
419
 Dabei hängt die Stärke der „Fontänewirkung“ von der Sparneigung 
und Wiederanlagebereitschaft der privaten Nichtbanken, von der Wiederanlagebereitschaft 
der Geschäftsbanken und von den Kreditvergabemöglichkeiten der Geschäftsbanken ab. Es 
ist z.B. denkbar, dass die privaten Nichtbanken die ihnen über volkswirtschaftliche Kreislauf-
effekte zufließenden Kreditmittel nicht sparen oder die privaten Nichtbanken und Geschäfts-
banken die Ersparnisse nicht notwendigerweise am inländischen Kapitalmarkt anlegen.
420
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  Vgl. Kamphausen, H. (1994), S. 209 ff; Boss, A./Lorz, O. (1995), S. 165 ff; Elmendorf, 
D.W./Mankiv, N.G. (1998), S. 59 ff; Lucke, B. (1998), S. 290 ff. 
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  Vgl. Stalder, I. (1996), S. 342 ff.  
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  Vgl. Lucke, B. (1998), S. 288 ff. 
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  Vgl. Schlesinger, H. u.a. (1993), S. 187 ff. und Stützel, W. (1978), S. 445 ff. 
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  Vgl. Duwendag, D. (1983), S. 95 f. und Duwendag, D. (1980), S. 72 ff. und S. 78 f. 
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Außerdem können die inflatorischen Effekte des „deficit spending“ den einkommensinduzier-
ten Anstieg der privaten Ersparnis dämpfen, da die Inflation wie eine „Steuer“ auf die reale 
Kassenhaltung und auf nominal fixierte nicht-indexierte Vermögensanlagen wirkt.
421
  
In der Realität kommt Stützels „Selbstalimentierung des Kapitalmarktes“ im Zuge einer höhe-
ren öffentlichen Verschuldung lediglich teilweise zustande, da zeitliche, quantitative und qua-
litative Inkongruenzen zwischen dem nachgefragten und angebotenen Kapital eine einkom-
mensinduzierte Zunahme der privaten Ersparnis im Ausmaß der zusätzlichen staatlichen 
Kapitalnachfrage verhindern. Andererseits trifft die neoklassische These eines konstanten 
privaten Kapitalangebotes in der Realität ebenfalls nicht zu, da die staatliche Kreditmittelver-
wendung doch einen mehr oder minder starken einkommensinduzierten Anstieg der privaten 
Ersparnis auslöst.
422
 Deshalb ist es durchaus plausibel anzunehmen, dass ein Teil der staat-
lichen Krediteinnahmen aus der vereinigungsbedingten öffentlichen Verschuldung unter der 
Prämisse einer hohen Wiederanlagebereitschaft der privaten Nichtbanken und Geschäfts-
banken über volkswirtschaftliche Kreislaufeffekte wieder als ein höheres privates Kapitalan-
gebot auf den deutschen Kapitalmarkt zurückgeflossen ist und den schuldeninduzierten 
Zinsanstieg gedämpft hat. Da der Staat die Kreditmittel größtenteils zur Finanzierung der 
West-Ost-Nettofinanztransfers verwendete, sind sie größtenteils wieder nachfragewirksam 
geworden und zumindest teilweise über zusätzliche Ersparnisse der privaten Nichtbanken in 
den Geschäftsbankensektor (insbesondere in Westdeutschland) als Wiederanlagepotential 
zurückgeflossen. Demnach war der keynesianische Einkommensmechanismus in West-
deutschland nach der deutschen Vereinigung durchaus wirksam. Allerdings haben die güns-
tige konjunkturelle Situation im alten Bundesgebiet, die inflationären Tendenzen und die re-
striktive Geldpolitik der Bundesbank zwischen Mitte 1990 und Ende 1992 den keynesiani-
schen Einkommensmechanismus in diesem Zeitraum beeinträchtigt. Im Boom ist der Auslas-
tungsgrad des gesamtwirtschaftlichen Produktionspotentials bereits hoch und das preisune-
lastische reale Güterangebot kurzfristig kaum noch steigerbar. In dieser Situation verdrängt 
die preisunelastische staatliche Güternachfrage preiselastische private Güternachfrage, da 
die Anbieter auf die Kapazitätsengpässe und die Nachfrageüberhänge auf den betroffenen 
Gütermärkten mit einer Erhöhung ihrer Angebotspreise reagieren. Diese Preissteigerungen 
münden in einen Anstieg des gesamtwirtschaftlichen Preisniveaus bis hin zur Inflation.
423
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  Vgl. Schlesinger, H. u.a. (1993), S. 177 und S. 188 ff.  
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(III) „Post-Keynesianische Kreislauftheorie der Verteilung“ 
Bei der „post-keynesianischen Kreislauftheorie der Verteilung“ von Kaldor löst eine schulden-
induzierte Überschussnachfrage auf dem Kapitalmarkt anstelle einer zinsinduzierten Ver-
drängung zinselastischer privater Investitionen eine verteilungsinduzierte Erhöhung der pri-
vaten Ersparnis aus (kaldorianischer Verteilungsmechanismus).
424
 Dies setzt erstens voraus, 
dass der Staat die Kreditmittel unter der Prämisse von Vollbeschäftigung der Produktionsfak-
toren auf den Gütermärkten vollständig verausgabt. Bei gegebenem realen Güterangebot 
induziert der Nachfrageüberschuss nach Gütern über einen Anstieg des gesamtwirtschaftli-
chen Preisniveaus ein preisinduziertes totales crowding-out der privaten Konsumnachfrage. 
Da die nominalen Bruttogewinneinkommen inflationsbedingt vorübergehend stärker anstei-
gen als die nominalen Bruttolohneinkommen, verschiebt sich die funktionelle Einkommens-
verteilung temporär zu Gunsten der Gewinneinkommensbezieher. Daraus resultiert per Sal-
do ein Anstieg der privaten Ersparnis in Form thesaurierter Nettogewinne der Unternehmen, 
da die volkswirtschaftliche Sparquote im Vergleich zur Gewinnquote überproportional an-
steigt. Dieser Mechanismus setzt allerdings zweitens voraus, dass die Notenbank die nach-
fragebedingten Preisniveausteigerungen durch eine Ausweitung der angebotenen Zentral-
bankgeldmenge monetär alimentiert und darüber eine zinsinduzierte Verdrängung zinselasti-
scher privater Investitionen verhindert (vollkommen elastisches Geldangebot).
425
  
Im Kaldor-Modell sorgt der kaldorianische Verteilungsmechanismus also im Vollbeschäfti-
gungsfall allein und im Unterbeschäftigungsfall zusammen mit dem keynesianischen Ein-
kommensmechanismus für eine Anpassung der privaten Ersparnis an eine zusätzliche staat-
liche Kapitalnachfrage. Im konjunkturellen Boom schwächt die verteilungsinduzierte Zunah-
me der privaten Ersparnis den schuldeninduzierten Anstieg des Kapitalmarktzinssatzes ab, 
da die inflationsinduzierten Nettomehrgewinne der Unternehmen teilweise als ein zusätzli-
ches Kapitalangebot auf den Kapitalmarkt fließen und einen Teil der zusätzlichen staatlichen 
Kapitalnachfrage absorbieren. Dagegen muss der klassische Zinsmechanismus einen Teil 
der Anpassungslast des kaldorianischen Verteilungsmechanismus übernehmen, wenn die 
auf den Anstieg des nominalen Volkseinkommens zurückgehende zusätzliche private Geld-
nachfrage kurzfristig nicht durch eine höhere Umlaufgeschwindigkeit des Geldes und mittel-
fristig nicht durch ein vollkommen elastisches Zentralbankgeldangebot befriedigt wird.
426
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425
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Scherf hat in einer Studie die empirische Relevanz des kaldorianischen Verteilungsmecha-
nismus für Deutschland im Zeitraum 1970-1995 überprüft. In diesem Zeitraum war eine stark 
schwankende funktionelle Einkommensverteilung und eine stark schwankende private Spar-
quote zu beobachten. Er zeigt, dass die starken Schwankungen der privaten Sparquote we-
niger auf Schwankungen des Sparverhaltens der privaten Haushalte, sondern in erster Linie 
auf Schwankungen der thesaurierten Gewinne der Unternehmen zurückzuführen waren. 
Während sich der Anteil der Ersparnis der privaten Haushalte an der privaten Ersparnis im 
Trend relativ stabil entwickelte, schwankte der Anteil der thesaurierten Unternehmensgewin-
ne relativ stark. Dies deutet darauf hin, dass sich in diesem Zeitraum die private Ersparnis an 
eine höhere staatliche oder private Kapitalnachfrage anpasste, indem die Unternehmen hö-
here thesaurierte Gewinne bildeten. Demnach war der kaldorianische Verteilungsmechanis-
mus im Zeitraum 1970-1995 empirisch relevant. Daraus folgt, dass der vereinigungsbeding-
ten zusätzlichen Kapitalnachfrage des Staates seit 1990 durchaus ein verteilungsinduzierter 
Anstieg des privaten Kapitalangebotes gegenüberstand.
427
 
(5) Zinsunelastisches privates Kapitalangebot 
Bei der neoklassischen Kapitalmarktanalyse von Gandenberger wurde der schuldeninduzier-
te Anstieg des Kapitalmarktzinssatzes unter der Prämisse eines relativ zinsunelastischen 
privaten Kapitalangebotes abgeleitet. Diese Annahme setzt einen hohen Auslastungsgrad 
des gesamtwirtschaftlichen Produktionspotentials, einen geringen Integrationsgrad der inter-
nationalen Güter- und Finanzmärkte und einen geringen Einfluss des Kapitalmarktzinssatzes 
auf die private Sparneigung voraus.
428
  
Mit dieser Annahme vernachlässigt Gandenberger jedoch den Einfluss des Sparmotivs auf 
die Zinselastizität der privaten Ersparnis. Bei der vorsorgeorientierten Ersparnisbildung ist 
die Zinselastizität der privaten Ersparnis sicherlich noch gering, weil das Hauptziel des Spa-
rens in der Bildung von Vermögensreserven für unerwartete Notfälle und für die langfristige 
Absicherung liegt. Außerdem dürfte auch die Ersparnisbildung für den geplanten Kauf lang-
lebiger Gebrauchgüter und für den geplanten Wohnungs- und Hauserwerb zinsunelastisch 
sein.
429
 Bei der ertragsorientierten Ersparnisbildung ist die Annahme einer zinsunelastischen 
Ersparnis dagegen nicht mehr haltbar, da ein ertragsorientierter Sparer als Reaktion auf ei-
nen steigenden Kapitalmarktzinssatz und damit auf steigende Opportunitätskosten des Ge-
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genwartskonsums aus einem gegebenen Nettoeinkommen einen höheren Betrag spart. Al-
lerdings dämpft der steigende Kapitalmarktzinssatz zugleich auch die Sparneigung, weil die 
Sparer mit einem geringeren Sparbetrag einen gleich hohen Zinsertrag erzielen können.
430
  
In der Realität hängt die Zinselastizität der privaten Ersparnis außer vom Sparmotiv noch von 
einer Vielzahl weiterer Faktoren ab, die im neoklassischen Kapitalmarktmodell vernachläs-
sigt werden. Dazu zählen u.a. die steuerrechtlichen Regelungen zur Besteuerung der Zins-
einkommen, die staatliche Sparförderung, die Inflationsrate und Inflationserwartungen, das 
Vererbungsmotiv des Sparens, die Altersstruktur der Bevölkerung, das Bevölkerungswachs-
tum, die Ausgestaltung des sozialen Sicherungssystems und der wirtschaftliche Entwick-
lungsstand eines Landes. Insofern ist die neoklassische Annahme einer zinsunelastischen 
privaten Ersparnis in der Realität sicherlich nicht per se erfüllt.
431
 Es gibt bisher leider noch 
keine eindeutigen empirischen Untersuchungsergebnisse zur Zinselastizität der privaten Er-
sparnis. Während einige Studien einen stabilen und signifikant positiven Einfluss des realen 
Zinssatzes vor Steuern auf die private Sparneigung nachweisen, negieren andere Studien 
gerade einen solchen positiven Einfluss.
432
 
(6) Zinsunelastische private Kapitalnachfrage  
Bei der neoklassischen Kapitalmarktanalyse von Gandenberger wurde der schuldeninduzier-
te Anstieg des Kapitalmarktzinssatzes unter der Prämisse einer relativ zinsunelastischen 
privaten Kapitalnachfrage abgeleitet. Unter dieser Prämisse fällt der schuldeninduzierte 
Zinssatzeffekt relativ stark aus, da sich zinsunelastische private Kapitalnachfrager nur in ge-
ringem Umfang durch einen Anstieg der Kapitalkosten vom Markt verdrängen lassen.
433
  
Diese Prämisse ist in der Realität nicht ohne weiteres haltbar, da der Kapitalmarktzinssatz 
durchaus einen signifikant negativen Einfluss auf die private Kapitalnachfrage für Konsum- 
und Bauzwecke ausüben und die private Kapitalnachfrage zur Finanzierung langfristiger, 
risikobehafteter Bau- und Ausrüstungsinvestitionen signifikant dämpfen kann. Bei eigenkapi-
talfinanzierten Investitionsprojekten führt ein Anstieg des Kapitalmarktzinssatzes zu einem 
Anstieg der Opportunitätskosten der Anlage des Eigenkapitals in risikoreiche Sachinvestitio-
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nen anstatt in risikolose Finanzinvestitionen. Daraufhin erhalten die Unternehmen einen An-
reiz zur Substitution von risikoreichen Sachkapital durch risikoloses Finanzkapital. Bei 
fremdkapitalfinanzierten Investitionsprojekten hebt ein Anstieg der Kreditkosten die Rentabili-
tätsschwelle an, da die erwartete Rentabilität des Investitionsprojektes mit dem Abstand zwi-
schen dem Kapitalmarktzinssatz und der Grenzleistungsfähigkeit des Kapitals sinkt.
434
 Dar-
über hinaus sind fremdfinanzierte Investitionsprojekte umso zinselastischer, je schlechter die 
Unternehmen einen Anstieg der Kreditkosten auf die Nachfrager vorwälzen können.
435
  
In der Realität hängt die Zinselastizität der privaten Investitionsnachfrage außer vom Kapi-
talmarktzinssatz u.a. noch von den aktuellen und erwarteten Nachfrage- und Angebotsbe-
dingungen auf den Gütermärkten ab. Dazu zählen die konjunkturelle Situation, die fiskal- und 
geldpolitischen Maßnahmen, die steuerlichen und ordnungspolitischen Rahmenbedingungen 
und die Lohnpolitik der Gewerkschaften.
436
 Im konjunkturellen Boom ist – wie im neoklassi-
schen Modell angenommen - eine geringe Zinselastizität der privaten Sachinvestitionen plau-
sibel, da ein Anstieg der Kreditkosten einen relativ schwachen negativen Einfluss auf die 
private Investitionsneigung ausübt. Dahinter stehen die hohen Nettogewinne der Unterneh-
men, die günstigen aktuellen Nachfragebedingungen, der hohe Auslastungsgrad der betrieb-
lichen Produktionskapazitäten und die günstigen Absatz- und Gewinnerwartungen für die 
nächsten Perioden. Außerdem sind die makroökonomischen Bedingungen für eine erfolgrei-
che Vorwälzung höherer Kreditkosten auf die Nachfrager günstig.
437
 Diese Situation war in 
Westdeutschland zwischen 1990 und Mitte 1992 tatsächlich gegeben. In diesem Zeitraum 
wurde die Investitionsnachfrage der westdeutschen Unternehmen dominierend durch die 
hohen Unternehmensgewinne, die günstigen aktuellen Nachfragebedingungen und die posi-
tiven Absatz- und Ertragserwartungen und weniger durch hohe Kapitalmarktzinsen determi-
niert. Außerdem erhöhte die staatliche Investitionsförderung für Ostdeutschland die private 
Investitionsneigung angebotsseitig, da die staatlichen Fördermaßnahmen die Kapitalnut-
zungskosten der geförderten Investitionsprojekte zumindest partiell von der Entwicklung des 
Kapitalmarktzinssatzes abkoppelten und darüber ihre Zinselastizität verminderten.
438
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Demgegenüber war während der ungünstigen konjunkturellen Entwicklung zwischen Mitte 
1992 und 1995 ein negativer Einfluss der rückläufigen Unternehmensgewinne, der ungünsti-
gen aktuellen Nachfragebedingungen, der unausgelasteten Produktionskapazitäten und der 
ungünstigen Absatz- und Ertragserwartungen auf die private Investitionsnachfrage zu beo-
bachten. In diesem Zeitraum reagierte die Investitionstätigkeit der westdeutschen Unterneh-
men relativ elastisch auf einen Anstieg der Kreditkosten und relativ unelastisch auf einen 
Rückgang der Kreditkosten, da steigende Kreditkosten die nachfrageseitig gedämpfte private 
Investitionsneigung zusätzlich dämpften und die Unternehmen trotz sinkender Kreditkosten 
noch keinen (großen) Kapazitätserweiterungsbedarf besaßen.
439
. 
Gesamteinschätzung der Auswirkungen der vereinigungsbedingten öffentli-
chen Verschuldung auf den deutschen Kapitalmarktzinssatz 
Insgesamt deuten die zuvor dargestellten makroökonomischen und wirtschaftspolitischen 
Rahmenbedingungen in Deutschland seit der deutschen Vereinigung plausibel darauf hin, 
dass die vereinigungsbedingte öffentliche Verschuldung zwischen dem 2. Halbjahr 1990 und 
Ende 1991 einen Anstieg des Kapitalmarktzinssatzes induzierte. Dafür sprechen eindeutig 
die zinsrobuste staatliche Kapitalnachfrage, die relativ zinsunelastische private Kapitalnach-
frage, die günstige konjunkturelle Situation im alten Bundesgebiet und die restriktive Geldpo-
litik der Deutschen Bundesbank in diesem Zeitraum. Allerdings war dieser Zinssatzanstieg 
vermutlich relativ moderat und lediglich von kurzer Dauer, weil schon im Verlauf von 1991 
massiv Kapital aus dem Ausland auf den deutschen Kapitalmarkt strömte und bereits früh-
zeitig ein erwartungs-, einkommens-, verteilungs- und zinsinduzierter Anstieg der privaten 
Ersparnis einsetzte. Dadurch wurde die angespannte Liquiditätssituation auf dem deutschen 
Kapitalmarkt bereits im Verlauf von 1991 merklich abgeschwächt. Während der ungünstigen 
konjunkturellen Entwicklung im alten Bundesgebiet zwischen Mitte 1992 und 1995 trat mit 
hoher Wahrscheinlichkeit kein (nennenswerter) schuldeninduzierter Anstieg des deutschen 
Kapitalmarktzinssatzes auf, da es keine (nennenswerte) Angebotslücke am deutschen Kapi-
talmarkt gab. In diesem Zeitraum war die private Kapitalnachfrage rückläufig und relativ 
zinselastisch und das private Kapitalangebot ansteigend und relativ zinselastisch, da die 
Bundesbank ihre restriktive Geldpolitik lockerte, die Kapitalzuflüsse aus dem Ausland anhiel-
ten und weitere schuldeninduzierte Steigerungen der privaten Ersparnis auftraten. 
Nach Ansicht der meisten Ökonomen wurde der nach der deutschen Vereinigung zu erwar-
tende schuldeninduzierte Anstieg des deutschen Kapitalmarktzinssatzes größtenteils schon 
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  Vgl. Dieckheuer, G. (1978), S. 107 ff. und Hellner, U. (1996), S. 129 ff. 
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vor der deutschen Vereinigung vorweggenommen. Da die Marktteilnehmer nach der Ankün-
digung der Wirtschafts-, Währungs- und Sozialunion und ihrer finanzpolitischen Konsequen-
zen eine starke Ausweitung der Zentralbankgeldmenge, eine sprunghafte Erhöhung der öf-
fentlichen Nettoneuverschuldung, eine restriktive Geldpolitik und eine starke Anspannung 
des deutschen Kapitalmarktes erwarteten, revidierten sie ihre Erwartungen über die zukünf-
tige Entwicklung des Geldmarktzinssatzes und ihre Inflationserwartungen unverzüglich nach 
oben.
440
 Daraus resultierte bereits im Vorfeld der deutschen Vereinigung ein Anstieg des 
nominalen Kapitalmarktzinssatzes von 7,1% in 1989 auf 8,9% in 1990, obwohl die öffentliche 
Nettokreditaufnahme zwischen 1989 und dem 1. Halbjahr 1990 noch rückläufig war.
441
  
Dieser vorweggenommene Kapitalmarktzinssatzanstieg war zum einen auf einen „Inflations-
erwartungseffekt“ zurückzuführen, da die Marktteilnehmer als Ausgleich für den erwarteten 
Anstieg der Inflationsrate bereits in der aktuellen Periode bei ihren Nominalzinsforderungen 
eine Inflationsprämie einkalkulierten.
442
 Zum zweiten wirkte der „Politikerwartungseffekt“ 
zinssteigernd, da die Marktteilnehmer als Reaktion auf die erwartete restriktive Geldpolitik 
und den erwarteten Anstieg der kurzfristigen Geldmarktzinsen bereits in der aktuellen Perio-
de langfristige Finanzanlagen durch kurzfristige Finanzanlagen substituierten. Dadurch stie-
gen die aktuellen langfristigen Zinsen erwartungsbedingt an.
443
 Dieser Mechanismus ist 
nach der „Erwartungstheorie der Zinsstruktur“ darauf zurückzuführen, dass sich die aktuellen 
langfristigen Zinsen unter der Prämisse von rationalen Erwartungen, von der Abwesenheit 
von Transaktionskosten und von Informationseffizienz als ein gewichteter Durchschnitt aus 
den aktuellen kurzfristigen Zinsen und den erwarteten zukünftigen kurzfristigen Zinsen bil-
den.
444
 In der Realität weicht der langfristige Zinssatz üblicherweise vom Durchschnitt der für 
den Anlagezeitraum erwarteten kurzfristigen Zinssätze ab, da die Erwartungsbildung der 
Marktteilnehmer lediglich beschränkt rational ist, der Kapitalmarkt lediglich bedingt informati-
onseffizient ist, risikoaverse Anleger zeitvariante Laufzeitpräferenzen besitzen und die Anle-
ger bei langfristigen Finanzanlagen eine nicht-stationäre Risikoprämie für das Risiko eines 
realen Wertverlustes ihrer Finanzanlagen durch Kursrückgänge oder Inflation fordern. Dies 
bestätigt sich auch für das vereinte Deutschland. Dennoch ist es durchaus plausibel anzu-
                                                
440
  Vgl. Deutsche Bundesbank (8/1991), S. 39 f. und Naggl, W. (1991), S. 292. 
441
  Vgl. Deutsche Bundesbank (12/1998), Tabelle VII.5. 
442
  Vgl. Lange, T./Pugh, G. (1998), S. 167 f. und Naggl, W. (1991), S. 292. 
443
  Vgl. Naggl, W. (1991), S. 292 und Hardy, D.C. (1998), S. 664 f. 
444
  Vgl. Ragnitz, J. (1994), S. 15 f. und Krämer, J.W. (1996), S. 10 ff. 
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nehmen, dass zum Zeitpunkt der deutschen Vereinigung die erwartete Konstellation auf dem 
deutschen Geldmarkt die aktuelle Konstellation auf dem Kapitalmarkt beeinflusste.
445
 
Dementsprechend lässt sich der Rückgang des jahresdurchschnittlichen nominalen Kapital-
marktzinssatzes in 1991 um 0,2 Prozentpunkte auf 8,7% und in 1992 um 0,6 Prozentpunkte 
auf 8,1% auf einen umgekehrten „Politikerwartungseffekt“ und „Inflationserwartungseffekt“ 
zurückführen.
446
 Es gelang der Deutschen Bundesbank bereits im 2. Halbjahr von 1991, 
trotz der weiter expandierenden öffentliche Kreditaufnahme und trotz des Geldangebots-
schocks aus der Währungsumstellung die Inflationserwartungen der Marktteilnehmer merk-
lich zu dämpfen und Abwertungserwartungen für die DM zu verhindern. Deshalb forderten 
die Marktteilnehmer keine weitere Risikoprämie für das Inflationsrisiko und für das Risiko 
einer Abwertung der DM. Dahinter stand ein hohes Vertrauen in die stabilitätsorientierte 
Geldpolitik der Bundesbank, in die innere und äußere Stabilität der DM und in die Solvenz 
des deutschen Staates. Außerdem erwarteten die Marktteilnehmer schon bald eine Locke-
rung des restriktiven Kurses der Bundesbank und damit einen Rückgang des kurzfristigen 
Geldmarktzinssatzes. Daraus resultierten umgehend erwartungsinduzierte Arbitragetransak-
tionen zu Gunsten der langfristigen Finanzanlagen, die den aktuellen nominalen Kapital-
marktzinssatz schon im Verlauf des Jahres 1991 ebenfalls dämpften.
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 Im Jahr 1993 betrug 
der nominale Kapitalmarktzinssatz jahresdurchschnittlich nur noch 6,4%, d.h. er lag schon 
deutlich unter dem Wert von 1989 von 7,1%. Daher wird in der folgenden Analyse ange-
nommen, dass der vereinigungsbedingte schuldeninduzierte Anstieg des deutschen Kapi-
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  Vgl. Filc, W. (1992), S. 107 ff. und S. 114 ff. und die Studien von Hassler, U./Nautz, D, (1998), 
S. 215 ff; Wolters, J. (1996), S. 197 ff; Nautz, D./Wolters, J. (1999), S. 398 ff. 
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  Dagegen verzeichnete der Zinssatz für kurzfristiges Tagesgeld in 1991 nochmals einen Anstieg 
von 7,9% auf 8,8% und in 1992 einen Anstieg von 8,8% auf 9,4%. Damit bildete sich zwischen 
Juni 1991 und Juni 1992 eine inverse Zinsstruktur an den deutschen Finanzmärkten heraus. 
Vgl. Deutsche Bundesbank (12/1995), Tabelle I.1 und (11/1996), S. 19 f. und S. 27 f. 
447
  Vgl. Schwinn, O. (1997), S. 26 f. und S. 144 ff; Deutsche Bundesbank (11/1996), S. 27 f; Bü-
sching, T. (1997), S. 148 ff. und S. 156 f. 
448
  Vgl. Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (Jahres-




In diesem Abschnitt wurde plausibel abgeleitet, dass die vereinigungsbedingte öffentliche 
Verschuldung als Alternative zu weiteren diskretionären Steuererhöhungen gegenüber 1989 
tatsächlich einen temporären differentiellen Anstieg des deutschen Kapitalmarktzinssatzes 
von 1,8 % im Jahr 1990, 1,6% im Jahr 1991 und 1% im Jahr 1992 induzierte. Daher ist da-
von auszugehen, dass der westdeutsche private Sektor gegenüber dem fiktiven Steuerfinan-
zierungsfall zwischen 1990 und 1992  „differentielle zinsinduzierte Zinsmehreinkommen“ er-
zielte und gleichzeitig „differentielle zinsinduzierte Zinsmehrkosten und sonstige finanzielle 
Lasten“ tragen musste. Hinzu traten die Zinsmehreinkommen der Staatschuldgläubiger und 
sonstigen privaten Kapitalanbieter aus dem differentiellen Kreditmengeneffekt der vereini-
gungsbedingten öffentlichen Verschuldung. Diese mengeninduzierten Zinsmehreinkommen 
fielen im gesamten Zeitraum 1990 bis 1997 an und waren darauf zurückzuführen, dass die 
privaten Kapitalanbieter in diesem Zeitraum im fiktiven Steuerfinanzierungsfall lediglich einen 
niedrigeren Geldbetrag auf dem Kapitalmarkt hätten anlegen und damit bei gegebener No-
minalverzinsung keine vergleichbar hohen Zinseinkommen aus privaten Schuldtiteln hätten 
erzielen können. Dementsprechend erzielten die Staatschuldgläubiger aus der Zeichnung 
der neu ausgegebenen Staatsschuldtitel sowohl zinsbedingt als auch mengenbedingt „echte“ 
Zinsmehreinkommen.  
Da der schuldeninduzierte Anstieg des deutschen Kapitalmarktzinssatzes erwartungsbedingt 
größtenteils schon vor der deutschen Vereinigung auftrat und im Zeitraum 1990 bis 1992 
nach und nach schwächer wurde, fielen die zinsinduzierten Zinsmehreinkommen, Zinsmehr-
kosten und sonstigen finanziellen Lasten zum großen Teil vor der deutschen Vereinigung an. 
Dies gilt für die zinsinduzierten Zinsmehreinkommen derjenigen privaten Kapitalanbieter, die 
im Vorfeld der deutschen Vereinigung auf dem Kapitalmarkt zum Zuge kamen und gegen-
über ihren Schuldnern eine höhere Nominalverzinsung durchsetzen konnten. Darüber hinaus 
erzielten die Gläubiger der vereinigungsbedingten öffentlichen Verschuldung und die sonsti-
gen privaten Kapitalanbieter zinsinduzierte Zinsmehreinkommen aus dem moderaten Kapi-
talmarktzinsanstieg nach der deutschen Vereinigung, wenn sie zwischen dem 2. Halbjahr 
1990 und dem Auslaufen des schuldeninduzierten Zinssatzeffektes in 1992 Kapitalanbieter 
waren. Demgegenüber mussten die privaten Kapitalnachfrager, die während des schulden-
induzierten Zinssatzeffektes auf dem deutschen Kapitalmarkt vor und nach der deutschen 
Vereinigung zum Zuge kamen und höhere Nominalzinsen an ihre Gläubiger zahlten, zinsin-
duzierte Zinsmehrkosten hinnehmen. Des weiteren mussten die vom Kapitalmarkt verdräng-
ten Kapitalnachfrager zinsinduzierte finanzielle Lasten tragen, da sie ihren Kapitalbedarf 
nicht (mehr) befriedigen konnten. Dabei haben die verdrängten aktuellen Kapitalnachfrager 
als Reaktion auf die gestiegenen Kreditkosten ihre Kredite vorzeitig getilgt, auf die Aufnahme 
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eine Anschlusskredits verzichtet oder auf eine Kreditverlängerung verzichtet. Die verdräng-
ten potentiellen Kapitalnachfrager verzichteten ex-ante auf einen Markteintritt. Schließlich 
mussten die Besitzer von festverzinslichen Wertpapieren und Aktien als Folge des schulden-
induzierten Rückgangs der Wertpapierkurse einen Bruttogeldvermögensverlust tragen, wenn 
sie ihre Wertpapiere zu den niedrigeren Kursen verkauften und damit die buchmäßigen 
Kursverluste realisierten. Dies betrifft zumindest diejenigen Wertpapierbesitzer, die einen 
Verkauf ihrer Wertpapiere nicht solange aufschieben konnten, bis erwartete buchmäßige 
Kursgewinne die aktuellen schuldeninduzierten buchmäßigen Kursverluste kompensieren.
449
  
Mit dem verfügbaren statistischen Datenmaterial ist eine genaue Quantifizierung der differen-
tiellen zins- und mengeninduzierten Zinsmehreinkommen der westdeutschen Staatschuld-
gläubiger und sonstigen privaten Kapitalanbieter zwischen 1990 und 1997 nicht möglich. Im 
Folgenden sollen mit Hilfe von Daten der gesamtwirtschaftlichen Finanzierungsrechnung der 
Deutschen Bundesbank aber zumindest grobe Schätzwerte für die zins- und mengenindu-
zierten Zinsmehreinkommen der gesamtdeutschen Kapitalanbieter im Zeitraum 1990 bis 
1992 berechnet werden. Dadurch erhält man einen Einblick in ihre Größenordnung als 
Grundlage für die personelle Verteilungsanalyse in Abschnitt 7.4.2.2. Ab dem Jahr 1993 
wurden ohnehin keine zinsinduzierten Zinsmehreinkommen mehr erzielt. Bei den Berech-
nungen wird angenommen, dass der Anstieg der Kreditmenge und des Zinssatzes am deut-
schen Kapitalmarkt in den Jahren 1990 bis 1992 gegenüber dem Jahr 1989 jeweils vollstän-
dig vereinigungsbedingt war. In einem ersten Schritt wird für die Jahre 1989 bis 1992 jeweils 
das Produkt aus der gehandelten Kreditmenge (gemessen durch die „Verpflichtungen und 
den Aktienumlauf der inländischen Sektoren am 31.12.“) und dem jahresdurchschnittlichen 
nominalen Kapitalmarktzinssatz berechnet. Dies ergibt für das Jahr 1989 Zinseinkommen in 
Höhe von ca. 583,86 Mrd. DM, für 1990 in Höhe von 800,81 Mrd. DM, für 1991 in Höhe von 
845,23 Mrd. DM und für 1992 in Höhe von 849,22 Mrd. DM. In einem zweiten Schritt wird für 
jedes Jahr die Differenz zum Jahr 1989 gebildet. Dies ergibt dann die zins- und mengenin-
duzierten Zinsmehreinkommen jedes Jahres gegenüber der Referenzkapitalmarktsituation 
vor dem vereinigungsbedingten Anstieg der gehandelten Kreditmenge und dem vereini-
gungsbedingten Anstieg des Kapitalmarktzinssatzes. Für 1990 erhält man Zinsmehreinkom-
men von ca. 216,95 Mrd. DM, für 1991 von ca. 261,37 Mrd. DM und für 1992 von 265,36 
Mrd. DM. Insgesamt betrugen die zins- und mengeninduzierten Zinsmehreinkommen zwi-
schen 1990 und 1992 gegenüber 1989 als Obergrenze ca. 743,68 Mrd. DM.
450
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  Vgl. Fritzsche, B. u.a. (1991), S. 29 und Hellner, U. (1996), S. 172. 
450
  Vgl. Deutsche Bundesbank (1994), S. 46. 
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7.4.2.2 Personelle Verteilung der Gewinner und Verlierer aus dem Kreditmen-
gen- und Zinssatzeffekt der vereinigungsbedingten öffentlichen Ver-
schuldung im westdeutschen privaten Sektor 
In diesem Abschnitt sollen die durch den Kreditmengen- und Zinssatzeffekt der vereini-
gungsbedingten öffentlichen Verschuldung begünstigten und belasteten Personengruppen 
im westdeutschen privaten Sektor (Staatsschuldgläubiger, sonstige private Kapitalanbieter, 
private Kapitalnachfrager, Besitzer von festverzinslichen Wertpapieren und Aktien) auf die 
nach Nettoeinkommensklassen gruppierten westdeutschen privaten Haushalte statistisch 
zugerechnet werden. Dadurch erhält man Aufschluss über die Verteilung der schuldenindu-
zierten Bruttozinsmehreinkommen, der schuldeninduzierten Zinsmehrausgaben und der 
schuldeninduzierten sonstigen finanziellen Lasten des westdeutschen privaten Sektors zwi-
schen 1990 und 1997 auf die privaten Haushalte nach Nettoeinkommensklassen und über 
deren Auswirkungen auf die personelle Nettoeinkommensverteilung im alten Bundesgebiet.  
7.4.2.2.1 Analyse der personellen Verteilung der (schuldeninduzierten Brutto-
zinsmehreinkommen der) Staatsschuldgläubiger aus dem Inland 
Bei der statistischen Zurechnung der (schuldeninduzierten Bruttozinsmehreinkommen der) 
Staatsschuldgläubiger (zwischen 1990 und 1997) auf die privaten Haushalte nach Nettoein-
kommensklassen besteht das Problem, dass die staatlichen Zinszahlungen größtenteils an 
Staatsschuldgläubiger außerhalb des Haushaltssektors fließen. Es wurde bereits gezeigt, 
dass die Deutsche Bundesbank, die inländischen privaten Nichtbanken (private Haushalte, 
nicht-finanzielle Unternehmen, Versicherungen, Pensionskassen und Kapitalsammelstellen), 
die inländischen Geschäftsbanken und das Ausland die Gläubiger der vereinigungsbeding-
ten öffentlichen Verschuldung seit der deutschen Vereinigung waren (vgl. Tabelle 14).  
Demnach ist ein nicht unerheblicher Teil der staatlichen Zinszahlungen für die vereinigungs-
bedingte öffentliche Verschuldung in das Ausland geflossen. Da die schuldeninduzierten 
Bruttozinsmehreinkommen der ausländischen Staatsschuldgläubiger im Inland nicht vertei-
lungswirksam wurden, werden sie im Folgenden außer Acht gelassen. Demgegenüber wa-
ren die schuldeninduzierten Bruttozinsmehreinkommen der inländischen Staatsschuldgläubi-
ger im Inland verteilungswirksam. Es profitierten zum einen die privaten Haushalte mit 
Staatsschuldtiteln in Form von direkten schuldeninduzierten Bruttozinsmehreinkommen. Die-
se können relativ exakt auf die privaten Haushalte nach Nettoeinkommensklassen zuge-
rechnet werden. Damit beschäftigt sich der Unterabschnitt (1). Zum zweiten erzielten die 
Geschäftsbanken mit Staatsschuldtiteln und die privaten Nichtbanken außerhalb des Haus-
haltssektors mit Staatsschuldtiteln (nicht-finanzielle Unternehmen, Versicherungen und sons-
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tige Kapitalsammelstellen) direkte schuldeninduzierte Bruttozinsmehrerträge. Diese erreich-
ten den Sektor der privaten Haushalte zu einem Teil auf indirektem Wege, da sie innerhalb 
der finanziellen und nicht-finanziellen Unternehmen teilweise thesauriert und teilweise an 
verschiedene unternehmensinterne und unternehmensexterne Personengruppen weiterge-
geben werden. Daraufhin erzielten die indirekt begünstigten privaten Haushalte indirekte 
schuldeninduzierte Bruttovermögens- und Bruttoerwerbsmehreinkommen. Diese lassen sich 
allerdings weder detailliert noch umfassend auf die privaten Haushalte nach Nettoeinkom-
mensklassen statistisch zurechnen. Deshalb müssen zunächst die indirekt begünstigten Per-
sonengruppen anhand von Plausibilitätsüberlegungen abgeleitet und anschließend nähe-
rungsweise auf die privaten Haushalte nach Nettoeinkommensklassen zugerechnet werden. 
Damit beschäftigen sich die Unterabschnitte (2) und (3).
451
  
(1) Analyse der personellen Verteilung der (direkten schuldeninduzierten Bruttozins-
mehreinkommen der) privaten Haushalte mit Staatsschuldtiteln 
Bei der statistischen Zurechnung der direkten schuldeninduzierten Bruttozinsmehreinkom-
men der privaten Haushalte aus Staatsschuldtiteln zwischen 1990 und 1997 auf die privaten 
Haushalte nach Nettoeinkommensklassen greift die vorliegende Studie auf die in der EVS 
1993 ausgewiesene Verteilung der Staatsschuldpapiere der westdeutschen privaten Haus-
halte nach dem monatlichen Haushaltsnettoeinkommen zurück, da die EVS die Bruttoein-
nahmen der privaten Haushalte aus Vermögen nicht in Bruttozinseinkünfte aus staatlichen 
und privaten Schuldtiteln aufschlüsselt. Nach den Daten der Tabelle 26 steigt der schichten-
spezifische Anteil der Haushalte mit Staatsschuldpapieren an der Zahl der Haushalte pro 
Nettoeinkommensklasse mit einem steigenden Haushaltsnettoeinkommen kontinuierlich und 
deutlich an. So halten die Haushalte in der obersten Nettoeinkommensklasse zu ca. 22,1% 
und die Haushalte in der untersten Nettoeinkommensklasse nur zu ca. 3,7% Staatsschuld-
papiere, obwohl ihr Anteil an der Zahl der Haushalte pro Nettoeinkommensklasse jeweils ca. 
5% beträgt. Des weiteren steigt das schichtenspezifische durchschnittliche Guthaben in 
Staatsschuldpapieren mit einem steigenden Haushaltsnettoeinkommen fast stetig von 
14.824 DM auf 47.763 DM an. Insgesamt zeigt sich, dass die Haushalte mit einem hohen 
Nettoeinkommen gegenüber den Haushalten mit einem niedrigen Nettoeinkommen über-
durchschnittlich Staatsschuldpapiere halten und ein überdurchschnittlich hohes Guthaben in 
Staatsschuldpapieren besitzen. Dieser Umstand deutet darauf hin, dass sie auch überdurch-
schnittlich von den direkten schuldeninduzierten Bruttozinsmehreinkommen der privaten 
Haushalte aus Staatsschuldpapieren zwischen 1990 und 1997 profitierten.  
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  Vgl. Michl, T.R. (1991), S. 352 f. und Gandenberger, O. (1980), S. 494. 
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Tabelle 26: Verteilung der Staatsschuldpapiere der westdeutschen privaten Haushalte 















se (in 1.000) 
Haushalte mit 
Staatsschuldpapie-
ren in % der Haus-




Haushalt (in DM) 
unter 1000 1.474 5,1 55 3,7 14.824 
1000 - 1600 2.752 9,5 153 5,6 19.917 
1600 - 2000 2.529 8,7 198 7,8 19.321 
2000 - 2500 4.075 14,1 347 8,5 24.805 
2500 - 3000 3.190 11,0 298 9,3 26.401 
3000 - 4000 5.201 18,0 601 11,6 25.494 
4000 - 5000 3.757 13.0 533 14,2 26.881 
5000 - 7500 4.178 14,2 701 16,8 30.627 
7500 - 35000 1.491 5,2 330 22,1 47.763 
Quelle: Statistisches Bundesamt (Hrsg.) (1997a): Wirtschaftsrechnungen; Einkommens- und 
Verbrauchsstichprobe 1993, Heft 2, Wiesbaden 1997, Tabelle 1.12; eigene Berechnungen. 
In Tabelle 27 im Anhang wurde, stellvertretend für den gesamten Zeitraum 1990 bis 1997, 
für das Jahr 1993 untersucht, wie sich die direkten Bruttozinsmehreinkommen der privaten 
Haushalte aus Staatsschuldpapieren im Jahr 1993 auf die personelle Nettoeinkommensver-
teilung im alten Bundesgebiet auswirkten. Dazu wurde ein fiktiver Anstieg der Verzinsung 
des durchschnittlichen Guthabens in Staatsschuldpapieren je Haushalt um 1,5 Prozentpunk-
te unterstellt. Dadurch erhält man fiktive Bruttozinsmehreinkommen, die die direkten schul-
deninduzierten Bruttozinsmehreinkommen der privaten Haushalte aus Staatsschuldpapieren 
im Jahr 1993 darstellen sollen. Unter dieser fiktiven Annahme ist das in der EVS 1993 für 
jede Nettoeinkommensklasse ausgewiesene durchschnittliche Haushaltsnettoeinkommen 
pro Monat im alten Bundesgebiet um die fiktiven monatlichen Bruttozinsmehreinkommen 
höher und um die mit dem gruppenspezifischen Einkommensteuersatz ermittelten Einkom-
mensteuerzahlungen für die fiktiven Bruttozinsmehreinkommen pro Monat geringer ausgefal-
len. Man erhält für jede Nettoeinkommensklasse das fiktive durchschnittliche Haushaltsnet-
toeinkommen pro Monat (ohne fiktive Bruttozinsmehreinkommen) durch Subtraktion der fikti-
ven Bruttozinsmehreinkommen aus Staatsschuldpapieren pro Monat vom tatsächlichen 
durchschnittlichen Haushaltsnettoeinkommen pro Monat und durch Addition der fiktiven Ein-
kommensteuerzahlungen pro Monat zu diesem Differenzbetrag. Es zeigt sich, dass der Gini-
Koeffizient der Verteilung des tatsächlichen durchschnittlichen Haushaltsnettoeinkommens 
pro Monat in Höhe von 0,31788 niedriger ist als der Gini-Koeffizient der Verteilung des fikti-
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ven durchschnittlichen Haushaltsnettoeinkommens pro Monat in Höhe von 0,31924. Daraus 
lässt sich unter den getroffenen Annahmen folgern, dass die Bruttozinsmehreinkommen der 
westdeutschen privaten Haushalte aus Staatsschuldpapieren zwischen 1990 und 1997 - 
trotz der bestehenden Konzentration in der Verteilung der Staatsschuldpapiere - die Un-
gleichverteilung der personellen Nettoeinkommensverteilung offensichtlich abschwächten. 
Offensichtlich sind die Nettoeinkommen ungleicher verteilt als die Staatsschuldpapiere.
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(2) Analyse der personellen Verteilung der direkten schuldeninduzierten Bruttozins-
mehrerträge der nicht-finanziellen Unternehmen, Versicherungen und sonstigen 
Kapitalsammelstellen mit Staatsschuldtiteln 
Bei der statistischen Zurechnung der direkten schuldeninduzierten Bruttozinsmehrerträge der 
nicht-finanziellen Unternehmen, Versicherungen und sonstigen Kapitalsammelstellen aus 
Staatsschuldtiteln zwischen 1990 und 1997 müssen die indirekt begünstigten Personengrup-
pen im Sektor der privaten Haushalte auf die privaten Haushalte nach Nettoeinkommens-
klassen zugerechnet werden. Es profitierten in erster Linie die privaten Eigentümer bzw. die 
Anteilseigner der Unternehmen durch indirekte schuldeninduzierte Bruttoerwerbs- bzw. Brut-
tovermögensmehreinkommen, da die Bruttozinsmehrträge aus Staatsschuldtiteln den Be-
triebsgewinn erhöhten und der Betriebsgewinn vollständig an die privaten Eigentümer fließt 
bzw. teilweise an die Anteilseigner weitergegeben wird. Des weiteren konnten die Aktionäre 
der Unternehmen ggf. noch Kursgewinne bei ihren Aktien erzielen.  
Nach den Daten der Tabelle 20, 21 und 23 sind die Eigentümer und Anteilseigner der Unter-
nehmen überdurchschnittlich in den oberen Nettoeinkommensklassen vertreten. Deshalb 
flossen die indirekten schuldeninduzierten Bruttomehreinkommen der Eigentümer und An-
teilseigner überdurchschnittlich an Haushalte aus den oberen Nettoeinkommensklassen und 
lediglich unterdurchschnittlich an Haushalte aus den unteren Nettoeinkommensklassen. Dar-
aus resultierte vermutlich eine differenzierende Wirkung auf die personelle Nettoeinkom-
mensverteilung. Für eine genauere empirische Überprüfung dieser These müssten die Ver-
teilung des durchschnittlichen monatlichen Haushaltsnettoeinkommens incl. der indirekten 
Bruttomehreinkommen und die Verteilung des durchschnittlichen monatlichen Haushaltsnet-
toeinkommens excl. der indirekten Bruttomehreinkommen miteinander verglichen werden. 
Dieser Vergleich ist mit dem verfügbaren statistischen Datenmaterial nicht möglich. In der 
weiteren Analyse wird von einer einkommensdifferenzierenden Wirkung ausgegangen, auch 
wenn diese These empirisch keinesfalls gesichert ist. 
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  Vgl. Statistisches Bundesamt (1997a), Tabelle 1.12 und (1997b), Tabelle 1.1. 
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(3) Analyse der personellen Verteilung der direkten schuldeninduzierten Bruttozins-
mehrerträge der Geschäftsbanken mit Staatsschuldtiteln 
Bei der statistischen Zurechnung der direkten schuldeninduzierten Bruttozinsmehrerträge der 
Geschäftsbanken aus Staatsschuldtiteln zwischen 1990 und 1997 auf die privaten Haushalte 
nach Nettoeinkommensklassen wird zunächst die Verwendung der Bruttozinsmehrerträge 
innerhalb des Geschäftsbankensektors analysiert. Dabei steht die Frage im Mittelpunkt, an 
welche Personengruppen sie unmittelbar oder mittelbar weitergegeben wurden. Anschlie-
ßend werden die von den weitergeleiteten schuldeninduzierten Bruttozinsmehrerträgen be-
günstigten Personengruppen auf die Haushalte nach Nettoeinkommensklassen zugerechnet.  
Es profitierten erstens die privaten Sparer (Besitzer von Sicht- und Spareinlagen) und zwei-
tens die privaten Besitzer sonstiger Geldforderungen gegenüber den Geschäftsbanken (z.B. 
die Besitzer Sparbriefen und anderen Wertpapieren) in Form indirekter schuldeninduzierter 
Bruttozinsmehreinkommen in dem Ausmaß, in dem die Geschäftsbanken ihre direkten 
schuldeninduzierten Bruttozinsmehrerträge bei ihrem Passivgeschäft an ihre Kunden weiter-
gaben. Diese Personengruppen können näherungsweise auf die privaten Haushalte nach 
Nettoeinkommensklassen zugerechnet werden, da die EVS die Verteilung der privaten Geld-
forderungen gegenüber Geschäftsbanken nach dem monatlichen Haushaltsnettoeinkommen 
ausweist. Dieser Aspekt wird in den Unterabschnitten (3.1) und (3.2) genauer behandelt.  
Darüber hinaus erhielten drittens die privaten Eigentümer und Anteilseigner der Geschäfts-
banken einen höheren Betriebsgewinn bzw. einen höheren Anteil am Betriebsgewinn 
und/oder höhere Dividendenzahlungen auf ihre Anteilsscheine. Außerdem konnten die Akti-
onäre der privaten Geschäftsbanken ggf. noch Kursgewinne bei ihren Aktien erzielen. Da-
durch erzielten sie indirekte schuldeninduzierte Bruttoerwerbs- und Bruttovermögensmehr-
einkommen. Diese Personengruppen lassen sich auf der Grundlage der Analyseergebnisse 
aus Unterabschnitt (2) allenfalls näherungsweise auf die privaten Haushalte nach Nettoein-
kommensklassen zurechnen. Damit beschäftigt sich der Unterabschnitt (3.3).  
Demgegenüber entziehen sich die an die Deutsche Bundesbank zur Deckung der Refinan-
zierungskosten weitergeleiteten schuldeninduzierten Bruttozinsmehrerträge, die schuldenin-
duzierten Bruttozinsmehrerträge der öffentlich-rechtlichen Geschäftsbanken und die inner-
halb des Geschäftsbankensektors versickernden schuldeninduzierten Bruttozinsmehrerträge 
einer statistischen Zurechnung, da sich die indirekt begünstigten Personengruppen im Sektor 
der privaten Haushalte nicht bestimmen lassen.
453
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  Vgl. Kurz, R. (1983), S. 48 ff. und Michl, T.R. (1991), S. 352 f. 
 187 
 
(3.1) Analyse der personellen Verteilung der indirekten schuldeninduzierten Brutto-
zinsmehreinkommen der privaten Sparer 
In diesem Unterabschnitt werden die indirekten schuldeninduzierten Bruttozinsmehreinkom-
men der privaten Haushalte aus Spareinlagen auf die privaten Haushalte nach Nettoein-
kommensklassen zugerechnet. Dazu wird die in der EVS 1993 ausgewiesene Verteilung der 
Sparbücher der westdeutschen privaten Haushalte nach dem monatlichen Haushaltsnetto-
einkommen herangezogen. Nach Tabelle 28 steigt der Anteil der Haushalte mit Sparbüchern 
an der Zahl der Haushalte pro Nettoeinkommensklasse mit einem steigenden Haushaltsnet-
toeinkommen zunächst kontinuierlich von 76,1% auf 94,2% an und geht ab der drittobersten 
Nettoeinkommensklasse leicht zurück. Außerdem steigt das schichtenspezifische durch-
schnittliche Sparbuchguthaben je Haushalt mit einem steigenden Haushaltsnettoeinkommen 
fast kontinuierlich an. Insgesamt zeigt sich, dass die Haushalte mit einem hohen Nettoein-
kommen gegenüber den Haushalten mit einem niedrigen Nettoeinkommen überdurchschnitt-
lich Sparbücher und ein überdurchschnittlich hohes Sparbuchguthaben besitzen. Dies lässt 
vermuten, dass die Haushalte mit einem hohen Nettoeinkommen auch überdurchschnittlich 
von den indirekten schuldeninduzierten Bruttozinsmehreinkommen der Sparer profitierten.
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Tabelle 28: Verteilung der Sparbücher der westdeutschen privaten Haushalte am 
31.12.1993 nach dem monatlichen Haushaltsnettoeinkommen  
Monatliches Haushalts-
nettoeinkommen (von 





chern pro Klasse (in 
1.000) 
Haushalte mit Spar-
büchern in % der 
Haushalte pro Klasse 
Durchschnittliches 
Sparguthaben je 
Haushalt (in DM) 
unter 1000 1.474 1.121 76,1 7.214 
1000 - 1600 2.752 2.221 80,7 8.235 
1600 - 2000 2.529 2.223 87,9 9.211 
2000 - 2500 4.075 3.682 90,3 10.799 
2500 - 3000 3.190 2.909 91,2 11.857 
3000 - 4000 5.201 4.865 93,5 12.720 
4000 - 5000 3.757 3.540 94,2 13.192 
5000 - 7500 4.178 3.931 94,0 15.391 
7500 - 35000 1.491 1.367 91,7 18.804 
Quelle: Statistisches Bundesamt (Hrsg.) (1997a): Wirtschaftsrechnungen; Einkommens- und 
Verbrauchsstichprobe 1993, Heft 2, Wiesbaden 1997, Tabelle 1.4, eigene Berechnungen. 
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  Vgl. Statistisches Bundesamt (1997a), Tabelle 1.4 und Tabelle 1.29. 
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In Tabelle 29 im Anhang wurde für das Jahr 1993 untersucht, wie sich die indirekten schul-
deninduzierten Bruttozinsmehreinkommen der westdeutschen privaten Sparer auf die perso-
nelle Nettoeinkommensverteilung im alten Bundesgebiet auswirkten. Diese Berechnungen 
sollen stellvertretend für den gesamten Zeitraum 1990 bis 1997 sein. Dazu wurde fiktiv un-
terstellt, dass das tatsächliche durchschnittliche Sparguthaben je Haushalt am 31.12.1993 in 
jeder Nettoeinkommensklasse um 1,5% höher ausgefallen ist, weil die Geschäftsbanken ihre 
direkten schuldeninduzierten Bruttozinsmehrerträge partiell über eine höhere Verzinsung der 
Sparbücher an die Sparer weitergaben. Unter dieser Annahme ist das in der EVS ausgewie-
sene durchschnittliche Haushaltsnettoeinkommen pro Monat um die fiktiven monatlichen 
Bruttozinsmehreinkommen aus Sparbuchguthaben höher und um die Einkommensteuerzah-
lungen für die fiktiven Bruttozinsmehreinkommen geringer ausgefallen. Unter dieser Annah-
me wurde nun analysiert, wie sich das tatsächliche durchschnittliche Haushaltsnettoeinkom-
men pro Monat (incl. fiktiver Bruttozinsmehreinkommen aus Sparbüchern) und das fiktive 
durchschnittliche Haushaltsnettoeinkommen pro Monat (ohne fiktive Bruttozinsmehreinkom-
men aus Sparbüchern) jeweils verteilen. Es zeigt sich, dass der Gini-Koeffizient der Vertei-
lung des tatsächlichen durchschnittlichen Haushaltsnettoeinkommens pro Monat von 
0,31788107 niedriger ist als der Gini-Koeffizient der Verteilung des fiktiven durchschnittlichen 
Haushaltsnettoeinkommens pro Monat von 0,31831983. Daraus lässt sich unter den getrof-
fenen Annahmen folgern, dass von den indirekten Bruttozinsmehreinkommen der westdeut-
schen privaten Haushalte aus Sparbüchern eine einkommensnivellierende Wirkung ausging. 
Dieses Inzidenzergebnis ist zunächst überraschend, weil die Haushalte aus den mittleren 
und oberen Nettoeinkommensklassen überdurchschnittlich Sparbücher und ein überdurch-
schnittlich hohes Sparbuchguthaben besitzen. Die Erklärung dürfte sein, dass der Grad der 
Ungleichverteilung der Haushalte mit Bruttogeldvermögen auf Sparbüchern zu Gunsten des 
mittleren und oberen Nettoeinkommensbereichs geringer ist als der Grad der Ungleichvertei-
lung der Nettoeinkommens zu Gunsten des mittleren und oberen Nettoeinkommensbereichs. 
(3.2) Analyse der personellen Verteilung der indirekten schuldeninduzierten Brutto-
zinsmehreinkommen der Besitzer sonstiger Geldforderungen gegenüber den 
Geschäftsbanken 
In diesem Unterabschnitt werden die indirekten schuldeninduzierten Bruttozinsmehreinkom-
men der privaten Haushalte aus sonstigen Geldforderungen gegenüber den Geschäftsban-
ken auf die privaten Haushalte nach Nettoeinkommensklassen zugerechnet. Dazu wird die in 
der EVS 1993 ausgewiesene Verteilung der Sparbriefe der westdeutschen privaten Haushal-
te nach dem monatlichen Haushaltsnettoeinkommen analysiert (vgl. Tabelle 30). Über die 
personelle Verteilung der Termineinlagen und Festgelder liegen keine EVS-Daten vor. Bei 
der Analyse wird die personelle Inzidenz der von den Geschäftsbanken an die nicht-
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finanziellen Unternehmen, Versicherungen und sonstigen Kapitalsammelstellen mit sonsti-
gen Geldforderungen weitergeleiteten schuldeninduzierten Bruttozinsmehrträge aus Staats-
schuldtiteln nicht analysiert. Es lässt sich wiederum nur feststellen, dass die indirekt begüns-
tigten privaten Eigentümer und Anteilseigner der betroffenen Unternehmen überdurchschnitt-
lich in den oberen Nettoeinkommensklassen vertreten sind. Daher ist eine differenzierende 
Wirkung auf die personelle Nettoeinkommensverteilung zwar plausibel aber nicht zwingend. 
In Tabelle 30 wird deutlich, dass der Anteil der Haushalte mit Sparbriefen an der Zahl der 
Haushalte pro Nettoeinkommensklasse mit einem steigenden Haushaltsnettoeinkommen 
kontinuierlich von 10,5% auf 29,3% ansteigt. Des weiteren ist das durchschnittliche Gutha-
ben auf Sparbriefen in der obersten Nettoeinkommensklasse mehr als doppelt so hoch wie in 
der untersten Nettoeinkommensklasse. Es steigt mit einem steigenden Haushaltsnettoein-
kommen zwar nicht kontinuierlich aber doch tendenziell an. Insgesamt ist es plausibel anzu-
nehmen, dass die Haushalte mit einem hohen Nettoeinkommen gegenüber den Haushalten 
mit einem niedrigen Nettoeinkommen überdurchschnittlich indirekte schuldeninduzierte Brut-
tozinsmehreinkommen aus ihren Sparbriefen erzielten, weil sie überdurchschnittlich Spar-
briefe halten und ein überdurchschnittlich hohes Guthaben bei Sparbriefen besitzen.
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Tabelle 30: Verteilung der Sparbriefe der westdeutschen privaten Haushalte am 
31.12.1993 nach dem monatlichen Haushaltsnettoeinkommen  
Monatliches Haushaltsnetto-









briefen in % der 
Haushalte pro Klasse  
Durchschnittliches 
Sparbriefguthaben je 
Haushalt (in DM) 
unter 1000 1.474 155 10,5 15.541 
1000 - 1600 2.752 387 14,1 19.919 
1600 - 2000 2.529 491 19,4 21.554 
2000 - 2500 4.075 913 22,4 24.999 
2500 - 3000 3.190 764 24,0 26.687 
3000 - 4000 5.201 1.356 26,1 24.050 
4000 - 5000 3.757 1.019 27,1 24.167 
5000 - 7500 4.178 1.227 29,3 25.806 
7500 - 35000 1.491 436 29,3 33.546 
Quelle: Statistisches Bundesamt (Hrsg.) (1997a): Wirtschaftsrechnungen; Einkommens- und 
Verbrauchsstichprobe 1993, Heft 2, Wiesbaden 1997, Tabelle 1.12; eigene Berechnungen. 
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  Vgl. Statistisches Bundesamt (1997a), Tabelle 1.12. 
 190 
 
Es stellt sich nun wieder die Frage, wie die indirekten schuldeninduzierten Bruttozinsmehr-
einkommen der westdeutschen privaten Haushalte aus Sparbriefen zwischen 1990 und 1997 
die personelle Nettoeinkommensverteilung beeinflussten. Dazu wurde in Tabelle 31 im An-
hang für das Jahr 1993, stellvertretend für den gesamten Zeitraum, untersucht, wie sich das 
in der EVS ausgewiesene durchschnittliche Haushaltsnettoeinkommen pro Monat (incl. fikti-
ver Bruttozinsmehreinkommen aus Sparbriefen) und das fiktive durchschnittliche Haushalts-
nettoeinkommen pro Monat (ohne fiktive Bruttozinsmehreinkommen aus Sparbriefen) jeweils 
verteilen. Bei den Berechnungen wurde fiktiv unterstellt, dass das tatsächliche durchschnittli-
che Haushaltsnettoeinkommen pro Monat fiktive Bruttozinsmehreinkommen aus einem An-
stieg der Verzinsung des durchschnittlichen Sparbriefguthabens je Haushalt am 31.12.1993 
um 1,5 Prozentpunkte enthält und um die Einkommensteuerzahlungen für die fiktiven Brutto-
zinsmehreinkommen pro Monat geringer ausgefallen ist. Es zeigt sich, dass der Gini-
Koeffizient der Verteilung des tatsächlichen durchschnittlichen Haushaltsnettoeinkommens 
pro Monat von 0,31788107 niedriger ist als der Gini-Koeffizient der Verteilung des fiktiven 
durchschnittlichen Haushaltsnettoeinkommens pro Monat von 0,31893985. Unter den getrof-
fenen Annahmen ging also von den indirekten Bruttozinsmehreinkommen der westdeutschen 
privaten Haushalte aus Sparbriefen eine einkommensnivellierende Wirkung aus.  
(3.3) Analyse der personellen Verteilung der indirekten schuldeninduzierten Brutto-
mehreinkommen der Eigentümer und Anteilseigner der Geschäftsbanken 
Bei der statistischen Zurechnung der indirekten schuldeninduzierten Bruttoerwerbsmehrein-
kommen der Eigentümer der privaten Geschäftsbanken und der indirekten schuldeninduzier-
ten Bruttovermögensmehreinkommen der Anteilseigner der privaten Geschäftsbanken auf 
die privaten Haushalte nach Nettoeinkommensklassen müssen wiederum die indirekt be-
günstigten Eigentümer und Anteilseigner auf die privaten Haushalte nach Nettoeinkommens-
klassen zugerechnet werden. Diese sind, genauso wie die Eigentümer und Anteilseigner der 
nicht-finanziellen Unternehmen, überdurchschnittlich in den oberen Nettoeinkommensklas-
sen vertreten (vgl. Tabelle 20, 21 und 23). Diese Ungleichverteilung deutet darauf hin, dass 
die indirekten Bruttomehreinkommen der Eigentümer und Anteilseigner der privaten Ge-
schäftsbanken überdurchschnittlich an Haushalte aus den oberen Nettoeinkommensklassen 
flossen. Daraus resultierte zwar vermutlich aber nicht zwingend eine differenzierende Wir-
kung auf die personelle Nettoeinkommensverteilung.  
Gesamtfazit 
Nach den empirischen Untersuchungen in den Tabellen 26, 28 und 30 haben sich die schul-
deninduzierten Bruttozinsmehreinkommen und Bruttozinsmehrerträge der westdeutschen 
Staatsschuldgläubiger überdurchschnittlich in direkten und indirekten Bruttomehreinkommen 
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der privaten Haushalte aus dem mittleren und v.a. aus den oberen Nettoeinkommensbereich 
und lediglich unterdurchschnittlich in Bruttomehreinkommen der privaten Haushalte aus dem 
unteren Nettoeinkommensbereich niedergeschlagen. Dies bedeutet allerdings nicht, dass die 
schuldeninduzierten Bruttomehreinkommen zwangsläufig auch differenzierend auf die per-
sonelle Nettoeinkommensverteilung in Westdeutschland wirkten. Nach den fiktiven Berech-
nungen in den Tabellen 27, 29 und 31 im Anhang wirkten die direkten Bruttozinsmehrein-
kommen aus Staatsschuldtiteln und die indirekten Bruttozinsmehreinkommen aus Sparbü-
chern und Sparbriefen unter den getroffenen Annahmen sogar einkommensnivellierend. Da-
gegen ging von den indirekten Bruttomehreinkommen der privaten Eigentümer und Anteils-
eigner der nicht-finanziellen Unternehmen, Versicherungen, sonstigen Kapitalsammelstellen 
und Geschäftsbanken mit Staatsschuldtiteln und mit Geldforderungen gegenüber den Ge-
schäftsbanken vermutlich, wenn auch nicht zwingend, eine einkommensdifferenzierende 
Wirkung aus. Für eine genauere empirische Überprüfung dieser These fehlen die erforderli-
chen statistischen Daten. Bei den innerhalb des Geschäftsbankensektors versickernden 
Bruttozinsmehrerträgen, den an die Bundesbank weitergeleiteten Bruttozinsmehrerträgen 
und den Bruttozinsmehrerträgen der öffentlich-rechtlichen Geschäftsbanken war eine perso-
nelle Inzidenzanalyse überhaupt nicht möglich.  
Insgesamt betrachtet lässt sich also die Gesamtwirkung der schuldeninduzierten Bruttozins-
mehreinkommen und Bruttozinsmehrerträge der westdeutschen Staatsschuldgläubiger auf 
die personelle Nettoeinkommensverteilung in Westdeutschland mit dem verfügbaren statisti-
schen Datenmaterial weder quantifizieren noch hinsichtlich ihrer Richtung eindeutig empi-
risch ableiten. Dafür sind die einzelnen interpersonellen Einkommensverteilungswirkungen 
erstens zu wenig gleichgerichtet und zweitens mangels Quantifizierbarkeit auch nicht ver-
gleichbar. Drittens lässt sich ihre Richtung teilweise überhaupt nicht und teilweise zumindest 
nicht eindeutig empirisch ermitteln. 
Außerdem gilt es bei der Interpretation der oben abgeleiteten Inzidenzergebnise zu berück-
sichtigen, dass die EVS die Haushalte mit einem monatlichen Haushaltsnettoeinkommen ab 
35.000 DM überhaupt nicht und das Nettoeinkommen und Bruttogeldvermögen der erfassten 
privaten Haushalte nur unvollständig erfasst, weil sie sich bei der Befragung selbst in Netto-
einkommensklassen einstufen müssen und die Bereitschaft zur Angabe der korrekten Ein-
kommens- und Vermögensverhältnisse begrenzt ist. Dies gilt insbesondere für die Haushalte 
aus den oberen Nettoeinkommensklassen. Nach der Depotstatistik der Deutschen Bundes-
bank besitzen die Haushalte mit einem monatlichen Haushaltsnettoeinkommen ab 35.000 
DM einen erheblichen Teil des privaten Wertpapierbesitzes. Infolgedessen unterschätzt die 
EVS die Konzentration in der Verteilung des privaten Bruttogeldvermögens. Deshalb besteht 
durchaus die Möglichkeit, dass die direkten Bruttozinsmehreinkommen der privaten Haushal-
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te aus Staatsschuldtiteln und die indirekten Bruttozinsmehreinkommen der privaten Haushal-
te aus Sparbüchern und Sparbriefen tatsächlich doch einkommensdifferenzierend wirkten.
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Es ist indes nicht zu erwarten, dass die direkten und indirekten schuldeninduzierten Brutto-
mehreinkommen der privaten Haushalte die personelle Nettoeinkommensverteilung im alten 
Bundesgebiet spürbar beeinflussten. Dafür spricht erstens der relativ geringe Anteil der jähr-
lichen Bruttogeldvermögenseinkommen des Sektors der privaten Haushalte am gesamten 
jährlichen Bruttoeinkommen dieses Sektors. Er erreichte im Zeitraum 1990 bis 1997 lediglich 
einen Wert zwischen 7,3% und 8,0% (vgl. Tabelle 32). Entsprechend ist auch der Anteil der 
durchschnittlichen monatlichen Bruttoeinnahmen aus Vermögen je Haushalt (ohne Einnah-
men aus Vermietung und Verpachtung und ohne den fiktiven Mietwert der Eigentümerwoh-
nungen) am durchschnittlichen monatlichen Haushaltsbruttoeinkommen je Haushalt sowohl 
im Durchschnitt aller Haushalte als auch in den einzelnen Nettoeinkommensklassen relativ 
gering. Nach den Daten der Tabelle 20 erreichte er im alten Bundesgebiet im Durchschnitt 
aller Haushalte lediglich 3,4% und innerhalb der einzelnen Nettoeinkommensklassen ledig-
lich Werte zwischen 2,1% und 4,5%. Schließlich zeigen die fiktiven Berechnungen in Tabelle 
27, 29 und 31 im Anhang unter den getroffenen Annahmen lediglich eine geringe Abwei-
chung des „tatsächlichen“ Gini-Koeffizienten vom „fiktiven“ Gini-Koeffizienten. Diese geringe 
Diskrepanz lässt vermuten, dass die direkten und indirekten schuldeninduzierten Bruttozins-
mehreinkommen der westdeutschen privaten Haushalte aus Staatsschuldtiteln, Sparbüchern 
und Sparbriefen die personelle Nettoeinkommensverteilung nicht spürbar beeinflussten. 
Tabelle 32: Bruttogeldvermögen und Bruttogeldvermögenseinkommen des Sektors 
der privaten Haushalte in Deutschland seit 1990 (in Mrd. DM) 
 1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 
Bruttogeldvermögen am Jahresende  3005,1 3485,9 3716,4 4092,2 4312,0 4652,3 4955,0 5361,6
Bruttogeldvermögensbildung pro Jahr* 205,5 248,1 257,8 235,3 229,8 237,2 249,2 243,2 
Bruttogeldvermögenseinkommen  152,4 181,0 205,0 212,4 219,9 215,5 212,8 224,4 
Bruttoeinkommen der privaten Haushalte 1971,9 2378,1 2563,7 2653,9 2735,1 2883,3 2910,1 2966,6
Bruttogeldvermögenseinkommen** 7,7 7,6 8,0 8,0 8,0 7,5 7,3 7,6 
* Bruttogeldvermögensbildung = Wertänderungen des Bruttogeldvermögens + private Ersparnis 
korrigiert um empfangene und geleistete Vermögensübertragungen  
** in % des gesamten Bruttoeinkommens der privaten Haushalte 
Quelle: DIW (Wochenbericht Nr. 30/1999), S. 559 ff; DIW (Wochenbericht Nr. 30/1998), S. 541 ff; 
Schäfer, C. (1999), S. 746; eigene Berechnungen. 
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  Vgl. Merz, J. (2001), S. 2 und S. 10 und Euler, M. (1991), S. 410 f. und S. 413. 
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7.4.2.2.2 Analyse der personellen Verteilung der (schuldeninduzierten Brutto-
zinsmehreinkommen der) sonstigen Kapitalanbieter aus dem Inland  
Bei der Analyse des Kreditmengen- und Zinssatzeffektes der vereinigungsbedingten öffentli-
chen Verschuldung auf dem deutschen Kapitalmarkt in Abschnitt 7.4.2.1 zeigte sich, dass 
neben den Staatsschuldgläubigern auch die sonstigen privaten Kapitalanbieter aus dem In-
land zins- und mengeninduzierte Bruttozinsmehreinkommen erzielten. Dies sind die Besitzer 
verzinslicher privater Schuldtitel. In diesem Abschnitt sollen die schuldeninduzierten Brutto-
zinsmehreinkommen der sonstigen privaten Kapitalanbieter zwischen 1990 und 1997 auf die 
westdeutschen Haushalte nach Nettoeinkommensklassen statistisch zugerechnet werden.  
Bei der statistischen Zurechnung der direkten schuldeninduzierten Bruttozinsmehrerträge der 
nicht-finanziellen und finanziellen Unternehmen aus verzinslichen privaten Schuldtiteln stellt 
sich wiederum das Problem, dass sie den Sektor der privaten Haushalte erst auf indirektem 
Wege erreichten. Es profitierten erneut die privaten Eigentümer und Anteilseigner der Unter-
nehmen in Form indirekter schuldeninduzierter Bruttoerwerbs- und Bruttovermögensmehr-
einkommen und die privaten Besitzer von Geldforderungen gegenüber den Geschäftsbanken 
in Form indirekter schuldeninduzierter Bruttozinsmehreinkommen. Nach den Erkenntnissen 
aus Abschnitt 7.4.2.2.1 flossen diese indirekten Bruttomehreinkommen überdurchschnittlich 
an Haushalte aus dem oberen Nettoeinkommensbereich und nur unterdurchschnittlich an 
Haushalte aus dem unteren Nettoeinkommensbereich. Daraus resultierte aber nicht zwangs-
läufig eine differenzierende Wirkung auf die personelle Nettoeinkommensverteilung, da die 
einzelnen interpersonellen Einkommensverteilungswirkungen der weitergeleiteten schulden-
induzierten Bruttozinsmehrerträge gleichzeitig nivellierend und differenzierend waren. Au-
ßerdem lässt sich ihre Richtung mit dem statistischen Datenmaterial zum Teil nicht (eindeu-
tig) empirisch ermitteln.  
Demgegenüber lässt sich die personelle Verteilung der direkten schuldeninduzierten Brutto-
zinsmehreinkommen der privaten Haushalte aus privaten Schuldtiteln (ohne Aktien) genauer 
analysieren. Dazu werden die direkten Bruttozinsmehreinkommen aus Sparbüchern, Spar-
briefen, Darlehen an Dritte, Investmentfondszertifikaten und sonstigen Wertpapieren auf die 
westdeutschen privaten Haushalte nach Nettoeinkommensklassen statistisch zugerechnet. 
Bei der Inzidenzanalyse in Abschnitt 7.4.2.2.1 wurde bereits gezeigt, dass die zusätzlichen 
Bruttozinseinkommen der privaten Haushalte aus Sparbüchern und Sparbriefen einkom-
mensnivellierend wirkten, obwohl die Haushalte aus den oberen Nettoeinkommensklassen 
gegenüber den Haushalten aus den unteren Nettoeinkommensklassen überdurchschnittlich 
Sparbücher und Sparbriefe und ein überdurchschnittlich hohes Sparbuch- und Sparbriefgut-
haben besitzen. Bei der Zurechnung der direkten schuldeninduzierten Bruttozinsmehrein-
kommen der privaten Haushalte aus Investmentfondszertifikaten und aus sonstigen Wertpa-
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pieren auf die privaten Haushalte nach Nettoeinkommensklassen wird die in der EVS 1993 
ausgewiesene Verteilung der Investmentfondszertifikate und sonstigen Wertpapiere der 
westdeutschen Haushalte nach dem monatlichen Haushaltsnettoeinkommen herangezogen.  
Tabelle 33: Verteilung der Investmentfondszertifikate der westdeutschen Haushalte am 
31.12.1993 nach dem monatlichen Haushaltsnettoeinkommen  
Monatliches Haus-
haltsnettoeinkommen 
(von ...bis unter ...DM) 
Haushalte mit Invest-
mentfondszertifikaten 
pro Klasse (in 1.000) 
Haushalte mit Investment-
fondszertifikaten in % der 
Haushalte pro Klasse 
Durchschnittliches Guthaben 
bei Investmentfondszertifika-
ten je Haushalt (in DM) 
unter 1000 50 1,3 41.772 
1000 - 1600 144 5,2 14.792 
1600 - 2000 145 5,7 16.308 
2000 - 2500 325 8,0 18.049 
2500 - 3000 318 9,7 17.622 
3000 - 4000 581 11,1 19.035 
4000 - 5000 506 13,5 17.794 
5000 - 7500 647 15,5 24.092 
7500 - 35000 268 18,0 35.535 
Quelle: Statistisches Bundesamt (Hrsg.) (1997a): Wirtschaftsrechnungen; Einkommens- und 
Verbrauchsstichprobe 1993, Heft 2, Wiesbaden 1997, Tabelle 1.12; eigene Berechnungen. 
Nach den Daten der Tabelle 33 und Tabelle 34 steigt der Anteil der Haushalte mit Invest-
mentfondszertifikaten bzw. mit sonstigen Wertpapieren an der Zahl der Haushalte pro Netto-
einkommensklasse mit einem steigenden Haushaltsnettoeinkommen fast stetig an. So halten 
die Haushalte aus der obersten Nettoeinkommensklasse zu ca. 18% bzw. zu ca. 15,6% und 
die Haushalte in der untersten Nettoeinkommensklasse nur zu ca. 1,3% bzw. zu 0% Invest-
mentfondszertifikate bzw. sonstige Wertpapiere, obwohl ihr Anteil an der Zahl der Haushalte 
pro Nettoeinkommensklasse jeweils 5% beträgt. Demnach besitzen die Haushalte aus den 
oberen Nettoeinkommensklassen gegenüber den Haushalten aus den unteren Nettoein-
kommensklassen überdurchschnittlich Investmentfondszertifikate und sonstige Wertpapiere. 
Des weiteren steigt das schichtenspezifische durchschnittliche Guthaben in Investment-
fondszertifikaten bzw. in sonstigen Wertpapieren mit steigendem Haushaltsnettoeinkommen 
zumindest tendenziell an. Es erreicht im oberen Nettoeinkommensbereich jeweils deutlich 
höhere Werte als im unteren Nettoeinkommensbereich.
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  Vgl. Statistisches Bundesamt (2002b), Tabelle 1.1 und (1997a), Tabelle 1.12. 
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Tabelle 34: Verteilung der sonstigen Wertpapiere der westdeutschen privaten Haushal-
te am 31.12.1993 nach dem monatlichen Haushaltsnettoeinkommen  
Monatliches Haushaltsnetto-
einkommen (von ...bis unter 
...DM) 
Haushalte mit sonstigen 
Wertpapieren pro Klasse 
(in 1.000) 
Haushalte mit sonstigen 
Wertpapieren in % der 
Haushalte pro Klasse 
Durchschnittliches Gutha-
ben in sonstigen Wertpa-
pieren je Haushalt (in DM) 
unter 1000 / / / 
1000 - 1600 119 4,3 28.718 
1600 - 2000 167 6,6 18.063 
2000 - 2500 243 6,0 22.066 
2500 - 3000 217 6,8 15.553 
3000 - 4000 456 8,8 19.828 
4000 - 5000 373 9,9 20.786 
5000 - 7500 459 11,0 26.147 
7500 – 35000 233 15,6 40.843 
Quelle: Statistisches Bundesamt (Hrsg.) (1997a): Wirtschaftsrechnungen; Einkommens- und 
Verbrauchsstichprobe 1993, Heft 2, Wiesbaden 1997, Tabelle 1.12; eigene Berechnungen. 
Insgesamt zeigen die Daten in Tabelle 33 und Tabelle 34, dass die direkten schuldenindu-
zierten Bruttozinsmehreinkommen der privaten Haushalte aus Investmentfondszertifikaten 
und aus sonstigen Wertpapieren zwischen 1990 und 1997 überdurchschnittlich an Haushalte 
aus dem mittleren und v.a. oberen Nettoeinkommensbereich und lediglich unterdurchschnitt-
lich an Haushalte aus dem unteren Nettoeinkommensbereich flossen. Daraus resultierte 
nach den fiktiven Berechungen in Tabelle 35 und Tabelle 36 im Anhang für das Jahr 1993 
aber sogar eine nivellierende Wirkung auf die personelle Nettoeinkommensverteilung. Bei 
den Berechnungen wurde fiktiv unterstellt, dass das in der EVS ausgewiesene durchschnitt-
liche Haushaltsnettoeinkommen pro Monat um fiktive monatliche Bruttozinsmehreinkommen 
aus einem Anstieg der Verzinsung des durchschnittlichen Guthabens in Investmentfondszer-
tifikaten je Haushalt bzw. der Verzinsung des durchschnittlichen Guthabens in sonstigen 
Wertpapieren je Haushalt am 31.12.1993 um je 1,5 Prozentpunkte höher und um die Ein-
kommensteuerzahlungen für die fiktiven Bruttozinsmehreinkommen pro Monat geringer aus-
gefallen ist. Diese fiktiven Bruttozinsmehreinkommen sollen die direkten schuldeninduzierten 
Bruttozinsmehreinkommen der privaten Haushalte aus Investmentfondszertifikaten und aus 
sonstigen Wertpapieren im Jahr 1993 darstellen. Es zeigt sich, dass das fiktive durchschnitt-
liche Haushaltsnettoeinkommen (ohne fiktive Bruttozinsmehreinkommen aus Investment-
fondszertifikaten bzw. aus sonstigen Wertpapieren) ungleichmäßiger verteilt ist als das tat-
sächliche durchschnittliche Haushaltsnettoeinkommen (incl. fiktiver Bruttozinsmehreinkom-
men aus Investmentfondszertifikaten bzw. aus sonstigen Wertpapieren), da der „tatsächli-
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che“ Gini-Koeffizient von 0,31788107 niedriger ist als der „fiktive“ Gini-Koeffizient von 
0,31898189 (Tabelle 35) bzw. 0,31911509 (Tabelle 36).  
Bei der statistischen Zurechnung der direkten Bruttozinsmehreinkommen der privaten Haus-
halte aus Darlehen an Dritte besteht das Problem, dass die EVS keine statistischen Daten 
über die Verteilung der Haushalte mit Darlehen an Dritte und über die Verteilung der durch-
schnittlichen vergebenen Darlehensbeträge nach dem monatlichen Haushaltsnettoeinkom-
men enthält. Deshalb kann die personelle Verteilung der direkten Bruttozinsmehreinkommen 
aus Darlehen an Dritte nicht ermittelt werden. Es lässt sich auf der Grundlage der EVS 1998 
lediglich berechnen, dass der Anteil der monatlichen Ausgaben für „Ausleihungen von Geld 
an Dritte“ am durchschnittlichen monatlichen Haushaltsnettoeinkommen mit einem steigen-
den Haushaltsnettoeinkommen zunächst bis zum mittleren Nettoeinkommensbereich von 
0,88% auf 1,40% ansteigt und danach wieder auf Werte knapp über 1% zurückgeht. Dies 
bedeutet jedoch nicht zwangsläufig, dass die Haushalte aus dem mittleren Nettoeinkom-
mensbereich zugleich auch überdurchschnittlich von den direkten Bruttozinsmehreinkommen 
der privaten Haushalte aus Darlehen an Dritte profitierten. 
Insgesamt betrachtet ist die Gesamtwirkung der schuldeninduzierten Bruttozinsmehrein-
kommen der sonstigen privaten Kapitalanbieter aus verzinslichen privaten Schuldtiteln auf 
die personelle Nettoeinkommensverteilung also unbestimmt und nicht eindeutig empirisch 
ableitbar. Es ist aber erneut nicht davon auszugehen, dass die direkten und indirekten Brut-
tomehreinkommen der privaten Haushalte die personelle Nettoeinkommensverteilung spür-
bar beeinflussten. Dafür sind die durchschnittlichen monatlichen Bruttoeinnahmen aus Brut-
togeldvermögen je Haushalt in Relation zum durchschnittlichen monatlichen Haushaltsbrut-
toeinkommen aller Haushalte mit einem Wert von lediglich 3,4% und innerhalb der einzelnen 
Nettoeinkommensklassen mit Werten zwischen 2,1% und 4,5% quantitativ zu unbedeutend 
und zwischen den Nettoeinkommensklassen zu wenig ungleichmäßig verteilt. Außerdem 
zeigen die fiktiven Berechnungen in Tabelle 26, 29, 30, 34 und 35 jeweils lediglich eine ge-
ringe Abweichung des „tatsächlichen“ vom „fiktiven“ Gini-Koeffizienten.  
7.4.2.2.3 Analyse der personellen Verteilung der (schuldeninduzierten Zins-
mehrkosten und sonstigen finanziellen Lasten der) privaten Kapital-
nachfrager aus dem Inland  
Bei der Analyse des Zinssatzeffektes der vereinigungsbedingten öffentlichen Verschuldung 
auf dem deutschen Kapitalmarkt in Abschnitt 7.4.2.1 wurde festgestellt, dass die westdeut-
schen privaten Kapitalnachfrager als Folge des steigenden Kapitalmarktzinssatzes vor und 
nach der deutschen Vereinigung zusätzliche Zinskosten tragen mussten, wenn sie an ihre 
Gläubiger höhere Nominalzinsen zahlen mussten. Außerdem mussten die vom Kapitalmarkt 
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verdrängten aktuellen Kapitalnachfrager und die nicht auf den Kapitalmarkt eintretenden po-
tentiellen Kapitalnachfrager sonstige finanzielle Lasten tragen.  
In diesem Abschnitt sollen die schuldeninduzierten Zinsmehrkosten und sonstigen finanziel-
len Lasten der westdeutschen privaten Kapitalnachfrager auf die privaten Haushalte nach 
Nettoeinkommensklassen zugerechnet werden. Dazu wird in Unterabschnitt (1) die Kapital-
nachfrage der privaten nicht-finanziellen Unternehmen für Sachinvestitionen, in Unterab-
schnitt (2) die Kapitalnachfrage der privaten Haushalte für Konsumentenkredite und in Un-
terabschnitt (3) die Kapitalnachfrage der privaten Haushalte für Baukredite (z.B. für den Er-
werb von Wohneigentum, für Neubauten oder für Modernisierungen) analysiert. 
(1) Analyse der personellen Verteilung der schuldeninduzierten Zinsmehrkosten und 
sonstigen finanziellen Lasten der privaten nicht-finanziellen Unternehmen 
Bei der statistischen Zurechnung der schuldeninduzierten Zinsmehrkosten und sonstigen 
finanziellen Lasten der privaten nicht-finanziellen Unternehmen seit 1990 auf die privaten 
Haushalte nach Nettoeinkommensklassen ist eine direkte und detaillierte Zurechnung nicht 
möglich, da sie sich über einen niedrigeren Betriebsgewinn der betroffenen Unternehmen 
erst auf „Umwegen“ im Sektor der privaten Haushalte in Form indirekter Bruttoerwerbs- und 
Bruttovermögensmindereinkommen der privaten Eigentümer bzw. Anteilseigner der betroffe-
nen Unternehmen niederschlugen. Dabei mussten die privaten Eigentümer den Rückgang 
des Betriebsgewinns voll tragen, während die Anteilseigner einen geringeren Anteil am Be-
triebsgewinn oder niedrigere Dividendenzahlungen erhielten. Außerdem mussten sie ggf. 
noch Kursverluste bei ihren Aktien hinnehmen. Da die privaten Eigentümer und Anteilseigner 
der nicht-finanziellen Unternehmen überdurchschnittlich im oberen Nettoeinkommensbereich 
vertreten sind (vgl. Tabelle 20, 21 und 23), belasteten die indirekten schuldeninduzierten 
Bruttomindereinkommen diese Haushalte offensichtlich überdurchschnittlich. Nach den Er-
kenntnissen aus Abschnitt 7.4.2.2.1 ist eine nivellierende Wirkung auf die personelle Netto-
einkommensverteilung zwar plausibel aber keinesfalls zwingend. Mit dem verfügbaren statis-
tischen Datenmaterial lässt sich diese These leider nicht genauer empirisch überprüfen. 
(2) Analyse der personellen Verteilung der schuldeninduzierten Zinsmehrkosten der 
privaten Haushalte bei Konsumentenkrediten 
In diesem Unterabschnitt sollen die schuldeninduzierten Zinsmehrkosten der privaten Haus-
halte bei Konsumentenkrediten seit 1990 auf die privaten Haushalte nach Nettoeinkom-
mensklassen statistisch zugerechnet werden. Dazu greift diese Studie zunächst auf die in 
der EVS 1993 ausgewiesene Verteilung der Konsumentenkredite (Klein-, Anschaffungs- und 
Dispositionskredite) der westdeutschen privaten Haushalte nach dem monatlichen Haus-
haltsnettoeinkommen zurück. Nach den Daten der Tabelle 37 steigt der schichtenspezifische 
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Anteil der Haushalte mit Konsumentenkrediten an der Zahl der Haushalte pro Nettoeinkom-
mensklasse mit einem steigenden Haushaltsnettoeinkommen zunächst kontinuierlich von 
11% bis auf 21,4% in der Nettoeinkommensklasse von 4.000 DM bis unter 5.000 DM an und 
geht bei einem weiter steigenden Haushaltsnettoeinkommen wieder bis auf 17,7% zurück. 
Des weiteren zeigt die EVS 1998 für Westdeutschland eine positive Korrelation zwischen 
dem monatlichen Haushaltsnettoeinkommen und den durchschnittlichen Kreditverpflichtun-
gen bei Konsumentenkrediten. Diese steigen mit einem steigenden Haushaltsnettoeinkom-
men fast kontinuierlich von 1.018 DM auf 4.845 DM an (vgl. Tabelle 38 im Anhang). Insge-
samt zeigt sich, dass die Haushalte aus den mittleren und oberen Nettoeinkommensklassen 
im Vergleich zu den Haushalten aus den unteren Nettoeinkommensklassen überdurch-
schnittlich Konsumentenkredite aufnehmen und überdurchschnittlich hohe Kreditverpflich-
tungen bei Konsumentenkrediten besitzen. Deshalb ist es plausibel anzunehmen, dass die 
schuldeninduzierten Zinsmehrkosten der privaten Haushalte bei Konsumentenkrediten seit 




Tabelle 37: Verteilung der Konsumentenkredite der westdeutschen privaten Haushalte 
am 31.12.1993 nach dem monatlichen Haushaltsnettoeinkommen 
Monatliches Haushalts-
nettoeinkommen (von 
...bis unter ...DM) 
Haushalte pro Klas-
se (in 1.000) 
Haushalte mit Konsumenten-
krediten pro Klasse (in 1.000)
Haushalte mit Konsumenten-
krediten in % der Haushalte 
pro Klasse 
unter 1000 1.474 162 11,0 
1000 - 1600 2.752 308 11,2 
1600 - 2000 2.529 361 14,3 
2000 - 2500 4.075 704 17,2 
2500 - 3000 3.190 593 18,6 
3000 - 4000 5.201 1.037 20,0 
4000 - 5000 3.757 806 21,4 
5000 - 7500 4.178 844 20,2 
7500 - 35000 1.491 264 17,7 
Quelle: Statistisches Bundesamt (Hrsg.) (1997a): Wirtschaftsrechnungen; Einkommens- und 
Verbrauchsstichprobe 1993, Heft 2, Wiesbaden 1997, Tabelle 1.25; eigene Berechnungen. 
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  Vgl. Statistisches Bundesamt (1997a), Tabelle 1.25 und (2002a), Tabelle 13.7.1. 
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Es stellt sich nun wiederum die Frage, ob diese Ungleichverteilung der schuldeninduzierten 
Zinsmehrkosten der privaten Haushalte bei Konsumentenkrediten auch eine nivellierende 
Wirkung auf die personelle Nettoeinkommensverteilung generierte. In Tabelle 38 im Anhang 
wird anhand von fiktiven Berechnungen für das Jahr 1998 gezeigt, dass die zusätzlichen 
Zinsausgaben der privaten Haushalte bei Konsumentenkrediten seit 1990 eher einkom-
mensdifferenzierend wirkten. Nach den durchgeführten Berechnungen verteilt sich das fiktive 
durchschnittliche Haushaltsfinaleinkommen pro Monat (ohne fiktive monatliche Zinsmehr-
ausgaben aus einem fiktiven Anstieg der Verzinsung der durchschnittlichen Konsumenten-
kreditschulden je Haushalt pro Jahr um 1,5%) mit einem Gini-Koeffizienten von 0,33075770 
weniger ungleichmäßig als das in der EVS ausgewiesene durchschnittliche Haushaltsnetto-
einkommen pro Monat (incl. fiktiver monatlicher Zinsmehrausgaben) mit einem Gini-
Koeffizienten von 0,33082415. Bei den Berechnungen wurde unterstellt, dass das durch-
schnittliche Haushaltsfinaleinkommen pro Monat um die fiktiven monatlichen Zinsmehraus-
gaben über dem durchschnittlichen Haushaltsnettoeinkommen pro Monat gelegen hätte, 
wenn die Zinsmehrausgaben für Konsumentenkredite die Bedürfnisbefriedigungsmöglichkei-
ten der privaten Haushalte nicht eingeschränkt hätten. Das abgeleitete Inzidenzergebnis ist 
nicht überraschend, da der schichtenspezifische Anteil der fiktiven monatlichen Zinsmehr-
ausgaben der westdeutschen Haushalte für Konsumentenkredite am durchschnittlichen mo-
natlichen Haushaltsnettoeinkommen mit einem steigenden Haushaltsnettoeinkommen ten-
denziell von 0,093% in der untersten Nettoeinkommensklasse bis auf 0,045% in der obersten 
Nettoeinkommensklasse zurückgeht. Offensichtlich ist die personelle Nettoeinkommensver-
teilung gleichmäßiger als die personelle Verteilung der schuldeninduzierten Zinsmehrkosten. 
(3) Analyse der personellen Verteilung der schuldeninduzierten Zinsmehrkosten der 
privaten Haushalte bei Baukrediten 
Bei der statistischen Zurechnung der schuldeninduzierten Zinsmehrkosten der privaten 
Haushalte bei Baukrediten seit 1990 auf die privaten Haushalte nach Nettoeinkommensklas-
sen besteht das Problem, dass die EVS die Verteilung der Baukredite nach dem monatlichen 
Haushaltsnettoeinkommen und die durchschnittlichen Kreditverpflichtungen bei Baukrediten 
nicht erfasst. Deshalb greift die vorliegende Studie zunächst auf die in der EVS 1993 ausge-
wiesene Verteilung der Bausparverträge der westdeutschen privaten Haushalte am 
31.12.1993 und auf die Verteilung ihrer monatlichen Ausgaben für die Verzinsung von Bau-
krediten nach dem monatlichen Haushaltsnettoeinkommen zurück. Nach Tabelle 39 steigt 
der Anteil der Haushalte mit Bausparverträgen an der Zahl der Haushalte pro Nettoeinkom-
mensklasse mit einem steigenden Haushaltsnettoeinkommen bis zur zweitobersten Netto-
einkommensklasse kontinuierlich von 16% auf 60,1% an, um in der obersten Nettoeinkom-
mensklasse wieder auf 54,4% zu sinken. Außerdem steigt der schichtenspezifische Anteil 
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der monatlichen Zinsausgaben für Baudarlehen am durchschnittlichen monatlichen Haus-
haltsnettoeinkommen, ausgehend von der Nettoeinkommensklasse von 2.000 DM bis unter 
2.500 DM, mit einem steigenden Haushaltsnettoeinkommen kontinuierlich von 0,32% auf 
6,48% an. Insgesamt wird deutlich, dass die Haushalte aus den mittleren und oberen Netto-
einkommensklassen im Vergleich zu den Haushalten aus den unteren Nettoeinkommens-
klassen überdurchschnittlich Bausparverträge besitzen und, bezogen auf das Haushaltsnet-
toeinkommen, überdurchschnittlich hohe monatliche Zinsausgaben für Baudarlehen tätigen. 
Dies lässt vermuten, dass sie auch überdurchschnittlich Baukredite aufnehmen und über-
durchschnittlich hohe Kreditverpflichtungen bei Baukrediten besitzen. Deshalb ist es plausi-
bel anzunehmen, dass die schuldeninduzierten Zinsmehrkosten der privaten Haushalte bei 
Baukrediten seit 1990 überdurchschnittlich die Haushalte im mittleren und oberen Nettoein-
kommensbereich und nur unterdurchschnittlich die Haushalte im unteren Nettoeinkommens-
bereich belasteten. Dies spricht für eine nivellierende Wirkung auf die personelle Nettoein-
kommensverteilung. Dazu müsste allerdings die Nettoeinkommensverteilung ungleichmäßi-
ger sein als die personelle Verteilung der schuldeninduzierten Zinsmehrkosten. 
Tabelle 39: Verteilung der Bausparverträge der westdeutschen privaten Haushalte am 
31.12.1993 und Verteilung ihrer monatlichen Zinsausgaben für Baudarle-
hen in 1993 nach dem monatlichen Haushaltsnettoeinkommen 
Monatliches Haushalts-
nettoeinkommen (von 





Klasse (in 1.000) 
Haushalte mit Bau-
sparverträgen in % der 




halt pro Monat in 
DM (in %*) 
unter 1000 1.474 236 16,0 / 
1000 - 1600 2.752 446 16,2 / 
1600 - 2000 2.529 610 24,1 6,39 (0,35) 
2000 - 2500 4.075 1.330 32,6 7,26 (0,32) 
2500 - 3000 3.190 1.292 40,5 15,48 (0,57) 
3000 - 4000 5.201 2.585 49,7 44,70 (1,28) 
4000 - 5000 3.757 2.174 57,9 84,27 (1,88) 
5000 - 7500 4.178 2.510 60,1 235,02 (3,86) 
7500 - 35000 1.491 811 54,4 673,69 (6,48) 
* in % des durchschnittlichen monatlichen Haushaltsnettoeinkommens  
Quelle: Statistisches Bundesamt (Hrsg.) (1997a): Wirtschaftsrechnungen; Einkommens- und 
Verbrauchsstichprobe 1993, Wiesbaden 1997, Heft 2 (Tabelle 1.8); Statistisches Bundesamt 
(Hrsg.) (1997b): Wirtschaftsrechnungen; Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 1993, 
Wiesbaden 1997, Heft 4 (Tabelle 1.1); eigene Berechnungen. 
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Diese These bestätigen die fiktiven Berechnungen in Tabelle 40 im Anhang für das Jahr 
1993. In Analogie zu den Berechnungen in Tabelle 38 wurde hier analysiert, wie sich das 
fiktive durchschnittliche Haushaltsfinaleinkommen pro Monat (ohne fiktive monatliche Zins-
mehrausgaben aus einem fiktiven Anstieg der Verzinsung der durchschnittlichen Baukredit-
schulden je Haushalt pro Jahr) und das in der EVS ausgewiesene durchschnittliche Haus-
haltsnettoeinkommen pro Monat (incl. fiktiver monatlicher Zinsmehrausgaben) verteilen. Bei 
der Berechnung der fiktiven monatlichen Zinsmehrausgaben für Baudarlehen je Haushalt 
wurde davon ausgegangen, dass die tatsächlichen monatlichen Zinsausgaben für Baudarle-
hen je Haushalt im Jahr 1993 um 1,5% höher ausgefallen sind, weil die Verzinsung der 
durchschnittlichen Baukreditschulden je Haushalt in diesem Jahr fiktiv angestiegen ist. Da 
der Gini-Koeffizient der Verteilung des tatsächlichen durchschnittlichen Haushaltsnettoein-
kommens pro Monat von 0,31788107 niedriger ist als der Gini-Koeffizient der Verteilung des 
fiktiven durchschnittlichen Haushaltsfinaleinkommens pro Monat von 0,31804808, ging von 
den zusätzlichen Zinsausgaben der privaten Haushalte für Baukredite seit 1990 offensicht-
lich eine einkommensnivellierende Wirkung aus. Dieses Inzidenzergbenis passt mit der Tat-
sache zusammen, dass der schichtenspezifische Anteil der fiktiven monatlichen Zinsmehr-
ausgaben der westdeutschen privaten Haushalte für Baudarlehen je Haushalt am durch-
schnittlichen monatlichen Haushaltsnettoeinkommen mit einem steigenden Haushaltsnetto-
einkommen, ausgehend von der Nettoeinkommensklasse von 2.000 DM bis unter 2.500 DM, 
kontinuierlich von 0,005% auf 0,096% ansteigt.
459
  
7.4.2.2.4 Analyse der personellen Verteilung der (schuldeninduzierten Brutto-
geldvermögensverluste der) privaten Wertpapierbesitzer im Inland 
Schließlich zeigte die Analyse des Zinssatzeffektes der vereinigungsbedingten öffentlichen 
Verschuldung auf dem deutschen Kapitalmarkt in Abschnitt 7.4.2.1, dass die Besitzer von 
festverzinslichen Wertpapieren und Aktien als Folge des schuldeninduzierten Rückgangs der 
Wertpapierkurse auf dem Wertpapiermarkt in 1990 bis 1992 einen Bruttogeldvermögensver-
lust tragen mussten, wenn sie ihre Wertpapiere zu den niedrigeren Kursen verkauften und 
damit die buchmäßigen Kursverluste realisierten. Dies belastete gleichermaßen die Staats-
schuldgläubiger und die Besitzer privater Schuldpapiere, da sich der Rückgang der Wertpa-
pierkurse gleichermaßen auf staatliche Schuldpapiere und private Schuldpapiere erstreckte.  
Bei der statistischen Zurechnung der schuldeninduzierten Bruttogeldvermögensverluste der 
inländischen privaten Wertpapierbesitzer auf die privaten Haushalte nach Nettoeinkom-
                                                
459
  Vgl. Statistisches Bundesamt (1997a), Tabelle 1.8 und (1997b), Tabelle 1.1. 
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mensklassen wird in zwei Schritten vorgegangen: In einem ersten Schritt werden die schul-
deninduzierten Bruttogeldvermögensverluste der privaten nicht-finanziellen und finanziellen 
Unternehmen aus dem Kursrückgang ihrer Wertpapiere näherungsweise zugerechnet. Nach 
den Erkenntnissen aus den vorherigen Abschnitten ist es plausibel anzunehmen, dass sie 
auf indirektem Wege die privaten Eigentümer und Anteilseigner der betroffenen Unterneh-
men durch indirekte Bruttoerwerbs- und Bruttovermögensmindereinkommen und die privaten 
Haushalte mit verzinslichen Geldforderungen gegenüber den Geschäftsbanken durch indi-
rekte Bruttozinsmindereinkommen belasteten. Da die Eigentümer und Anteilseigner der fi-
nanziellen und nicht-finanziellen Unternehmen überdurchschnittlich im oberen Nettoeinkom-
mensbereich vertreten sind (vgl. Tabelle 20, 21 und 23), belasteten ihre indirekten Brutto-
mindereinkommen überdurchschnittlich die Haushalte aus den oberen Nettoeinkommens-
klassen. Daraus resultierte zwar vermutlich aber nicht zwingend eine einkommensnivellie-
rende Wirkung. Darüber hinaus belasteten auch die indirekten Bruttozinsmindereinkommen 
der privaten Haushalte mit verzinslichen Geldforderungen gegenüber den Geschäftsbanken 
überdurchschnittlich die Haushalte aus den mittleren und v.a. oberen Nettoeinkommensklas-
sen, da diese Haushalte überdurchschnittlich viele Sparbücher und Sparbriefe halten und ein 
überdurchschnittlich hohes Guthaben bei diesen Bruttogeldvermögensformen besitzen (vgl. 
Tabelle 28 und 30). Daraus resultierte nach den fiktiven Berechnungen in Tabelle 29 und 31 
im Anhang aber keine nivellierende Wirkung auf die personelle Nettoeinkommensverteilung. 
Es zeigte sich, dass von den indirekten Bruttozinsmindereinkommen aus Sparbüchern und 
Sparbriefen eine einkommensdifferenzierende Wirkung ausging.  
In einem zweiten Schritt werden die direkten schuldeninduzierten Bruttogeldvermögensver-
luste der privaten Haushalte mit Staatsschuldtiteln, Investmentfondszertifikaten und sonsti-
gen Wertpapieren auf die privaten Haushalte nach Nettoeinkommensklassen zugerechnet. 
Dazu werden zunächst die fiktiven Berechnungsergebnisse aus den Tabellen 27, 35 und 36 
im Anhang herangezogen. In diesen Tabellen wurde gezeigt, dass zusätzliche Bruttozinsein-
kommen der privaten Haushalte aus Staatsschuldtiteln, aus Investmentfondszertifikaten und 
aus sonstigen Wertpapieren jeweils nivellierend auf die personelle Nettoeinkommensvertei-
lung wirken. Dementsprechend ging von den Bruttogeldvermögensverlusten der privaten 
Haushalte aus einem Kursrückgang bei diesen Vermögensformen ungekehrt dazu jeweils 
eine einkommensdifferenzierende Wirkung aus.  
In einem dritten Schritt wird schließlich noch anhand von fiktiven Berechnungen für das Jahr 
1993 in Tabelle 41 im Anhang die personelle Inzidenz der schuldeninduzierten Bruttogeld-
vermögensverluste der privaten Haushalte aus einem Kursrückgang bei Aktien untersucht. 
Hier wurde analysiert, wie sich das fiktive durchschnittliche Haushaltsnettoeinkommen pro 
Monat (ohne einen fiktiven realisierten Kursverlust bei Aktien) und das in der EVS ausgewie-
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sene durchschnittliche Haushaltsnettoeinkommen pro Monat (incl. eines fiktiven realisierten 
Kursverlustes bei Aktien) verteilen. Bei den Berechnungen wurde fiktiv unterstellt, dass das 
tatsächliche durchschnittliche Aktienguthaben je Haushalt am 31.12.1993 in jeder Nettoein-
kommensklasse um 3% geringer ausgefallen ist, weil die Aktienkurse in diesem Jahr zinsbe-
dingt gefallen sind und dadurch der Wert des Aktienguthabens gesunken ist. Unter dieser 
Annahme ist das tatsächliche durchschnittliche Haushaltsnettoeinkommen pro Monat um die 
fiktiven monatlichen Bruttovermögensmindereinkommen geringer ausgefallen und um die 
Einkommensteuerersparnisse für die fiktiven realisierten Kursverluste höher ausgefallen. Die 
fiktiven Bruttovermögensmindereinkommen pro Jahr entsprechen dem fiktiven Verlust an 
Aktienguthaben je Haushalt pro Jahr. Da der Gini-Koeffizient der Verteilung des tatsächli-
chen durchschnittlichen Haushaltsnettoeinkommens pro Monat in Höhe von 0,31788107 
höher ist als der Gini-Koeffizient der Verteilung des fiktiven durchschnittlichen Haushaltsnet-
toeinkommens pro Monat in Höhe von 0,31638372, wirkte der realisierte Kursverlust bei Ak-
tien offensichtlich differenzierend auf die personelle Nettoeinkommensverteilung. Dieses In-
zidenzergebnis ist unerwartet, da die Haushalte mit einem hohen Nettoeinkommen gegen-
über den Haushalten mit einem niedrigen Nettoeinkommen überdurchschnittlich Aktien hal-
ten und ein überdurchschnittlich hohes Aktienguthaben besitzen (vgl. Tabelle 23). 
7.4.3 Gesamteinschätzung der interpersonellen Einkommensverteilungswir-
kungen der vereinigungsbedingten öffentlichen Verschuldung  
Insgesamt betrachtet haben die Untersuchungen zur personellen Inzidenz der vereinigungs-
bedingten öffentlichen Verschuldung in Abschnitt 7.4.2 die These von den „unsozialen inter-
personellen Einkommensverteilungswirkungen der öffentlichen Verschuldung“ weder eindeu-
tig bestätigt noch eindeutig widerlegt. Es zeigte sich zunächst, dass die schuldeninduzierten 
Bruttozinsmehreinkommen der Staatsschuldgläubiger und sonstigen privaten Kapitalanbieter 
auf direktem und indirektem Wege in den Sektor der privaten Haushalte flossen und sich dort 
in direkten und indirekten schuldeninduzierten Bruttomehreinkommen der privaten Haushalte 
niederschlugen. Dabei begünstigten sie eindeutig überdurchschnittlich die Haushalte aus 
dem oberen Nettoeinkommensbereich und lediglich unterdurchschnittlich die Haushalte aus 
dem unteren Nettoeinkommensbereich. Im Gegenzug belasteten die schuldeninduzierten 
Zinsmehrausgaben und sonstigen finanziellen Lasten der privaten Kapitalnachfrager und die 
schuldeninduzierten Bruttogeldvermögensverluste der privaten Wertpapierbesitzer ebenfalls 
eindeutig überdurchschnittlich die Haushalte aus dem oberen Nettoeinkommensbereich.  
Daraus resultierte per Saldo aber weder eindeutig eine differenzierende Wirkung noch ein-
deutig eine nivellierende Wirkung auf die personelle Nettoeinkommensverteilung. Mit dem 
verfügbaren statistischen Datenmaterial ließ sich die Gesamtwirkung der vereinigungsbe-
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dingten öffentlichen Verschuldung auf die personelle Nettoeinkommensverteilung im alten 
Bundesgebiet weder quantifizieren noch hinsichtlich ihrer Richtung eindeutig empirisch ablei-
ten. Dazu sind die interpersonellen Einkommensverteilungswirkungen der einzelnen abgelei-
teten Begünstigungen und Belastungen zu wenig gleichgerichtet und mangels Quantifizier-
barkeit nicht vergleichbar. Außerdem ließ sich ihre Richtung teilweise nicht oder nicht ein-
deutig empirisch ermitteln. Es wurde allerdings kein spürbarer Einfluss der interpersonellen 
Einkommensverteilungswirkungen der vereinigungsbedingten öffentlichen Verschuldung auf 
die personelle Nettoeinkommensverteilung im alten Bundesgebiet nachgewiesen. Dafür ist 
das quantitative Gewicht der Einkommenskategorie „Bruttoeinnahmen aus Geldvermögen“ 
am monatlichen Haushaltsbruttoeinkommen im Durchschnitt aller Haushalte zu gering und in 
den einzelnen Nettoeinkommensklassen auf geringem Niveau zu wenig ungleich verteilt.  
Bei der Analyse muss allerdings berücksichtigt werden, dass die vereinigungsbedingte öf-
fentliche Verschuldung über ihre interpersonellen Vermögensverteilungswirkungen eine mit-
telbare differenzierende Wirkung auf die personelle Nettoeinkommensverteilung im alten 
Bundesgebiet generierte. Dies ist plausibel, weil die Verschuldung die Konzentration in der 
Verteilung des westdeutschen privaten Bruttogeldvermögens zu Gunsten der Haushalte aus 
den mittleren und oberen Nettoeinkommensklassen zusätzlich verschärfte und darüber die 
Ungleichverteilung der Bruttogeldvermögenseinkommen der privaten Haushalte zu Gunsten 
dieser Haushalte zusätzlich verstärkte. Dieser Effekt resultiert daraus, dass die Haushalte 
aus den oberen Nettoeinkommensklassen im Verschuldungsfall als Reaktion auf die Nicht-
erhebung der „Schuldenvermeidungssteuer“ aus ihrer aktuellen „Steuerersparnis“ im Ver-
gleich zu den Haushalten aus den unteren Nettoeinkommensklassen einen überproportional 
hohen Betrag sparen. Dahinter steht die Tatsache, dass die Haushalte aus den oberen Net-
toeinkommensklassen aus einem höheren „ausgabefähigen“ Einkommen mit einer deutlich 
höheren Sparquote Ersparnisse bilden. Nach den Daten der Tabelle 42 steigt die Sparquote 
der westdeutschen privaten Haushalte, ausgehend von negativen Werten in den drei unters-
ten Nettoeinkommensklassen, mit einem steigenden Haushaltsnettoeinkommen nämlich ste-
tig an. Dementsprechend steigt auch die schichtenspezifische „Zusatzersparnis“ im Kreditfi-
nanzierungsfall mit einem steigenden Haushaltsnettoeinkommen stetig an. Da die private 
Ersparnis aber die wesentliche Komponente der privaten Bruttogeldvermögensbildung ist, 
impliziert die Entscheidung für eine Kreditfinanzierung anstelle einer Steuerfinanzierung eine 
höhere Konzentration in der Verteilung der Bruttogeldvermögensbildung und damit auch in 
der Verteilung der privaten Bruttogeldvermögensbestände.
460
 
                                                
460
  Vgl. Statistisches Bundesamt (1997a), Tabelle 1.1 und Kurz, R. (1983), S. 77 ff.  
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Tabelle 42: Verteilung der Ersparnis der westdeutschen privaten Haushalte in 1993 
nach dem monatlichen Haushaltsnettoeinkommen  
Monatliches Haushalts-
nettoeinkommen (von 
...bis unter ...DM) 
Durchschnittliches ausgabefä-
higes Einkommen je Haushalt 
pro Monat (in DM) 
Ersparnis je 
Haushalt pro 
Monat (in DM) 
Ersparnis je Haushalt pro Monat in 
% des durchschnittlichen ausga-
befähigen Einkommens pro Monat 
unter 1000 913,30 -201,24 -22,0 
1000 - 1600 1.402,96 -55,90 -4,0 
1600 - 2000 1.879,61 -3,69 -0,2 
2000 - 2500 2.314,54 83,70 3,6 
2500 - 3000 2.828,36 114,49 4,0 
3000 - 4000 3.595,58 241,72 6,7 
4000 - 5000 4.652,44 418,60 9,0 
5000 - 6000 5.710,58 683,22 12,0 
6000 - 7500 6.996,10 978,71 14,0 
7500 - 10.000 8.934,88 1.463,11 16,4 
10.000 - 35.000 13.817,18 3.721,35 26,9 
Quelle: Statistisches Bundesamt (Hrsg.) (1997b): Wirtschaftsrechnungen; Einkommens- und 
Verbrauchsstichprobe 1993, Heft 4, Wiesbaden 1997, Tabelle 1.1; eigene Berechnungen. 
Bei einer kreislauftheoretischen Betrachtung hängt die personelle Inzidenz der vereinigungs-
bedingten öffentlichen Verschuldung nicht nur von der staatlichen Kreditaufnahme am Kapi-
talmarkt, sondern auch von der staatlichen Kreditmittelverwendung ab, wenn die neoklassi-
schen Prämissen der Vollbeschäftigung der Produktionsfaktoren und der Preisniveaustabili-
tät nicht erfüllt sind.
461
 Dabei ist der Einfluss der realwirtschaftlichen und inflatorischen Effek-
te der staatlichen Kreditmittelverwendung auf die personelle Nettoeinkommensverteilung 
sehr viel stärker als der Einfluss der Zinseffekte der öffentlichen Nettokreditaufnahme, da 
das nominale Nettoeinkommen eines Haushalts sehr viel stärker durch die nominalen Brut-
toeinkommen aus unselbständiger Arbeit, aus selbständiger Arbeit, aus Vermietung und 
Verpachtung und aus staatlichen Transferzahlungen bestimmt wird als durch die nominalen 
Bruttoeinnahmen aus Geldvermögen (vgl. dazu Tabelle 20). In Abschnitt 3.1.3 und Abschnitt 
6.1 wurde bereits festgestellt, dass die kreditfinanzierten West-Ost-Nettofinanztransfers eine 
Hauptursache für den vereinigungsbedingten realen Wachstumsimpuls und für den vereini-
gungsbedingten Inflationsimpuls im alten Bundesgebiet waren. Deshalb wird in Kapitel 8 und 
in Abschnitt 10.3 noch genauer untersucht, in welcher Weise sie über einen multiplikativen 
                                                
461
  Vgl. Hauser, H.-J. (1979), S. 44 ff. und You, J.I./Dutt, K. (1996), S. 346 f. 
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Anstieg der gesamtwirtschaftlichen Bruttowertschöpfung, der gesamtwirtschaftlichen Kapazi-
tätsauslastung, des Volkseinkommens und der Beschäftigung und über einen Anstieg der 
Inflationsrate die funktionelle Einkommensverteilung, die personelle Vermögensverteilung 
und die personelle Nettoeinkommensverteilung im alten Bundesgebiet beeinflussten.
462
  
In kreislauftheoretischer Hinsicht hängt die personelle Inzidenz der vereinigungsbedingten 
öffentlichen Verschuldung zusätzlich auch noch von der Verwendung der direkten und indi-
rekten schuldeninduzierten Bruttomehreinkommen der privaten Haushalte und von der Ver-
wendung der schuldeninduzierten Bruttozinsmehrerträge der Unternehmen ab, da sich da-
durch eine Veränderung der gesamtwirtschaftlichen Konsum- und Investitionsnachfrage und 
eine Veränderung der gesamtwirtschaftlichen Ersparnis ergeben kann. Daraus resultieren 
verteilungsrelevante Preis- und Mengeneffekte auf den Güter- und Faktormärkten.
463
 
In einer umfassenden personellen Verteilungsanalyse der vereinigungsbedingten öffentli-
chen Verschuldung müssen schließlich noch die funktionellen Einkommensverteilungswir-
kungen und die interpersonellen Einkommensverteilungswirkungen aus der schuldenindu-
zierten Verdrängung zinselastischer privater Nettoinvestitionen berücksichtigt werden. Nach 
Ansicht der sogenannten „Wachstumstheoretiker“ induziert eine schuldeninduzierte Verdrän-
gung privater Nettoinvestitionen in zukünftigen Perioden eine „differentielle“ Verringerung 
des realen Wirtschaftswachstums. Diese reale Wachstumseinbuße ist bei einer längerfristi-
gen Betrachtung für die personelle Inzidenz der öffentlichen Verschuldung relevant, weil die 
wachstumsinduzierten funktionellen Einkommensverteilungswirkungen mittelbar die perso-
nelle Nettoeinkommensverteilung beeinflussen.
464
 Darüber hinaus schlägt sich der schulden-
induzierte Rückgang des privaten Sachkapitalbestandes in zukünftigen Perioden zwangsläu-
fig in einem von Periode zu Periode sinkenden Bestand an privaten Schuldtiteln nieder. Da-
durch gehen die Bruttozinseinkommen der privaten Haushalte aus privaten Schuldtiteln 
mengeninduziert zurück. Diese Bruttomindereinkommen sind verteilungsrelevant.
465
  
                                                
462
  Vgl. Hellner, U. (1996), S. 172 ff. und Hauser, H.-J. (1979), S. 44 ff. 
463
  Vgl. Hauser, H.-J. (1979), S. 60 ff. 
464
  Vgl. Kurz, R. (1983), S. 137 ff. und Schimmack, W. (1990), S. 22 ff. und S. 32. 
465
  Vgl. Dieckheuer, G. (1979), S. 16 ff. und S. 19 f. 
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7.5 Interpersonelle Einkommensverteilungswirkungen aus den vereinigungs-
bedingten diskretionären Ausgabenkürzungen in Westdeutschland  
Dieser Abschnitt analysiert die interpersonellen Einkommensverteilungswirkungen der in 
Abschnitt 5.4 dargestellten vereinigungsbedingten diskretionären Ausgabenkürzungen in 
Westdeutschland seit dem Jahr 1990. Eine Quantifizierung der einzelnen Einkommensvertei-
lungswirkungen ist leider nicht möglich, weil das quantitative Gewicht der einzelnen diskreti-
onären Ausgabenkürzungen mit dem verfügbaren statistischen Datenmaterial teilweise nicht 
und teilweise nur näherungsweise berechnet werden konnte. Dennoch ist eine personelle 
Verteilungsanalyse der Kürzungen staatlicher Personalausgaben, Sachausgaben, Sozialleis-
tungen und Subventionen sinnvoll, weil das verfügbare statistische Datenmaterial zumindest 
Tendenzaussagen über die voraussichtliche Richtung der einzelnen interpersonellen Ein-
kommensverteilungswirkungen erlaubt. Dazu werden in einem ersten Schritt die von den 
verschiedenen Kategorien staatlicher Ausgaben formal begünstigten Personengruppen ge-
nauer identifiziert. Dadurch erhält man Aufschluss über die von den diskretionären Ausga-
benkürzungen formal belasteten Personengruppen im alten Bundesgebiet. In einem zweiten 
Schritt werden diese Personengruppen auf die westdeutschen privaten Haushalte nach Net-
toeinkommensklassen statistisch zugerechnet. Dabei greift die Studie auf die statistischen 
Daten der EVS und auf Plausibilitätsüberlegungen zurück. Bei der materiellen Inzidenzana-
lyse der einzelnen diskretionären Ausgabenkürzungen wird jeweils berücksichtigt, dass die 
westdeutschen Haushalte und Unternehmen auf die Ausgabenkürzungen Anpassungsreak-
tionen zeigten. Daher können die formale und die effektive Inzidenz voneinander abweichen.  
In der folgenden Analyse werden die mittelbaren interpersonellen Einkommensverteilungs-
wirkungen, die von den wachstumsdämpfenden Effekten der diskretionären Ausgabenkür-
zungen im alten Bundesgebiet ausgingen, nicht betrachtet. Sie werden stattdessen in Ab-
schnitt 10.3 genauer analysiert. 
7.5.1 Personelle Inzidenzanalyse der Kürzungen staatlicher Personalausgaben 
Bei den Kürzungen der staatlichen Personalausgaben für öffentliche Arbeiter, Angestellte 
und Beamte im alten Bundesgebiet seit dem Jahr 1990 können die betroffenen Personen-
gruppen im westdeutschen Sektor der privaten Haushalte aus formaler Sicht relativ problem-
los erfasst werden. Es waren die Haushalte von Beamten und die Haushalte von Arbeitern 
und Angestellten im öffentlichen Dienst. Nach den Daten der Tabellen 20 und 22 belasteten 
die Kürzungen der Personalausgaben für öffentliche Arbeiter und Angestellte überdurch-
schnittlich die Haushalte aus den mittleren Nettoeinkommensklassen, da die Arbeitnehmer 
überdurchschnittlich im mittleren Nettoeinkommensbereich vertreten sind. Des weiteren be-
lasteten die Kürzungen der staatlichen Personalausgaben für Beamte die Haushalte aus den 
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mittleren Nettoeinkommensklassen und teilweise die Haushalte aus den oberen Nettoein-
kommensklassen überdurchschnittlich, da die Beamtenhaushalte überdurchschnittlich dem 
mittleren und dem oberen Nettoeinkommensbereich angehören. Insgesamt betrachtet wirk-
ten die diskretionären Kürzungen staatlicher Personalausgaben im alten Bundesgebiet seit 
der deutschen Vereinigung also aus formaler Sicht weder eindeutig differenzierend noch 
eindeutig nivellierend auf die personelle Nettoeinkommensverteilung. Eine Quantifizierung 
dieser Einkommensverteilungswirkung ist mangels Quantifizierbarkeit der jährlichen Ausga-
beneinsparungen ohnehin nicht möglich. In materieller Hinsicht ist sie ebenfalls unbestimmt, 
da die Anpassungsreaktionen der Bediensteten an den Rückgang ihres Bruttoarbeitsein-
kommens keine eindeutigen interpersonellen Einkommensverteilungswirkungen generieren.  
7.5.2 Personelle Inzidenzanalyse der Kürzungen staatlicher Sachausgaben  
In diesem Unterabschnitt werden von den gesamten Sachausgaben nur die Sachausgaben 
für die Erstellung und das Angebot staatlicher institutioneller, personeller und materieller Inf-
rastrukturleistungen betrachtet. Im Rahmen der Inzidenzanalyse werden nur die interperso-
nellen Einkommensverteilungswirkungen untersucht, die von den diskretionären Kürzungen 
der staatlichen Sachausgaben für das materielle Infrastrukturangebot im alten Bundesgebiet 
seit der deutschen Vereinigung ausgingen. In Abschnitt 5.4 wurde bereits gezeigt, dass sich 
die diskretionären Kürzungen v.a. auf den Verkehrsbereich (Brücken- und Straßenbau), den 
Verteidigungsbereich (Bundeswehr), den Bereich der öffentlichen Sicherheit (Polizei), den 
Gesundheitsbereich (Leistungen der GKV), den Bildungsbereich (Schulen und Hochschulen) 
und den Kultur- und Freizeitbereich (öffentliche Sportanlagen, Theater) erstreckten. Eine 
Quantifizierung der einzelnen sektoralen Ausgabenkürzungen war mangels statistischer Da-
ten nicht möglich. Deshalb muss in dieser Studie auf eine Quantifizierung der einzelnen in-
terpersonellen Einkommensverteilungswirkungen verzichtet werden. In Abschnitt 5.4 wurde 
bei den staatlichen Bruttoinvestitionen für den Zeitraum 1990 bis 1994 ein Einsparvolumen 
von nur 7,7 Mrd. DM berechnet. Dieser Wert war allerdings als Untergrenze nur ein grober 
Schätzwert. Trotzdem ist nicht erwarten, dass von den diskretionären Kürzungen der staatli-
chen Infrastrukturausgaben im alten Bundesgebiet seit der deutschen Vereinigung quantita-
tiv bedeutsame interpersonelle Einkommensverteilungswirkungen ausgingen.  
Im Abschnitt 7.5.2.1 wird der Frage nachgegangen, welche Personengruppen innerhalb des 
Haushaltssektors aus formaler Sicht von dem Angebot staatlicher materieller Infrastruktur-
leistungen unmittelbar und mittelbar profitieren und daher von der vereinigungsbedingten 
diskretionären Kürzungen der staatlichen Sachausgaben für materielle Infrastrukturleistun-
gen unmittelbar und mittelbar betroffen waren. Dadurch erhält man Aufschluss über die vor-
aussichtliche Richtung der interpersonellen Einkommensverteilungswirkungen. Anschließend 
untersucht  die materielle Inzidenzanalyse in Abschnitt 7.5.2.2, in welcher Weise die formale 
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Inzidenz und die materielle Inzidenz der gekürzten staatlichen Sachausgaben für das mate-
rielle Infrastrukturangebot im alten Bundesgebiet nach Abschluss aller Anpassungsreaktio-
nen an das gekürzte Infrastrukturangebot voneinander abweichen. 
7.5.2.1 Formale Inzidenzanalyse der diskretionären Kürzungen der staatlichen 
Sachausgaben für das materielle Infrastrukturangebot  
Bei der formalen Inzidenzanalyse der Kürzung staatlicher Sachausgaben für das Angebot 
materieller Infrastrukturleistungen müssen zunächst die privaten Empfänger der Infrastruktur-
leistungen genauer identifiziert werden. Dies sind einerseits die privaten Haushalte und an-
dererseits die Unternehmen. Während die „rein haushaltsbezogenen“ Infrastrukturleistungen 
ausschließlich von den privaten Haushalten als Endprodukt konsumiert werden (z.B. Leis-
tungen im Bildungs-, Gesundheits-, Kultur-, Sport- und Freizeitbereich), stehen die „nicht-rein 
haushaltsbezogenen“ Infrastrukturleistungen gleichermaßen privaten Haushalten und Unter-
nehmen zur Verfügung. Dazu zählt z.B. die Verkehrs- und Telekommunikationsinfrastruktur, 
die Wasser- und Energieversorgung und die Abfall- und Abwasserbeseitigung.
466
 Die „unter-
nehmensbezogenen“ Infrastrukturleistungen ermöglichen den Unternehmen Produktivitäts-
steigerungen und Kostenersparnisse in der Produktion, wenn sie eine komplementäre Be-
ziehung zu privaten Sachinvestitionen besitzen oder den Unternehmen eine (kostenlose) 
Steigerung der privaten Faktorproduktivität und damit eine (kostenlose) Reduktion der Pro-
duktionskosten erlauben. Außerdem sparen die Unternehmen die Kosten der Selbsterstel-
lung der Infrastrukturleistungen vollständig ein, wenn die staatlich angebotenen unterneh-
mensbezogenen Infrastrukturleistungen für sie völlig kostenlos sind.
467
  
Demnach erzielen die privaten Haushalte aus der Nutzung der haushaltsbezogenen Infra-
strukturleistungen geldwerte Vorteile in Form von nicht-monetären Nutzenzuflüssen und die 
Unternehmen aus der Nutzung der unternehmensbezogenen Infrastrukturleistungen geld-
werte Vorteile in Form von Kostenersparnissen und Produktivitätssteigerungen. Da aber die 
Nutzer das staatliche materielle Infrastrukturangebot in der Praxis nicht mit der gleichen Nut-
zungshäufigkeit und Nutzungsdauer nutzen, verlieren sie im Falle einer Kürzung der staatli-
chen Sachausgaben für das materielle Infrastrukturangebot zwangsläufig ungleich viele ab-
solute geldwerte Vorteile. Dieser Umstand ist darauf zurückzuführen, dass sich die Nut-
zungsmöglichkeiten ungleich auf die potentiellen Nutzer verteilen und die Präferenzen für 
                                                
466
  Vgl. Pfähler, W. u.a. (1995), S. 76 und S. 79 f. und Hofmann, U. (1996), S. 5 und S. 9 f. 
467
  Vgl. hierzu genauer Pfähler, W. u.a. (1995), S. 79 f, 84 ff. und S. 132 ff; Hofmann, U. (1996), S. 
15 ff; Kellermann, K./Schlag, C.-H. (1998), S. 315 ff. 
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das staatliche Infrastrukturangebot unterschiedlich sind. Diese beiden Faktoren führen unab-
hängig voneinander zu einer ungleichen Verteilung der Nutzungsintensität auf die Nutzer.
468
  
Dementsprechend haben sich auch die gekürzten geldwerten Vorteile der westdeutschen 
privaten Haushalte und Unternehmen aus der Nutzung ungleich verteilt. Dieser Aspekt wird 
in Unterabschnitt (1) genauer behandelt. Daran anschließend wird in Unterabschnitt (2) un-
tersucht, in welcher Weise sich die ungleiche Verteilung der gekürzten geldwerten Vorteile 
auf die personelle Nettoeinkommensverteilung im alten Bundesgebiet auswirkte.  
(1) Erklärung der ungleichen Verteilung der gekürzten geldwerten Vorteile auf die 
Nutzer mit der ungleichen Verteilung der nutzungsbedingten geldwerten Vorteile  
In der Realität zeichnen sich viele staatlich angebotene materielle Infrastrukturleistungen 
durch unterschiedliche Nutzungsmöglichkeiten für die potentiellen Nutzer aus, da eine kollek-
tive Nutzungsmöglichkeit aufgrund von Rivalitäten im Konsum und/oder aufgrund der Festle-
gung eines bestimmten Ausschlussmechanismus nicht gegeben ist.
469
 Eine kollektive Nut-
zungsmöglichkeit ist erstens dann nicht gegeben, wenn der Staat den Empfängerkreis der 
Infrastrukturleistungen per Gesetz auf gesellschaftliche Gruppen beschränkt und damit den 
Großteil der Gesellschaft von der Nutzung per se ausschließt.
470
 Zweitens stellt die räumli-
che Entfernung zwischen dem Wohn- bzw. Produktionsort des potentiellen Nutzers und dem 
Standort der staatlichen Infrastruktureinrichtung ein Ausschlussfaktor für die Nutzung dar, 
weil die Kosten der Raumüberwindung und die Informationsdefizite über die räumliche Ver-
fügbarkeit der Infrastrukturleistungen mit der räumlichen Entfernung ansteigen.
471
 Drittens 
begründen Informationsdefizite der potentiellen Nutzer über Qualität, Quantität und Nutzen 
der staatlichen Infrastrukturleistungen eine ungleiche Verteilung der Nutzungsmöglichkeiten, 
da sich diese Informationsdefizite ungleich auf die potentiellen Nutzer verteilen.
472
 Viertens 
verteilen sich die Nutzungsmöglichkeiten bei staatlichen Infrastruktureinrichtungen mit einer 
                                                
468
  Vgl. Siebert, H. (1970), S. 33 f, 39 ff. und S. 49 f. und Bischoff, I./Heck, S. (2001), S. 201 f. 
469
  Bei Infrastrukturleistungen ohne Konsumrivalitäten beeinträchtigen sich die Nutzer bei der Nut-
zung nicht gegenseitig in ihren Nutzungsmöglichkeiten, weil die Infrastrukturleistung ausschließ-
lich positive externe Effekte generiert und aufgrund von Unteilbarkeiten allen potentiellen Nut-
zern gleichermaßen für eine Nutzung zur Verfügung steht. Bei Infrastrukturleistungen ohne 
Ausschlussmechanismus schließt der Nutzungsakt eines Nutzers die Nutzung eines anderen 
Nutzers nicht aus. Vgl. Haghani, S. (1999), S. 71 f. und Faber, M. (1986), S. 1 f. 
470
  Vgl. Molitor, B. (1973b), S. 150 f. 
471
  Vgl. Siebert, H. (1970), S. 42 ff. und Mackscheidt, K. (1976), S. 68 ff. 
472
  Vgl. Frey, R.L. (1970), S. 60 und Kruber, K.-P. (1976), S. 196. 
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kurzfristig nicht-veränderbaren Kapazitätsgrenze ungleich auf die potentiellen Nutzer, da 
jenseits der Kapazitätsgrenze eine weitere Steigerung der Nutzerzahl nur noch auf Kosten 
des Nutzens der bisherigen Nutzer möglich ist oder sogar den Ausschluss bisheriger Nutzer 
erfordert.
473
 Fünftens stehen viele staatlich angebotene Infrastrukturleistungen in einem 
komplementären Verhältnis zu privaten Gütern. Diese Komplementärbeziehung kann soweit 
gehen, dass die Nutzung der Infrastrukturleistungen ohne den Einsatz privater Güter nicht 
möglich ist. Bei diesen Infrastrukturleistungen ist der Nicht-Besitz privater Komplementärgü-
ter ein Ausschlussfaktor für die Nutzung. Daraus resultiert eine ungleiche Verteilung der Nut-
zungsmöglichkeiten, da die ungleiche personelle Nettoeinkommensverteilung die personelle 
Verteilung des Besitzes privater Güter determiniert.
474
 Bei einer schwachen Komplementär-
beziehung ist der Besitz privater Komplementärgüter zwar keine notwendige Voraussetzung 
für die Nutzung der staatlichen Infrastrukturleistung. Dennoch können die Nutzer durch den 
freiwilligen Einsatz von Komplementärgütern ihre geldwerten Vorteile aus der Nutzung stei-
gern. Diese zusätzlichen geldwerten Vorteile sind umso höher, je mehr und je höherwertige 
Komplementärgüter der Nutzer verwendet.
475
  
Schließlich sind die individuellen Präferenzen der potentiellen Nutzer für die staatlichen ma-
teriellen Infrastrukturleistungen weder bei den Infrastrukturleistungen mit einer kollektiven 
Nutzungsmöglichkeit noch bei den Infrastrukturleistungen ohne kollektive Nutzungsmöglich-
keit identisch. Daraus resultiert ebenfalls eine ungleiche Verteilung der Nutzungsintensität 
des staatlichen Infrastrukturangebotes. Es profitieren überdurchschnittlich diejenigen Nutzer, 
deren Präferenzen das staatliche Infrastrukturangebot qualitativ und quantitativ am besten 
entspricht.
476
 So ist es denkbar, dass ein potentieller Nutzer aus persönlichen Gründen eine 
staatliche Infrastrukturleistung weniger intensiv nutzt oder sogar auf eine Nutzung verzichtet. 
Dafür kommen z.B. soziale Widerstände, soziales Prestigedenken oder die Präferenz für 




                                                
473
  Vgl. Siebert, H. (1970), S. 46 ff. und Kruber, K.-P. (1976), S. 196 f. 
474
  Vgl. Hanusch, H. (1977), S. 90 ff. und Becker, I. (1999a), S. 209 ff. 
475
  Vgl. Bischoff, I./Heck, S. (2001), S. 203. 
476
  Vgl. Siebert, H. (1970), S. 39 ff. und Henke, K.-D. (1975), S. 183. 
477
  Vgl. Hanusch, H. (1977), S. 85 und S. 94 und Besley, T./Coate, S. (1991), S. 979. 
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(2) Interpersonelle Einkommensverteilungswirkungen aus der ungleichen Verteilung 
der gekürzten geldwerten Vorteile auf die Nutzer 
Im vorangegangenen Unterabschnitt wurde abgeleitet, dass sich die gekürzten geldwerten 
Vorteile der westdeutschen privaten Haushalte und Unternehmen aus der Nutzung der staat-
lichen materiellen Infrastrukturleistungen ungleich auf die Nutzer verteilten. Im Folgenden 
wird untersucht, wie sich die gekürzten geldwerten Vorteile auf die privaten Haushalte nach 
Nettoeinkommensklassen verteilen. Dazu müssen die geldwerten Vorteile zunächst monetär 
bewertet und anschließend auf die privaten Haushalte nach Nettoeinkommensklassen statis-
tisch zugerechnet werden. Dies ist sowohl bei den gekürzten direkten geldwerten Vorteilen 
der privaten Haushalte aus der Nutzung haushaltsbezogener Infrastrukturleistungen als auch 
bei den an die privaten Haushalte weitergeleiteten gekürzten geldwerten Vorteile der Unter-
nehmen aus der Nutzung unternehmensbezogener Infrastrukturleistungen nur begrenzt 
möglich. Dieses Problem besteht deshalb, weil viele Infrastrukturleistungen einen starken 
Kollektivgutcharakter besitzen, weil die Präferenzen der Nutzer individuell differieren und 
nicht messbar sind, und weil für staatliche Infrastrukturleistungen i.d.R. keine Marktpreise als 
monetärer Maßstab für die individuelle Wertschätzung der Nutzer existieren. Deshalb wird 
auf eine monetäre Bewertung und auf eine exakte statistische Zurechnung der gekürzten 
geldwerten Vorteile auf die privaten Haushalte nach Nettoeinkommensklassen verzichtet.
478
  
Bei der Zurechnung der gekürzten geldwerten Vorteile der westdeutschen Unternehmen auf 
die privaten Haushalte nach Nettoeinkommensklassen gilt es zu berücksichtigen, dass sie 
sich zu einem Teil auf indirektem Wege im Haushaltssektor in Form niedrigerer Bruttoer-
werbs- und Bruttovermögenseinkommen der privaten Eigentümer und Anteilseigner der be-
troffenen Unternehmen niederschlugen. Aufgrund der ungleichen Verteilung der Eigentümer 
und Anteilseigner der Unternehmen zu Gunsten des oberen Nettoeinkommensbereichs (vgl. 
Tabelle 20, 21 und 23) wurden auf indirektem Wege überdurchschnittlich die Haushalte aus 
den oberen Nettoeinkommensklassen und lediglich unterdurchschnittlich die Haushalte aus 
den unteren Nettoeinkommensklassen belastet. Daraus resultierte zwar vermutlich aber nicht 
zwingend eine nivellierende Wirkung auf die personelle Nettoeinkommensverteilung.  
Bei der Zurechnung der gekürzten geldwerten Vorteile der westdeutschen privaten Haushal-
te auf die privaten Haushalte nach Nettoeinkommensklassen müssen die potentiellen Nutzer 
der haushaltsbezogenen Infrastrukturleistungen zunächst in Nutzergruppen abgegrenzt und 
anschließend die Nutzergruppen näherungsweise auf die privaten Haushalte nach Nettoein-
kommensklassen zugerechnet werden. Diese Zuordnung ist umso schwieriger, je ausge-
                                                
478
  Vgl. Hanusch, H. (1977), S. 117 ff. und S. 124 ff. und Faber, M. (1986), S. 1 ff. und S. 14 ff.  
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prägter der Kollektivgutcharakter der staatlichen Infrastrukturleistung ist. Ein absoluter reg-
ressiver Belastungseffekt (absoluter progressiver Belastungseffekt) ergibt sich dann, wenn 
die gekürzten geldwerten Vorteile der privaten Haushalte mit einem steigenden Haushalts-
nettoeinkommen absolut zurückgehen (absolut ansteigen). Daraus resultiert allerdings nicht 
zwingend eine differenzierende Wirkung (nivellierende Wirkung) auf die personelle Nettoein-
kommensverteilung, weil die gekürzten geldwerten Vorteile zunächst noch monetär bewertet 
und am Haushaltsnettoeinkommen relativiert werden müssen. Außerdem ist die Wirkung auf 
die Verteilung der Haushaltsfinaleinkommen unbestimmt, weil das nicht-monetäre Haus-
haltseinkommen in Form geldwerter Vorteile noch in monetäre Größen überführt und am 
Haushaltsfinaleinkommen relativiert werden muss. Das Haushaltsfinaleinkommen setzt sich 
aus dem nicht-monetären Haushaltseinkommen und aus dem realen Haushaltsnettoein-
kommen zusammen und determiniert die tatsächlichen Bedürfnisbefriedigungsmöglichkeiten 
der privaten Haushalte. Ein Haushalt kann nämlich sein reales Nettoeinkommen alternativ für 
den Erwerb privater Güter und Dienstleistungen verwenden, wenn er aus der Nutzung des 
kostenlosen oder verbilligten staatlichen Infrastrukturangebotes geldwerte Vorteile zieht.
479
  
In dieser Studie werden die Wirkungen der gekürzten geldwerten Vorteile der westdeutschen 
privaten Haushalte aus der Nutzung haushaltsbezogener Infrastrukturleistungen auf die per-
sonelle Nettoeinkommensverteilung und auf die Verteilung der Haushaltsfinaleinkommen 
nicht explizit analysiert, da solche Berechnungen in statistischer Hinsicht äußerst aufwendig 
sind und den Rahmen dieser Arbeit sprengen würden. Stattdessen wird untersucht, ob die 
gekürzten geldwerten Vorteile eher absolut progressiv belastend oder eher absolut regressiv 
belastend wirkten. Dazu werden nach einer Klassifikation von Hanusch (1977) drei verschie-
dene Gruppen haushaltsbezogener Infrastrukturleistungen genauer analysiert:  
„Dominante rein öffentliche Kollektivleistungen“ 
Diese staatlichen Infrastrukturleistungen stehen allen privaten Haushalten gleichermaßen 
und kostenlos für eine Nutzung zur Verfügung (z.B. Verteidigung, übergeordnete Verwaltung, 
oberste Staatsorgane und auswärtige Angelegenheiten). Es gilt das Nichtausschlussprinzip 
und Nichtrivalität im Konsum. Deshalb verteilen sich die Nutzungsmöglichkeiten absolut 
gleich auf die Nutzer. Dennoch verteilt sich die Nutzungsintensität ungleich auf die Nutzer, 
da die individuellen Präferenzen der potentiellen Nutzer für diese Güter differieren und diese 
unterschiedlichen Präferenzen ungleich verteilt sind. Aufgrund des Kollektivgutcharakters der 
„dominanten rein öffentlichen Kollektivleistungen“ ist eine Eingrenzung des Nutzerkreises 
nicht möglich. Deshalb müssen die gekürzten geldwerten Vorteile aus der Nutzung mittels 
                                                
479
  Vgl. Grüske, K.-D. (1978), S. 58 ff. und Bohnet, A. (1999), S. 26 und S. 157 f. 
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eines groben Verteilungsschlüssels auf die privaten Haushalte nach Nettoeinkommensklas-
sen zugerechnet werden. Dazu stehen mehrere Verteilungsschlüssel zur Verfügung:
480
  
Bei der Zuteilung der gekürzten geldwerten Vorteile nach Maßgabe der „personellen Vermö-
gensverteilung“ ergibt sich ein absoluter progressiver Belastungseffekt, weil die Haushalte 
aus den mittleren und oberen Nettoeinkommensklassen vor der Kürzung der staatlichen Inf-
rastrukturausgaben mehr geldwerte Vorteile erhalten als die Haushalte aus den unteren Net-
toeinkommensklassen. Dahinter steht die Konzentration in der personellen Vermögensvertei-
lung. Diesem Verteilungsschlüssel liegt die Annahme zu Grunde, dass die geldwerten Vortei-
le aus der Nutzung der staatlichen Infrastrukturleistung „innere und äußere Sicherheit“ über-
durchschnittlich an Haushalte aus den mittleren und oberen Nettoeinkommensklassen, weil 
diese mehr „zu beschützende Werte“ und daher eine höhere Präferenz für innere und äuße-
re Sicherheit besitzen als Haushalte mit einem niedrigen Nettoeinkommen.
481
  
Bei der Zuteilung der gekürzten geldwerten Vorteile nach Maßgabe der „personellen Netto-
einkommensverteilung“ ergibt sich ebenfalls ein absoluter progressiver Belastungseffekt, da 
sich das Haushaltsnettoeinkommen ungleich zu Gunsten der Haushalte aus den mittleren 
und oberen Nettoeinkommensklassen verteilt. Diesem Verteilungsschlüssel liegt die Annah-
me zu Grunde, dass die „dominanten rein öffentlichen Kollektivleistungen“ wegen ihres 
Schutz- und Ordnungscharakters eine notwendige Voraussetzung für die private Wirtschafts-
tätigkeit und damit für die Einkommenserzielung sind. Deshalb müssten die geldwerten Vor-
teile aus der Nutzung in dem Verhältnis auf die privaten Haushalte aufgeteilt werden, in dem 
sie Nettoeinkommen beziehen. Unter dieser Prämisse erzielen die Haushalte aus den obe-
ren Nettoeinkommensklassen vor der Kürzung der staatlichen Infrastrukturausgaben absolut 
mehr geldwerte Vorteile als die Haushalte aus den unteren Nettoeinkommensklassen.
482
  
Bei der Zuteilung der gekürzten geldwerten Vorteile nach dem Ansatz von Aaron/McGuire 
(1970) ergibt sich ebenfalls ein absoluter progressiver Belastungseffekt. Hier werden die 
nicht-monetären Nutzenzuflüsse der privaten Haushalte aus der Nutzung reiner öffentlicher 
Güter im umgekehrten Verhältnis zum Grenznutzen des Haushaltsnettoeinkommens auf die 
privaten Haushalte nach Nettoeinkommensklassen zugerechnet. Damit ist der absolute Nut-
zenzufluss umso höher, je niedriger der Grenznutzen seines Nettoeinkommens ist. Vor der 
Kürzung der staatlichen Infrastrukturausgaben ergibt sich ein absoluter progressiver Begüns-
                                                
480
  Vgl. Schwartz, G./Ter-Minassian, T. (2000), S. 344 f. und Hanusch, H. (1977), S. 153 ff. 
481
  Vgl. Hanusch, H. (1977), S. 155 und S. 157 und Bedau, K.-D. (1998b), S. 85, 94 f. und S. 111 f. 
482
  Vgl. Grüske, K.-D. (1978), S. 144 f. und Becker, I. (1999a), S. 209 ff. 
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tigungseffekt, da der absolute Nutzenzufluss mit steigendem Haushaltsnettoeinkommen an-
steigt, wenn der Grenznutzen des Nettoeinkommens mit steigendem  Nettoeinkommen sinkt, 
d.h. die Grenznutzenelastizität des Nettoeinkommens negativ ist. Dahinter steht die inverse 
Beziehung zwischen der negativen Grenznutzenelastizität des Nettoeinkommens und der 
Grenzrate der Substitution zwischen öffentlichen und privaten Gütern. Da diese mit steigen-
dem Haushaltsnettoeinkommen sinkt, ist die Grenznutzenelastizität des Nettoeinkommens 
im oberen Nettoeinkommensbereich höher als im unteren Nettoeinkommensbereich.
483
 
„Dominante limitiert öffentliche Kollektivleistungen“ 
Diese staatlichen Infrastrukturleistungen zeichnen sich durch einige wenige diskriminierende 
Leistungsmerkmale (z.B. Kapazitätsgrenzen oder eine unterschiedliche regionale Verfügbar-
keit) und/oder durch schwache Substitutions- oder Komplementärbeziehungen zu privaten 
Gütern aus. Dies gilt z.B. für den Rechtsschutz, für die Öffentliche Sicherheit und Ordnung 
oder für die Stadtplanung. Da die Nichtrivalität im Konsum und das Nicht-Ausschlussprinzip 
nicht mehr uneingeschränkt gegeben sind, verteilen sich die Nutzungsmöglichkeiten ungleich 
auf die potentiellen Nutzer. Aufgrund des eingeschränkten Kollektivgutcharakters ist eine 
bessere Zurechnung der gekürzten geldwerten Vorteile aus der Nutzung auf die privaten 
Haushalte nach Nettoeinkommensklassen möglich. Es bietet sich ein Verteilungsschlüssel 
aus den Zurechnungskriterien „Zahl der Haushalte“ und „personelle Vermögensverteilung“ 
oder aus den Zurechnungskriterien „Zahl der Haushalte“ und „personelle Nettoeinkommens-
verteilung“ an. Bei beiden Verteilungsschlüsseln ergibt sich ein absoluter progressiver Belas-
tungseffekt, da vor der Kürzung der staatlichen Infrastrukturausgaben die geldwerten Vorteile 
der Haushalte mit einem steigenden Haushaltsnettoeinkommen ansteigen.
484
  
„Gruppenleistungen mit spezifischer Begünstigung“ 
Diese staatlichen Infrastrukturleistungen zeichnen sich im Vergleich zu den „dominanten limi-
tiert öffentlichen Kollektivleistungen“ durch mehrere diskriminierende Leistungsmerkmale und 
durch ausgeprägte Substitutions- oder Komplementärbeziehungen zu privaten Gütern aus. 
Dies gilt z.B. für die Infrastrukturleistungen im Bereich Gesundheit, Bildung, Verkehr, Sport 
und Freizeit, Kultur. Daraus resultiert wiederum eine ungleiche Verteilung der Nutzungsmög-
lichkeiten auf die potentiellen Nutzer. Da bei diesen Leistungen die „Individualkomponente“ 
gegenüber der „Kollektivkomponente“ deutlich überwiegt, lassen sich die gekürzten geldwer-
                                                
483
  Vgl. Mackscheidt, K. (1976), S. 109 ff; Maital, S. (1977), S. 143 ff; Aaron, H./McGuire, M. 
(1970), S. 907 ff. 
484
  Vgl. Hanusch, H. (1977), S. 84 ff, 106 ff. und 158 ff. und Grüske, K.-D. (1978), S. 145 ff. 
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ten Vorteile aus der Nutzung leichter auf die privaten Haushalte nach Nettoeinkommensklas-
sen zurechnen als bei den „dominanten limitiert öffentlichen Kollektivleistungen“.
485
  
Bei der Zurechnung der gekürzten geldwerten Vorteile kann die Verteilung der Ausgaben der 
privaten Haushalte für private Komplementärgüter oder für private Substitutionsgüter nach 
Nettoeinkommensklassen als weiterer Verteilungsschlüssel verwendet werden. Dies setzt 
voraus, dass die „Gruppenleistungen mit spezifischer Begünstigung“ als ein Argument in die 
individuelle Nachfragefunktion nach privaten Gütern eingehen, d.h. die Nachfrage nach 
„Gruppenleistungen mit spezifischer Begünstigung“ und die Nachfrage nach privaten Gütern 
interdependent sind. In diesem Fall geben die privaten Ausgaben für komplementäre oder 
substitutive private Güter Aufschluss über die Nutzungsintensität und damit über die absolu-
ten geldwerten Vorteile der privaten Haushalte aus Nutzung der „Gruppenleistungen mit 
spezifischer Begünstigung“. Bei einer komplementären Beziehung hängt die Nachfrage nach 
privaten Gütern positiv vom staatlichen Angebot der „Gruppenleistungen mit spezifischer 
Begünstigung“ ab, weil die Nutzung der staatlichen Infrastrukturleistungen den Besitz priva-
ter Konsumgüter zwingend voraussetzt. Dagegen liegt eine substitutive Beziehung vor, wenn 
das staatliche Angebot direkt die Nachfrage nach privaten Konsumgütern dämpft, weil die 
privaten Haushalte ihre vorhandenen Bedürfnisse kostengünstiger befriedigen können.
486
  
Im Folgenden wird die personelle Inzidenz der gekürzten geldwerten Vorteile der westdeut-
schen privaten Haushalte aus der Nutzung staatlicher „Gruppenleistungen mit spezifischer 
Begünstigung“ anhand ausgewählter Beispiele analysiert: 
Personelle Inzidenz der gekürzten geldwerten Vorteile der westdeutschen privaten Haushal-
te aus der Nutzung des staatlichen Gesundheitsinfrastrukturangebotes  
Im Bereich Gesundheit stiften die staatlichen Infrastrukturleistungen den Nutzern individuelle 
geldwerte Vorteile und der gesamten Gesellschaft externe Nutzen, da die medizinische Ver-
sorgung des Einzelnen zugleich auch die Allgemeinheit vor Krankheiten schützt. Außerdem 
erzielt der einzelne Nutzer über die geldwerten Vorteile hinaus monetäre Nutzen, da die me-
dizinische Versorgung eine Voraussetzung für die Einkommenserzielung ist.
487
  
In der folgenden Analyse müssen die gekürzten geldwerten Vorteile aus der Nutzung mit 
Hilfe eines geeigneten Verteilungsschlüssels näherungsweise auf die privaten Haushalte 
                                                
485
  Vgl. Hanusch, H. (1977), S. 108 und 162 ff. und Grüske, K.-D. (1978), S. 56 und S. 147 ff. 
486
  Vgl. Faber, M. (1986), S. 16 ff. und S. 34 ff. und Weltring, S. (1997), S. 152 ff. 
487
  Vgl. Hanusch, H. (1977), S. 164.  
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nach Nettoeinkommensklassen zugerechnet werden, da eine statistische Erfassung der Nut-
zer staatlicher Gesundheitsleistungen nicht möglich ist. Als Verteilungsschlüssel dient die in 
der EVS 1993 ausgewiesene Verteilung der Ausgaben der westdeutschen privaten Haushal-
te für den Bereich Gesundheit nach dem monatlichen Haushaltsnettoeinkommen, weil davon 
ausgegangen wird, dass zwischen den staatlichen Leistungen im Bereich Gesundheit und 
den privaten Ausgaben für Gesundheit eine substitutive Beziehung besteht. Dazu zählen die 
„Ausgaben für Gesundheitspflege“ und die „freiwilligen Beiträge zu privaten Krankenversi-
cherungen“ (vgl. Spalte 2 und 3 in Tabelle 43).
488
  
Tabelle 43: Verteilung monatlicher Konsumausgaben der westdeutschen privaten 
Haushalte in 1993 nach dem monatlichen Haushaltsnettoeinkommen  
Monatliches Haushalts-
nettoeinkommen (von 




Monatliche Ausgaben für 








unter 1000 1,4 (1,2) 3,2 (11,7) 
1000 - 1600 2,0 0,3 2,3 8,2 
1600 - 2000 2,4 0,4 2,2 8,6 
2000 - 2500 2,2 0,6 2,5 9,2 
2500 - 3000 2,1 0,7 2,1 11,5 
3000 - 4000 2,3 1,0 1,9 11,6 
4000 - 5000 2,4 1,2 1,8 12,5 
5000 - 6000 2,4 1,5 1,7 12,4 
6000 - 7500 3,0 1,7 1,6 11,9 
7500 - 10.000 2,9 2,1 1,5 11,1 
10.000 - 35.000 2,6 2,7 1,4 9,5 
* in % des durchschnittlichen monatlichen Haushaltsnettoeinkommens  
Quelle: Statistisches Bundesamt (Hrsg.) (1997b): Wirtschaftsrechnungen; Einkommens- und 
Verbrauchsstichprobe 1993, Wiesbaden 1997, Heft 4 (Tabelle 1.1); Statistisches Bundesamt 
(Hrsg.) (1997c): Wirtschaftsrechnungen; Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 1993, 
Wiesbaden 1997, Heft 5 (Tabelle 1.1); eigene Berechnungen. 
Nach Tabelle 43 steigt der schichtenspezifische Anteil der monatlichen Ausgaben für freiwil-
lige Beiträge zu privaten Krankenversicherungen am durchschnittlichen monatlichen Haus-
haltsnettoeinkommen mit einem steigenden Haushaltsnettoeinkommen fast kontinuierlich 
von 0,4% auf 2,7% an. Des weiteren ist der Anteil der monatlichen Ausgaben für Gesund-
                                                
488
  Vgl. Hanusch, H. (1977), S. 164 f. und Cornes, R.C. (1995), S. 145 ff. 
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heitspflege am durchschnittlichen monatlichen Haushaltsnettoeinkommen im oberen Netto-
einkommensbereich höher als im unteren Nettoeinkommensbereich. Er steigt mit einem stei-
genden Haushaltsnettoeinkommen im unteren Nettoeinkommensbereich leicht von 1,4% auf 
2,4% an, geht im Nettoeinkommensbereich von 2.000 DM bis unter 3.000 DM leicht zurück, 
steigt im mittleren Nettoeinkommensbereich wieder stetig bis auf 3,0% an und geht bei ei-
nem weiter steigenden Haushaltsnettoeinkommen auf 2,6% zurück.
489
  
Insgesamt zeigt sich, dass die monatlichen Ausgaben der westdeutschen privaten Haushalte 
für den Bereich Gesundheit in Relation zum durchschnittlichen monatlichen Haushaltsnetto-
einkommen mit einem steigenden Haushaltsnettoeinkommen zwar nicht stetig ansteigen, 
aber zumindest tendenziell zunehmen und daher im oberen Nettoeinkommensbereich höher 
sind als im unteren Nettoeinkommensbereich. Daraus lässt sich unter der Prämisse einer 
substitutiven Beziehung zu den staatlichen Leistungen im Bereich Gesundheit ein absoluter 
regressiver Begünstigungseffekt des staatlichen Gesundheitsinfrastrukturangebotes ableiten, 
da die Haushalte im unteren Nettoeinkommensbereich mit relativ geringen Ausgaben für den 
Bereich Gesundheit eine höhere Nutzungsintensität besitzen und daher absolut mehr geld-
werte Vorteile erzielen als die Haushalte im oberen Nettoeinkommensbereich mit relativ ho-
hen Ausgaben für den Bereich Gesundheit. Dementsprechend ging von den Kürzungen der 
Sachausgaben für das staatliche Gesundheitsinfrastrukturangebot ein absoluter regressiver 
Belastungseffekt aus, weil die gekürzten geldwerten Vorteile der privaten Haushalte mit ei-
nem steigenden Haushaltsnettoeinkommen absolut abnahmen. Daraus resultierte allerdings 
nicht zwingend eine einkommensdifferenzierende Wirkung, weil die gekürzten geldwerten 
Vorteile noch am Haushaltsnettoeinkommen relativiert werden müssen. 
Personelle Inzidenz der gekürzten geldwerten Vorteile der westdeutschen privaten Haushal-
te aus der Nutzung des staatlichen Bildungsinfrastrukturangebotes 
Im Bereich Bildung stiften die staatlichen Infrastrukturleistungen den privaten Haushalten mit 
Kindern, Auszubildenden und/oder Studenten geldwerte Vorteile, da sie das staatliche Bil-
dungsinfrastrukturangebot quasi kostenlos nutzen können. Daraus resultieren im Querschnitt 
interpersonelle Einkommensverteilungswirkungen zwischen Haushalten mit und ohne Kin-
dern, zwischen Haushalten mit und ohne Auszubildenden bzw. Studenten, zwischen Haus-
halten mit Studenten verschiedener Fachrichtungen und zwischen Haushalten mit Kindern, 
Auszubildenden bzw. Studenten mit einer unterschiedlichen Bildungs-, Ausbildungs- bzw. 
Studienzeit. Dabei sind die sozioökonomischen Merkmale des elterlichen Haushalts unmit-
telbar verteilungsrelevant, da sie die Nutzungsintensität der staatlichen Leistungen im Be-
                                                
489
  Vgl. Statistisches Bundesamt (1997a), Tabelle 1.1 und (1997c), Tabelle 1.1. 
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reich Bildung determinieren. Dazu zählt z.B. die Nettoeinkommensklasse, die Haushaltsgrö-
ße oder der soziale Status der Eltern. In mittel- und langfristiger Hinsicht erzielen die Kinder, 
Auszubildenden und Studenten aus der Nutzung des staatlichen Bildungsinfrastrukturange-
botes interne Erträge in Form höherer Bruttoerwerbseinkommen, da das individuelle Bil-
dungs- und Ausbildungsniveau eine wesentliche Determinante für die Einkommenserzie-
lungsmöglichkeiten eines Erwerbstätigen sind. Daraus resultieren im Längsschnitt interper-
sonelle Einkommensverteilungswirkungen zwischen Erwerbstätigen mit unterschiedlich ho-
hen internen Nettoerträgen aus ihrer Bildungszeit.
490
  
Bei der statistischen Zurechnung der gekürzten geldwerten Vorteile der privaten Haushalte 
aus der Nutzung des staatlichen Bildungsinfrastrukturangebotes auf die privaten Haushalte 
nach Nettoeinkommensklassen wird die Verteilung der privaten Bildungsausgaben nach dem 
monatlichen Haushaltsnettoeinkommen als Verteilungsschlüssel verwendet, da zwischen 
den staatlichen Bildungsleistungen und den privaten Bildungsausgaben eine interdependen-
te Beziehung besteht. In der Realität ist einerseits eine komplementäre Beziehung beob-
achtbar, z.B. bei den Ausgaben für private Verbrauchs- und Gebrauchsgüter, die bei der 
Nutzung der staatlichen Bildungsinfrastruktur zwingend benötigt werden. Andererseits ist 
aber auch eine substitutive Beziehung zu beobachten, z.B. bei den Ausgaben für private 
Bildungsstätten als Substitut für staatliche Bildungsstätten.
491
 Nach herrschender Ansicht ist 
in der Praxis insgesamt eher eine substitutive Beziehung zu beobachten. Unter dieser Prä-
misse signalisieren niedrige private Bildungsausgaben eine hohe Nutzungsintensität des 
staatlichen Bildungsinfrastrukturangebotes, da die Haushalte ihre Bildungsausgaben freiwillig 
reduzieren, wenn der Staat kostenlos oder verbilligt substitutive Bildungsleistungen anbietet. 
Daraufhin erreichen die geldwerten Vorteile der privaten Haushalte aus der Nutzung der Bil-
dungsinfrastruktur überdurchschnittlich die Haushalte mit niedrigen privaten Bildungsausga-
ben und nur unterdurchschnittlich die Haushalte mit hohen privaten Bildungsausgaben.
492
 
In der EVS 1993 werden die privaten Bildungsausgaben durch die „privaten Ausgaben für 
Bücher, Broschüren, Zeitungen und Zeitschriften“ und durch die „sonstigen Bildungskosten“ 
repräsentiert. Nach den Daten der Tabelle 43 in Spalte 4 geben die Haushalte aus dem obe-
ren Nettoeinkommensbereich zwar absolut mehr für private Bildungsgüter aus als die Haus-
halte aus dem unteren Nettoeinkommensbereich. Dennoch geht der schichtenspezifische 
                                                
490
  Vgl. Grüske, K.-D. (1994), S. 74 ff.  
491
  Vgl. Fernandez, R./Rogerson, R.D. (1994), S. 3 f. und Weltring, S. (1997), S. 153. 
492
  Vgl. Weltring, S. (1997), S. 153 f. 
 220 
 
Anteil der monatlichen Bildungsausgaben am durchschnittlichen monatlichen Haushaltsnet-
toeinkommen mit einem steigenden Haushaltsnettoeinkommen fast stetig von 3,2% bis auf 
1,4% in der obersten Nettoeinkommensklasse zurück. Dieses Inzidenzergebnis ist durchaus 
unerwartet, weil die Haushalte mit einem hohen Nettoeinkommen häufig aus sozialen Presti-
gegründen oder aufgrund einer ausgeprägten Präferenz für qualitativ bessere private Substi-
tutionsgüter im Bildungsbereich anstelle kostenloser staatlicher Bildungsleistungen entgeltli-
che private Bildungsleistungen in Anspruch nehmen und dafür hohe private Bildungsausga-
ben tätigen. Eine denkbare Begründung für das abgeleitete Inzidenzergebnis ist, dass die 
EVS die privaten Bildungsausgaben für Substitutionsgüter lediglich unvollständig erfasst. Da 
die in der EVS ausgewiesene Sammelposition „sonstige Bildungskosten“ über die privaten 
Bildungsausgaben für private Komplementärgüter und Substitutionsgüter keinerlei Auskunft 
gibt, ist es nicht ausgeschlossen, dass die Berechnungen auf der Grundlage von EVS-Daten 
die positive Korrelation zwischen den privaten Bildungsausgaben für Substitutionsgüter und 
dem Haushaltsnettoeinkommen tendenziell unterschätzen.
493
 
Das zuvor abgeleitete Inzidenzergebnis deckt sich aber zumindest mit den empirischen Un-
tersuchungsergebnissen von Grüske (1994) zur personellen Inzidenz des staatlichen Hoch-
schulangebotes. Nach seinen Berechnungen fließen die geldwerten Vorteile aus der Nut-
zung des staatlichen Hochschulangebotes überdurchschnittlich an Haushalte aus dem mittle-
ren und gehobenen Nettoeinkommensbereich, da die Studenten überdurchschnittlich aus 
Haushalten mit einem mittleren und gehobenen Nettoeinkommensniveau stammen.
494
  
Insgesamt betrachtet deuten die Daten in Tabelle 43 darauf hin, dass die absoluten geldwer-
ten Vorteile der privaten Haushalte aus der Nutzung der staatlichen Bildungsinfrastruktur 
unter der Prämisse einer substitutiven Beziehung zwischen den staatlichen Leistungen im 
Bildungsbereich und den privaten Bildungsausgaben überdurchschnittlich an Haushalte aus 
den oberen Nettoeinkommensklassen mit relativ geringen privaten Bildungsausgaben (und 
daher einer hohen Nutzungsintensität) und nur unterdurchschnittlich an Haushalte aus den 
unteren Nettoeinkommensklassen mit relativ hohen privaten Bildungsausgaben (und daher 
einer niedrigen Nutzungsintensität) fließen. Daraus resultiert ein absoluter progressiver Be-
günstigungseffekt. Dementsprechend ging von den Kürzungen der Sachausgaben für das 
staatliche Bildungsinfrastrukturangebot ein absoluter progressiver Belastungseffekt aus, weil 
die gekürzten geldwerten Vorteile mit einem steigenden Haushaltsnettoeinkommen absolut 
anstiegen. Daraus resultierte allerdings nicht zwingend eine einkommensnivellierende Wir-
                                                
493
  Vgl. Statistisches Bundesamt (1997c), Tabelle 1.1. 
494
  Vgl. Grüske, K.-D. (1994), S. 89 ff. 
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kung, weil die gekürzten geldwerten Vorteile noch am Haushaltsnettoeinkommen relativiert 
werden müssen. 
Personelle Inzidenz der gekürzten geldwerten Vorteile der westdeutschen privaten Haushal-
te aus der Nutzung des staatlichen Verkehrsinfrastrukturangebotes 
Im Verkehrsbereich stiften die staatlichen Infrastrukturleistungen den privaten Haushalten 
direkt geldwerte Vorteile, da sie das Verkehrsinfrastrukturangebot kostenlos nutzen kön-
nen.
495
 Bei der statistischen Zurechnung der gekürzten direkten geldwerten Vorteile auf die 
privaten Haushalte nach Nettoeinkommensklassen wird die in der EVS 1993 ausgewiesene 
Verteilung der Ausgaben der westdeutschen privaten Haushalte für den Bereich Verkehr 
nach dem monatlichen Haushaltsnettoeinkommen als Verteilungsschlüssel herangezogen. 
Diese setzen sich aus den Ausgaben für eigene Verkehrsmittel (incl. Kraftstoffausgaben) und 
aus den Ausgaben für Verkehrsdienstleistungen Dritter zusammen. Im Folgenden wird un-
terstellt, dass zwischen den privaten Ausgaben und den staatlichen Infrastrukturleistungen 
im Verkehrsbereich eine komplementäre Beziehung besteht, da die Nutzung der Verkehrsinf-
rastruktur den Besitz eines eigenen Verkehrsmittels oder die Inanspruchnahme von Ver-
kehrsdienstleistungen Dritter voraussetzt. Damit variiert die Nutzungsintensität des staatli-
chen Verkehrinfrastrukturangebotes positiv mit den privaten Ausgaben für Verkehr.  
Nach den Daten der Tabelle 43 in Spalte 5 steigt der schichtenspezifische Anteil der monat-
lichen Ausgaben für den Bereich Verkehr am durchschnittlichen monatlichen Haushaltsnet-
toeinkommen, ausgehend von der zweituntersten Nettoeinkommensklasse, mit einem stei-
genden Haushaltsnettoeinkommen lediglich bis zum mittleren Nettoeinkommensbereich ste-
tig an und ist danach wieder rückläufig. Er erreicht in der zweituntersten Nettoeinkommens-
klasse einen minimalen Wert von 8,2%, in der Nettoeinkommensklasse von 4.000 DM bis 
unter 5.000 DM einen maximalen Wert von 12,5% und in der obersten Nettoeinkommens-
klasse einen Wert von 9,5%. Dieser Verlauf deutet darauf hin, dass die direkten geldwerten 
Vorteile der privaten Haushalte aus der Nutzung des staatlichen Verkehrsinfrastrukturange-
botes überdurchschnittlich an Haushalte im mittleren Nettoeinkommensbereich mit relativ 
hohen Ausgaben für den Bereich Verkehr fließen, da sie die höchste Nutzungsintensität be-
sitzen. Es lässt sich also weder eindeutig ein absoluter regressiver Begünstigungseffekt noch 
eindeutig ein absoluter progressiver Begünstigungseffekt ableiten. Dementsprechend wirkten 
die Kürzungen der Sachausgaben für das staatliche Verkehrsinfrastrukturangebot weder 
eindeutig absolut progressiv belastend noch eindeutig absolut regressiv belastend, da die 
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  Vgl. Cornes, R.C. (1995), S. 142 f. und Hanusch, H. (1977), S. 169 ff. 
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Haushalte im mittleren Nettoeinkommensbereich die höchste Nutzungsintensität besitzen 
und daher absolut am meisten geldwerte Vorteile verloren. 
Personelle Inzidenz der gekürzten geldwerten Vorteile der privaten Haushalte aus der Nut-
zung des staatlichen Sport-, Freizeit- und Kulturangebotes 
Bei der formalen Inzidenzanalyse der gekürzten geldwerten Vorteile der privaten Haushalte 
aus der Nutzung des staatlichen Sport- Freizeit- und Kulturangebotes wird auf eine empiri-
sche Studie von Bischoff/Heck zurückgegriffen. Diese analysiert auf der Grundlage der Zeit-
budgeterhebung 1991/1992 des Statistischen Bundesamtes die Verteilung der geldwerten 
Vorteile der privaten Haushalte aus der Nutzung des staatlichen Infrastrukturangebotes im 
Bereich Sport- und Freizeit und im Bereich Kultur auf die privaten Haushalte nach der Haus-
haltsgröße und nach dem monatlichen Haushaltnettoeinkommen. Es zeigt sich, dass die 
geldwerten Vorteile in ihrer Höhe nicht unerheblich sind und im Kulturbereich deutlich höher 
liegen als im Sport- und Freizeitbereich. In beiden Bereichen steigen sie mit der Haushalts-
größe und mit dem Haushaltnettoeinkommen kontinuierlich an. Dabei ist die positive Ein-
kommensabhängigkeit der geldwerten Vorteile im Sport- und Freizeitbereich lediglich indirek-
ter Natur, da die geldwerten Vorteile zugleich mit der Haushaltsgröße ansteigen und die 
Haushaltsgröße und das Haushaltnettoeinkommen positiv korreliert sind. Dieser Umstand 
deutet darauf hin, dass sich die geldwerten Vorteile der privaten Haushalte aus der Nutzung 
des staatlichen Sport- und Freizeitinfrastrukturangebotes annähernd gleichmäßig auf die 
Haushalte aller Nettoeinkommensklassen verteilen. Es ergibt sich ein absoluter proportiona-
ler Begünstigungseffekt. Demgegenüber ist im Kulturbereich eine schwache direkte positive 
Korrelation zwischen der Höhe der absoluten geldwerten Vorteile und dem Haushaltnetto-
einkommen zu beobachten. Dies spricht für einen schwachen absoluten progressiven Be-
günstigungseffekt des staatlichen Kulturangebotes. Dieses Inzidenzergebnis kann man damit 
erklären, dass zwischen dem Haushaltnettoeinkommen und dem Bildungsgrad des Haus-
halts eine positive Korrelation besteht und die Nutzungsintensität mit dem Bildungsgrad ten-
denziell ansteigt, weil höher gebildete Haushalte eine höhere Präferenz für und einen besse-
ren Informationsstand über das staatliche Kulturangebot besitzen. Außerdem ist die Nutzung 
des staatlichen Kulturangebotes i.d.R. mit privaten Ausgaben für Eintrittspreise und für kom-
plementäre private Güter verbunden. Diese stellen für Haushalte mit einem niedrigen Netto-
einkommen sicherlich einen bedeutsameren Ausschlussfaktor für die Nutzung dar als für 
Haushalte mit einem hohen Nettoeinkommen.
496
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  Vgl. Bischoff, I./Heck, S. (2001), S. 203 ff. 
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Insgesamt lassen diese Inzidenzergebnisse vermuten, dass die Kürzungen der Sachausga-
ben für das staatliche Sport- und Freizeitinfrastrukturangebot einen absoluten proportionalen 
Belastungseffekt und die Kürzungen der Sachausgaben für das staatliche Kulturangebot 
einen absoluten progressiven Belastungseffekt generierten. Im Sport- und Freizeitbereich 
verloren die Haushalte aller Nettoeinkommensklassen absolut gleich viele geldwerte Vorteile. 
Im Kulturbereich verloren die Haushalte aus den oberen Nettoeinkommensklassen absolut 
mehr geldwerte Vorteile als die Haushalte aus den unteren Nettoeinkommensklassen.  
Gesamteinschätzung der interpersonellen Einkommensverteilungswirkungen der Kür-
zungen staatlicher Sachausgaben für das materielle Infrastrukturangebot im alten 
Bundesgebiet 
Insgesamt betrachtet war die Gesamtwirkung der Kürzungen der staatlichen Sachausgaben 
für das materielle Infrastrukturangebot im alten Bundesgebiet seit der deutschen Vereinigung 
weder eindeutig absolut progressiv belastend noch eindeutig absolut regressiv belastend, da 
sich eine Vielzahl absoluter progressiver Belastungswirkungen und absoluter regressiver 
Belastungswirkungen gegenüberstanden. Dementsprechend war auch die Gesamtwirkung 
auf die personelle Nettoeinkommensverteilung und auf die Verteilung der Haushaltsfinalein-
kommen unbestimmt. Außerdem impliziert selbst eine absolute progressive (regressive) Ge-
samtbelastungswirkung nicht zwingend eine einkommensnivellierende (einkommensdifferen-
zierende) Wirkung. Dies lässt sich nur dann genau feststellen, wenn der Rückgang der geld-
werten Vorteile der westdeutschen privaten Haushalte aus der Nutzung der gekürzten  
haushaltsbezogenen Infrastrukturleistungen monetär bewertet und zusammen mit den indi-
rekten Bruttomindereinkommen der Eigentümer und Anteilseigner der direkt belasteten Un-
ternehmen am Haushaltsnettoeinkommen relativiert wird. Auf solche Berechnungen muss in 
dieser Arbeit wegen fehlender statistischer Daten verzichtet werden. 
7.5.2.2 Materielle Inzidenzanalyse der diskretionären Kürzungen der staatli-
chen Sachausgaben für das materielle Infrastrukturangebot 
Bei der formalen Inzidenzanalyse der Kürzung der staatlichen Sachausgaben für das mate-
rielle Infrastrukturangebot wurde angenommen, dass die Nutzer der Infrastrukturleistungen 
und dritte Wirtschaftsteilnehmer keine Anpassungsreaktionen an die gekürzten geldwerten 
Vorteile aus der Nutzung zeigen. Diese Annahme ist in der Realität nicht haltbar, so dass die 
formale Inzidenz und die effektive Inzidenz der gekürzten staatlichen Infrastrukturausgaben 
voneinander abweichen können. So können die Nutzer ihre Belastung durch Vorwälzungs- 
und Rückwälzungsaktivitäten (auf Kosten anderer Marktteilnehmer) reduzieren. Außerdem 
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induzieren die Anpassungsreaktionen verteilungsrelevante Preis- und Mengeneffekte auf 
den Güter- und Faktormärkten.
497
 Des weiteren ist eine Kürzung staatlicher Infrastrukturaus-
gaben direkt mit Preis- und Mengeneffekten auf den Märkten der privaten Substitutions- und 
Komplementärgüter verbunden, da die Nachfrage nach Komplementärgütern sinkt und die 
Nachfrage nach Substitutionsgütern steigt.
498
 Schließlich beeinflusst eine Kürzung der staat-
lichen Sachausgaben für haushaltsbezogene Infrastrukturleistungen über Preis- und Men-
geneffekte auf dem Arbeitsmarkt mittelbar die personelle Nettoeinkommensverteilung, weil 
die Qualität und Quantität der haushaltsbezogenen Infrastrukturleistungen des Staates die 
Arbeitszeit-Freizeit-Entscheidung der privaten Haushalte beeinflusst.
499
  
7.5.3 Personelle Inzidenzanalyse der Kürzungen staatlicher Sozialleistungen 
Bei den Kürzungen der staatlichen Ausgaben für Sozialleistungen an die westdeutschen  
privaten Haushalte lassen sich die belasteten Personengruppen aus formaler Sicht problem-
los erfassen, da die Empfänger staatlicher Sozialtransfers wegen der gesetzlichen Kodifizie-
rung der Sozialleistungen direkt ermittelt werden können. Es waren alle nach dem Gesetz 
anspruchsberechtigten privaten Haushalte. Deshalb zeichnen sich staatliche Sozialtransfers 
durch eine Identität von Zahlungsempfänger und Zahlungsdestinatar aus.
500
  
Nach den Daten der Tabelle 44 belasteten die Kürzungen staatlicher Sozialleistungen über-
durchschnittlich die Haushalte im unteren Nettoeinkommensbereich und unterdurchschnitt-
lich die Haushalte im oberen Nettoeinkommensbereich, da der Anteil der durchschnittlichen 
monatlichen Bruttoeinkommen aus öffentlichen Transferzahlungen am durchschnittlichen 
monatlichen Haushaltsbruttoeinkommen mit einem steigenden Haushaltsnettoeinkommen 
stetig und deutlich von 60% auf 5,2% sinkt. Dieser Umstand ist v.a. darauf zurückzuführen, 
dass die Haushalte von Arbeitslosen und Nichterwerbstätigen über 60% ihres monatlichen 
Haushaltsbruttoeinkommens aus staatlichen Sozialtransfers beziehen und überdurchschnitt-
lich dem unteren Nettoeinkommensbereich angehören. Damit ergab sich in formaler Hinsicht 
eine differenzierende Wirkung auf die personelle Nettoeinkommensverteilung, weil die relati-
ve Belastung des Haushaltsbruttoeinkommens aus der Kürzung der staatlichen Sozialleis-
tungen mit einem steigenden Haushaltsnettoeinkommen stetig zurückging. Mangels statisti-
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  Vgl. Schwartz, G./Ter-Minassian, T. (2000), S. 345 ff. und Mackscheidt, K. (1976), S. 60. 
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  Vgl. Hanusch, H. (1977), S. 90 ff. und Siebert, H. (1970), S. 44 ff. 
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scher Daten zum quantitativen Gewicht der jährlich gekürzten Sozialleistungen muss auf 
eine Quantifizierung dieser einkommensdifferenzierenden Wirkung verzichtet werden.
501
  
Tabelle 44: Verteilung der Bruttoeinkommen aus öffentlichen Sozialtransfers im alten 
Bundesgebiet in 1993 nach dem monatlichen Haushaltsnettoeinkommen  
Monatliches Haushalts-
nettoeinkommen (von 
...bis unter ...DM) 
Durchschnittliches 
Haushaltsbruttoein-
kommen je Haushalt 
pro Monat (in DM) 
Bruttoeinkommen aus 
öffentlichen Sozial-
transfers je Haushalt 
pro Monat (in DM) 
Bruttoeinkommen aus öffentlichen 
Sozialtransfers je Haushalt pro Monat 
in % des durchschnittlichen monatli-
chen Haushaltsbruttoeinkommens  
unter 1000 907,70 544,97 60,0 
1000 - 1600 1433,43 924,23 64,5 
1600 - 2000 2036,46 1164,32 57,1 
2000 - 2500 2676,81 1217,16 45,5 
2500 - 3000 3375,86 1234,86 36,6 
3000 - 4000 4267,91 1338,09 31,3 
4000 - 5000 5609,82 1244,41 22,2 
5000 - 6000 6984,63 1135,31 16,3 
6000 - 7500 8548,52 1066,68 12,5 
7500 - 10.000 10.900,22 966,46 8,9 
10.000 - 35.000 16.838,03 880,44 5,2 
Quelle: Statistisches Bundesamt (Hrsg.) (1997b): Wirtschaftsrechnungen; Einkommens- und 
Verbrauchsstichprobe 1993, Heft 4, Wiesbaden 1997, Tabelle 1.1; eigene Berechnungen. 
In materieller Hinsicht weichen die formale Inzidenz und die effektive Inzidenz gekürzter 
staatlicher Sozialtransfers dann voneinander ab, wenn die Unternehmen als Reaktion auf 
den Rückgang der Bruttotransfereinkommen der Transferempfänger freiwillig ihre Preise für 
Konsumgüter senken oder wegen des Rückgangs der Konsumnachfrage der Transferemp-
fänger die Preise senken müssen. Daraufhin übernehmen sie von den Transferempfängern 
einen Teil des gekürzten Bruttotransfereinkommens.
502
 Dieser Vorgang schwächt die formal 
einkommensdifferenzierende Wirkung gekürzter staatlicher Sozialleistungen vermutlich ab, 
da er die Haushalte im unteren Nettoeinkommensbereich überdurchschnittlich begünstigt 
und die Haushalte im oberen Nettoeinkommensbereich auf indirektem Wege überdurch-
schnittlich belastet. Dahinter steht das starke Gewicht der begünstigten Empfänger staatli-
                                                
501
  Vgl. Statistisches Bundesamt (1997b), Tabelle 1.1, 1.9 und Tabelle 1.10. 
502
  Vgl. von Loeffelholz, H.-D. (1979), S. 179 f. und S. 191 ff. und Henke, K.-D. (1975), S. 184 f. 
 226 
 
cher Sozialleistungen im unteren Nettoeinkommensbereich und der indirekt belasteten Ei-
gentümer und Anteilseigner der Unternehmen im oberen Nettoeinkommensbereich. 
7.5.4 Personelle Inzidenzanalyse der Kürzungen staatlicher Subventionen 
7.5.4.1 Formale Inzidenzanalyse 
In diesem Abschnitt werden die interpersonellen Einkommensverteilungswirkungen der Kür-
zung staatlicher Subventionen an den westdeutschen Unternehmenssektor seit deutschen 
Vereinigung analysiert. Dazu wird untersucht, welche Personengruppen im westdeutschen 
Haushaltssektor von der Subventionsgewährung formal profitierten und demnach von den 
Subventionskürzungen formal betroffen waren.
503
 In Kapitel 5.4 wurde gezeigt, dass die ein-
gesparten Subventionen im Zeitraum 1991 bis 1995 insgesamt nur ca. 10,8 Mrd. DM betru-
gen. In sektoraler Hinsicht war nur in den Bereichen Wohnungsvermietung, Bundesbahn, 
Forschung und Entwicklung, Luft- und Raumfahrzeugbau, Steinkohlebergbau, Land- und 
Forstwirtschaft und Schiffbau ein Subventionsrückgang zu beobachten.
504
 Bei den direkten 
Finanzhilfen entsprach der gekürzte Subventionsvorteil entweder einer geringeren Barzaus-
zahlung (z.B. bei Betriebsmittel-, Produktions- oder Kapitalsubventionen) oder einem gerin-
geren geldwerten Vorteil (z.B. bei Beschaffungs- oder Bürgschaftssubventionen).
505
   
Bei der formalen Inzidenzanalyse wird unterstellt, dass die Subventionsempfänger den ge-
kürzten Subventionsvorteil gemäß dem Willen des Gesetzgebers vollständig über die Märkte 
an den Subventionsdestinatar überwälzten und daher der Subventionsdestinatar auch der 
effektiv Belastete der Subventionskürzung war. Unter dieser Prämisse schlug sich der ge-
kürzte Subventionsvorteil nach Beendigung des gesetzlich erwarteten Überwälzungsvor-
gangs ausschließlich in einem Rückgang seines Bruttogewinns nieder. Diese Annahme ist 
aber nur dann haltbar, wenn der Subventionsempfänger die gesetzlich erwarteten Überwäl-
zungsaktivitäten tatsächlich durchführt und keine gesetzlich unerwarteten Anpassungsreakti-
onen zeigt, und wenn der Subventionsdestinatar den weitergegebenen gekürzten Subventi-
onsvorteil vollständig behält und selber keinerlei Anpassungsreaktionen an die gekürzte Sub-
vention zeigt. Diese restriktiven Annahmen sind in der Praxis sicherlich nicht erfüllt.
506
 
                                                
503
  Vgl. Zimmermann, H. (1976), S. 15, 19 ff, 33 ff. und S. 39 ff. und Haghani, S. (1999), S. 18 ff.  
504
  Vgl. DIW (Wochenbericht Nr. 46/1992), S. 618 und DIW (Wochenbericht Nr. 4/1995), S. 106 ff. 
505
  Vgl. Haghani, S. (1999), S. 18 ff.  
506
  Vgl. Nieder-Eichholz, M. (1995), S. 97 ff. und Hartig, R. (1990), S. 35 f. 
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Nach den Erkenntnissen aus Abschnitt 7.2 und 7.3 schlugen sich die vereinigungsbedingten 
diskretionären Subventionskürzungen im alten Bundesgebiet seit der deutschen Vereinigung 
über einen niedrigeren Bruttogewinn indirekt in niedrigeren Bruttoerwerbs- und Bruttovermö-
genseinkommen der privaten Eigentümer und Anteilseigner der Subventionsdestinatare nie-
der. Dies belastete überdurchschnittlich die Haushalte im oberen Nettoeinkommensbereich 
und lediglich unterdurchschnittlich die Haushalte im unteren Nettoeinkommensbereich. Da-
hinter steht das starke Gewicht der indirekt belasteten Eigentümer und Anteilseigner der Un-
ternehmen im oberen Nettoeinkommensbereich (vgl. Tabelle 20, 21 und 23). Daraus resul-
tierte vermutlich, wenn auch nicht zwingend, eine nivellierende Wirkung auf die personelle 
Nettoeinkommensverteilung. Diese Verteilungswirkung war angesichts des geringen quanti-
tativen Gewichts der Subventionskürzungen vermutlich aber nicht besonders bedeutsam. 
7.5.4.2 Materielle Inzidenzanalyse 
Bei der folgenden materiellen Inzidenzanalyse der diskretionären Subventionskürzungen im 
alten Bundesgebiet seit der deutschen Vereinigung werden die gesetzlich nicht erwarteten 
privatwirtschaftlichen Anpassungsreaktionen an die staatliche Subventionskürzung berück-
sichtigt, da sie den formalen Wirkungsendpunkt der gekürzten Subvention veränderten und 
darüber eine Abweichung zwischen der formalen Inzidenz und der materiellen Inzidenz ge-
nerierten. Nach Beendigung aller privatwirtschaftlichen Anpassungsreaktionen können der 
Subventionsdestinatar und der effektive Subventionsbelastete voneinander abweichen.
507
  
In der Realität kommt die vom Gesetzgeber beabsichtigte vollständige Überwälzung eines 
gekürzten Subventionsvorteils auf den Subventionsdestinatar häufig nicht zustande, weil die 
mikro- und/oder makroökonomischen Überwälzungsbedingungen für das subventionsemp-
fangende Unternehmen ungünstig sind.
508
 Des weiteren wird der Subventionsdestinatar ver-
suchen, die finanzielle Last aus einer Subventionskürzung gegen den Willen des Gesetzge-
bers durch niedrigere Preise für Investitionsgüter, Zwischenprodukte oder Vorleistungsgüter 
auf die Investitionsgüterproduzenten, Betriebsmittelhersteller oder Lieferanten, durch niedri-
gere Bruttolöhne auf die Arbeitnehmer oder durch höhere Güterpreise auf die Nachfrager zu 
überwälzen.
509
 Bei ungünstigen Überwälzungsbedingungen kann er den gekürzten Subven-
tionsvorteil auch durch „passive“ Anpassungsreaktionen auf andere Marktteilnehmer verla-
                                                
507
  Vgl. Nieder-Eichholz, M. (1995), S. 97 ff. und Krieger-Boden, C./Lammers, K. (1996), S. 6 ff, 11 
f. und S. 19 f. 
508
  Vgl. Nieder-Eichholz, M. (1995), S. 98 f. und S. 203 und Hartig, R. (1990), S. 36 f. 
509
  Vgl. Siebe, T. (1993), S. 120 ff. und S. 136 ff. und Krieger-Boden, C./Lammers, K. (1996), S. 19. 
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gern. Dazu zählt u.a. der Kapazitätsabbau, die Verringerung der Nachfrage nach Investiti-
onsgütern, die Realisierung von Produktivitätsreserven und von technischen Fortschritt und 
die Durchführung von Rationalisierungsmaßnahmen und Rationalisierungsinvestitionen zu 
Lasten des Faktors Arbeit. Daraufhin müssen die freigesetzten Arbeitskräfte, die Beschäftig-
ten, die Lieferanten und/oder die Investitionsgüterproduzenten einen Teil des gekürzten 
Subventionsvorteils tragen.
510
 Schließlich kann der Subventionsdestinatar auf die Subventi-
onskürzung mit sachlichen, zeitlichen und/oder räumlichen Substitutionsaktivitäten reagieren, 
weil sein Anreiz zur Schaffung des Subventionstatbestandes, zur Erfüllung der staatlichen 
Empfangsauflagen und zur Ausweitung der Subventionsbemessungsgrundlage nachlässt. 
Dazu zählt z.B. die zeitliche Verschiebung subventionierter Investitionen oder eine Erhöhung 
der Arbeitsintensität im Produktionsprozess bei der Kürzung einer Kapitalsubvention.
511
  
In materieller Hinsicht hängt die personelle Inzidenz der gekürzten staatlichen Subventionen 
im alten Bundesgebiet also davon ab, wie sich der gekürzte Subventionsvorteil nach Ab-
schluss aller privatwirtschaftlichen Anpassungsreaktionen zwischen dem Unternehmenssek-
tor und dem Sektor der privaten Haushalte und innerhalb des Haushaltssektors auf die priva-
ten Haushalte nach Nettoeinkommensklassen verteilt. Dies lässt sich mit dem verfügbaren 
statistischen Datenmaterial leider nicht empirisch untersuchen. Dennoch ermöglicht eine 
materielle Inzidenzanalyse zumindest Tendenzaussagen. Im Vergleich zu dem oben abgelei-
teten formalen Inzidenzergebnis ergibt sich vermutlich eine Abschwächung der einkom-
mensnivellierenden Wirkung, wenn die Unternehmen die gekürzten Subventionsvorteile er-
folgreich auf die Arbeitnehmer verlagerten. Dadurch wurden nämlich die Haushalte im obe-
ren Nettoeinkommensbereich auf indirektem Wege überdurchschnittlich begünstigt und die 
Haushalte im mittleren Nettoeinkommensbereich überdurchschnittlich belastet. Dies wirkte 
per Saldo vermutlich einkommensdifferenzierend, da die indirekt begünstigten Eigentümer 
und Anteilseigner der Unternehmen sehr viel stärker in den oberen Nettoeinkommensklas-
sen vertreten sind als die Arbeitnehmer. Bei einer Vorwälzung des gekürzten Subventions-
vorteils von den Unternehmen auf die Konsumenten über höhere Güterpreise ist zusätzlich 
die Verteilung der privaten Konsumausgaben für die im Preis gestiegenen Konsumgüter 
nach Nettoeinkommensklassen in materieller Hinsicht verteilungsrelevant.  
                                                
510
  Vgl. Krieger-Boden, C./Lammers, K. (1996), S. 19 und Siebe, T. (1993), S. 10 und S. 119 ff. 
511
  Vgl. Nieder-Eichholz, M. (1995), S. 97, 99 und S. 155. 
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8. Interpersonelle Einkommensverteilungswirkungen in Westdeutschland aus 
dem vereinigungsbedingten Inflationsimpuls und aus dem vereinigungsbe-
dingten realen Wachstumsimpuls im alten Bundesgebiet  
In diesem Kapitel werden in Abschnitt 8.1 die interpersonellen Einkommensverteilungswir-
kungen aus dem vereinigungsbedingten Inflationsimpuls und in Abschnitt 8.2 die interperso-
nellen Einkommensverteilungswirkungen aus dem vereinigungsbedingten realen Wachs-
tumsimpuls im alten Bundesgebiet analysiert. Dabei bleiben diejenigen interpersonellen Ein-
kommensverteilungswirkungen ausgeklammert, die der vereinigungsbedingte Inflationsim-
puls mittel- und langfristig über reale Wachstumseffekte im alten Bundesgebiet induzierte. 
Diese werden dafür in Abschnitt 10.3 dieser Arbeit genauer untersucht. Des weiteren werden 
die verteilungsrelevanten Beschäftigungseffekte des Inflationsimpulses nicht explizit analy-
siert, da sie weder theoretisch noch empirisch eindeutig nachzuweisen sind.
512
 
8.1 Interpersonelle Einkommensverteilungswirkungen des vereinigungsbe-
dingten Inflationsimpulses im alten Bundesgebiet 
8.1.1 Formale Inzidenzanalyse  
In diesem Abschnitt wird gezeigt, dass die inflationsinduzierten interpersonellen Einkom-
mensverteilungswirkungen in Westdeutschland zum einen auf eine inflationsinduzierte Ein-
kommens- und Vermögensumverteilung zwischen dem staatlichen und privaten Sektor und 
zum zweiten auf eine inflationsinduzierte Einkommens- und Vermögensumverteilung inner-
halb des privaten Sektors zurückgingen. Bei einem unerwarteten und/oder nicht erfolgreich 
antizipierten Inflationsprozesses ist zudem davon auszugehen, dass nicht alle Einkommen 
und nicht alle Preise der Güter, Produktionsfaktoren und Vermögensformen mit der gleichen 
Rate und mit der gleichen Geschwindigkeit ansteigen wie das allgemeine Preisniveau. Dar-
aus resultieren funktionelle Einkommensverteilungswirkungen und interpersonelle Vermö-
gensverteilungswirkungen. Darüber hinaus induziert selbst ein erfolgreich antizipierter Inflati-
onsprozess über seinen Einfluss auf die reale Kassenhaltung der privaten Haushalte und 
Betriebe  interpersonelle Einkommens- und Vermögensverteilungswirkungen.
513
  
                                                
512
  Vgl. Tödter, K.-H./Ziebarth, G. (1999), S. 52 f. und Cassel, D. (1999), S. 334 f: Nach der keyne-
sianischen Theorie ermöglicht eine monetär alimentierte Nachfragesoginflation unter der Prä-
misse einer zeitlich verzögerten Anpassung der Nominallöhne an die Inflationsentwicklung tem-
poräre Beschäftigungsgewinne. Nach der monetaristischen Theorie existiert langfristig kein tra-
de-off zwischen bestimmten Inflationsraten und bestimmten Arbeitslosenquoten. 
513
  Vgl. Cassel, D. (1999), S. 337 ff. und Fricke, D. (1981), S. 119 ff. 
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8.1.1.1  Analyse der „kalten“ Progression bei der deutschen Einkommensteuer  
Bei der Analyse des Phänomens der „kalten“ Progression in Abschnitt 6.2.3 wurde festge-
stellt, dass der vereinigungsbedingte Inflationsimpuls bei der deutschen Einkommenssteuer 
einen Anstieg der steuerlichen Durchschnittsbelastung aller Steuerpflichtigen generierte und 
die Steuerpflichtigen mit einem unterschiedlich hohen „zu versteuernden Einkommen“ unter-
schiedlich stark traf. Der Anstieg der steuerlichen Durchschnittsbelastung war überdurch-
schnittlich hoch, wenn die Steuerpflichtigen mit ihrem „zu versteuernden Einkommen“ von 
der Nullzone in die untere Proportionalzone und von der unteren Proportionalzone in die 
Progressionszone „hineinwuchsen“, da dort der Grenzsteuersatz jeweils anstieg. Demnach 
belastete die „kalte“ Progression die Steuerpflichtigen mit einem „zu versteuernden Einkom-
men“ knapp unterhalb des Grundfreibetrags, knapp unterhalb der Progressionszone und 
innerhalb der Progressionszone, gemessen an der relativen Zunahme der steuerlichen 
Durchschnittsbelastung, stärker als die Steuerpflichtigen mit einem „zu versteuernden Ein-
kommen“ innerhalb der unteren Proportionalzone und oberen Proportionalzone.
514
  
Es ist allerdings sinnvoller, die formale Inzidenz der „kalten“ Progression nicht mit Hilfe des 
Anstiegs der steuerlichen Durchschnittsbelastung, sondern mit Hilfe der inflationsinduzierten 
Veränderung des realen Nettoeinkommens der Steuerpflichtigen zu ermitteln, da diese so-
wohl die kalte Progression über die Tarifformel als auch die kalte Progression über die Real-
abwertung nominal fixierter Frei- und Abzugsbeträge widerspiegelt. Bei dieser Analyse zeigt 
sich, dass die reale zusätzliche Steuerschuld in absoluten Werten zwar über den gesamten 
Einkommensbereich stetig ansteigt. Dennoch müssen die Steuerpflichtigen mit einem hohen 
Nettoeinkommen einen geringeren inflationsinduzierten Rückgang ihres realen Nettoein-
kommens hinnehmen als die Steuerpflichtigen mit einem niedrigen Nettoeinkommen. Dies 
impliziert eine differenzierende Wirkung auf die personelle Nettoeinkommensverteilung.
515
  
Nach Berechnungen des Bundes der Steuerzahler aus dem Jahr 2000 betrugen die kumu-
lierten Steuermehreinnahmen aus der „kalten“ Progression zwischen 1991 und 1993 ca. 37 
Mrd. DM (mit Berücksichtigung des Solidaritätszuschlags). Davon ging zumindest ein Teil auf 
den vereinigungsbedingten Inflationsimpuls in diesen Jahren zurück. Daher war die einkom-
mensdifferenzierende Wirkung der „kalten“ Progression quantitativ durchaus bedeutsam.
516
 
                                                
514
  Vgl. Wiswesser, R. (1996), S. 32 f. und S. 36 ff. und Heilemann, U. u.a. (1994), S. 67. 
515
  Vgl. Wiswesser, R. (1996), S. 38 ff. und Petersen, H.-G. (1977), S. 62 ff. 
516
  Vgl. Stern, V. (2000), S. 42. 
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8.1.1.2 Analyse der „Scheingewinnbesteuerung“ und der „Scheinzinsbesteue-
rung der westdeutschen privaten Haushalte und Unternehmen 
Bei der formalen Inzidenzanalyse der Besteuerung inflationsinduzierter nominaler Brutto-
zinseinkünfte der westdeutschen privaten Haushalte seit der deutschen Vereinigung 
(„Scheinzinsbesteuerung“) wird auf die statistischen Daten zur Verteilung der verzinslichen 
Schuldtitel der westdeutschen privaten Haushalte nach dem monatlichen Haushaltsnettoein-
kommen in Tabelle 26, 28, 30, 33 und 34 zurückgegriffen. Danach besitzen die Haushalte im 
mittleren und v.a. oberen Nettoeinkommensbereich überdurchschnittlich verzinsliche Schuld-
titel und ein überdurchschnittlich hohes Guthaben bei verzinslichen Schuldtiteln. Deshalb 
werden die Bruttoeinnahmen aus Vermögen überdurchschnittlich von Haushalten im oberen 
Nettoeinkommensbereich erzielt (vgl. Tabelle 20). Diese Daten deuten darauf hin, dass die 
„Scheinzinsbesteuerung“ der westdeutschen privaten Haushalte mit Sparbüchern und ver-
zinslichen Wertpapieren in formaler Hinsicht die Haushalte aus den mittleren und v.a. oberen 
Nettoeinkommensklassen überdurchschnittlich belastete. Nach den fiktiven Berechnungen in 
Tabelle 27, 29, 31, 35 und 36 im Anhang wirken zusätzliche Bruttozinseinkommen der priva-
ten Haushalte aus Staatsschuldtiteln, Spareinlagen, Sparbriefen, Investmentfondszertifikaten 
und sonstigen Wertpapieren nämlich einkommensnivellierend. Deshalb wirkte der steuerin-
duzierte Rückgang der Nettorealrendite bei diesen Schuldtiteln während des vereinigungs-
bedingten Inflationsimpulses umgekehrt dazu offensichtlich einkommensdifferenzierend.  
Bei der formalen Inzidenzanalyse der Besteuerung inflationsinduzierter „Scheingewinne“ und 
nominaler Bruttozinseinkünfte der westdeutschen Unternehmen mit verzinslichen Schuldti-
teln seit der deutschen Vereinigung („Scheinzinsbesteuerung“) besteht das Problem, dass 
sich ein Teil der realen Steuermehrbelastung der Unternehmen statistisch überhaupt nicht 
auf die privaten Haushalte nach Nettoeinkommensklassen zurechnen lässt. Im Folgenden 
werden nur die indirekt belasteten Eigentümer und Anteilseigner der betroffenen Unterneh-
men und die indirekt belasteten privaten Besitzer verzinslicher Geldforderungen gegenüber 
den Geschäftsbanken auf die privaten Haushalte nach Nettoeinkommensklassen zugerech-
net. Diese Personengruppen mussten nämlich auf indirektem Wege einen Rückgang ihrer 
Bruttoerwerbs- bzw. Bruttovermögenseinkommen hinnehmen, da die Unternehmen ihre rea-
le Steuermehrbelastung aus der „Scheingewinn- und Scheinzinsbesteuerung“ zumindest 
partiell an sie weitergaben. Von der indirekten Belastung der privaten Eigentümer und An-
teilseigner der betroffenen Unternehmen ging vermutlich eine nivellierende Wirkung auf die 
personelle Nettoeinkommensverteilung aus, da sie überdurchschnittlich im oberen Nettoein-
kommensbereich vertreten sind. Dagegen wirkte der Rückgang der Bruttozinseinkommen 
der westdeutschen privaten Haushalte aus Sparbüchern und Sparbriefen nach den fiktiven 
Berechnungen in Tabelle 29 und 31 einkommensdifferenzierend. 
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8.1.1.3 Analyse der inflationsinduzierten Realabwertung staatlicher Sozialleis-
tungen an die westdeutschen privaten Haushalte  
Bei der personellen Verteilungsanalyse der inflationsinduzierten Realabwertung nominal fi-
xierter staatlicher Sozialleistungen in Westdeutschland können die direkt belasteten Perso-
nengruppen aus formaler Sicht problemlos erfasst werden, da die staatlichen Sozialleistun-
gen in Deutschland gesetzlich kodifiziert sind. Es sind alle gesetzlich anspruchsberechtigten 
private Haushalte. Da die Empfänger staatlicher Sozialtransfers überdurchschnittlich in den 
unteren und kaum in den oberen Nettoeinkommensklassen vertreten sind, belastete die infla-
tionsinduzierte Realabwertung nominal fixierter staatlicher Sozialleistungen überdurchschnitt-
lich die Haushalte im unteren Nettoeinkommensbereich und nur unterdurchschnittlich die 
Haushalte im oberen Nettoeinkommensbereich (vgl. Tabelle 44). Daraus resultierte eine dif-
ferenzierende Wirkung auf die personelle Nettoeinkommensverteilung.  
8.1.1.4 Analyse der inflationsinduzierten Realabwertung staatlicher Tilgungs- 
und Zinszahlungen an die westdeutschen Staatsschuldgläubiger  
Bei der personellen Verteilungsanalyse der inflationsinduzierten Realabwertung nominal fi-
xierter nicht-indexierter staatlicher Zins- und Tilgungszahlungen in Westdeutschland seit der 
deutschen Vereinigung müssen zunächst die inländischen Gläubiger der öffentlichen Ge-
samtverschuldung in Deutschland identifiziert werden. Dies sind die privaten Haushalte mit 
Staatsschuldtiteln und die Staatsschuldgläubiger außerhalb des Haushaltssektors (nicht-
finanzielle Unternehmen, Versicherungen, Geschäftsbanken).  
In Abschnitt 7.4.2.2.1 wurde gezeigt, dass die staatlichen Zinszahlungen an die Staats-
schuldgläubiger außerhalb des Haushaltssektors den Sektor der privaten Haushalte zu ei-
nem Teil auf indirektem Wege erreichen: Erstens in Form von indirekten Bruttomehreinkom-
men der Eigentümer und Anteilseigner der finanziellen und nicht-finanziellen Unternehmen 
mit Staatsschuldtiteln, zweitens in Form von indirekten Bruttozinsmehreinkommen der priva-
ten Sparer und Besitzer sonstiger Geldforderungen gegenüber den Geschäftsbanken. Daher 
ist es plausibel anzunehmen, dass sich die inflationsinduzierten realen Vermögens- und 
Zinsverluste der westdeutschen Staatsschuldgläubiger im Sektor der privaten Haushalte 
nicht nur direkt in Form von niedrigeren realen Bruttoeinkommen aus Geldvermögen der pri-
vaten Haushalte mit Staatsschuldtiteln niederschlugen. Es wurden auf indirektem Wege auch 
die obengenannten Personengruppen durch niedrigere reale Bruttoerwerbs- bzw. Bruttover-
mögenseinkommen belastet. In formaler Hinsicht belasteten die direkten und indirekten rea-
len Bruttomindereinkommen überdurchschnittlich die Haushalte im mittleren und v.a. oberen 
Nettoeinkommensbereich und lediglich unterdurchschnittlich die Haushalte im unteren Net-
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toeinkommensbereich (vgl. Tabelle 26, 28 und 30). Daraus resultierte allerdings aus den in 
Abschnitt 7.4.2.2.1 genannten Gründen nicht zwingend eine nivellierende Gesamtwirkung 
auf die personelle Nettoeinkommensverteilung. Außerdem können sich die finanziellen und 
nicht-finanziellen Unternehmen mit Staatsschuldtiteln in der Realität sicherlich besser gegen 
einen Realwertverlust ihrer Staatsschuldtitel schützen als die privaten Haushalte mit Staats-
schuldtiteln und dabei insbesondere die „Kleinsparer“, da bei ihnen der Antizipationsgrad der 




8.1.1.5 Analyse der inflationsinduzierten Realabwertung privater Tilgungs- und 
Zinszahlungen im westdeutschen privaten Sektor 
Bei der Analyse der „Gläubiger-Schuldner-Hypothese“ in Abschnitt 8.1.1.4 wurden die inter-
personellen Einkommensverteilungswirkungen aus der inflationsinduzierten Wohlfahrtsum-
verteilung zwischen privaten Gläubigern und privaten Schuldnern nominal fixierter nicht-
indexierter verzinslicher Geldforderungen in Westdeutschland seit der deutschen Vereini-
gung noch nicht betrachtet. Diese kam dadurch zustande, dass der kurzfristig unerwartete 
und daher nicht erfolgreich antizipierte vereinigungsbedingte Inflationsimpuls vorübergehend 
mit einer Realabwertung privater Zins- und Tilgungszahlungen an die Besitzer privater 
Schuldtitel verbunden war. Daraus resultierte zugleich eine Belastung und Begünstigung des 
westdeutschen Haushalts- und Unternehmenssektors, da Haushalte und Unternehmen glei-
chermaßen Kapital nachfragen und anbieten.
518
 In gesamtwirtschaftlicher Hinsicht belastete 
die inflationsinduzierte Wohlfahrtsumverteilung innerhalb des westdeutschen privaten Sek-
tors die Nettogläubigersektoren „private Haushalte“ und „finanzielle Unternehmen“ (Kreditin-
stitute, Versicherungen und sonstige Kapitalsammelstellen) und begünstigte die Netto-
schuldnersektoren „Produktionsunternehmen“ und „Wohnungswirtschaft“ (vgl. Tabelle 13).  
Bei der statistischen Zurechnung der inflationsinduzierten realen Vermögens- und Zinsver-
luste der westdeutschen privaten Haushalte mit privaten Schuldtiteln auf die privaten Haus-
halte nach Nettoeinkommensklassen können die Erkenntnisse aus Abschnitt 8.1.1.2 heran-
gezogen werden. Danach mussten die Haushalte aus den mittleren und v.a. oberen Netto-
einkommensklassen in formaler Hinsicht überdurchschnittlich reale Vermögens- und Zinsver-
luste bei ihren privaten Schuldtiteln hinnehmen. Nach den fiktiven Berechnungen in Tabelle 
29, 31, 35 und 36 im Anhang wirkten die inflationsinduzierten realen Vermögens- und Zins-
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  Vgl. Molitor, B. (1973a), S. 86 f. 
518
  Vgl. Gupta K.L./Moazzami, B. (1996), S. 71 ff. und S. 85 ff. und Sell, A. (1997), S. 7 und S. 56 f. 
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verluste der privaten Haushalte bei Spareinlagen, Sparbriefen, Investmentfondszertifikaten 
und sonstigen Wertpapieren jeweils einkommensdifferenzierend.  
Bei der statistischen Zurechnung der inflationsinduzierten realen Vermögens- und Zinsver-
luste der westdeutschen finanziellen Unternehmen mit privaten Schuldtiteln auf die privaten 
Haushalte nach Nettoeinkommensklassen lässt sich mit dem verfügbaren statistischen Da-
tenmaterial keine eindeutige Gesamtwirkung auf die personelle Nettoeinkommensverteilung 
ableiten. So ist ein Teil der realen Vermögens- und Zinsverluste gar nicht auf die privaten 
Haushalte nach Nettoeinkommensklassen zurechenbar. Nach den Erkenntnissen aus Ab-
schnitt 8.1.1.2 belastete der Rückgang der Bruttoerwerbs- bzw. Bruttovermögenseinkommen 
der Eigentümer und Anteilseigner der betroffenen Unternehmen und der privaten Besitzer 
verzinslicher Geldforderungen gegenüber den Geschäftsbanken in formaler Hinsicht über-
durchschnittlich die Haushalte im mittleren und v.a. oberen Nettoeinkommensbereich. Wäh-
rend aber die indirekte Belastung der privaten Eigentümer und Anteilseigner vermutlich ein-
kommensnivellierend wirkte, ging von dem Rückgang der Bruttozinseinkommen der privaten 
Haushalte aus Sparbüchern und Sparbriefen eine einkommensdifferenzierende Wirkung aus. 
Bei der statistischen Zurechnung der realen „Ausgabeneinsparungen“ der westdeutschen 
nicht-finanziellen Unternehmen bei nominal fixierten Tilgungs- und Zinszahlungen an die 
Besitzer privater Schuldtitel auf die privaten Haushalte nach Nettoeinkommensklassen ergibt 
sich dagegen eine einkommensdifferenzierende Wirkung, da die Haushalte aus den oberen 
Nettoeinkommensklassen gegenüber den Haushalten aus den unteren Nettoeinkommens-
klassen auf indirektem Wege überdurchschnittlich begünstigt wurden. Dahinter steht wieder-
um die Ungleichverteilung der Eigentümer und Anteilseigner der nicht-finanziellen Unter-
nehmen zu Gunsten des mittleren und v.a. oberen Nettoeinkommensbereichs.
519
 
Insgesamt betrachtet wirkte also die inflationsinduzierte Wohlfahrtsumverteilung zwischen 
privaten Geldschuldnern und privaten Geldgläubigern in Westdeutschland in formaler Hin-
sicht weder eindeutig einkommensdifferenzierend noch eindeutig einkommensnivellierend, 
da die einzelnen interpersonellen Einkommensverteilungswirkungen zum Teil entgegenge-
richtet sind, nicht quantifizierbar sind und zum Teil nicht eindeutig ermittelt werden können. 
Außerdem muss bei der Verteilungsanalyse wiederum berücksichtigt werden, dass sich die 
finanziellen Unternehmen mit privaten Schuldtiteln besser gegen einen Realwertverlust ihrer 
Schuldtitel schützen können als die privaten Haushalte mit privaten Schuldtiteln und dabei 
                                                
519
  Vgl. Wicke, L. (1975), S. 212 und S. 224 ff: Dabei ist die Begünstigung der Unternehmen umso 
höher, je höher ihre Fremdkapitalquote ist, da dann die inflationsinduzierte Realabwertung des 
Eigenkapitals umso geringer ausfällt („Scheingewinnbesteuerung“). 
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insbesondere die „Kleinsparer“, da sie einen Inflationsimpuls besser antizipieren können und 




8.1.1.6 Analyse der inflationsinduzierten funktionellen Einkommensvertei-
lungswirkungen in Westdeutschland („Lohn-Lag-Hypothese“) 
In Abschnitt 6.3.1 wurde festgestellt, dass im Anfangsstadium des vereinigungsbedingten 
Inflationsimpulses im alten Bundesgebiet ein temporärer „Lohn-Lag“ auftrat. Während dieses 
„temporären „Anpassungslags“ der nominalen Bruttolöhne und -gehälter der westdeutschen 
Arbeitnehmer an den vereinigungsbedingten Inflationsimpuls gingen die realen Bruttolohn-
einkommen inflationsbedingt zumindest vorübergehend stärker zurück als die realen Brutto-
gewinneinkommen. Daraus resultierte eine temporäre Verschiebung der Verteilung des 
Volkseinkommens zu Gunsten der Bezieher von Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit 
und Vermögen und zu Lasten der Bezieher von Bruttolohneinkommen.
521
  
Bei der personellen Verteilungsanalyse dieser inflationsinduzierten funktionellen Einkom-
mensverteilungswirkungen müssen die interpersonellen Einkommensverteilungswirkungen 
des höheren inflationsinduzierten Rückgangs der realen Bruttolohneinkommen und des ge-
ringeren inflationsinduzierten Rückgangs der realen Bruttogewinneinkommen hinsichtlich 
ihrer Richtung und ihrer Stärke miteinander verglichen werden. Da die Selbständigen und die 
Unternehmen einen inflationsinduzierten Rückgang ihrer realen Bruttoerwerbseinkommen 
bzw. ihrer realen Bruttogewinne weitgehend vermeiden konnten, mussten die direkt belaste-
ten Selbständigen und die indirekt belasteten privaten Eigentümer und Anteilseigner der Un-
ternehmen lediglich einen geringen Rückgang ihrer realen Bruttoerwerbs- bzw. Bruttovermö-
genseinkommen hinnehmen. Aufgrund der Ungleichverteilung dieser Personengruppen zu 
Gunsten des oberen Nettoeinkommensbereichs wurden die Haushalte aus den oberen Net-
toeinkommensklassen überdurchschnittlich und die Haushalte aus den unteren Nettoein-
kommensklassen lediglich unterdurchschnittlich belastet (vgl. Tabelle 20, 21 und 23). Diese 
Belastung wirkte vermutlich einkommensnivellierend, fiel aber vergleichsweise schwach aus. 
Dagegen belastete der inflationsinduzierte Rückgang der realen Bruttolohneinkommen der 
Arbeitnehmer überdurchschnittlich die Haushalte im mittleren Nettoeinkommensbereich. Die-
se Belastung fiel vergleichsweise stärker aus und wirkte weder eindeutig einkommensdiffe-
renzierend noch eindeutig einkommensnivellierend.  
                                                
520
  Vgl. Molitor, B. (1973a), S. 86 f. 
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Insgesamt betrachtet hängt die Gesamtwirkung der inflationsinduzierten Verschiebung der 
funktionellen Einkommensverteilung im alten Bundesgebiet zu Lasten der Bezieher von Brut-
tolohneinkommen und zu Gunsten der Bruttogewinneinkommensbezieher auf die personelle 
Nettoeinkommensverteilung also von der Richtung und von der Stärke dieser beiden inter-
personellen Einkommensverteilungswirkungen ab. Es ist mit dem verfügbaren statistischen 
Datenmaterial leider nicht möglich, die Gesamtwirkung empirisch zu bestimmen.  
8.1.1.7 Analyse der inflationsinduzierten interpersonellen Einkommensumver-
teilung zwischen den Beziehern staatlicher Sozialtransfers und den 
Beziehern von Bruttolohneinkommen in Westdeutschland  
In Abschnitt 6.3.1 wurde festgestellt, dass der vereinigungsbedingte Inflationsimpuls im alten 
Bundesgebiet mit einer (temporären) Realabwertung nominal fixierter staatlicher Sozialleis-
tungen an die westdeutschen privaten Haushalte verbunden war. Einerseits schlug sich der 
vereinigungsbedingte Inflationsimpuls bei den automatisch dynamisierten Leistungen der 
Gesetzlichen Rentenversicherung vorübergehend nur in einem unterproportionalen Anstieg 
der nominalen Rentenbeträge nieder. Andererseits erfolgte die diskretionäre Dynamisierung 
der nicht-automatisch dynamisierten Sozialleistungen in der Praxis lediglich unvollständig 
bzw. lediglich mit einer zeitlichen Verzögerung. Daraus resultierte eine (temporäre) interper-
sonelle Einkommensumverteilung innerhalb des privaten Sektors zwischen den Beziehern 
staatlicher Sozialtransfers und den Beziehern von Bruttolohneinkommen, da die unselbstän-
dig Erwerbstätigen den Inflationsausgleich trotz eines (temporären) „Lohn-Lags“ schneller 
und erfolgreicher durchsetzen konnten. Demzufolge fiel der inflationsinduzierte Rückgang 
der realen Bruttolohneinkommen (vorübergehend) geringer aus als der inflationsinduzierte 
Rückgang der realen Bruttotransfereinkommen.
522
  
Bei der personellen Verteilungsanalyse dieser inflationsinduzierten interpersonellen Ein-
kommensumverteilung müssen die interpersonellen Einkommensverteilungswirkungen des 
vergleichsweise geringen inflationsinduzierten Rückgangs der realen Bruttolohneinkommen 
und die interpersonellen Einkommensverteilungswirkungen des vergleichsweise starken in-
flationsinduzierten Rückgangs der realen Bruttotransfereinkommen hinsichtlich ihrer Rich-
tung und ihrer Stärke miteinander verglichen werden. Dies ist nur ansatzweise möglich. Nach 
den Daten der Tabellen 20, 21 und 44 werden die Bruttoeinkommen aus öffentlichen Trans-
ferzahlungen überdurchschnittlich von Haushalten aus den unteren Nettoeinkommensklas-
                                                                                                                                                     
521
  Vgl. Ziercke, M. (1970), S. 46 ff. und Groshen, E.L./Schweitzer, M.E. (1999), S. 275 ff. 
522
  Vgl. Molitor, B. (1973a), S. 82 f. und Fricke, D. (1981), S. 145.  
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sen und die Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit überdurchschnittlich von Haushal-
ten aus dem mittleren Nettoeinkommensbereich erzielt. Daher belastete der inflationsindu-
zierte Rückgang der realen Bruttolohneinkommen überdurchschnittlich die Haushalte in den 
mittleren und oberen Nettoeinkommensklassen und der inflationsinduzierte Rückgang der 
realen Bruttotransfereinkommen überdurchschnittlich die Haushalte im unteren Nettoein-
kommensbereich. Dies wirkte per Saldo vermutlich einkommensdifferenzierend, da die un-
selbständig Erwerbstätigen im Vergleich zu den Transferempfängern überdurchschnittlich in 
den mittleren Nettoeinkommensklassen vertreten sind. Allerdings wurde diese einkommens-
differenzierende Gesamtwirkung dadurch abgeschwächt, dass in Deutschland die nominalen 
Bruttotransfereinkommen nicht der „kalten“ Progressionswirkung des Einkommensteuertarifs 
unterliegen, da die staatlichen Sozialtransfers von der Einkommensteuer befreit sind. Daher 
ist ein steuerinduzierter Rückgang der realen Nettotransfereinkommen bei Inflation nahezu 
ausgeschlossen, während die realen Nettolohneinkommen bei Inflation auch bei vollkomme-
ner Antizipation sinken. 
8.1.1.8 Analyse der inflationsinduzierten interpersonellen Vermögensumvertei-
lung zwischen den privaten Geldvermögensbesitzern und den privaten 
Sachvermögensvermögensbesitzern in Westdeutschland  
Es wurde festgestellt, dass die privaten Kapitalanbieter den vereinigungsbedingten Inflations-
impuls im alten Bundesgebiet zwischen 1991 und 1993 kurz- und mittelfristig nicht korrekt 
erwarteten und/oder nicht erfolgreich antizipierten. Deshalb hat sich der vereinigungsbeding-
te Inflationsimpuls vorübergehend nur unterproportional in einem Anstieg des nominalen 
Kapitalmarktzinssatzes niedergeschlagen. Dadurch kam es (temporär) zu einer inflationsin-
duzierten Realabwertung nominal fixierter Vermögensanlagen zu Lasten der privaten Gläu-
biger und zu Gunsten der Schuldner dieser Vermögensanlagen.
523
  
Demgegenüber blieb der Realwert des privaten Sachvermögens (Grundstücke, Haus- und 
Wohnungseigentum, sonstige Wertgegenstände) trotz des Inflationsimpulses unverändert, 
da der nominale Wert der Bestandteile des privaten Sachvermögens in der Praxis zumeist 
proportional zum Anstieg des allgemeinen Preisniveaus expandiert. Es ist sogar ein Real-
wertanstieg denkbar, wenn die privaten Anleger als Reaktion auf die inflationsinduzierte Re-
alabwertung ihres nominalen Bruttogeldvermögens und ihrer nominalen Bruttozinserträge 
oder aus spekulativen Gründen ihre Nachfrage nach realwertgesicherten Sachkapital aus-
dehnen. Da dieser Nachfrageanstieg auf den Märkten der betroffenen Sachaktiva bei gege-
                                                
523
  Vgl. Solveen, R. (1996), S. 4 und S. 8 f. und Jordan, T. (1994), S. 54 f. 
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benen Angebot einen Preisanstieg auslöst, expandiert der nominale Wert des Sachvermö-
gens überproportional zum Anstieg des allgemeinen Preisniveaus.
524
 Daraus resultierte eine 
(temporäre) Verschiebung der personellen Vermögensverteilung zwischen den nicht real-




Bei der personellen Verteilungsanalyse dieser Verschiebung der personellen Vermögensver-
teilung werden zunächst die Daten der Tabellen 22 und 45 herangezogen. Nach den Daten 
der Tabelle 22 verteilte sich das Bruttogeldvermögen der westdeutschen privaten Haushalte 
am 31.12.1993 ungleich zu Gunsten der Haushalte aus den mittleren und oberen Nettoein-
kommensklassen. Nach den Daten der Tabelle 45 war die Verteilung des Haus- und Grund-
besitzes der westdeutschen privaten Haushalte am 31.12 1993 nach dem monatlichen 
Haushaltsnettoeinkommen ebenfalls zu Gunsten der Haushalte im mittleren und oberen Net-
toeinkommensbereich konzentriert. So steigt der schichtenspezifische Anteil der Haushalte 
mit Haus- und Grundbesitz an der Zahl der Haushalte pro Nettoeinkommensklasse mit ei-
nem steigenden Haushaltsnettoeinkommen stetig von 19,7% auf 88,7% an. Außerdem ist 
der durchschnittliche Verkehrswert des Bruttogrundvermögens je Haushalt im mittleren und 
oberen Nettoeinkommensbereich deutlich höher als im unteren Nettoeinkommensbereich. Er 
erreicht in der obersten Nettoeinkommensklasse einen mehr als doppelt so hohen Wert wie 
im unteren Nettoeinkommensbereich.  
Nach Berechnungen von Bedau (1998b) und Becker (1999b) übertrifft der Konzentrations-
grad der Verteilung des privaten Bruttogrundvermögen den Konzentrationsgrad der Vertei-
lung des privaten Bruttogeldvermögens. So betrug der Gini-Koeffizient der Verteilung des 
privaten Bruttogeldvermögens am 31.12.1998 0,576 und der Gini-Koeffizient der Verteilung 
des privaten Bruttogrundvermögens am 31.12.1998 0,67.
526
 Außerdem steigt mit einem stei-
genden Haushaltsnettoeinkommen der Anteil des Bruttogrundvermögens am gesamten Brut-
tovermögen stetig an, während der Anteil des Bruttogeldvermögens stetig sinkt. Dieser Ver-
lauf ist darauf zurückzuführen, dass die privaten Haushalte mit einem niedrigen Nettoein-
kommen sowohl geringere finanzielle Möglichkeiten zur Haltung realwertgesicherter Sachak-
tiva als auch eine geringere finanzielle Flexibilität zu einer Umschichtung ihres Bruttogeld-
                                                
524
  Vgl. Wicke, L. (1975), S. 82 ff, 111 und S. 115 und Fricke, D. (1981), S. 174 ff. und S. 190. 
525
  Vgl. Hessler, H.-D. (1994), S. 411 ff. und Mückl, W. J. (1975), S. 103 und S. 147 f.  
526
  Vgl. Bedau, K.-D. (1998b), S. 85 und Becker, I. (1999b), S. 332 ff. 
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vermögens in Sachvermögen besitzen.
527
 Es lässt sich nicht empirisch überprüfen, ob die 
Verteilung des betrieblichen Sachvermögens auf die privaten Haushalte einen ähnlich hohen 
Konzentrationsgrad aufweist, da die EVS neben einigen Bestandteilen des Sachvermögens 
der privaten Haushalte (z.B. Gebrauchsvermögen) das gesamte betriebliche Sachvermögen 
(incl. landwirtschaftliches Vermögen) nicht erfasst. Nach herrschender Ansicht ist das be-
triebliche Produktivvermögen vermutlich noch stärker konzentriert.
528
 
Tabelle 45: Verteilung des Bruttogrundvermögens der westdeutschen privaten Haus-
halte am 31.12.1993 nach dem monatlichen Haushaltsnettoeinkommen  
Monatliches Haushaltsnetto-
einkommen (von ...bis unter 
...DM) 




gen in % der Zahl der 
Haushalte pro Klasse 
Durchschnittlicher Ver-
kehrswert des Grundver-
mögens je Haushalt in DM 
unter 1000 290 19,7 303.245 
1000 - 1600 726 26,4 302.559 
1600 - 2000 747 29,5 319.557 
2000 - 2500 1463 35,9 312.702 
2500 - 3000 1443 45,2 330.706 
3000 - 4000 2772 53,3 371.149 
4000 - 5000 2372 63,1 412.144 
5000 - 7500 3210 76,8 497.656 
7500 - 35000 1325 88,7 742.723 
Quelle: Statistisches Bundesamt (Hrsg.) (1997a): Wirtschaftsrechnungen; Einkommens- und 
Verbrauchsstichprobe 1993, Heft 2, Wiesbaden 1997, Tabelle 1.20; eigene Berechnungen. 
Insgesamt betrachtet deuten die statistischen Daten eindeutig darauf hin, dass die inflations-
induzierte Realabwertung des Bruttogeldvermögens die Haushalte aus den oberen Nettoein-
kommensklassen gegenüber den Haushalten aus den unteren Nettoeinkommensklassen 
absolut überdurchschnittlich belastete, während die potentielle inflationsinduzierte Realauf-
wertung des Sachvermögens die Haushalte aus den oberen Nettoeinkommensklassen abso-
lut überdurchschnittlich begünstigte. Demnach konnten die Haushalte mit einem niedrigen 
Nettoeinkommen die inflationsinduzierte Realabwertung ihres nominalen Bruttogeldvermö-
gens nicht in dem Ausmaß durch eine inflationsinduzierte Realaufwertung ihres Sachvermö-
gens kompensieren wie die Haushalte mit einem hohen Nettoeinkommen. Es ist sogar denk-
                                                
527
  Vgl. Hessler, H.-D. (1994), S. 413 f. und Becker, I. (1999b), S. 332 ff. 
528
  Vgl. Faik, J./Schlomann, H. (1997), S. 119 ff.  
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bar, dass im oberen Nettoeinkommensbereich die inflationsinduzierte Realabwertung des 
Bruttogeldvermögens durch die inflationsinduzierte Realaufwertung des Sachvermögens 
überkompensiert wird. Deshalb ist davon auszugehen, dass die Verschiebung der personel-
len Vermögensverteilung zwischen den Geldvermögensbesitzern und den Sachmögensbe-
sitzern als Folge des vereinigungsbedingten Inflationsimpulses im alten Bundesgebiet kon-
zentrationsfördernd in Bezug auf die personelle Vermögensverteilung wirkte und darüber 
eine mittelbare differenzierende Wirkung auf die personelle Nettoeinkommensverteilung ge-
nerierte, da die bereits existierende Ungleichverteilung der Bruttovermögenseinkommen der 
privaten Haushalte vermögensbedingt nochmals verstärkt wurde. 
8.1.2 Materielle Inzidenzanlyse 
In materieller Hinsicht können die formale Inzidenz und die effektive Inzidenz der in Abschnitt 
8.1.1 dargestellten Wirkungsmechanismen des vereinigungsbedingten Inflationsimpulses im 
alten Bundesgebiet voneinander abweichen, wenn die betroffenen Personengruppen ihre 
inflationsinduzierte reale Last durch „aktive“ Anpassungsreaktionen (z.B. durch Steuerver-
meidungs-, Steuerumgehungs- und Steuerhinterziehungsaktivitäten oder durch Überwäl-
zungsaktivitäten) und/oder durch „passive“ Anpassungsreaktionen (z.B. Steuereinholungsak-
tivitäten) auf Kosten des Staates oder auf Kosten anderer Marktteilnehmer erfolgreich ver-
minderten.
529
 Bei der formalen Inzidenzanalyse in Abschnitt 8.1.1 wurden solche Anpas-
sungsreaktionen zur Verlagerung realer Lasten noch nicht betrachtet. Bei der folgenden ma-
terielle Inzidenzanalyse wird auf eine Analyse der inflationsinduzierten Realabwertung staat-
licher Sozialleistungen in Westdeutschland verzichtet. In der Finanzwissenschaft wird die 
Meinung vertreten, dass die betroffenen Transferempfänger den inflationsinduzierten Rück-
gang ihrer realen Bruttotransfereinkommen vollständig tragen müssen.
530
 
Bei der materiellen Inzidenzanalyse der deutschen Einkommensteuer in Abschnitt 7.2.2 wur-
de festgestellt, dass die legalen und illegalen Steuerentzugsmöglichkeiten der Steuerpflichti-
gen und ihre tatsächliche Inanspruchnahme in der Praxis ungleich zu Gunsten der Steuer-
pflichtigen mit einem hohen steuerbaren Bruttoeinkommen (v.a. zu Gunsten der Selbständi-
gen und der Bezieher von Einkünften aus Kapitalvermögen) und zu Gunsten der nicht-
finanziellen und finanziellen Unternehmen verteilt sind. Demnach verringern steuerpflichtige 
natürliche Personen mit einem hohen Bruttoeinkommen und Unternehmen ihre Steuerschuld 
                                                
529
  Vgl. Crane, S.E./Nourzad, F. (1986), S. 218 f. und S. 222 und Oberheide, R. (1998), S. 30 ff.  
530
  Vgl. Schwartz, G./Ter-Minassian, T. (2000), S. 344 und von Loeffelholz, H.-D. (1979), S. 179 f.  
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überdurchschnittlich und steuerpflichtige natürliche Personen mit einem niedrigen Bruttoein-
kommen ihre Steuerschuld lediglich unterdurchschnittlich.  
Deshalb ist es plausibel anzunehmen, dass die steuerpflichtigen natürlichen Personen mit 
einem hohen steuerbaren Bruttoeinkommen und die Unternehmen ihre reale Steuermehrlast 
aus der „kalten“ Progression, aus der „Scheinzinsbesteuerung“ und aus der „Scheingewinn-
besteuerung“ überdurchschnittlich verminderten.
531
 Dies wirkte vermutlich einkommensdiffe-
renzierend, da der Rückgang ihrer realen Steuermehrlast die Haushalte aus den oberen Net-
toeinkommensklassen gegenüber den Haushalten aus den unteren Nettoeinkommensklas-
sen entweder direkt oder indirekt überdurchschnittlich begünstigte. Dahinter steht die Un-
gleichverteilung der Selbständigen, der Bezieher von Einkünften aus Kapitalvermögen und 
der Eigentümer und Anteilseigner der Unternehmen zu Gunsten des mittleren und v.a. obe-
ren Nettoeinkommensbereichs (vgl. Tabelle 20, 21 und 23). Wenn die Verminderung der 
realen Steuermehrlast der Selbständigen und Unternehmen zu Lasten von Arbeitnehmern 
ging, dann wurden die Haushalte aus den mittleren Nettoeinkommensklassen zugleich über-
durchschnittlich belastet. Dies wirkte per Saldo vermutlich einkommensdifferenzierend, da 
die direkt begünstigten Selbständigen und die indirekt begünstigten privaten Eigentümer und 
Anteilseigner der Unternehmen sehr viel stärker dem oberen Nettoeinkommensbereich an-
gehören als die direkt belasteten Arbeitnehmer. Bei einer Verminderung der realen Steuer-
mehrlast zu Lasten der Konsumenten über höhere Güterpreise wird die materielle Inzidenz 
zusätzlich von der Verteilung der privaten Konsumausgaben für die im Preis gestiegenen 
Güter nach Nettoeinkommensklassen determiniert.  
Insgesamt betrachtet zeigt die materielle Inzidenzanalyse zumindest, dass die einkommens-
differenzierende Wirkung der „kalten“ Progression effektiv vermutlich sogar noch stärker war 
als formal. Dagegen fiel die formal einkommensnivellierende Wirkung der „Scheingewinnbe-
steuerung“ und „Scheinzinsbesteuerung“ der nicht-finanziellen und finanziellen Unternehmen 
in materieller Hinsicht vermutlich schwächer aus. Dies gilt auch für die einkommensnivellie-
rende Wirkung der „Scheinzinsbesteuerung“ der privaten Haushalte. Schließlich fiel auch die 
formal einkommensnivellierende Wirkung der Realabwertung staatlicher und privater Schulti-
tel der nicht-finanziellen und finanziellen Unternehmen in materieller Hinsicht schwächer aus, 
wenn die Unternehmen ihre inflationsinduzierte reale Last durch Steuerentzugsaktivitäten auf 
Kosten des Staates verringerten oder zumindest partiell auf Arbeitnehmer verlagerten. 
                                                
531
  Vgl. Petersen, H.-G. (1977), S. 87 und die Ausführungen und Literaturhinweise in Abschnitt 6.2 
und 6.3 und in Abschnitt 8.1.1. 
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8.2 Interpersonelle Einkommensverteilungswirkungen des vereinigungsbe-
dingten realen Wachstumsimpulses im alten Bundesgebiet  
Bei der personellen Verteilungsanalyse des vereinigungsbedingten realen Wachstumsimpul-
ses im alten Bundesgebiet sollen in Unterabschnitt (1) zunächst die wachstumsinduzierten 
Auswirkungen auf die funktionelle Verteilung des Volkseinkommens im Zeitraum 1990 bis 
1993 genauer untersucht werden. Anschließend geht der Unterabschnitt (2) der Frage nach, 
in welcher Weise sich der wachstumsinduzierte Anstieg des Volkseinkommens und die 
wachstumsinduzierten funktionellen Einkommensverteilungswirkungen mittelbar auf die per-
sonelle Nettoeinkommensverteilung im alten Bundesgebiet ausgewirkt haben.  
(1) Analyse der funktionellen Einkommensverteilungswirkungen des vereini-
gungsbedingten realen Wachstumsimpulses im alten Bundesgebiet 
Im konjunkturellen Verlauf zeigen die Bruttogewinne der Unternehmen üblicherweise ein 
deutlich ausgeprägteres zyklisches Reaktionsmuster als die Bruttolohneinkommen der Ar-
beitnehmer, weil sie keine vertraglich abgesicherte Garantie besitzen, sondern ein Residuum 
zwischen den konjunkturreagiblen Umsätzen und Kosten sind. Im konjunkturellen Auf-
schwung und in der Frühphase eines konjunkturellen Booms steigen die Unternehmensge-
winne im Vergleich zu den Bruttolohneinkommen überdurchschnittlich an, da die Personal- 
und Materialkosten der Unternehmen noch relativ stabil sind, die hohen Produktivitätszu-
wächse noch deutlich über den Bruttolohnsteigerungen liegen und die Durchschnittkosten 
mit der steigenden Kapazitätsauslastung zurückgehen. Außerdem hinkt das konjunkturbe-
dingte Beschäftigungswachstum zeitlich hinter dem konjunkturbedingten Produktionswachs-
tum hinterher, da die Unternehmen während eines konjunkturellen Aufschwungs zunächst 
den Auslastungsgrad ihrer vorhandenen personellen Produktionskapazitäten erhöhen. Vor 
diesem Hintergrund profitieren die Bruttogewinneinkommensbezieher von dem Anstieg des 
Volkseinkommens im konjunkturellen Aufschwung und in der Frühphase eines konjunkturel-
len Booms stärker als die Bruttolohneinkommensbezieher.
532
  
In der Spätphase eines konjunkturellen Booms und während der folgenden konjunkturellen 
Abkühlung kehrt sich diese Wirkung um. Hier verlangsamt sich das überdurchschnittliche 
Wachstum der Unternehmensgewinne merklich, weil die Gewerkschaften die konjunkturbe-
dingte Anspannung auf dem Arbeitmarkt für höhere Nominallohnforderungen nutzen, weil die 
Produktivitätszuwächse nachlassen, und weil eine Erweiterung der Produktionskapazitäten 
nur noch zu höheren Bruttolöhnen und höheren Kapitalnutzungskosten möglich ist. Es 
                                                
532
  Vgl. Uhlmann, L. (1994), S. 5 ff. und Link, F.-J. (1995a), S. 18 f. und S. 25. 
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kommt sogar zu einem Rückgang der Unternehmensgewinne, wenn die am Markt durchge-
setzten Preissteigerungen und die niedrigeren Produktivitätszuwächse nicht mehr zur Kom-
pensation der steigenden Lohnkosten ausreichen. Dagegen steigen die Bruttolohneinkom-
men aufgrund des zeitlich verzögerten Anstiegs der Bruttolöhne und der Erwerbstätigenzahl 
noch kräftig an. Daraus resultiert immer dann eine Verschiebung der funktionellen Einkom-
mensverteilung zwischen den Bruttogewinneinkommensbeziehern und den Bruttolohnein-
kommensbeziehern, wenn die Bruttogewinneinkommen im Vergleich zu den Bruttolohnein-
kommen nur noch unterdurchschnittlich ansteigen oder sogar absolut sinken.
533
  
Im Folgenden wird nun überprüft, ob das zuvor abgeleitete generelle Entwicklungsmuster der 
funktionellen Einkommensverteilung im konjunkturellen Verlauf während des vereinigungs-
bedingten realen Wachstumsimpulses im alten Bundesgebiet zwischen 1990 und 1993 tat-
sächlich empirisch relevant war. Dazu wird die Entwicklung der Bruttoeinkommen aus un-
selbständiger Arbeit, der Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen, der 
Bruttolohn- und Bruttogewinnquote, der strukturbereinigten Bruttolohnquote, der Arbeitsein-
kommensquote und der Unternehmensgewinne im Zeitraum 1989 bis 1994 genauer unter-
sucht (vgl. Tabelle 46). Es bestätigt sich sowohl das abgeleitete konjunkturelle Entwick-
lungsmuster der funktionellen Einkommensverteilung als auch die These von der ausgepräg-
teren Konjunkturreagibilität der Bruttogewinneinkommen im Vergleich zur Konjunkturreagibili-
tät der Bruttolohneinkommen. So verzeichnete die unbereinigte Bruttolohnquote während der 
Expansionsphase zwischen 1989 und 1990 einen Rückgang, während der Kontraktionspha-
se zwischen 1992 und 1993 einen Anstieg und war am Ende der Rezessionsphasen maxi-
mal. Demgegenüber entwickelte sich die Bruttogewinnquote gegenläufig dazu. Im Jahr 1991 
veränderte sich der Wert der beiden Quoten nicht. Schließlich verzeichnete die strukturbe-
reinigte Bruttolohnquote zwischen 1989 und 1990 einen Rückgang auf 64,9% und zwischen 
1992 und 1993 ein Anstieg von 64,9% auf 67,0%.
534
  
Bei einer Komponentenanalyse der Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermö-
gen zeigt sich, dass sie sich weniger zyklisch entwickelten als die „echten“ Unternehmens-
gewinne. Nach empirischen Untersuchungen ist der Anteil der „echten“ Unternehmensge-
winne am Volkseinkommen im Vergleich zur Bruttogewinnquote während der Expansions-
phase zwischen 1989 und 1990 deutlich stärker angestiegen und während der Kontraktions-
phase zwischen 1992 und 1993 deutlich stärker zurückgegangen. Diese Diskrepanz ist dar-
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  Vgl. Link, F.-J. (1995a), S. 19 und S. 25 und Zwiener, R./Stille, F. (1993), S. 120. 
534
  Vgl. Neubäumer, R. (1991), S. 242 f. und Zwiener, R./Stille, F. (1993), S. 128. 
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auf zurückzuführen, dass die Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen 
neben den „echten“ Unternehmensgewinnen nicht-unternehmensbezogene konjunkturunab-
hängige Komponenten besitzen. Dazu zählen u.a. die staatlichen Bruttogewinneinkommen, 
die Bruttomiet- und Bruttozinseinkommen der privaten Haushalte und die Bundesbankge-
winne.
535
 Daneben ist der wenig konjunkturreagible kalkulatorische Unternehmerlohn für die 
„fiktive“ Arbeitsleistung der Selbständigen und mithelfenden Familienangehörigen in Perso-
nenunternehmen eine Komponente der Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und 
Vermögen. Er stellt ebenso wie die Bruttolohneinkommen „Arbeitseinkommen“ dar.
536
  
Tabelle 46: Indikatoren zur Verteilung des Volkseinkommens im alten Bundesgebiet 
zwischen 1989 und 1994 
 1989 1990 1991 1992 1993 1994 
Volkseinkommen (in Mrd. DM) 1738 1892 2042 2140 2122 2200 
Bruttolohn- und Bruttogehaltssumme (Veränderung in %) 4,6 7,8 7,9 6,4 1,1 0,05 
Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit (Veränderung in %) 4,5 7,8 8,0 6,6 0,9 1,6 
Bruttolohnquote (in %)1 70,3 69,6 69,6 70,8 72,1 70,7 
Strukturbereinigte Bruttolohnquote (in %) 65,8 64,9 64,9 65,9 67,0 65,5 
Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen (Ver-
änderung in %)2 
10,7 11,4 7,8 0,6 -5,0 8,9 
Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen (ohne 
staatliche Bruttogewinneinkommen) (Veränderung in %) 
7,7 10,8 9,1 0,3 -3,2 9,2 
Bruttogewinnquote (in %)1 29,7 30,4 30,4 29,2 27,9 29,3 
1 Bruttolohnquote (Bruttogewinnquote) = Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit (Bruttoein-
kommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen) in % des Volkseinkommens  
2 = Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen der privaten Haushalte (einschließ-
lich privater Organisationen ohne Erwerbszweck), der privaten Unternehmen und des Staates. 
Quelle: Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (Jahresgut-
achten 1997/1998), Tabelle 29* und 33*; Schäfer, C. (2000), S. 745; eigene Berechnungen. 
Insgesamt betrachtet zeigt die Entwicklung der Bruttolohn- und Bruttogewinnquote und ihrer 
Komponenten in Deutschland seit 1990, dass der vereinigungsbedingte reale Wachstums-
impuls im alten Bundesgebiet in den Jahren 1990 und 1991 tatsächlich eine Verschiebung 
der funktionellen Einkommensverteilung zwischen den Bruttolohneinkommensbeziehern und 
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  Vgl. Link, F.-J. (1995b), S. 12, 14, 20 ff, 25 ff. und S. 29 ff; Zwiener, R./Stille, F. (1993), S. 128; 
Kalmbach, P. (1995), S. 274 und S. 282. 
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  Vgl. Krämer, H. (1995), S. 350 und Kalmbach, P. (1995), S. 282 f. 
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den Bruttogewinneinkommensbeziehern zu Gunsten der Bruttogewinneinkommensbezieher 
generierte. Diese Verschiebung wird durch den Anstieg der Bruttogewinnquote nur unzurei-
chend wiedergegeben, da er den tatsächlichen zyklischen Anstieg der „echten“ Unterneh-
mensgewinne in den Jahren 1990 und 1991 nur unzureichend widerspiegelt. Da der expan-
sive Nachfrageimpuls aus Ostdeutschland die Reifephase des westdeutschen konjunkturel-
len Aufschwungs bis zur deutschen Vereinigung faktisch hinauszögerte, stiegen die „echten“ 
Unternehmensgewinne gegenüber den Bruttolohneinkommen der Arbeitnehmer nochmals 
für zwei Jahre überdurchschnittlich an. Dies dokumentiert sich in der positiven Diskrepanz 
zwischen der Wachstumsrate der Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen 
(ohne Staat) und der Wachstumsrate der Bruttolohn- und Bruttogehaltssumme. 
Demgegenüber war in der Spätphase des konjunkturellen Booms und während der konjunk-
turellen Abkühlung in 1992 und 1993 eine wachstumsinduzierte Verschiebung der funktionel-
len Einkommensverteilung zu Lasten der Bruttogewinneinkommensbezieher und zu Gunsten 
der Bruttolohneinkommensbezieher zu beobachten. Dies dokumentiert sich in dem Anstieg 
der Bruttolohnquote (strukturbereinigten Bruttolohnquote) von 69,6% (64,9%) in 1991 auf 
72,1% (67,0%) in 1993 und in dem Rückgang der Bruttogewinnquote von 30,4% in 1991 auf 
27,9% in 1993. Außerdem war die Wachstumsrate der Bruttoeinkommen aus Unternehmer-
tätigkeit und Vermögen (ohne Staat) in 1992 mit 0,3% nur noch leicht positiv und in 1993 mit 
–3,2% sogar deutlich negativ. Da die westdeutschen Unternehmen als Folge der rückläufi-
gen Nachfrageimpulse aus Ostdeutschland und der expansiven Lohnpolitik einen deutlichen 
Anstieg der Lohnkosten sowie einen Rückgang der abgesetzten Gütermenge und der Kapa-
zitätsauslastung hinnehmen mussten und gleichzeitig nur noch geringe Produktivitätsfort-
schritte realisierten, ließ das starke Wachstum der „echten“ Unternehmensgewinne bereits in 
1992 merklich nach. In 1993 erreichte es sogar einen negativen Wert. Dagegen war die 
Wachstumsrate der Bruttolohn- und Bruttogehaltssumme in 1992 mit 6,4% noch hoch und in 
1993 mit 1,1% immerhin noch positiv, da die Bruttolöhne und die Erwerbstätigenzahl in der 
Spätphase des Booms und während der Abkühlung noch zeitlich verzögert expandierten. 
(2) Personelle Analyse der wachstumsinduzierten funktionellen Einkommens-
verteilungswirkungen im alten Bundesgebiet zwischen 1990 und 1993 
In diesen Unterabschnitt wird untersucht, wie sich die wachstumsinduzierte Verschiebung 
der funktionellen Einkommensverteilung im alten Bundesgebiet zwischen 1990 und 1993 auf 
die personelle Nettoeinkommensverteilung auswirkte. Dabei gilt es zu beachten, dass die 
beobachtbare Entwicklung der Bruttolohn- und Bruttogewinnquote nur bedingt Aufschluss 
über interpersonelle Einkommensverteilungswirkungen gibt, weil die Individualeinkommen 
innerhalb der funktionellen Einkommensgruppen in der Regel vom Durchschnittseinkommen 
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dieser Einkommensgruppen abweichen, weil die Nicht-Erwerbstätigen ohne Kapitaleinkom-
men keiner funktionellen Einkommensgruppe angehören, und weil eine Veränderung der 
relativen Verteilungsposition der Arbeitnehmer und der Kapitalbesitzer in der Bruttolohn- und 
Bruttogewinnquote lediglich bedingt zum Ausdruck kommt. Dies ist darauf zurückzuführen, 
dass die Bruttogewinneinkommen u.a. auch staatliche Bruttogewinneinkommen enthalten, 
dass die Bezieher von Bruttolohneinkommen auch Bruttogewinneinkommen erzielen („Quer-
verteilung“), dass die Bruttolohnquote im konjunkturellen Verlauf üblicherweise eine entge-
gengerichtete Entwicklung zur Beschäftigungsentwicklung zeigt, und dass die Entwicklung 
der gesamtwirtschaftlichen Bruttolohnquote durch die Entwicklung der sektoralen Bruttolohn-
quoten und der Wertschöpfungsanteile der einzelnen Sektoren bestimmt wird. Bei einer aus-
geprägten „Querverteilung“ unterschätzt die Bruttolohnquote die relative Verteilungsposition 
der Arbeitnehmer.
537
 Außerdem signalisiert die Entwicklung der Bruttolohnquote im konjunk-
turellen Verlauf nicht zwingend die Entwicklung der relativen Verteilungsposition der Arbeit-
nehmer, weil sie regelmäßig von einer Veränderung des Beschäftigungsgrades begleitet 
wird. So signalisiert ein Rückgang der gesamtwirtschaftlichen Bruttolohnquote nicht zwin-
gend eine verschlechterte relative Verteilungsposition der Arbeitnehmer, weil er allein darauf 
zurückzuführen sein kann, dass Branchen mit einer unterdurchschnittlichen Bruttolohnquote 
expandieren und Branchen mit einer überdurchschnittlichen Bruttolohnquote schrumpfen.
538
  
Bei der folgenden personellen Verteilungsanalyse wird mit Hilfe der Daten aus Tabelle 20 
und 21 versucht, die interpersonellen Einkommensverteilungswirkungen des wachstumsin-
duzierten Anstiegs der Bruttolohn- und Bruttogewinneinkommen, des wachstumsinduzierten 
Anstiegs der Beschäftigung und der wachstumsinduzierten Veränderung der funktionellen 
Einkommensverteilung im alten Bundesgebiet zwischen 1990 und 1993 abzuleiten. Es zeigt 
sich, dass die Gesamtwirkung auf die personelle Nettoeinkommensverteilung weder eindeu-
tig differenzierend noch eindeutig nivellierend war, da die einzelnen interpersonellen Ein-
kommensverteilungswirkungen nicht quantifizierbar sind, zum Teil entgegengerichtet sind 
und nicht eindeutig empirisch abgeleitet werden können. So begünstigte der wachstumsin-
duzierte Anstieg der Bruttolohneinkommen überdurchschnittlich die Haushalte aus den mitt-
leren Nettoeinkommensklassen, da die Arbeitnehmer hier überdurchschnittlich vertreten 
sind. Dies wirkte weder eindeutig einkommensdifferenzierend noch eindeutig einkommensni-
vellierend. Sodann ging von dem wachstumsinduzierten Anstieg der Beschäftigung vermut-
lich eine einkommensnivellierende Wirkung aus, da die Arbeitslosen und die am stärksten 
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  Vgl. Hasslinger, F./Stönner, O. (1998), S. 224 und Kalmbach, P.(1995), S. 274 f. und S. 281. 
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  Vgl. Link, F.-J. (1995b), S. 29 ff. und S. 35 ff. und Kalmbach, P. (1995), S. 274 f. und S. 281. 
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von Arbeitslosigkeit betroffenen Arbeitnehmer überdurchschnittlich dem unteren Nettoein-
kommensbereich angehören. Demgegenüber wirkte der wachstumsinduzierte Anstieg der 
Bruttogewinne der westdeutschen Unternehmen im Zeitraum 1990 bis 1992 vermutlich ein-
kommensdifferenzierend, da die indirekt begünstigten Haushalte der Eigentümer und An-
teilseigner überdurchschnittlich im oberen Nettoeinkommensbereich vertreten sind. Umge-
kehrt dazu wirkte der wachstumsinduzierte Rückgang der Bruttogewinne der westdeutschen 
Unternehmen im Jahr 1993 vermutlich auf indirektem Wege einkommensnivellierend. 
Schließlich generierte die wachstumsinduzierte Verschiebung der funktionellen Einkom-
mensverteilung zu Lasten der Bruttolohneinkommensempfänger und zu Gunsten der Brutto-
gewinneinkommensempfänger in 1990 und 1991 vermutlich eine einkommensdifferenzieren-
de Wirkung, da die relativ begünstigten Eigentümer und Anteilseigner der Unternehmen im 
Vergleich zu den relativ benachteiligten Arbeitnehmern stärker den oberen Nettoeinkom-
mensklassen und weniger stark den mittleren Nettoeinkommensklassen angehören. Mit der 
gleichen Argumentation lässt sich für die Jahre 1992 und 1993 eine einkommensnivellieren-
de Wirkung plausibel ableiten, da die umgekehrte Verschiebung der funktionellen Einkom-
mensverteilung die Eigentümer und Anteilseigner der Unternehmen auf indirektem Wege 
relativ benachteiligte und die Arbeitnehmer relativ begünstigte.  
In empirischen Studien für die westeuropäischen Industrieländer wurde ebenfalls eine positi-
ve Korrelation zwischen dem realen Wirtschaftswachstum und der Ungleichheit in der perso-
nellen Nettoeinkommensverteilung festgestellt. In der USA und in Deutschland verstärkte 
das reale Wirtschaftswachstum im Zeitraum 1983 bis 1991 die Konzentration der personellen 
Nettoeinkommensverteilung. Daher ist zumindest für die Jahre 1990 und 1991 eine einkom-
mensdifferenzierende Wirkung des vereinigungsbedingten realen Wachstumsimpulses im 
alten Bundesgebiet empirisch gesichert. Nach den Studien verbesserte sich zwar die absolu-
te Einkommensposition aller Bevölkerungsgruppen. Allerdings profitierten die Haushalte aus 
dem mittleren und oberen Nettoeinkommensbereich von dem Anstieg des Volkseinkommens 
relativ stärker als die Haushalte aus dem unteren Nettoeinkommensbereich. Diese vertikale 
interpersonelle Einkommensumverteilung dokumentierte sich darin, dass in beiden Ländern 
eine asymmetrische Verschiebung in der Besetzungszahl der einzelnen Nettoeinkommens-
klassen zu beobachten war. Sie war überproportional vom mittleren zum oberen Nettoein-
kommensbereich und nur unterproportional vom mittleren zum unteren Nettoeinkommensbe-
reich. Dies deutet darauf hin, dass das reale Wachstum die relative Einkommensposition der 
meisten Haushalte aus dem mittleren Nettoeinkommensbereich verbesserte.
539
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  Vgl. Daly, M.C. u.a. (1997). S. 24 ff. und Burkhauser, R. V. u.a. (1998), S. 6 ff. und S. 19 f. 
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9. Interpersonelle Einkommensverteilungswirkungen in Westdeutschland aus 
der Nutzung der investiven öffentlichen West-Ost-Bruttofinanztransfers 
durch westdeutsche Wirtschaftssubjekte 
9.1 Interpersonelle Einkommensverteilungswirkungen aus der Inanspruch-
nahme der staatlichen Investitionsförderung für Ostdeutschland durch 
westdeutsche Investoren  
Bei der Analyse der interregionalen Einkommensverteilungswirkungen der öffentlichen in-
nerdeutschen Finanztransferströme seit der deutschen Vereinigung in Hauptteil 1 zeigte 
sich, dass die öffentlichen Bruttofinanztransferträger hohe Bruttofinanztransfers zur Förde-
rung privater Bau- und Ausrüstungsinvestitionen nach Ostdeutschland leisteten. Davon profi-
tierten die privaten Investoren aus Deutschland durch eine Erhöhung der Rentabilität der 
geförderten Investitionsprojekte, durch eine Erhöhung ihrer Eigenkapitalbasis und Liquidität 
und durch eine Verbessung ihrer Möglichkeiten zur Beschaffung von Fremdkapital und zur 
Besicherung aufgenommener Bankkredite. Daher stellte die staatliche Investitionsförderung 
für westdeutsche Investoren ein wichtiges Motiv zur Durchführung von Sachinvestitionen in 
Ostdeutschland dar.
540
 Des weiteten waren die Erschließung des ostdeutschen Marktes und 
der osteuropäischen Märkte, die hohe Kapazitätsauslastung im produzierenden Gewerbe, 
die Notwendigkeit zur Erneuerung veralteter Produktionsanlagen und die Verfügbarkeit quali-
fizierter Facharbeiter und billiger Gewerbeflächen in Ostdeutschland wichtige Investitionsmo-
tive für westdeutsche Investoren.
541
 Aufgrund dieser Investitionsmotive war seit der deut-
schen Vereinigung ein kräftiger Anstieg der westdeutschen Bau- und Ausrüstungsinvestitio-
nen in Ostdeutschland zu beobachten. Er war in den Bereichen Produzierendes Gewerbe, 
Verkehr/Nachrichtenübermittlung und Handel/Banken/Versicherungen besonders hoch.
542
  
In diesem Abschnitt wird der Frage nachgegangen, in welcher Weise sich die Nutzung der 
staatlichen Investitionsförderung für Ostdeutschland durch westdeutsche Investoren aus 
dem Haushalts- und Unternehmenssektor auf die personelle Nettoeinkommensverteilung im 
alten Bundesgebiet auswirkte. Dazu werden in Unterabschnitt (1) zunächst die wichtigsten 
staatlichen Instrumente zur Förderung des privaten Kapitaleinsatzes in Ostdeutschland ge-
nauer dargestellt. Dadurch erhält man Aufschluss über die Art des Begünstigung der west-
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  Vgl. Institut für Weltwirtschaft (1995), S. 42 f. und Sinn, H.-W. (1994), S. 41 f. und S. 44 f. 
541
  Vgl. Berteit, H. (1993), S. 107 ff. und Thimann, C. (1996), S. 104 f. 
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  Vgl. Heimpold, G. u.a. (1994), S. 61 f. und Gerstenberger, W./Neumann, F. (1997), S. 83. 
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deutschen Investoren. Es müssen allerdings diejenigen finanziellen Belastungen der west-
deutschen Investoren gegengerechnet werden, die auf die trotz Subventionierung getätigten 
Fehlinvestitionen in Ostdeutschland zurückgingen. Diese führten dann auch in den Haushal-
ten der Gebietskörperschaften zu Steuerausfällen. Dennoch verblieb per Saldo sicherlich 
eine finanzielle Begünstigung der westdeutscher Investoren. Anschließend analysiert der 
Unterabschnitt (2) die interpersonellen Einkommensverteilungswirkungen der staatlichen 
Kapitalsubventionen an die westdeutschen Investoren.  
Bei der folgenden Analyse wird jedoch nur untersucht, wie die staatlichen Fördermittel und 
die Steuerersparnisse zu Gunsten der westdeutschen Investoren die personelle Nettoein-
kommensverteilung im alten Bundesgebiet direkt beeinflussten. Damit bleiben diejenigen 
interpersonellen Einkommensverteilungswirkungen unberücksichtigt, die von der staatlichen 
Investitionsförderung auf indirektem Wege, nämlich über auf den vereinigungsbedingten rea-
len Wachstumsimpuls und seine funktionellen Einkommensverteilungswirkungen im alten 
Bundesgebiet, ausgingen. Diese Einkommensverteilungswirkungen kamen dadurch zustan-
de, dass die Nutzung der investiven Bruttofinanztransfers nach Ostdeutschland durch west- 
und ostdeutsche Investoren über eine steigende Nachfrage nach westdeutschen Investiti-
onsgütern positive Produktions-, Investitions- und Beschäftigungseffekte im alten Bundesge-
biet generierte. Es lässt sich leider nicht statistisch ermitteln, in welchem Maße der vereini-
gungsbedingte reale Wachstumsimpuls investiv bedingt war. Er ging allerdings dominierend 
auf die steigende Konsumnachfrage nach der deutschen Vereinigung zurück. Da eine empi-
rische Abgrenzung zwischen den direkten interpersonellen Einkommensverteilungswirkun-
gen der staatlichen Investitionsförderung und ihren indirekten wachstumsinduzierten Ein-
kommensverteilungswirkungen nicht möglich ist, bleiben letztere ausgeklammert. 
(1) Instrumente der staatlichen Investitionsförderung für Ostdeutschland 
Bei der steuerfreien Investitionszulage erhielt der Investor eine Barzahlung in Höhe eines 
festen Prozentsatzes auf die Anschaffungs- oder Herstellkosten eines neuen abnutzbaren 
beweglichen Wirtschaftsgutes des Anlagevermögens, wenn die Wirtschaftsgüter mindestens 
drei Jahre als Anlagevermögen eines Betriebes oder einer Betriebsstätte in Ostdeutschland 
gehalten und maximal zu 10% privat genutzt wurden. Dabei variierte der Fördersatz bis Ende 
1992 mit dem Zeitpunkt des Investitionsbeginns und der Investitionsfertigstellung und seit 
1993 mit der Branche und dem Wohnsitz des Investors. Im Gegensatz zu den Investitions-
zuschüssen besaß der Investor keinen Rechtsanspruch auf die Investitionszulage.
543
 Da die 
                                                
543
  Vgl. Weilepp, M. (1995), S. 117 f. und Funke, M./Willenbockel, D. (1992), S. 458. 
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Investitionszulage weder die Bemessungsgrundlage für die Abschreibung des Wirtschaftsgu-
tes reduziert noch als Betriebseinnahme steuerpflichtig ist, entspricht der Fördersatz dem 
Subventionswert. Damit geht von einer Investitionszulage eine einmalige Senkung der Kapi-
talkosten des geförderten Investitionsobjektes und eine einmalige Stärkung der Liquidität des 
Investors aus. Allerdings wird der Liquiditätsvorteil erst zeitlich verzögert wirksam, weil der 
Staat die Investitionszulage erst nach Durchführung der Investition auszahlte.
544
 
Bei den Sonderabschreibungen auf die Anschaffungs- oder Herstellkosten gewerblicher 
Bau- und Ausrüstungsinvestitionen und privater Bauinvestitionen gestattete der Staat dem 
Investor über die normale steuerliche Abschreibung hinaus eine erhöhte Abschreibung (bis 
Ende 1996 in Höhe von 50%). Dazu musste der Investor die erhöhte Abschreibung bei der 
Veranlagung zur Einkommen- und Körperschaftsteuer geltend machen und mit einer linearen 
Abschreibungsmethode kombinieren. Er besaß ein Wahlrecht, die Sonderabschreibung ent-
weder im Anschaffungsjahr der Investition vollständig steuerlich abzusetzen oder auf fünf 
Jahre zu verteilen. Im Gegensatz zur Investitionszulage wurden durch die Sonderabschrei-
bungen auch unbewegliche abnutzbare Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens, gebrauchte 
Wirtschaftsgüter sowie Ausbauten und Erweiterungen an Gebäuden des Anlagevermögens 
gefördert. Dabei musste der Investor die förderfähigen beweglichen abnutzbaren Wirt-
schaftsgüter mindestens drei Jahre als Anlagevermögen seines Betriebes oder seiner Be-
triebsstätte in Ostdeutschland halten und durfte sie maximal zu 10% privat nutzen.
545
  
Eine Sonderabschreibung bewirkt eine zeitliche Vorverlagerung des Abschreibungsaufwands 
und damit eine zeitliche Rückverlagerung des steuerpflichtigen Bruttogewinns des Investors, 
da sich die Steuerbemessungsgrundlage zunächst stärker und später schwächer verringert, 
als es dem tatsächlichen Wertverlust des Investitionsobjektes entspricht. Dadurch erzielt der 
Investor eine temporäre Steuerersparnis (Liquiditätsvorteil). Daneben erhöht der zinslose 
Steuerkredit des Staates die Rentabilität des geförderten Investitionsobjektes (Rentabilitäts-
vorteil).
546
 Diese Wirkungen stellen sich allerdings nur dann ein, wenn der Investor ausrei-
chend hohe steuerpflichtige Bruttogewinne erzielt oder die Anfangsverluste der geförderten 
Investitionsprojekte in Ostdeutschland mit Bruttogewinnen aus anderen Investitionsprojekten 
verrechnen kann (Verlustausgleich). Daher fällt der Subventionswert deutlich geringer aus, 
wenn der Investor mangels steuerpflichtiger Bruttogewinne und Verlustausgleichsmöglichkei-
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  Vgl. Trojanus, K. (1995), S. 235 ff. und Heimpold, G. u.a. (1994), S. 7 ff. und S. 25 f. 
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  Vgl. Köddermann, R. (1996), S. 7 ff. und Institut für Weltwirtschaft (1997), S. 29 f.  
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  Vgl. Trojanus, K. (1995), S. 231 ff. und Heimpold, G. u.a. (1994), S. 13 und S. 50. 
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ten die Sonderabschreibungen faktisch nicht nutzen kann. Dies traf jedoch insbesondere für 
die ostdeutschen Investoren zu. Dagegen konnten die westdeutschen Investoren ihre Verlus-
te aus Investitionsprojekten in Ostdeutschland nahezu problemlos mit ihren Bruttogewinnen 
aus rentablen Investitionsprojekten in Westdeutschland verrechnen.
547
  
Bei den Investitionszuschüssen im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur“ erhielt der Investor eine Barzahlung in Höhe eines festen 
Prozentsatzes auf die Anschaffungs- und Herstellungskosten förderwürdiger Investitionspro-
jekte, wenn er in Regionen mit überdurchschnittlichen Struktur- und Beschäftigungsproble-
men produzierte oder für den überregionalen Absatz produzierte. Gefördert wurden gewerb-
liche Ausrüstungs- und Bauinvestitionen, Investitionen zum Ausbau der wirtschaftsnahen 
Infrastruktur und der Erwerb stillgelegter bzw. von der Stillegung bedrohter Betriebe. Der 
Förderhöchstsatz betrug bei Errichtungsinvestitionen 23%, bei Erweiterungsinvestitionen 
20% und bei Rationalisierungsinvestitionen 15%. Im Vergleich zur Investitionszulage bestand 
kein Rechtsanspruch auf staatliche Investitionszuschüsse. Außerdem musste der Investor 
vor dem Beginn des Investitionsvorhabens einen Förderantrag stellen.
548
 Der Investor konn-
te nach der Auszahlung entweder den Zuschuss im Jahr des Zuflusses vollständig als au-
ßerordentlichen Ertrag bei der Einkommen- bzw. Körperschaftsteuer versteuern oder die 
Bemessungsgrundlage für die Abschreibung des bezuschussten Wirtschaftsgutes um den 
Zuschuss reduzieren. Daher variiert der Subventionswert negativ mit dem aktuellen und ggf. 
mit dem zukünftigen Grenzsteuersatz des Investors und negativ mit den aktuellen und ggf. 
mit den zukünftigen Bruttoeinkünften bzw. Bruttogewinnen des Investors. Bei entsprechend 
hohen negativen Bruttoeinkünften bzw. Bruttoverlusten des Investors kann der Investitions-
zuschuss effektiv steuerfrei bleiben. Ansonsten ist der Subventionswert niedriger als der 
Fördersatz. Es kommt über geringere Anschaffungsausgaben zu einer Senkung der Kapital-
kosten des Investitionsobjektes und einer Stärkung der Liquidität des Investors.
549
  
Bei der steuerfreien Investitionsrücklage konnte der Investor in Höhe eines bestimmtes 
Prozentsatzes der förderfähigen Investitionen eine steuerfreie Rücklage bilden, die er in den 
folgenden Jahren wieder gewinnerhöhend auflösen musste. Dieses Förderinstrument bewirk-
te ebenfalls eine Verlagerung des steuerpflichtigen Bruttogewinns in zukünftige Perioden. 
Dadurch erzielte der Investor im Jahr der Rücklagenbildung einen zinslosen Steuerkredit 
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  Vgl. Sinn, H.-W. (1994), S. 46 ff. und Schneider, D. (1991), S. 1083.  
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  Vgl. Institut für Weltwirtschaft (1997), S. 27 f. und Haas, B. (1996), S. 129 f. 
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  Vgl. Schneider, D. (1991), S. 1081 ff. und Trojanus, K. (1995), S. 240 ff.  
 252 
 
(Rentabilitätsvorteil) und eine temporäre Steuerersparnis (Liquiditätsvorteil). Dabei hängt der 
Subventionswert von dem Betrag der Rücklage sowie von der Höhe des steuerpflichtigen 
Bruttogewinns und der Höhe des Grenzsteuersatzes des Investors zum Zeitpunkt der Bil-
dung und während des Zeitraums der Auflösung der Rücklage ab. Er ist nur dann positiv, 
wenn der Investor - unter Berücksichtigung eines Verlustvortrages oder Verlustrücktrages - 
steuerpflichtige Bruttogewinne in entsprechender Höhe erzielt. Nach dem „Gesetz zum Ab-
bau von Hemmnissen bei Investitionen in der DDR“ waren diejenigen westdeutschen Steu-
erpflichtigen anspruchsberechtigt, die bis zum 31.12.1991 abnutzbare Wirtschaftsgüter in 
eine Kapitalgesellschaft oder in eine Wirtschafts- bzw. Erwerbsgenossenschaft in der DDR 
überführten und bei dieser Überführung durch die Aufdeckung stiller Reserven einen Gewinn 
realisierten. Des weiteren konnten nach diesem Gesetz westdeutsche Steuerpflichtige beim 
Erwerb einer Tochtergesellschaft in der DDR bis zum 31.12.1991 für Verluste im Jahr des 
Erwerbs und in den darauffolgenden vier Jahren eine steuerfreie Rücklage bilden. Nach dem 
Steueränderungsgesetz 1991 konnten zudem Steuerpflichtige für die vor dem 1.1.1992 be-
gonnenen Investitionen in Ausrüstungen und Gebäude eine steuerfreie Rücklage bilden.
550
 
Mit dem Steueränderungsgesetz 1991 und 1992 beschloss der Gesetzgeber die Ausset-
zung der Vermögensteuer und die Aussetzung der Gewerbekapitalsteuer in Ostdeutsch-
land. Davon profitierten neben den natürlichen Personen mit Wohnsitz und den Körperschaf-
ten, Personenvereinigungen und Vermögensmassen mit Geschäftsleitung in Ostdeutschland 
auch nicht im Betrittsgebiet ansässige westdeutsche Betriebe mit gewerblichen Tochterge-
sellschaften, einer Betriebsstätte, Betriebsvermögen oder Grundbesitz in Ostdeutschland. 
Diese erzielten in Höhe der Steuerersparnis einen Liquiditätsvorteil und einen Substanzvor-
teil, da die eingesparten Steuern im Verlustfall aus der Substanz des Unternehmens hätten 
finanziert werden müssen. Außerdem stiegen in vollem Umfang die laufenden Nettoerträge 
der Investitionen an. Allerdings führte die Aussetzung der Gewerbekapitalsteuer bei der Ein-
kommen-, Körperschaft- und Gewerbeertragsteuer zu einer höheren Steuerschuld, da die 
Gewerbekapitalsteuerschuld bei diesen Steuern als Betriebsausgabe abzugsfähig ist.
551
 
Schließlich erhielten Investoren in Ostdeutschland vom Bund, vom Beteiligungsfonds-Ost, 
vom ERP-Sondervermögen, von der Kreditanstalt für Wiederaufbau und von der Deutschen 
Ausgleichsbank Finanzierungshilfen zur Existenzgründungs- und Wachstumsförderung, 
Liquiditätshilfen zur Liquiditätsverbesserung und Konsolidierungshilfen zur Sanierungs-
förderung. Dabei waren die zinsgünstigen Darlehen, die eigenkapitalähnlichen Darlehen und 
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die Zuschüsse zu den betrieblichen Zinsausgaben am bedeutendsten. Diese Förderinstru-
mente verringerten die Nutzungskosten für längerfristiges Fremdkapital, stärkten die Eigen-
kapital- und Haftungsbasis der Unternehmen und erleichterten ihnen die Beschaffung von 
Fremdkapital und die Besicherung aufgenommener Bankkredite. Damit förderte der Staat 
sowohl Errichtungs-, Erweiterungs-, Modernisierungs- und Rationalisierungsinvestitionen in 
bestehenden Unternehmen als auch den Erwerb und die Gründung von Unternehmen bzw. 
Niederlassungen in Ostdeutschland. Da die Darlehensbeträge und die Zinszuschüsse bereits 
zu Beginn des Investitionsvorhabens verfügbar waren, fiel ihr Liquiditätseffekt besonders 
hoch aus.
552
 Bei den zinsverbilligten Darlehen hängt der Subventionswert von der Differenz 
zwischen dem Darlehenszins und dem Kapitalmarktzins, von der vereinbarten Laufzeit, von 
einem evtl. eingeräumten fehlenden Zinsänderungsrisiko und von evtl. eingeräumten til-
gungs- und zinsfreien Jahren ab. Bei den Zinszuschüssen liegt der Subventionswert je nach 
Grenzsteuersatz unter dem nominalen Förderbetrag, da die Zinszuschüsse die steuerlich 
abzugsfähigen betrieblichen Zinsausgaben bei der Einkommen-, Körperschaft- und Gewer-
beertragsteuer vermindern und darüber den steuerpflichtigen Bruttogewinn erhöhen.
553
  
(2) Personelle Verteilungsanalyse der staatlichen Kapitalsubventionen an 
westdeutsche Investoren 
Bei der personellen Verteilungsanalyse der staatlichen Kapitalsubventionen an westdeutsche 
Investoren müssen die direkt begünstigten westdeutschen privaten Haushalte und die indi-
rekt begünstigten Eigentümer und Anteilseigner der begünstigten westdeutschen Unterneh-
men auf die privaten Haushalte nach Nettoeinkommensklassen zugerechnet werden. Es 
wurde bereits abgeleitet, dass die Verteilung des privaten Bruttogeldvermögens und die Ver-
teilung des privaten Bruttogrundvermögens jeweils zu Gunsten der Haushalte aus den mittle-
ren und oberen Nettoeinkommensklassen konzentriert sind. Diese Ungleichverteilung deutet 
darauf hin, dass die Haushalte aus den unteren Nettoeinkommensklassen aufgrund ihrer 
begrenzten Einkommens- und Vermögensverhältnisse lediglich unterdurchschnittlich an den 
westdeutschen Sachinvestitionen in Ostdeutschland beteiligt waren und damit die staatlichen 
Steuervergünstigungen und die staatlichen Fördermittel lediglich unterdurchschnittlich bean-
spruchten. Dagegen konnten die Haushalte aus den mittleren und oberen Nettoeinkom-
mensklassen und die westdeutschen Unternehmen die geförderten Sachinvestitionen in 
Ostdeutschland deutlich leichter finanzieren. Daher haben sie vermutlich überdurchschnitt-
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lich Sachinvestitionen in Ostdeutschland getätigt und damit die staatlichen Steuervergünsti-
gungen und die staatlichen Fördermittel überdurchschnittlich beansprucht. Dies gilt insbe-
sondere für Unternehmen mit hohen Bruttogewinnen und für steuerpflichtige Personen mit 
einem hohen „zu versteuernden Einkommen“. Sie konnten bei der Inanspruchnahme der 
Sonderabschreibungen und der steuerfreien Investitionsrücklage die Bruttoverluste bzw. die 
negativen Bruttoeinkünfte aus ihren Sachinvestitionen in Ostdeutschland mit ihren hohen 
Bruttogewinnen bzw. mit ihren hohen Bruttoeinkünften in Westdeutschland verrechnen. Da 
die finanziellen Vorteile der westdeutschen Unternehmen teilweise in den Unternehmen 
verblieben und teilweise in den Sektor der privaten Haushalte in Form höherer Bruttoer-
werbs- und Bruttovermögenseinkommen ihrer Eigentümer und Anteilseiger geflossen sind, 
profitierten aufgrund der Ungleichverteilung dieser Personengruppen auf indirektem Wege 
überdurchschnittlich die Haushalte aus den oberen Nettoeinkommensklassen und lediglich 
unterdurchschnittlich die Haushalte aus den unteren Nettoeinkommensklassen (vgl. Tabelle 
20, 21 und 23). Daraus resultierte vermutlich eine einkommensdifferenzierende Wirkung.
554
  
Insgesamt betrachtet ging von den staatlichen Kapitalsubventionen an westdeutsche Inves-
toren also vermutlich unmittelbar eine direkte differenzierende Wirkung auf die personelle 
Nettoeinkommensverteilung im alten Bundesgebiet aus. Dies gilt unter der Voraussetzung, 
dass sich die gesamten direkten und indirekten finanziellen Vorteile der privaten Haushalte 
ungleicher verteilten als das Nettoeinkommen. In quantitativer Hinsicht war diese direkte ein-
kommensdifferenzierende Wirkung durchaus bedeutsam, weil die staatliche Investitionsför-
derung für Ostdeutschland seit dem Jahr 1991 nach Berechnungen verschiedener Institutio-
nen durchaus hohe Beträge erreichte. Nach Berechnungen des Instituts für Weltwirtschaft 
betrugen die Steuermindereinnahmen im gesamten Bundesgebiet aufgrund von Steuerver-
günstigungen für Ostdeutschland zwischen 1991 und 1996 insgesamt ca. 60,9 Mrd. DM. Da 
die Steuerausfälle in Ostdeutschland die Finanzkraft der ostdeutschen Länder und Gemein-
den verminderten und daher ihren Finanzbedarf erhöhten, stellen sie ebenfalls einen Brutto-
finanztransfer von West- nach Ostdeutschland dar. Hinzu traten die umfangreichen direkten 
Finanzhilfen an Investoren in Ostdeutschland, z.B. zinsverbilligte Kredite und Investitionszu-
schüsse. Diese Subventionen betrugen nach Berechnungen der Deutschen Bundesbank 
zwischen 1991 und 1996 insgesamt ca. 79 Mrd. DM. Es lässt sich leider nicht statistisch er-
mitteln, in welchem Ausmaß davon tatsächlich westdeutsche Investoren profitierten.
555
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Neben der direkten einkommensdifferenzierenden Wirkung der staatlichen Kapitalsubventio-
nen an die westdeutsche Investoren haben die staatlichen Kapitalsubventionen zusätzlich 
die bereits bestehende Ungleichheit der personellen Vermögensverteilung im alten Bundes-
gebiet nochmals verschärft, da sie die Bildung von bereits konzentrierten Bruttogrundvermö-
gen und Produktivvermögen weiter förderten. Daraus resultierte mittelbar eine weitere diffe-
renzierende Wirkung auf die personelle Nettoeinkommensverteilung, da sich eine stärkere 
Konzentration in der personellen Vermögensverteilung letztlich in einer stärkeren Ungleich-
verteilung der Bruttovermögenseinkommen der privaten Haushalte niederschlägt.
556
 
9.2 Interpersonelle Einkommensverteilungswirkungen aus der Nutzung des 
staatlichen materiellen Infrastrukturangebotes in Ostdeutschland durch 
westdeutsche private Haushalte und Unternehmen  
Im ersten Hauptteil dieser Studie wurde gezeigt, dass die Bruttofinanztransferträger im alten 
Bundesgebiet seit der deutschen Vereinigung umfangreiche Bruttofinanztransfers für die 
Modernisierung und für den Neuaufbau der öffentlichen Infrastruktur nach Ostdeutschland 
leisteten. Diese waren v.a. darauf zurückzuführen, dass der Bund nach der Integration der 
neuen Bundesländer in den bundesdeutschen Föderalstaat Infrastrukturleistungen in Ost-
deutschland anbieten musste. Dementsprechend übernahm er zumindest teilweise die Kos-
ten des staatlichen Infrastrukturangebotes im Beitrittsgebiet.  
In Abschnitt 7.5.2.1 wurde abgeleitet, dass die privaten Haushalte und die Unternehmen von 
dem kostenlosen staatlichen Angebot der materiellen Infrastrukturleistungen durch geldwerte 
Vorteile aus der Nutzung profitieren. In regionaler Hinsicht begünstigte das staatliche mate-
rielle Infrastrukturangebot in Ostdeutschland aber auch die privaten Haushalte und Unter-
nehmen im alten Bundesgebiet durch geldwerte Vorteile, da die materielle Infrastruktur in 
einem gemeinsamen Bundesgebiet nicht nur dem ostdeutschen Privatsektor für eine Nut-
zung zur Verfügung stand. Diese geldwerten Vorteile dokumentierten sich im westdeutschen 
Haushaltssektor in Form von Ausgabeneinsparungen und im westdeutschen Unternehmens-
sektor in Form von Kostenvorteilen und Produktivitätssteigerungen.  
Nach den Erkenntnissen aus Abschnitt 7.5.2.1 wirkten die geldwerten Vorteile der westdeut-
schen Unternehmen aus der Nutzung der unternehmensbezogenen materiellen Infrastruktur-
leistungen des Staates in Ostdeutschland vermutlich differenzierend auf die personelle Net-
toeinkommensverteilung. Aufgrund der Ungleichverteilung der indirekt begünstigten Eigen-
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tümer und Anteilseigner der Unternehmen zu Gunsten des oberen Nettoeinkommensbe-
reichs profitierten nämlich auf indirektem Wege überdurchschnittlich die Haushalte aus den 
oberen Nettoeinkommensklassen und lediglich unterdurchschnittlich die Haushalte aus den 
unteren Nettoeinkommensklassen (vgl. Tabelle 20, 21 und 23). Diese erzielten in Höhe der 
weitergeleiteten geldwerten Vorteile höhere Bruttoerwerbs- und Bruttovermögenseinkom-
men.  
Bei der Zurechnung der direkten geldwerten Vorteile der westdeutschen privaten Haushalte 
aus der Nutzung der haushaltsbezogenen materiellen Infrastrukturleistungen des Staates in 
Ostdeutschland auf die privaten Haushalte nach Nettoeinkommensklassen lässt sich weder 
eindeutig ein absoluter progressiver Gesamtbegünstigungseffekt noch ein absoluter regres-
siver Gesamtbegünstigungseffekt ableiten, da sich eine Vielzahl einzelner progressiver und 
regressiver Begünstigungseffekte gegenüberstehen und mit dem statistischen Datenmaterial 
nicht alle Wirkungen eindeutig empirisch ermittelt werden können. Außerdem impliziert selbst 
ein absoluter progressiver (regressiver) Gesamtbegünstigungseffekt nicht zwingend eine 
einkommensnivellierende (einkommensdifferenzierende) Wirkung, da die direkten geldwer-
ten Vorteile der privaten Haushalte am Haushaltsnettoeinkommen relativiert werden müssen.  
9.3 Interpersonelle Einkommensverteilungswirkungen aus der finanziellen 
Begünstigung westdeutscher Investoren bei der Privatisierung des Volks-
vermögens der ehemaligen DDR 
(1) Arten der finanziellen Begünstigung westdeutscher Investoren bei der Pri-
vatisierung des Volksvermögens der ehemaligen DDR 
(I) Finanzielle Begünstigungen durch die Reprivatisierung des DDR-Volksvermögens 
Bei der Reprivatisierung des Volksvermögens der ehemaligen DDR erstattete die Treuhand-
anstalt die in der ehemaligen DDR durch staatliche Stellen enteigneten Vermögenswerte 
(v.a. Grundstücke und Wohnungen) und Betriebe bzw. Betriebsteile gemäß dem im Eini-
gungsvertrag verankerten Grundsatz „Rückgabe vor Entschädigung“ an die früheren Eigen-
tümer oder an ihre Erben zurück.
557
 Dabei hatten die Restitutionsberechtigten einen An-
spruch auf Entflechtung. Bei der Restitution von enteigneten Betrieben übernahm die Treu-
handanstalt ggf. noch die betrieblichen Altschulden und gewährte Ausgleichsleistungen für 
eine Verschlechterung der Ertrags- und Vermögenslage des Betriebes seit dem Zeitpunkt 
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der Enteignung. Wenn eine Rückgabe aus sachlichen oder rechtlichen Gründen nicht mög-
lich war, dann erhielt der frühere Eigentümer stattdessen eine finanzielle Entschädigung.
558
  
(II) Finanzielle Begünstigungen bei der Neuprivatisierung des DDR-Volksvermögens 
Bei der Neuprivatisierung des DDR-Volksvermögens konnte die Treuhandanstalt zunächst 
nur die nicht mit Rückgabeansprüchen von Alteigentümern belasteten Privatisierungsobjekte 
an einen privaten Investor verkaufen. Daher verabschiedete der Gesetzgeber später das 
Investitionsvorrang- und Hemmnisbeseitigungsgesetz. Diese Gesetze erstreckten sich auf 
alle mit Rückgabeansprüchen belasteten Betriebe und Vermögensobjekte, bei denen ein 
potentieller Käufer volkswirtschaftlich förderungswürdige Investitionen durchführen wollte. 
Wenn er gegenüber dem Alteigentümer ein überlegenes Investitionsvorhaben vorlegte, dann 
erhielt der Alteigentümer anstelle der Rückgabe eine finanzielle Entschädigung.
559
 
Finanzielle Begünstigungen bei der Bewertung der Privatisierungsobjekte 
Bei der Bewertung der Privatisierungsobjekte musste die Treuhandanstalt zunächst den ak-
tuellen Verkehrwert der in ihren Besitz übergegangenen Vermögenswerte und Betriebe der 
ehemaligen DDR bestimmen. Er bildete die Basis für die Festlegung des Verkaufspreises 
der einzelnen zu privatisierenden Vermögensobjekte. Die Bewertung erfolgte in der Regel 
zum Substanzwert, da für die Mehrzahl der Betriebe kein aussagekräftiger Ertragswert be-
rechnet werden konnte.
560
 Bei der Ermittlung des Substanzwertes korrigierte die Treuhand-
anstalt den im DM-Eröffnungsbilanzgesetz ausgewiesenen Verkehrwert der Vermögenswer-
te und Schulden um nicht-bilanzierte Risiken und Wertberichtigungen für unsichere zukünfti-
ge Zahlungsverpflichtungen der Unternehmen und für Unsicherheiten bei der Bewertung der 
Grundstücke und bei der Bewertung des Umlaufvermögens am Bewertungsstichtag. Diese 
Korrekturposten wirkten sich substanzwertmindernd und damit kaufpreismindernd aus. Im 
Gegenzug handelte die Treuhandanstalt mit den Käufern vertraglich verbindliche Klauseln 
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Finanzielle Begünstigungen bei Festlegung und Aushandlung der Verkaufspreise 
Bei der Festlegung und Aushandlung der endgültigen Verkaufspreise räumte die Treuhand-
anstalt den potentiellen Käufern Preisabschläge für zukünftig anfallende und in ihrer Höhe 
unsichere Verluste und Kosten der Treuhandunternehmen (z.B. für Sanierungsinvestitionen 
bei ökologischen Altlasten oder für Sozialpläne beim Arbeitsplatzabbau) ein. Darüber hinaus 
zeigte sich die Treuhand bei der Preisfestlegung flexibel, wenn der Käufer eine erfolgsver-
sprechende unternehmerische Konzeption für die Sanierung der Unternehmen vorlegte. Eine 
Kaufpreisermäßigung bekam der Käufer auch dann, wenn er sich zur Schaffung oder zum 
Erhalt einer festen Zahl von Arbeitsplätzen oder zur Investition eines bestimmten Kapitalbe-
trages verpflichtete.
562
 Als Folge dieser finanziellen Vergünstigungen mussten die meisten 
Käufer einen Kaufpreis deutlich unterhalb des zugrundegelegten Substanzwertes und teil-
weise sogar nur einen symbolischen Kaufspreis von 1 DM zahlen. Es ergaben sich sogar 
negative Kaufspreise.
563
 Nach Abschluss der Privatisierungsverträge mit der Treuhandan-
stalt handelten viele Investoren nochmals bessere Vertragskonditionen aus (z.B. Kaufpreis-
nachlässe oder geringere Beschäftigungszusagen).
564
 
Finanzielle Begünstigungen durch die Sanierungstätigkeit der Treuhandanstalt 
Schließlich stellten die Kosten der Treuhandanstalt für die „passive“ und „aktive“ Sanierung 
von Treuhandunternehmen eine finanzielle Begünstigung der Käufer der sanierten Treu-
handunternehmen dar, wenn sie einen Kaufpreis unter dem sanierungsbedingt höheren 
Substanzwert zahlen mussten. Bei der „passiven Sanierung“ zwischen Frühjahr 1991 und 
Frühjahr 1992 übernahm die Treuhandanstalt eine unterstützende Rolle bei der Sanierung 
der nicht-privatisierungsfähigen aber sanierungsfähigen Treuhandunternehmen. Diese Stra-
tegie diente der Verbesserung der Privatisierungsfähigkeit der Betriebe und der Erhaltung 
ihrer Sanierungschancen.
565
 Dazu genehmigte die Treuhandanstalt nur investorneutrale In-
vestitionen, die aus ihrer Sicht nach der Übernahme von jedem Investor zwingend vorge-
nommen werden mussten. Außerdem hatte der Investor ein tragfähiges Sanierungs- und 
Unternehmenskonzept vorzulegen. Die wichtigsten Sanierungsinstrumente waren personelle 
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Hilfen, Maßnahmen zur Kostensenkung und zur Ausschaltung von Verlustquellen (z.B. Ar-
beitsplatzabbau oder Einstellung verlustbringender Produkte) und finanzielle Hilfen (z.B. 
Kreditbürgschaften sowie die Übernahme von Zinsverpflichtungen für Altkredite, von Altkredi-
ten, von laufenden Verlusten, von Kosten für die Beseitigung ökologischer Altlasten oder von 
Kosten für Sozialpläne).
566
 Im Rahmen der „aktiven“ Sanierung führte die Treuhandanstalt in 
den sanierungsfähigen Betrieben selbst neue wettbewerbsfähige Produkte, effiziente Pro-
duktionstechnologien und moderne Marketing- und Vertriebsmethoden ein. Außerdem über-
nahm sie selbst eine finanzielle Beteiligung an Rationalisierungs- und Modernisierungsinves-
titionen. Dazu unterstützte sie die Betriebe durch weitere finanzielle Hilfen (z.B. Eigenkapi-
talhilfen, Darlehen, Bürgschaften oder Zinszuschüsse) und durch Beratungsleistungen.
567
 
(2) Gründe für die besondere finanzielle Begünstigung westdeutscher Investo-
ren bei der Privatisierung des Volksvermögens der ehemaligen DDR 
Bei der Reprivatisierung des DDR-Volksvermögens profitierten ostdeutsche Alteigentümer 
von der Rückgabe enteigneter Grundstücke und Wohnungen nur zu ca. einem Drittel und 
westdeutsche Alteigentümer zu fast zwei Drittel.
568
 Bei der Neuprivatisierung des DDR-
Volksvermögens kamen die kaufpreismindernden Vergünstigungen in der Phase der „passi-
ven“ Privatisierung zwischen Juli 1990 und Frühjahr 1991 größtenteils westdeutschen Inves-
toren zugute, da die Mehrzahl der Treuhandunternehmen in das Eigentum westdeutscher 
Investoren überging.
569
 In diesem Zeitraum reagierte die Treuhandanstalt nahezu aus-
schließlich auf die Kaufgesuche kaufwilliger Investoren für bestimmte Investitionsobjekte und 
handelte mit den Kaufinteressenten den endgültigen Verkaufspreis und die sonstigen Ver-
kaufskonditionen ohne ein standardisiertes Verfahren frei aus („freihändiger Verkauf“).
570
 Im 
Zweifelsfall bevorzugte die Treuhandanstalt westdeutsche gegenüber ostdeutschen Investo-
ren, da ein Verkauf an die westdeutschen Marktführer aus ihrer Sicht die beste Garantie für 
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eine schnelle Privatisierung und erfolgreiche Entwicklung des Betriebes bot. Diese Privatisie-
rungsstrategie betraf v.a. den Verkauf von sogenannten „Filetstücken“ (z.B. Kaufhäuser).
571
  
Darüber hinaus war die ungleiche Verteilung des Nettoeinkommens, des Bruttogeldvermö-
gens und des Sachvermögens zwischen West- und Ostdeutschland zu Gunsten des alten 
Bundesgebietes eine wichtige Ursache für die geringe Beteiligung ostdeutscher Investoren 
am Erwerb von Treuhandunternehmen, Unternehmensteilen oder Grundstücken in der Pha-
se der „passiven“ Neuprivatisierung des DDR-Volksvermögens“. Nach Schätzungen der 
Bundesbank entfielen seit der deutschen Vereinigung über 90% der privaten Bruttogeldver-
mögensbestände und Bruttogeldvermögensbildung in Deutschland auf Westdeutschland.
572
  
Des weiteren stellte die begrenzte ökonomische Kompetenz und Managementerfahrung der 
ostdeutschen Bevölkerung ein Hindernis für eine stärkere Beteiligung ostdeutscher Investo-
ren bei der Neuprivatisierung des DDR-Volksvermögens zwischen Juli 1990 und Frühjahr 
1991 dar, da die Treuhandanstalt bei ihren Preisverhandlungen ein tragfähiges Unterneh-
menskonzept des potentiellen Käufers erwartete.
573
 Schließlich hatten die ostdeutschen In-
vestoren in den Kaufverhandlungen mit der Treuhandanstalt faktisch Verhandlungsnachteile 
gegenüber westdeutschen Investoren, da die Treuhandanstalt für die Verhandlungen mit 
westdeutschen Interessenten häufig westdeutsche Manager als Privatisierungsagenten ein-
setzte. Diese leiteten mitunter illegal Informationen über die Angebote ostdeutscher Wettbe-
werber an ihre früheren oder künftigen westdeutschen Arbeitgeber weiter.
574
  
In der Phase der „aktiven“ Neuprivatisierung des DDR-Volksvermögens seit dem Frühjahr 
1991 profitierten westdeutsche Investoren immer noch überdurchschnittlich von den kauf-
preismindernden Vergünstigungen und von den Sanierungsaufwendungen der Treuhandan-
stalt für die privatisierten Betriebe. Es kam also nach wie vor zu einem „Ausverkauf des 
DDR-Volksvermögens“ an westdeutsche Investoren, da die zuvor dargestellten Restriktionen 
in Ostdeutschland für eine stärkere Beteiligung ostdeutscher Investoren nach wie vor Be-
stand hatten und die Treuhandanstalt strikt an ihrer bisherigen Privatisierungsstrategie „Ver-
kauf mit beschäftigungssichernden und investitionsfördernden Vertragsklauseln“ festhielt. Im 
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Vergleich zur Phase der „passiven“ Privatisierung war die Beteiligung ostdeutscher Investo-
ren aber immerhin höher, da die Qualität der angebotenen Treuhandunternehmen gesunken 
war und sich dadurch die Verhandlungsposition der Treuhandanstalt verschlechtert hatte. 
Außerdem hatten die wichtigsten Investitionsmotive der westdeutschen Investoren deutlich 
an Bedeutung verloren. Schließlich bezweckte die „aktive“ Privatisierungsstrategie der Treu-
handanstalt eine stärkere Beteiligung ostdeutscher Investoren. Dazu zählte ein aktives Priva-
tisierungsmarketing, die gezielte Suche potentieller Käufer in Ostdeutschland, die Entflech-
tung der Kombinate und die Erschließung neuer Käuferschichten in Ostdeutschland durch 
Einführung neuer Privatisierungsmethoden (z.B. Bietverfahren oder Auktionsverfahren).
575
 
Ein weiteres neues Privatisierungsinstrument war das Management-buy-out, bei dem ost-
deutsche Manager das eigene Unternehmen selbst kaufen konnten.
576
  
(3) Personelle Verteilungsanalyse der besonderen finanziellen Begünstigung 
westdeutscher Investoren bei der Privatisierung des DDR-Volksvermögens 
Bei der personellen Verteilungsanalyse der finanziellen Begünstigung westdeutscher Inves-
toren bei der Reprivatisierung und Neuprivatisierung des DDR-Volksvermögens müssen 
wiederum die direkt begünstigten westdeutschen privaten Haushalte und die indirekt begüns-
tigten Eigentümer und Anteilseigner der profitierenden westdeutschen Unternehmen auf die 
privaten Haushalte nach Nettoeinkommensklassen zugerechnet werden. Dabei müssen al-
lerdings privatisierungsbedingte finanzielle Belastungen der westdeutschen Investoren ge-
gengerechnet werden, weil sich ein Teil der finanziellen Begünstigungen bei der Bewertung 
der Privatisierungsobjekte und bei der Aushandlung der Kaufpreise und ein Teil der Sanie-
rungshilfen letztendlich nicht als ein dauerhafter finanzieller Vorteil erwies. Es gab bei der 
Privatisierung der Treuhandunternehmen nämlich eine nicht unerhebliche Zahl von Käufern, 
die trotz der finanziellen Hilfen mit ihrem Unternehmen in die Insolvenz gingen. Dennoch 
verblieb per Saldo sicherlich eine finanzielle Begünstigung der westdeutscher Investoren. 
Nach den Erkenntnissen aus Abschnitt 9.1 ist eine direkte differenzierende Gesamtwirkung 
auf die personelle Nettoeinkommensverteilung im alten Bundesgebiet plausibel. Es profitier-
ten nämlich überdurchschnittlich die Haushalte aus den mittleren und oberen Nettoeinkom-
mensklassen und lediglich unterdurchschnittlich die Haushalte aus den unteren Nettoein-
kommensklassen. Dafür spricht wiederum die ungleiche Verteilung des Bruttogeld- und Brut-
togrundvermögens der privaten Haushalte, die sehr ungleiche Verteilung des betrieblichen 
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Sachvermögens und die ungleiche Verteilung der indirekt begünstigten Eigentümer und An-
teilseiger der westdeutschen Unternehmen zu Gunsten der Haushalte aus den mittleren und 
v.a. oberen Nettoeinkommensklassen. Da die Haushalte mit einem geringen Nettoeinkom-
men zusätzlich zu ihrem geringen „Management-know-how“ nur unterdurchschnittlich Brutto-
geldvermögen und Bruttogrundvermögen besitzen, konnten sie sich zwangsläufig auch nur 
unterdurchschnittlich an der Neuprivatisierung des DDR-Volksvermögens beteiligen. Dem-
entsprechend profitierten sie auch nur unterdurchschnittlich von den finanziellen Vergünsti-
gungen bei der Privatisierung und von den Sanierungsaufwendungen der Treuhandanstalt. 
Dagegen profitierten die westdeutschen privaten Haushalte aus den mittleren und oberen 
Nettoeinkommensklassen und die westdeutschen Unternehmen von den finanziellen Ver-
günstigungen jeweils überdurchschnittlich. Aufgrund ihrer größeren finanziellen Möglichkei-
ten war ihnen der Kauf der Privatisierungsobjekte bei noch immer hohen Kaufpreisen einfach 
leichter möglich.
577
 Angesichts der sehr vielfältigen Vorgehensweise der Treuhandanstalt bei 
der Reprivatisierung und Neuprivatisierung des DDR-Volksvermögens ist eine Quantifizie-
rung der gesamten finanziellen Begünstigung westdeutscher Investoren und damit auch ihrer 
einkommensdifferenzierenden Wirkung im alten Bundesgebiet nicht möglich. 
Darüber hinaus kam es auf indirektem Wege noch zu einer weiteren differenzierenden Wir-
kung auf die personelle Nettoeinkommensverteilung im alten Bundesgebiet, da die finanzielle 
Begünstigung westdeutscher Investoren bei der Privatisierung des DDR-Volksvermögens die 
bereits bestehende Ungleichheit in der personellen Vermögensverteilung noch zusätzlich 
verschärfte. Eine stärkere Konzentration in der personellen Vermögensverteilung schlägt 
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10. Gesamtbilanz der interpersonellen Einkommensverteilungswirkungen der 
öffentlichen innerdeutschen Finanztransferströme seit der deutschen Ver-
einigung in Westdeutschland  
10.1 Bilanz der interpersonellen Einkommensverteilungswirkungen aus der 
Finanzierung der öffentlichen West-Ost-Bruttofinanztransfers 
Bei der personellen Verteilungsanalyse der Finanzierung der öffentlichen West-Ost-
Bruttofinanztransfers in Kapitel 7 und 8 zeigte sich, dass die Anpassungsreaktionen der un-
mittelbar und mittelbar betroffenen Wirtschaftsteilnehmer die formale Inzidenz der finanzpoli-
tischen Maßnahmen und der Wirkungsmechanismen des vereinigungsbedingten Inflations- 
und realen Wachstumsimpulses nachträglich veränderten und daher eine mehr oder minder 
großen Abweichung zwischen der formalen und der materiellen Inzidenz generierten. Die 
induzierten Preis- und Mengenwirkungen auf den Güter- und Faktormärkten beeinflussten 
die personelle Nettoeinkommensverteilung sowohl unmittelbar über die Einkommensver-
wendung der privaten Haushalte als auch mittelbar über die Einkommenserzielung der priva-
ten Haushalte und die Gewinnerzielung der Unternehmen. Wegen der Vielzahl verteilungsre-
levanter Preis- und Mengenwirkungen ließen sich alle effektiv begünstigten und belasteten 
Personengruppen in dieser Studie weder eindeutig bestimmen noch detailliert auf die priva-
ten Haushalte nach Nettoeinkommensklassen statistisch zurechnen.  
In den Übersichten 1 und 2 wird ein Überblick über die formalen und materiellen Inzidenzer-
gebnisse von Kapitel 7 und 8 gegeben. Eine exakte Berechnung der quantitativen Bedeu-
tung der einzelnen interpersonellen Einkommensverteilungswirkungen aus der Finanzierung 
der öffentlichen West-Ost-Bruttofinanztransfers seit der deutschen Vereinigung war mangels 
verfügbarer statistischer Daten leider nicht möglich. Außerdem sind einige der abgeleiteten 
interpersonellen Einkommensverteilungswirkungen bereits in formaler Hinsicht hinsichtlich 
ihrer Richtung empirisch unbestimmt. Einige Einkommensverteilungswirkungen konnten mit 
dem verfügbaren statistischen Datenmaterial nur plausibel aber nicht eindeutig empirisch 
abgeleitet werden. Diese statistischen Erfassungsprobleme waren in materieller Hinsicht 
noch viel gravierender. Schließlich war selbst eine Bestimmung der wahrscheinlichen quanti-
tativen Stärke der interpersonellen Einkommensverteilungswirkungen nicht in jedem Fall 
möglich. Daher lässt sich auch keine empirisch eindeutige Aussage darüber treffen, ob die 
Gesamtwirkung der diskretionären Finanzierung der öffentlichen West-Ost-Bruttofinan-
ztransfers und die Gesamtwirkung des vereinigungsbedingten Inflationsimpulses auf die per-
sonelle Nettoeinkommensverteilung im alten Bundesgebiet jeweils nivellierend oder differen-
zierend waren. Demzufolge ist es auch nicht möglich zu überprüfen, ob der eingangs formu-
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lierte Vorwurf einer „personellen Gerechtigkeitslücke bei der Finanzierung der deutschen 
Einheit“ letztendlich zutreffend ist oder nicht.  
Trotz dieser statistischen Erfassungsprobleme bestätigen die abgeleiteten Inzidenzergebnis-
se aber die eingangs formulierte These, dass sich eine personelle Verteilungsanalyse der 
Finanzierung der öffentlichen West-Ost-Bruttofinanztransfers nicht nur auf eine Analyse der 
formalen Inzidenz einiger weniger diskretionärer finanzpolitischer Maßnahmen beschränken 
darf. Eine aussagekräftige personelle Verteilungsanalyse muss sich auf eine Analyse der 
materiellen Inzidenz des gesamten diskretionären Maßnahmenbündels und auf eine Analyse 
der materiellen Inzidenz der nicht-diskretionären Finanzmittelaufbringung erstrecken. Da die 
formale Inzidenz und die materielle Inzidenz bei fast allen finanzpolitischen Maßnahmen und 
bei fast allen Wirkungsmechanismen des vereinigungsbedingten Inflationsimpulses vonein-
ander abweichen, ist eine formale Inzidenzanalyse allein nicht hinreichend aussagekräftig. 
Außerdem besteht die Möglichkeit, dass die interpersonellen Einkommensverteilungswirkun-
gen des vereinigungsbedingten Inflationsimpulses im alten Bundesgebiet eine einkommens-
differenzierende Gesamtwirkung aus der diskretionären Finanzmittelaufbringung letztendlich 
abgeschwächt oder zusätzlich verstärkt haben. Daher reicht eine materielle Inzidenzanalyse 
der gesamten diskretionären Finanzmittelaufbringung allein auch noch nicht aus. 
Inzidenzergebnisse aus der Analyse der diskretionären Finanzierung der öffentlichen 
West-Ost-Bruttofinanztransfers in Kapitel 7 (vgl. Übersicht 1) 
Bei der personellen Verteilungsanalyse der diskretionären Finanzierung der öffentlichen 
West-Ost-Bruttofinanztransfers zeigte sich, dass die Erhebung des Solidaritätszuschlags zur 
Einkommensteuer in materieller Hinsicht weniger stark einkommensnivellierend wirkte als 
üblicherweise in der politischen und wissenschaftlichen Diskussion angenommen wird, weil 
die progressive Belastungswirkung der veranlagten Einkommensteuer in Bezug auf das 
steuerbare Bruttoeinkommen aus materieller Sicht deutlich schwächer ausfiel als aus forma-
ler Sicht. Dagegen hatte die formal progressive Belastungswirkung der Lohnsteuer aus ma-
terieller Sicht weitgehend Bestand. Da die kumulierten Steuereinnahmen aus der Erhebung 
des Solidaritätszuschlags zwischen 1991 und 1995 in Deutschland ca. 51,5 Mrd. DM betru-
gen, war die einkommensnivellierende Gesamtwirkung des Solidaritätszuschlags zumindest 
in formaler Hinsicht durchaus quantitativ bedeutsam.  
Demgegenüber wirkten die diskretionären Erhöhungen indirekter Steuern in materieller Hin-
sicht weniger stark einkommensdifferenzierend als in Wissenschaft und Politik angenommen 
wird, da die Steuervermeidungsaktivitäten und die geringeren realen Konsumausgaben der 
Nachfrager zumindest temporär eine vollständige Vorwälzung der indirekten Steuern auf die 
Güterpreise verhinderten. Daraufhin mussten die anbietenden Unternehmen einen Teil der 
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Steuertraglast übernehmen. Es ist jedoch davon auszugehen, dass die Unternehmen ihre 
nicht-vorgewälzte Steuerlast partiell auf ihre Beschäftigten verlagerten. Daraus resultierte für 
sich genommen vermutlich eine einkommensdifferenzierende Wirkung. In formaler Hinsicht 
ging von der 1%igen Erhöhung des Normalsatzes der Mehrwertsteuer zum 1.1.1993 eine 
proportionale Wirkung auf die personelle Nettoeinkommensverteilung im alten Bundesgebiet 
aus. In materieller Sicht wirkte sie dagegen wegen der unvollständigen Vorwälzung auf die 
Güterpreise einkommensnivellierend. Da die kumulierten Mehrwertsteuermehreinnahmen 
zwischen 1993 und 1995 schätzungsweise 35,5 Mrd. DM betrugen, war diese einkommens-
nivellierende Wirkung quantitativ durchaus bedeutsam. Sodann wirkte die zweimalige Erhö-
hung der deutschen Mineralölsteuer seit der deutschen Vereinigung in formaler Hinsicht ins-
gesamt regressiv belastend. Dahinter stand die stark regressive Belastung des Haushalts-
nettoeinkommens ab dem mittleren Nettoeinkommensbereich. Diese einkommensdifferen-
zierende Wirkung war quantitativ bedeutsam, da die Steuermehreinnahmen aus der zweima-
ligen Erhöhung der Mineralölsteuer im Zeitraum 1991 bis 1995 im Bundesgebiet ca. 74,8 
Mrd. DM betrugen. Bei der Tabaksteuererhöhung vom 1.3.1992 war die abgeleitete formale 
einkommensdifferenzierende Wirkung nicht besonders stark, weil die Steuermehreinnahmen 
im Bundesgebiet zwischen 1992 und 1995 nur ca. 4,6 Mrd. DM betrugen. Dies gilt auch für 
die abgeleitete materielle einkommensnivellierende Wirkung der dreimaligen Erhöhung der 
Versicherungsteuerer seit 1991 mit Steuermehreinnahmen von ca. 15,7 Mrd. DM bis 1995. 
Demgegenüber ging von den diskretionären Erhöhungen der gesetzlichen Sozialversiche-
rungsbeiträge seit 1991 in materieller Hinsicht eine stärkere einkommensdifferenzierende 
Wirkung aus als in der politischen und wissenschaftlichen Diskussion angenommen wird, 
weil die selbständig Erwerbstätigen und die Arbeitgeber sozialversicherter Arbeitnehmer ihre 
formale Beitragslast deutlich stärker verringern konnten als die sozialversicherten Arbeit-
nehmer. In formaler Hinsicht waren die diversen Erhöhungen der gesetzlichen Sozialversi-
cherungsbeiträge seit 1991 mit einem bogenförmigen Belastungsverlauf in Bezug auf die 
personelle Bruttoeinkommensverteilung verbunden. Daraus resultierte insgesamt eine diffe-
renzierende Wirkung auf die personelle Nettoeinkommensverteilung aufgrund der stark reg-
ressiven Belastung des Haushaltsbruttoeinkommens im mittleren Nettoeinkommensbereich. 
Diese einkommensdifferenzierende Wirkung war quantitativ bedeutsam, weil die kumulierten 
Beitragsmehreinnahmen aus den diskretionären Beitragssatzänderungen zwischen 1991 
und 1995 in Deutschland per Saldo ca. 86 Mrd. DM betrugen. 
Bei der Analyse der vereinigungsbedingten öffentlichen Verschuldung zeigte sich, dass sie - 
entgegen der herrschenden Ansicht in Wissenschaft und Politik - nicht zwingend einkom-
mensdifferenzierend wirkte. Es war mit dem verfügbaren statistischen Datenmaterial leider 
nicht möglich, die Gesamtwirkung auf die personelle Nettoeinkommensverteilung empirisch 
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eindeutig zu ermitteln. Dafür sind die schuldeninduzierten interpersonellen Einkommensver-
teilungswirkungen in ihrer Gesamtheit zu wenig gleichgerichtet und nicht vergleichbar. Au-
ßerdem gingen von der schuldeninduzierten Verschärfung der Konzentration in der personel-
len Bruttogeldvermögensverteilung, von den realwirtschaftlichen und inflatorischen Effekten 
der staatlichen Kreditmittelverwendung, von der Verwendung der schuldeninduzierten Brut-
tomehreinkommen und von der schuldeninduzierten Verdrängung privater Nettoinvestitionen 
im alten Bundesgebiet weitere nicht-messbare interpersonelle Einkommensverteilungswir-
kungen aus. Aufgrund des hohen Betrages der gesamten vereinigungsbedingten Verschul-
dung zwischen 1990 und 1997 von ca. 545,8 Mrd. DM als Untergrenze scheint die Gesamt-
wirkung auf die personelle Nettoeinkommensverteilung quantitativ bedeutsam gewesen zu 
sein. Dafür spricht auch der berechnete grobe Schätzwert für die zins- und mengeninduzier-
ten Zinsmehreinkommen der gesamtdeutschen Kapitalanbieter im Zeitraum 1990 bis 1992 in 
Höhe von 743,68 Mrd. DM. Gegen einen wirklich spürbaren Einfluss auf die personelle Net-
toeinkommensverteilung im alten Bundesgebiet  spricht allerdings, dass das quantitative 
Gewicht der Einkommenskategorie „Bruttoeinnahmen aus Geldvermögen“ am monatlichen 
Haushaltsbruttoeinkommen im Durchschnitt aller Haushalte gering ist und in den einzelnen 
Nettoeinkommensklassen auf geringem Niveau zu wenig ungleich verteilt ist. 
Bei den diskretionären Kürzungen staatlicher Ausgaben ist eine Einschätzung der quantitati-
ven Bedeutung der einzelnen interpersonellen Einkommensverteilungswirkungen nur teilwei-
se möglich, da bei den meisten Ausgabenkategorien die insgesamt vereinigungsbedingt ein-
gesparten Ausgabenbeträge mangels statistischer Daten entweder gar nicht erfasst oder nur 
als Untergrenze grob geschätzt werden konnten. Immerhin ließ sich bei der Analyse der Kür-
zungen staatlicher Sozialleistungen eine einkommensdifferenzierende Wirkung eindeutig 
ableiten. Bei den Kürzungen staatlicher Sachausgaben für das Angebot unternehmensbezo-
gener materieller Infrastrukturleistungen und bei den Kürzungen staatlicher Subventionen ist 
dagegen eine einkommensnivellierende Wirkung plausibel, ließ sich aber nicht empirisch 
nachweisen. Allerdings war diese Verteilungswirkung vermutlich nicht besonders stark, weil 
zwischen 1991 und 1994 die gesamten gekürzten Infrastrukturausgaben nur 7,7 Mrd. DM 
und die gekürzten Subventionen nur 10,8 Mrd. DM betrugen. Diese Verteilungswirkung fiel in 
materieller Hinsicht allerdings umso schwächer aus, je mehr die betroffenen Unternehmen 
die gekürzten geldwerten Vorteile bzw. den gekürzten Subventionsvorteil verringerten. 
Schließlich war die Verteilungswirkung bei den Kürzungen staatlicher Personalausgaben und 
staatlicher Sachausgaben für das Angebot haushaltsbezogener materieller Infrastrukturleis-
tungen weder eindeutig einkommensdifferenzierend noch eindeutig einkommensnivellierend. 
Auch hier war die Verteilungswirkung aber vermutlich nicht besonders stark, weil das quanti-
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Inzidenzergebnisse aus der Analyse des vereinigungsbedingten Inflationsimpulses 
und realen Wachstumsimpulses im alten Bundesgebiet in Kapitel 8 (vgl. Übersicht 2) 
Bei der Analyse des vereinigungsbedingten Inflationsimpulses im alten Bundesgebiet zeigte 
sich, dass der unerwartete und unvollständig antizipierte Inflationsimpuls über vielfältige Wir-
kungsmechanismen letztendlich alle Einkommensbezieher und Vermögensbesitzer traf und 
komplexe Auswirkungen auf die funktionelle, sektorale und personelle Einkommensvertei-
lung und auf die personelle und sektorale Vermögensverteilung ausübte.
579
 Im Prinzip war 
jede inflationsinduzierte Veränderung der relativen Preise von Gütern, Produktionsfaktoren 
oder Vermögensanlagen, der realen Erwerbs- und Transfereinkommen und der nominalen 
Steuerbemessungsgrundlagen seit der deutschen Vereinigung unmittelbar oder mittelbar 
verteilungsrelevant. Darüber hinaus waren die realwirtschaftlichen Wachstums- und Beschäf-
tigungseffekte der Inflation in Westdeutschland verteilungsrelevant. Da die privaten Haushal-
te und Unternehmen in der Realität häufig gleichzeitig mehrere Vermögensarten besitzen, 
gleichzeitig Einkommen aus mehreren Quellen beziehen und zugleich Geldgläubiger und 
Geldschuldner sind, ließen sich alle Gewinner und alle Verlierer des vereinigungsbedingten 
Inflationsimpulses auf allen Verteilungsebenen nicht exakt bestimmen.
580
  
Des weiteren war eine Bestimmung der quantitativen Bedeutung der inflationsinduzierten 
und wachstumsinduzierten interpersonellen Einkommensverteilungswirkungen mit dem ver-
fügbaren statistischen Datenmaterial größtenteils nicht möglich. In Übersicht 2 wird aber zu-
mindest deutlich, dass bei den meisten inflationsinduzierten Wirkungsmechanismen eine 
einkommensnivellierende (einkommensdifferenzierende) Wirkung in materieller Hinsicht 
schwächer (stärker) ausfiel als in formaler Hinsicht, da die Steuerpflichtigen mit einem hohen 
steuerbaren Bruttoeinkommen und die Unternehmen ihre inflationsinduzierten realen Lasten 
überdurchschnittlich auf Kosten des Staates oder auf Kosten von Arbeitnehmern oder Kon-
sumenten verringerten. Bei der „kalten“ Progression“ und bei der Realabwertung staatlicher 
Sozialleistungen konnte im Rahmen der formalen Inzidenzanalyse immerhin eindeutig eine 
einkommensdifferenzierende Wirkung abgeleitet werden. Da die Steuermehreinnahmen aus 
der „kalten“ Progression zwischen 1991 und 1993 ca. 37 Mrd. DM betrugen, war die ein-
kommensdifferenzierende Wirkung der „kalten“ Progression in diesem Zeitraum quantitativ 
durchaus bedeutsam. Darüber hinaus generierten inflationsinduzierte interpersonelle Ver-
mögensumverteilungswirkungen zwischen Geldvermögens- und Sachvermögensbesitzern 
                                                
579
  Vgl. Cassel, D. (1999), S. 338 f. und Fisher, S./Modigliani, F. (1978), S. 810 ff.  
580
  Vgl. Bulir, A./Gulde, A.-M. (1995), S. 17 f. und Cassel, D. (1999), S. 338 f.  
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über eine Erhöhung des Konzentrationsgrades der personellen Bruttogeldvermögensvertei-
lung eindeutig eine mittelbare einkommensdifferenzierende Wirkung. Des weiteren ging von 
der inflationsinduzierten Verschiebung der funktionellen Einkommensverteilung in 1990 und 
1991 (Lohn-Lag-Hypothese“) und von der inflationsinduzierten interpersonellen Einkom-
mensumverteilung zwischen den Empfängern staatlicher Sozialtransfers und den Erwerbstä-
tigen („Transfereinkommen-Lag-Hypothese“) zwar nicht empirisch eindeutig, aber vermutlich 
jeweils eine einkommensdifferenzierende Wirkung aus. Dagegen wirkte die „Scheingewinn-
besteuerung“ der Unternehmen zumindest in formaler Hinsicht vermutlich einkommensnivel-
lierend. Bei der Realabwertung staatlicher Personalausgaben und der Realabwertung staat-
licher und privater Tilgungs- und Zinszahlungen sowie bei der „Scheinzinsbesteuerung“ 
konnte weder eine einkommensdifferenzierende Wirkung noch eine einkommensnivellieren-
de Wirkung eindeutig empirisch abgeleitet werden. Schließlich zeigte die Analyse in Ab-
schnitt 8.2, dass die funktionellen Einkommensverteilungswirkungen des vereinigungsbe-
dingten realen Wachstumsimpulses in 1990 und 1991 mittelbar differenzierend auf die per-
sonelle Nettoeinkommensverteilung im alten Bundesgebiet wirkten. 
10.2 Bilanz der interpersonellen Einkommensverteilungswirkungen aus der 
Nutzung der investiven öffentlichen West-Ost-Bruttofinanztransfers durch 
westdeutsche Wirtschaftssubjekte 
Bei der personellen Verteilungsanalyse der Nutzung der investiven öffentlichen West-Ost-
Bruttofinanztransfers durch westdeutsche Wirtschaftssubjekte in Kapitel 9 zeigte sich, dass 
von der Inanspruchnahme der staatlichen Investitionsförderung für Ostdeutschland durch 
westdeutsche Investoren und von der finanziellen Begünstigung westdeutscher Investoren 
bei der Privatisierung des Volksvermögens der ehemaligen DDR jeweils eine konzentrations-
fördernde Wirkung auf die personelle Vermögensverteilung ausging. Daraus resultierte eine 
unmittelbare und mittelbare differenzierende Wirkung auf die personelle Nettoeinkommens-
verteilung im alten Bundesgebiet. Diese war bei der staatlichen Investitionsförderung in 
quantitativer Hinsicht durchaus bedeutsam, weil allein die kumulierten Steuermindereinnah-
men im gesamten Bundesgebiet aufgrund von Steuervergünstigungen für Ostdeutschland 
zwischen 1991 und 1996 mit ca. 60,9 Mrd. DM einen hohen Betrag erreichten. Demgegen-
über konnte die Gesamtwirkung der geldwerten Vorteile der westdeutschen privaten Haus-
halte und Unternehmen aus der Nutzung des staatlichen materiellen Infrastrukturangebotes 
in Ostdeutschland auf die personelle Nettoeinkommensverteilung mit dem verfügbaren sta-
tistischen Datenmaterial nicht eindeutig empirisch abgeleitet werden. Insgesamt betrachtet 
ist eine differenzierende Gesamtwirkung aus der Nutzung der investiven öffentlichen West-
Ost-Bruttofinanztransfers durch westdeutsche Wirtschaftssubjekte auf die personelle Netto-




































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































10.3 Gesamtwirkung der öffentlichen innerdeutschen Finanztransferströme auf 
die personelle Nettoeinkommensverteilung in Westdeutschland 
In diesem Abschnitt wird versucht, die Gesamtwirkung der öffentlichen innerdeutschen Fi-
nanztransferströme auf die personelle Nettoeinkommensverteilung in Westdeutschland ab-
zuleiten. Dazu werden die Inzidenzergebnisse aus den Abschnitten 10.1 und 10.2 in einer 
Gesamtbilanz zusammengestellt, da die Finanzierung der West-Ost-Bruttofinanztransfers 
einerseits und die Nutzung der investiven öffentlichen West-Ost-Bruttofinanztransfers durch 
westdeutsche Wirtschaftssubjekte andererseits gleichermaßen relevant für die personelle 
Nettoeinkommensverteilung im alten Bundesgebiet waren. Aufgrund der bereits geschilder-
ten statistischen Grenzen bei der Ermittlung der interpersonellen Einkommensverteilungswir-
kungen wird sich allerdings die Gesamtwirkung weder in formaler Hinsicht und erst Recht 
nicht in materieller Hinsicht eindeutig empirisch ermitteln lassen.  
Nach den formalen Analyseergebnissen in Übersicht 1 und 2 war die Gesamtwirkung aus 
der Finanzierung der öffentlichen West-Ost-Bruttofinanztransfers auf die personelle Netto-
einkommensverteilung in Westdeutschland in formaler Hinsicht vermutlich differenzierend. 
Diese These ist plausibel, weil die quantitativ bedeutsamen einkommensdifferenzierenden 
interpersonellen Einkommensverteilungswirkungen (aus der Mineralölsteuererhöhung, aus 
höheren gesetzlichen Sozialversicherungsbeiträgen, aus der Kürzung staatlicher Sozialleis-
tungen, aus der „kalten“ Progression“, aus der Realabwertung staatlicher Sozialleistungen, 
aus der interpersonellen Vermögensumverteilung zwischen Geld- und Sachvermögensbesit-
zern, aus dem vereinigungsbedingten realen Wachstumsimpuls) gegenüber den quantitativ 
bedeutsamen einkommensnivellierenden interpersonellen Einkommensverteilungswirkungen 
(aus dem Solidaritätszuschlag, aus der „Scheingewinnbesteuerung“ der Unternehmen) ein-
deutig dominieren. Eine genauere Aussage ist allerdings nur dann möglich, wenn auch die-
jenigen interpersonellen Einkommensverteilungswirkungen berücksichtigt werden, die zwar 
quantitativ bedeutsam waren, aber in ihrer Richtung entweder empirisch unbestimmt oder 
nicht eindeutig empirisch ableitbar waren (z.B. aus der vereinigungsbedingten öffentlichen 
Verschuldung, aus der Realabwertung staatlicher und privater Tilgungs- und Zinszahlungen, 
aus der „Scheinzinsbesteuerung“, aus dem „Transfereinkommen-Lag“). Hinzu treten schließ-
lich noch die quantitativ unbedeutsamen einkommensdifferenzierenden und einkommensni-
vellierenden Einkommensverteilungswirkungen. 
In materieller Hinsicht fielen die quantitativ bedeutsamen einkommensnivellierenden inter-
personellen Einkommensverteilungswirkungen aus dem Solidaritätszuschlag und aus der 
„Scheingewinnbesteuerung“ sogar noch schwächer aus. Dagegen hielten sich bei den quan-





lungswirkungen die Verstärkungen einerseits (z.B. bei den höheren gesetzlichen Sozialversi-
cherungsbeiträgen und bei der „kalten“ Progression“) und die Abschwächungen andererseits 
(z.B. bei der Mineralölsteuererhöhung und bei der Kürzung staatlicher Sozialleistungen) un-
gefähr die Waage. Eine genauere Aussage zur effektiven Gesamtwirkung der Finanzierung 
der öffentlichen West-Ost-Bruttofinanztransfers auf die personelle Nettoeinkommensvertei-
lung in Westdeutschland ist leider nicht möglich. Dazu ist die materielle Inzidenz bei zu vie-
len interpersonellen Einkommensverteilungswirkungen letztendlich zu unbestimmt. 
Es bleibt aber festzuhalten, dass die in Abschnitt 10.2 plausibel abgeleitete einkommensdif-
ferenzierende Gesamtwirkung aus der Nutzung der investiven öffentlichen West-Ost-Brutto-
finanztransfers durch westdeutsche Wirtschaftssubjekte eine etwaige einkommensdifferen-
zierende (einkommensnivellierende) Gesamtwirkung aus der Finanzierung der öffentlichen 
West-Ost-Bruttofinanztransfers verstärkte (abschwächte). Daher ist die eingangs formulierte 
These einer „personellen Gerechtigkeitslücke“ sicherlich eher plausibel, wenn sie sich nicht 
ausschließlich auf die Finanzierung der öffentlichen West-Ost-Bruttofinanztransfers bezieht, 
sondern auch die Nutzung der investiven öffentlichen West-Ost-Bruttofinanztransfers durch 
westdeutsche Wirtschaftssubjekte berücksichtigt. Dieser Aspekt wurde in den bisherigen 
wissenschaftlichen Studien zu den interpersonellen Einkommensverteilungswirkungen der 
öffentlichen innerdeutschen Finanztransferströme allerdings völlig vernachlässigt.  
In einer umfassenden Inzidenzanalyse der öffentlichen innerdeutschen Finanztransferströme 
müssten außerdem die bisher noch nicht analysierten „sekundären“ wachstumsinduzierten 
interpersonellen Einkommensverteilungswirkungen berücksichtigt werden. Diese resultierten 
daraus, dass die diskretionären finanzpolitischen Maßnahmen seit der deutschen Vereini-
gung, der vereinigungsbedingte Inflationsimpuls, die staatliche Investitionsförderung für Ost-
deutschland, die Nutzung des staatlichen materiellen Infrastrukturangebotes in Ostdeutsch-
land durch westdeutsche Unternehmen und die finanziellen Begünstigung westdeutscher 
Investoren bei der Privatisierung des DDR-Volksvermögens mittelfristig per Saldo vermutlich 
einen negativen Einfluss auf das reale Wirtschaftswachstum im alten Bundesgebiet ausübten 
und darüber die personelle Nettoeinkommensverteilung mittelbar beeinflussten. Nach den 
Analyseergebnissen aus Abschnitt 8.2 war die Gesamtwirkung dieser „sekundären“ wachs-
tumsinduzierten funktionellen Einkommensverteilungswirkungen auf die personelle Nettoein-
kommensverteilung im alten Bundesgebiet vermutlich einkommensnivellierend.
581
 
                                                
581





Beispielsweise verminderten die Einführung des Solidaritätszuschlags und die Erhöhungen 
der gesetzlichen Sozialversicherungsbeiträge das reale Wirtschaftswachstum, weil sie die 
Leistungsbereitschaft der Steuerpflichtigen und die Investitionsbereitschaft der Unternehmen 
beeinträchtigten. Des weiteren ging von den Verbrauchsteuererhöhungen indirekt ein investi-
tionsdämpfender Effekt aus, da sie die reale Kaufkraft der privaten Haushalte und darüber 
den privaten Konsum verminderten. Daraus resultierte ein multiplikativer restriktiver Effekt 
auf die gesamtwirtschaftliche Kapazitätsauslastung und die private Investitionstätigkeit. Au-
ßerdem reagierten die Gewerkschaften auf die Verbrauchsteuererhöhungen mit einer ex-
pansiven Lohnpolitik und die Unternehmen auf die steigenden Lohnkosten mit Preiserhö-
hungen und mit einer Reduktion ihrer Sachinvestitionen. Daraufhin richtete die Deutsche 
Bundesbank ihre Geldpolitik restriktiver aus, wodurch zinselastische private Sachinvestitio-
nen zusätzlich zurückgedrängt wurden. Gleichzeitig dämpfte die schuldeninduzierte Erhö-
hung des deutschen Kapitalmarktzinssatzes ebenfalls private Sachinvestitionen. Eine investi-
tionsdämpfende Wirkung ging auch von den diskretionären Kürzungen staatlicher Subventi-
onen und staatlicher Sachausgaben zur Erstellung materieller Infrastrukturleistungen und für 
das Angebot unternehmensbezogener Infrastrukturleistungen aus. Schließlich wirkte die 
staatliche Investitionsförderung für Ostdeutschland wachstumsdämpfend, weil die westdeut-
schen Investoren ihre Investitionen zumindest partiell nach Ostdeutschland verlagerten.
582
  
Darüber hinaus hat der vereinigungsbedingte Inflationsimpuls das reale Wirtschaftswachs-
tum im alten Bundesgebiet vermutlich beeinträchtigt. Ein negativer Einfluss ist nach Ansicht 
der meisten Ökonomen plausibel, weil bei Inflation die Absatz- und Ertragserwartungen der 
Unternehmen unsicherer werden, die Transaktionskosten der Erwartungsbildung ansteigen, 
die Informationsfunktion der Güterpreise über relative Güterknappheiten beeinträchtigt wird, 
das Risiko fehlerhafter Investitionsentscheidungen ansteigt, die Zinserwartungen der Markt-
teilnehmer ansteigen, die effiziente Allokation der Produktionsfaktoren gestört wird und die 
Anleger ihre Finanzaktiva in unproduktive realwertgesicherte Sachaktiva umschichten.
583
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  Vgl. Postlep, R.-D. (1992), S. 38 f. und Leis, G. (1994), S. 171 ff. 
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  Vgl. Cassel, D. (1999), S. 336 f. und die Studien von Barro, R.J. (1996), S. 153 ff; Grimes, A. 





11. Schlussbetrachtung  
In der vorliegenden Arbeit wurden in Hauptteil 1 die interregionalen Einkommensvertei-
lungswirkungen der öffentlichen innerdeutschen Finanztransferströme zwischen West-
deutschland und Ostdeutschland und in Hauptteil 2 die interpersonellen Einkommensvertei-
lungswirkungen der öffentlichen innerdeutschen Finanztransferströme in Westdeutschland 
genauer analysiert. Bei der Analyse in Hauptteil 1 stand die Frage im Mittelpunkt, in welchem 
Ausmaß die öffentlichen innerdeutschen Finanztransferströme eine interregionale Einkom-
mensumverteilung von West- nach Ostdeutschland generierten. Deshalb wurden zunächst in 
Kapitel 2 und Kapitel 3 die kumulierten West-Ost-Nettofinanztransfers umfassend definiert 
und statistisch erfasst. In Kapitel 4 zeigte sich, dass die umfassend definierten kumulierten 
West-Ost-Nettofinanztransfers die interregionale Einkommensumverteilung von West- nach 
Ostdeutschland näherungsweise erfassen, da sie den effektiv nach Ostdeutschland transfe-
rierten Teil des westdeutschen Volkseinkommens näherungsweise angeben und den ost-
deutschen privaten Haushalten und Unternehmen effektiv zugute kamen. Dieser Teil des 
westdeutschen Volkseinkommens hätte in einem Referenzszenario ohne die deutsche Ein-
heit nicht nach Ostdeutschland transferiert werden müssen und damit für eine Verwendung 
im alten Bundesgebiet zur Verfügung gestanden.  
Dennoch eigenen sich die umfassend definierten kumulierten West-Ost-Nettofinanztransfers 
nur bedingt zur Messung der tatsächlichen interregionalen Einkommensumverteilung von 
Westdeutschland nach Ostdeutschland. Erstens sind die nach Ostdeutschland geleisteten 
nicht-monetären Realtransfers des Bundes größtenteils und die Zinsausgaben der öffentli-
chen Bruttofinanztransferträger für die vereinigungsbedingte öffentliche Verschuldung über-
haupt nicht enthalten. Dies ist  nicht befriedigend, weil die öffentlichen Zinsausgaben für die 
übernommenen öffentlichen und privaten Schuldverhältnisse aus der ehemaligen DDR tat-
sächlich einen interregionalen Bruttofinanztransfercharakter besitzen. Zweitens war die Pri-
vatisierung des Volksvermögens der ehemaligen DDR mit einem Vermögenstransfer von 
Ostdeutschland nach Westdeutschland verbunden. Er wurde allerdings bei der Definition und 
Abgrenzung der umfassend definierten West-Ost-Nettofinanztransfers nur teilweise berück-
sichtigt. Das verfügbare statistische Datenmaterial reicht allerdings nicht, um die umfassend 
definierten kumulierten West-Ost-Nettofinanztransfers um die noch nicht erfassten West-Ost-
Realtransfers des Bundes, um den kumulierten Ost-West-Vermögenstransfer und um die 
öffentlichen Zinsausgaben mit interregionalem Bruttofinanztransfercharakter zu korrigieren.  
Bei einem Vergleich der institutionellen Berechnungsergebnisse zur Höhe der kumulierten 
West-Ost-Nettofinanztransfers mit den umfassend definierten kumulierten West-Ost-Netto-





Institutionen berechneten kumulierten West-Ost-Nettofinanztransfers lediglich eine grobe 
Näherungsgröße für die tatsächliche interregionale Einkommensumverteilung von West-
deutschland nach Ostdeutschland dar. Diese Diskrepanz ist darauf zurückzuführen, dass die 
Institutionen die kumulierten West-Ost-Bruttofinanztransfers und den „Eigenbeitrag“ des Bei-
trittsgebietes zur Finanzierung der öffentlichen West-Ost-Bruttofinanztransfers unterschät-
zen, da sie diese Größen weder exakt abgrenzen noch statistisch exakt erfassen können.  
Bei der Analyse in Hauptteil 2 wurde überprüft, in welcher Weise die öffentlichen innerdeut-
schen Finanztransferströme die personelle Nettoeinkommensverteilung im alten Bundesge-
biet beeinflussten. Dazu wurde in einem ersten Schritt in Kapitel 5 und 7 die formale und 
materielle Inzidenz der diskretionären Finanzierung der West-Ost-Bruttofinanztransfers und 
in Kapitel 6 und 8 die formale und materielle Inzidenz der nicht-diskretionären Finanzierung 
der West-Ost-Bruttofinanztransfers durch den vereinigungsbedingten Inflationsimpuls und 
realen Wachstumsimpuls im alten Bundesgebiet genauer analysiert. Dieser Ansatz unter-
scheidet sich wesentlich von den bisherigen Studien zu den interpersonellen Einkommens-
verteilungswirkungen aus der Finanzierung der West-Ost-Finanztransfers. Diese beschränk-
ten sich in erster Linie auf eine Analyse der formalen Inzidenz einiger ausgewählter diskreti-
onärer finanzpolitischer Maßnahmen. Darauf aufbauend wurde in Wissenschaft und Politik 
des öfteren die provokante These aufgestellt, dass bei der Finanzierung der West-Ost-
Finanztransfers eine „personelle Gerechtigkeitslücke“ aufgetreten sei. Nach Ansicht des Au-
tors dieser Studie ist eine solche selektive personelle Verteilungsanalyse nur bedingt aussa-
gekräftig, weil sie einen Teil der diskretionären Finanzierungsquellen, weil sie die inflations-
induzierte Finanzmittelaufbringung, und weil sie die privatwirtschaftlichen Anpassungsreakti-
onen an die Begünstigungen und Belastungen aus der Finanzierung der West-Ost-
Bruttofinanztransfers überhaupt nicht berücksichtigt.  
Anschließend wurden in einem zweiten Schritt in Kapitel 9 die interpersonellen Einkom-
mensverteilungswirkungen aus der Nutzung der investiven öffentlichen West-Ost-Brutto-
finanztransfers durch westdeutsche Wirtschaftssubjekte analysiert. Damit wurde berücksich-
tigt, dass die Inanspruchnahme der staatlichen Investitionsförderung für Ostdeutschland 
durch westdeutsche Investoren, die finanzielle Begünstigung westdeutscher Investoren bei 
der Privatisierung des Volksvermögens der ehemaligen DDR und die Nutzung des staatli-
chen materiellen Infrastrukturangebotes in Ostdeutschland durch westdeutsche private 
Haushalte und Unternehmen die personelle Nettoeinkommensverteilung im alten Bundesge-
biet ebenfalls beeinflussten. Dieser Aspekt stand bisher kaum im wissenschaftlichen Interes-
se. Es richtete sich fast ausschließlich auf eine Analyse der personellen Inzidenz der Finan-
zierung der West-Ost-Bruttofinanztransfers. Nach den Inzidenzergebnissen in Kapitel 9 ist 





lichen West-Ost-Brutto-finanztransfers durch westdeutsche Wirtschaftssubjekte per Saldo 
vermutlich eine einkommensdifferenzierende Wirkung generierte und darüber eine etwaige 
einkommensdifferenzierende (einkommensnivellierende) Gesamtwirkung aus der Finanzie-
rung der West-Ost-Nettofinanztransfers tendenziell verstärkte (abschwächte).  
Schließlich stellte sich bei der Ableitung der Gesamtwirkung der öffentlichen innerdeutschen 
Finanztransferströme auf die personelle Nettoeinkommensverteilung im alten Bundesgebiet 
in Kapitel 10 das zentrale Problem, dass das verfügbare statistische Datenmaterial letztend-
lich nicht ausreicht, um die Gesamtwirkung statistisch zu erfassen und zumindest ihre tat-
sächliche Richtung empirisch eindeutig abzuleiten. Dieser Umstand ist darauf zurückzufüh-
ren, dass die in Kapitel 7, 8 und 9 abgeleiteten interpersonellen Einkommensverteilungswir-
kungen mangels exakter Quantifizierbarkeit nicht kardinal vergleichbar sind. Außerdem ist 
ihre Richtung zum Teil empirisch unbestimmt und zum Teil zwar plausibel, aber nicht eindeu-
tig empirisch ableitbar. Daher konnte die These einer „personellen Gerechtigkeitslücke“ we-
der eindeutig bestätigt noch eindeutig widerlegt werden. Nach der Auswertung der Analyse-
ergebnisse in Übersicht 1 und 2 war die Gesamtwirkung der diskretionären und nicht-
diskretionären Finanzierung der öffentlichen West-Ost-Bruttofinanztransfers auf die personel-
le Nettoeinkommensverteilung in Westdeutschland in formaler Hinsicht vermutlich differen-
zierend, da die quantitativ bedeutsamen einkommensdifferenzierenden interpersonellen Ein-
kommensverteilungswirkungen gegenüber den quantitativ bedeutsamen einkommensnivel-
lierenden interpersonellen Einkommensverteilungswirkungen eindeutig überwiegen. Für eine 
genauere Aussage müssen allerdings auch diejenigen quantitativ bedeutsam interpersonel-
len Einkommensverteilungswirkungen berücksichtigt werden, die in ihrer Richtung entweder 
empirisch unbestimmt waren oder sich nicht eindeutig empirisch bestimmen ließen. 
In materieller Hinsicht gestaltete sich die Bestimmung der Gesamtwirkung der Finanzierung 
der öffentlichen West-Ost-Bruttofinanztransfers auf die personelle Nettoeinkommensvertei-
lung in Westdeutschland noch schwieriger. Aufgrund der zahlreichen und zum Teil entge-
gengerichteten Preis- und Mengenwirkungen auf den Güter- und Faktormärkten konnte we-
der die materielle Inzidenz der diskretionären und nicht-diskretionären Finanzierung der öf-
fentlichen West-Ost-Bruttofinanztransfers noch die materielle Inzidenz der Nutzung der in-
vestiven öffentlichen West-Ost-Bruttofinanztransfers durch westdeutsche Wirtschaftssubjekte 
eindeutig abgeleitet werden. Außerdem ist die formale Inzidenz der vereinigungsbedingten 
öffentlichen Verschuldung, der diskretionären Kürzungen und inflationsinduzierten Realab-
wertung staatlicher Personalausgaben, der diskretionären Kürzungen staatlicher Sachaus-
gaben für das Angebot materieller Infrastrukturleistungen, der inflationsinduzierten Realab-
wertung staatlicher und privater Tilgungs- und Zinszahlungen, der „Scheinzinsbesteuerung“ 





erst Recht in materieller Hinsicht. Daher besteht hier - innerhalb des gegebenen Rahmens 
an verfügbaren statistischen Daten – durchaus ein weiterer Forschungsbedarf. Es bleibt 
letztendlich aber zumindest festzuhalten, dass die These einer „personellen Gerechtigkeits-
lücke“ sicherlich eher haltbar ist, wenn sie sich nicht nur auf die Finanzierung der öffentlichen 
West-Ost-Bruttofinanztransfers bezieht, sondern auch die Nutzung der investiven öffentli-
chen West-Ost-Bruttofinanztransfers durch westdeutsche Wirtschaftssubjekte berücksichtigt.  
 XVIII
Anhang  
Tabelle 1: Entwicklung des Haushalts der Bundesanstalt für Arbeit in West- und Ost-
deutschland zwischen 1990 und 1997 (in Mrd. DM)  
  19901 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 Σ 
Ost 2,5 29,9 46,0 50,6 41,6 35,8 38,2 38,3 282,9 Ausgaben 
West 41,4 42,0 47,5 59,0 58,2 61,3 67,4 64,4 441,2 
Ost 1,3 4,6 3,33 3,63 3,8 4,0 3,9 3,7 28,2 Einnahmen  
West 40,7 65,6 76,44 81,64 85,9 86,2 87,9 89,4 613,7 
Ost -1,2 -25,3 -42,73 -47,04 -37,8 -31,8 -34,3 -34,6 -254,7
West -0,7 23,6 28,94 22,63 27,7 24,9 20,5 25,0 173,26 
Überschuss/Defizit  
Gesamt -1,9 -1,7 -13,8 -24,4 -10,1 -6,9 -13,8 -9,6 -82,2 
Bundeszuschuss  Ost 1,22 1,7 13,85 24,4 10,1 6,9 13,8 9,6 81,5 
1) Für Ostdeutschland: 3.10. bis 31.12.1990 
2) Anschubfinanzierung Ost für das 2. Halbjahr 1990 in Höhe von 1,2 Mrd. DM zum Defizitausgleich und 
Bundeszuschuss an die Bundesanstalt für Arbeit-West in Höhe von 0,7 Mrd. DM zum Defizitausgleich 
3) exklusive Ostdeutschland zuzurechnendes Beitragsaufkommen in Westdeutschland von 4,2 Mrd. DM in 
1992 und 7,5 Mrd. DM in 1993   
4) inklusive Ostdeutschland zuzurechnendes Beitragsaufkommen in Westdeutschland von 4,2 Mrd. DM in 
1992 und 7,5 Mrd. DM in 1993   
5) inklusive 4,89 Mrd. DM Bundeszuweisung gem. Nachtragshaushalt 1991 
6) Σ 1991-1997 
Quelle: Deutsche Bundesbank (7/1994), S. 40 ff; Bundesanstalt für Arbeit (Hrsg.): Amtliche Nachrich-
ten der Bundesanstalt für Arbeit, Arbeitsstatistik, Nürnberg, Jahreszahlen 1994 und 1995   
(Übersicht 207), Jahreszahlen 1996 (Übersicht 199) und Jahreszahlen 1997 (Übersicht 195); 
Boss, A./Rosenschon, A. (1996), S. 15 f; eigene Berechnungen. 
 
 XIX
Tabelle 2: Entwicklung des bereinigten Finanzierungssaldos der Bundesanstalt für 
Arbeit in West- und Ostdeutschland zwischen 1991 und 1997 (in Mrd. DM)  
 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 Σ 
Bundesanstalt für Arbeit-Ost -20,0 -38,0 -38,6 -29,6 -23,1 -26,6 -26,3 -202,2 
Bundesanstalt für Arbeit-West 20,4 24,5 15,0 19,5 15,7 11,0 16,6 122,7 
Bundesanstalt für Arbeit-Gesamt 0,4 -13,5 -23,6 -10,1 -7,4 -15,6 -9,7 -79,9 
Quelle: Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung (Wochenbericht Nr. 45/1999), S. 815. 
 XX
Tabelle 3a: Entwicklung des Haushalts der Gesetzlichen Rentenversicherung der Ar-
beiter und Angestellten in Westdeutschland zwischen 1990 und 1997 (in 
Mrd. DM) 
 1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997
Einnahmen (insgesamt), darunter: 
- Beiträge 

























Ausgaben (insgesamt), darunter: 
- Renten 
- Krankenversicherung der Rentner 

































Ausgaben ohne Finanzausgleich 202,9 215,3 227,6 242,3 257,9 269,7 278,1 285,0
Überschuss bzw. Defizit mit Finanzaus-
gleich 
9,5 10,7 6,7 -5,8 0,8 -3,0 2,0 9,8 
Überschuss bzw. Defizit ohne Finanzaus-
gleich 
9,5 10,7 10,3 0,2 8,7 5,9 11,9 19,7 
Tabelle 3b: Entwicklung des Haushalts der Gesetzlichen Rentenversicherung der Ar-
beiter und Angestellten in Ostdeutschland zwischen 1990 und 1997 (in 
Mrd. DM) 
 19901 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997
Einnahmen (insgesamt), darunter: 
- Beiträge 
- Bundeszuschuss nach § 213 SGB VI 

































Einnahmen ohne Finanzausgleich 13,6 31,3 40,8 45,5 52,9 58,5 61,2 64,9 
Ausgaben (insgesamt), darunter: 
- Renten 

























Überschuss/Defizit mit Finanzausgleich 0 0,5 -1,0 -2,0 -2,8 -7,0 -9,0 -7,9 
Überschuss/Defizit ohne Finanzausgleich 0 0,5 -4,6 -8,0 -10,7 -15,9 -18,9 -17,8
1) 2. Halbjahr 1990  
2) Finanzausgleich zwischen der Rentenversicherung der Angestellten in den alten Bundesländern und der 
Rentenversicherung der Arbeiter in den neuen Bundesländern. 
3) Dieser Betrag setzt sich aus einem originären Bundeszuschuss von 2,3 Mrd. DM und einer Anschubfinanzie-
rung aus dem DDR-Haushalt von 1,3 Mrd. DM zusammen. 
Quelle: Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung (Wochenbericht Nr. 45/1999), S. 815; Deutscher 
Bundestag (Hrsg.): Verhandlungen des Deutschen Bundestages, Band 13, Drucksache 
Nr. 11290, Bonn, 1998, Übersicht I.16; eigene Berechnungen. 
 XXI
Tabelle 6: Berechnungen der Bundesbank zur Zweckbestimmung der öffentlichen 
West-Ost-Bruttofinanztransfers zwischen 1991 und 1997 
 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 
Bruttoleistungen in Mrd. DM,   
davon (in %): 
139 151 167 169 185 187 183 
- Sozialleistungen 40,3 45,0 46,1 43,8 42,7 44,9 44,3 
- Subventionen1  5,8 6,7 6,6 10,1 9,7 8,0 7,6 
- Investitionen 15,8 15,2 15,6 15,3 18,4 17,7 17,5 
- Allgemeine Finanzzuweisungen 38,1 33,1 31,7 30,8 29,2 29,4 30,6 
1 ohne Steuervergünstigungen 
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